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Editorial: Ressourcenkonflikte 


Wieder einmal stehen die Ölpreise auf 
Rekordhöhe und schüren Befürchtungen, 
die schwachen Ansätze einer konjunktu- 
rellen Erholung könnten durch hohe 
Energiekosten abgewürgt werden. Nicht 
zuletzt daran wird die Bedeutung der na- 
türlichen Ressourcen für die Entwicklung 
der kapitalistischen Ökonomie deutlich. 
Auch bei dem im vergangenen Jahr von 
den USA und ihren Alliierten geführten 
Krieg gegen den Irak waren sich die 
meisten Kommentatoren einig, dass die 
Ölinteressen der USA eine maßgebliche 
Rolle gespielt haben. Ebenso geht es in 
den „neuen Kriegen“, die nach dem En- 
de der Blockkonfrontation vor allem in 
den zerfallenden Staaten Afrikas geführt 
werden, häufig um die Kontrolle von 
Bodenschätzen. 

Den natürlichen Ressourcen kommt in 
mehrfacher Hinsicht eine besondere Rol- 
le zu. Einerseits sind sie nicht beliebig 
vermehrbar, so dass ihre Endlichkeit 
schon vor Jahrzehnten zu Diskussionen 
über die „Grenzen des Wachstums“ führ- 
te. Vor allem aber sind sie im Unter- 
schied zu industriell produzierbaren Gü- 
tern ortsgebunden. Ihre Ausbeutung und 
Verwertung setzt die Kontrolle über die- 
ses Territorium und die entsprechenden 
Transportwege voraus, was die Grundlage 
einer ganzen Reihe von Konflikten lie- 
fert. Bereits in den klassischen Imperia- 
lismustheorien wurden derartige Fragen 
verhandelt. Allerdings geht es heute 
nicht nur um die physischen Räume, 
sondern auch um die funktionalen Räu- 
me des Weltmarkts, um die Beherr- 
schung der Preisbildung und der Faktu- 


rierung der Ressourcen. Vor allem durch 
den Irakkrieg wurde die Frage nach dem 
Verhältnis von Globalisierung und Impe- 
rialismus erneut aufgeworfen (vgl. dazu 
PROKLA 133, Dezember 2003, Imperia- 
listische Globalisierung). 
Ressourcenkonflikte, die häufig das Po- 
tential zu einem militärisch ausgetrage- 
nen Konflikt haben, werden im 21. Jahr- 
hundert wahrscheinlich keineswegs ab- 
nehmen, sie werden eher zunehmen. Da- 
bei kann es sich um Konflikte von ganz 
unterschiedlicher Struktur handeln. So 
ist nicht nur Öl, sondern auch Wasser 
eine zunehmend umstrittene Ressource. 
Bereits jetzt gibt es erhebliche Wasser- 
konflikte zwischen der Türkei, Syrien 
und dem Irak, zwischen Israel und sei- 
nen Nachbarn sowie zwischen Ägypten 
und dem Sudan und Äthiopien. Die Er- 
schöpfung oder Vernichtung landwirt- 
schaftlicher Böden durch zunehmende 
Versteppung (welche ihre Ursache unter 
anderem im Klimawandel haben dürfte) 
führte bereits zu Millionen von Umwelt- 
flüchtlingen, die in Städte oder andere 
Länder auswandern und dort die sozialen 
Konflikte verschärfen. Häufig führen die- 
se Fluchtbewegungen auch zu erhebli- 
chen politischen Spannungen zwischen 
benachbarten Ländern. 

Allerdings dürften auch in Zukunft die 
Konflikte um Erdöl als den Energieträger 
Nummer Eins des gegenwärtigen Kapita- 
lismus von besonderem Gewicht sein. 
Während sich die Vorräte an fossilen 
Brennstoffen in diesem Jahrhundert ihrer 
Erschöpfung nähern, wächst gleichzeitig 
der Verbrauch an Erdöl immer weiter an: 
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Länder wie China, deren industrielle 
Entwicklung mit hohem Tempo voran- 
geht, haben ihren Ölverbrauch bereits 
bedeutend erhöht und werden ihn mit 
Sicherheit noch weiter steigern; auf der 
andere Seite erfolgen Energiesparmaß- 
nahmen in vielen entwickelten Ländern, 
vor allem in dem größten Verbraucher- 
land, den USA, nur sehr zögerlich. 
Zugleich hat der Verbrauch der fossilen 
Energieträger eine erhebliche Belastung 
der Atmosphäre zur Folge, deren klima- 
verändernde Wirkungen man bereits spü- 
ren kann. Einen Überblick über diese 
Konflikte und ihre Auswirkungen gibt 
Jürgen Scheffran in seinem Artikel. 

Die Ausbeutung von Rohstoffen hat nur 
in den seltensten Fällen zur positiven 
Entwicklung eines Landes beigetragen. In 
der Regel waren nicht trotz, sondern we- 
gen des Ressourcenreichtums eines Lan- 
des seine Unterentwicklung die Folge. 
Beispiele sind erdölreiche Länder wie Ni- 
geria, Venezuela, Mexiko, etc. Das Prob- 
lem wird als „Holländische Krankheit“ 
in der Ressourcenökonomie diskutiert. 
Wie diese Mechanismen im Einzelnen 
funktionieren, wird in diesem Heft an 
zwei ganz unterschiedlichen Fällen un- 
tersucht: Alberto Acosta schildert die 
Entwicklung Ecuadors, die zunächst in 
durchaus positiven Bahnen verlief. Aller- 
dings wurden im Verlauf der Schulden- 
krise (und Schulden in erheblichem 
Ausmaße konnte Ecuador nur aufgrund 
seines Öls aufnehmen) aufgrund der vom 
IWF und den Gläubigern erzwungenen 
„Strukturanpassungen“ gerade die für die 
breiteren Schichten der Bevölkerung er- 
reichten Verbesserungen zu einem gro- 
ßen Teil wieder zunichte gemacht. Jörn 
Thielman zeigt den „Fluch von Öl und 
Gas“ in Algerien auf. Dieser bescherte 
Algerien nicht nur einen überaus bruta- 
len Krieg durch die Kolonialmacht 
Frankreich, auch nach der Unabhängig- 
keit blieb die erhoffte ökonomische 
Entwicklung weitgehend aus. 

Für die Kapitalakkumulation entschei- 
dend sind gegenwärtig aber nicht nur 
Bodenschätze und Energieträger, sondern 


zunehmend auch genetische Ressourcen. 
Die Fortschritte der Biotechnologie er- 
möglichen heute weitgehende Eingriffe 
ins genetische Material z.B. des Saatgu- 
tes. Dazu muss allerdings ein breites 
Spektrum der verschiedenen Arten vor- 
handen und - um dessen Verwertung zu 
ermöglichen - müssen die Eigentums- 
rechte daran gesichert sein. Bereits in 
PROKLA 129 (Dezember 2002) wurden 
dieses Thema von Christoph Görg und 
Ulrich Brand in ihrem Beitrag „Konflikte 
um das grüne Gold der Gene“ diskutiert. 
Im vorliegenden Heft untersucht Joscha 
Wullweber den veränderten Zugriff auf das 
Saatgut und neue Formen der „Inwertset- 
zung“ vor dem Hintergrund des Über- 
gangs vom Fordismus zum Postfordismus. 
Einen anderen Fall der Verwertung gene- 
tischer Ressourcen diskutieren Ulrich 
Petschow und Anita Idel in ihrem Bei- 
trag zum „globalen Huhn“. Staatliche 
Forschungsförderung, „Leistungssteige- 
rung“ des Huhns durch Hybridisierung, 
dessen Standardisierung und unterschied- 
liche Wege der ökonomischen Konzent- 
ration gingen zunächst in den USA 
Hand in Hand. Dabei wurde ein - zu- 
mindest für die führenden Konzern - äu- 
ßerst erfolgreiches Produktions- und Ver- 
triebsmodell hervorgebracht und auch 
auf zahlreiche andere Länder übertragen. 
Allerdings birgt dieses Modell erhebliche 
Risiken für den Weiterbestand der gene- 
tischer Vielfalt des Huhns. 


Außerhalb des Heftschwerpunkts wird 
die in PROKLA 133 aufgenommene 
Diskussion über Globalisierung und Im- 
perialismus fortgesetzt. Stephen Gill 
antwortet auf den dort veröffentlichten 
Beitrag von Immanuel Wallerstein, der 
die US-amerikanische Hegemonie bereits 
auf einem stark absteigenden Ast ange- 
kommen sah. Demgegenüber stellt Gill 
die nach wie vor vorhandenen transnati- 
onalen ökonomischen und vor allem po- 
litischen Kapazitäten US-amerikanischer 
Macht heraus. 
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Susanne Soederberg untersucht eine bis- 
lang wenig beachtete Wendung in der 
US-amerikanischen Entwicklungspolitik 
unter George W. Bush, das Millenium 
Challenge Account: dabei wird die Zah- 
lung von Fördergeldern an die ärmsten 
und vom Weltmarkt weitgehend ausge- 


In der im letzten Heft neu eingeführten 
Rubrik „Einsprüche“ setzt sich Ulrich 
Busch kritisch mit den neuesten Diskus- 
sionen über die ökonomische Entwick- 
lung in Ostdeutschland und deren Aus- 
wirkungen auf die gesamtdeutsche Wirt- 
schaft auseinander. 


schlossenen Staaten unmittelbar an „gu- 
tes Regieren“ und eine wirtschaftsliberale 
Politik gebunden. 


PROKLA 136: Umbrüche des Sozialstaats (September 2004) 


Auch unter der rot-grünen Regierung wird, wie schon bei ihren Vorgängern unter im- 
mer neuen Etiketten ein Abbau sozialer Sicherungen betrieben, gleichgültig, ob es sich 
um die faktische Abschaffung der Arbeitslosenhilfe und verschärfte Zumutbarkeitsre- 
geln für Arbeitslose handelt, eine stärkere Belastung der Patienten durch Praxisgebühr 
und Zuzahlungen oder die Absenkung des Rentenniveaus. In anderen europäischen 
Ländern findet Ähnliches statt, so dass sich die Frage stellt, ob man überhaupt von 
einem „europäischen Sozialmodell“ sprechen kann, wie dies in der Vergangenheit als 
Kontrastierung zur neoliberalen Marktorientierung geschehen ist. Ist der Klassenkom- 
promiss, der den sozialstaatlichen Regelungen zugrunde lag, am Ende? Haben sich 
insbesondere die Mittelklassen vom sozialstaatlichen Modell abgewendet, das sie ihre 
Interessen am Markt besser befriedigt sehen? Oder sind es tatsächlich die Zwänge der 
Weltmarktkonkurrenz, die für sozialstaatliche Regelungen keinen Platz mehr lassen? 
Bei aller Kritik am Sozialabbau sollte nicht vergessen werden, dass der Sozialstaat er- 
hebliche disziplinierende Wirkungen auf die Arbeitskräfte entfaltete und stets auch be- 
stimmte Genderregime festschrieb. Die jüngsten „Reformen“ führen nicht nur zu einer 
Verminderung der materiellen Leistungen, sie verstärken auch diese disziplinierende 
Unterwerfung. Welches sind die Perspektiven des stattfindenden Umbaus? Und welche 
Perspektiven hat der mehr oder weniger starke Widerstand, den diese Umbrüche in 
den verschiedenen europäischen Ländern erfahren? 


PROKLA 137: Bildung und Ausbildung (Dezember 2004) 


Die Feststellung, dass in Deutschland Bildung und Bildungssysteme in einem kriti- 
schen Zustand sind, ist inzwischen zum Gemeinplatz geworden. Politiker aller Cou- 
leur fordern Abhilfe und mehr Geld für die Bildung. Um was für eine Bildung es da- 
bei gehen soll, wird aber genauso wenig diskutiert, wie der Einfluss, den etwa die im 
Welthandelsabkommen GATS vorgesehene Liberalisierung des internationalen Han- 
dels mit Dienstleistungen auf die Träger von Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen 
haben wird. Ausbildungsangebote werden noch weit mehr zur (auf dem Weltmarkt 
gehandelten) Ware werden, als dies bisher der Fall ist. Bildungsinstitutionen (und de- 
ren Export) werden sich zu einer keineswegs unbedeutenden Anlagesphäre von Kapital 
entwickeln. Die längst angelaufene Umstrukturierung sämtlicher Bildungsinstitutionen 
und ihre vielfältigen ökonomischen und sozialen Konsequenzen sollen im Mittel- 
punkt dieses Heftes der PROKLA stehen. 


Jürgen Scheffran 


Energiekonflikte und Klimakatastrophe: 
Die neue Bedrohung? 


Klima ist in. Die Flutkatastrophe des Jahres 2002 im Vorfeld der Bundestags- 
wahl half Bundeskanzler Gerhard Schröder, neben der Opposition gegen den 
Irakkrieg seine Macht zu erhalten. Im Sommer 2003 kostete eine Hitzewelle in 
Europa Tausende von Menschen das Leben. In einer Ende 2003 erschienenen 
Pentagon-Studie wird die apokalyptische Vision einer Klimakatastrophe entwi- 
ckelt, die die dramatischen Folgen eines raschen Klimawandels für die Sicher- 
heit der USA ausmalt (Schwartz/Randall 2003). Nun hat auch Hollywood das 
Klima als Thema entdeckt. Mit der 100-Millionen-Dollar- Filmproduktion The 
Day After Tomorrow inszeniert Roland Emmerich eine Mischung aus Inde- 
pendence Day and The Day After. Die Klimaapokalypse, die in den üblichen 
Szenarien Jahrzehnte, wenn nicht Jahrhunderte dauert, verläuft auf der Lein- 
wand im Zeitraffer. Innerhalb weniger Wochen kollabiert der Golfstrom, wo- 
durch sich die Nordhalbkugel dramatisch abkühlt. Los Angeles wird von Tor- 
nados attackiert, New York verwandelt sich in ein Eisgebirge und Amerikas 
Bevölkerung flieht gen Süden. 

Was auch immer von solchen filmischen Inszenierungen komplexer globaler 
Probleme zu halten ist, zunehmend wird offenkundig, dass der weiterhin do- 
minierende fossil-nukleare Weg in eine Sackgasse führt. Auf die Gefahren hat 
Hermann Scheer ın seinem 1999 erschienenen Buch Solare Weltwirtschaft 
aufmerksam gemacht: „Ressourcenkrisen spitzen sich wegen der nahenden Er- 
schöpfung von Erdöl, Erdgas und einigen strategischen Rohstoffen zu. ... Die 
Fragen des Zugangs können dramatische Konflikte provozieren. Sie bergen die 
Gefahr wirklicher Weltkriege“ (Scheer 1999: 16). In die gleiche Kerbe haut 
Franz Alt und setzt in journalistischer Zuspitzung die Solarstrategie als Alter- 
native dagegen: „Der Energiehunger der Industriestaaten wird zum größten 
Gemetzel der Menschheitsgeschichte führen, wenn nicht rasch der Umstieg 
auf erneuerbare Energien gelingt. ... Die Sonnenstrategie eröffnet die Chance 
zum Weltfrieden. ... Die große politische Entscheidung des 21. Jahrhunderts 
wird heißen: Krieg um Öl oder Frieden durch Sonne! Das ist der ultimative 
Scheideweg, vor der wir als Weltgesellschaft heute stehen“ (Alt 2002: 18). 
Auch wenn die Dichotomie übertrieben erscheint, stellt sich die Frage, wie der 
Übergang von der konfliktträchtigen fossil-nuklearen zu einer friedlicheren 
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und nachhaltigeren solaren Energieversorgung geschafft werden kann (WBGU 
2003). Der Weg dahin ist umstritten. So bestimmte im Frühjahr 2004 die 
Klima- und Energiepolitik zeitweise die Schlagzeilen deutscher Tageszeitungen. 
Der Versuch von Wirtschaftsminister Clement, die in Kyoto eingegangenen 
Verpflichtungen im Emissionshandel zugunsten von Industrieinteressen abzu- 
schwächen, verlief weitgehend erfolgreich. Passend dazu fuhr der Spiegel mit 
seiner Titelstory vom 29. März 2004 einen Generalangriff auf die Windenergie, 
das Herzstück des rot-grünen Energie-Programms, nur wenige Monate bevor 
im Juni die Weltkonferenz über erneuerbare Energien in Bonn stattfindet. Da- 
bei geht es um die Entwicklung einer nachhaltigen Alternative zu dem fossil- 
nuklearen Weg, den die Bush-Administration forciert und der im Irak zu eı- 
nem weiteren Desaster geführt hat. 

Diese Ereignisse sind Zeichen eines Problems, das die Menschheit in diesem 
Jahrhundert zunehmend beschäftigt: der Verknappung von natürlichen Res- 
sourcen, insbesondere der Energieressourcen und die damit verbundenen Risi- 
ken. Da die menschlichen Gesellschaften in starkem Maße von den natürli- 
chen Lebensgrundlagen abhängen, ist deren Verlust mit erheblichen sozio- 
ökonomischen Folgen und Konflikten verbunden bzw. verschärft diese.! 


1. Das Konfliktpotenzial der Umweltzerstörung 
Ressourcenknappheit, Umweltzerstörung und Gewaltkonflikte 


Mit der Zuspitzung der globalen Krise entstehen immer neue Konfliktherde, 
die die Bedingungen für nachhaltige Entwicklung erschweren. Umgekehrt wird 
es mit einer Zunahme von Ressourcenknappheit und Umweltzerstörung zu- 
nehmend schwieriger, die Bedingungen des Friedens zu sichern (Scheffran/Vogt 
1998). Es besteht die Gefahr, dass aufgrund der Negativkopplung von Um- 
weltzerstörung, Unterentwicklung und Gewalt die Weltentwicklung in ein sich 
selbst verstärkendes Negativszenario abdriftet, in dem wenige gewinnen und 
viele verlieren. Anstelle präventiver Konfliktvermeidungs- und Lösungsstrategien 
gewinnt dann ein nachsorgendes Risiko- und Konfliktmanagement an Bedeu- 
tung, das erst dann greift, wenn das Kind schon in den Brunnen gefallen ist. 

Risiken und Instabilitäten für die internationale Sicherheit sind auf allen Ebe- 
nen erkennbar. Verwiesen sei auf die Degradation von Wasser, Wäldern und 
Ackerland, die Gefährdung der Artenvielfalt und die Überfischung der Meere. 
Zu den gesellschaftlichen Trends gehören das Wachstum der Weltbevölkerung, 
die hohe Arbeitslosigkeit, die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich, die 
Konzentration ökonomischer Macht, der Einfluss der globalen Finanzmärkte 
und die Stärkung fundamentalistischer Strömungen in vielen Gesellschaften 


1 Dieser Beitrag setzt verschiedene frühere Veröffentlichungen des Autors zu diesem Thema 
fort (siehe Literaturliste am Ende). 
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(Hauchler et al. 2001). Natürliche Ressourcen werden knapp und ihre Nut- 
zung ist höchst ungleich verteilt. Zerfallserscheinungen und Syndrome der 
Nicht-Nachhaltigkeit (Petschel-Held 2001) betreffen nicht mehr nur die Län- 
der der Dritten Welt, sondern auch die Industriestaaten. Angesichts der Frag- 
mentierung, Individualisierung und Entsolidarisierung der Gesellschaften ha- 
ben nur die Stärksten und am besten Geschützten eine angemessene (Über-) 
Lebenschance haben, auf Kosten der Schwächeren. 

Eine mögliche Folge von Ressourcenmangel und Umweltzerstörung ist die 
Zunahme von Konflikten und von Gewalt, auch wenn in vielen Fällen ein ein- 
facher kausaler Zusammenhang nicht gegeben oder nachweisbar ist. Die Ver- 
knüpfung ist komplex, und oftmals verstärken sich die Quellen der Knappheit 
(hoher Konsum, Umweltzerstörung, ungleiche Verteilung, Bevölkerungswachs- 
tum) wechselseitig. Dabei kann Umwelt Konfliktgegenstand und Konfliktursa- 
che zugleich sein. Im Unterschied zu Kriegen um erschöpfbare Ressourcen 
(Mineralien, fossile Brennstoffe, Territorium) geht es bei ökologisch induzier- 
ten Konflikten um die Degradation erneuerbarer Ressourcen als Folge einer 
anthropogenen Störung ihrer Reproduktion. Eine solche Degradation kann 
die Übernutzung einer erneuerbaren Ressource betreffen, die Überbeanspru- 
chung der Umwelt als Senke für Abfälle und Verschmutzung oder auch die 
strukturelle Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit und Stabilität von Öko- 
systemen, die die natürlichen Lebensgrundlagen bereitstellen. 

Die durch Ressourcenknappheit auftretenden Mangelerscheinungen belasten 
soziale Systeme, fördern den ökonomischen Niedergang, schwächen staatliche 
Autorität und erhöhen die Konfliktspannung, die sich entlang schon vorhan- 
dener ethnischer oder religiöser Trennlinien entladen kann. Die kausalen Ver- 
bindungen sind nicht immer eindeutig nachzuweisen, oftmals summieren sich 
die Folgen auf und führen erst langfristig zu Konflikten (Eberwein/Chojnacki 
2001). Besonders betroffen sind die Entwicklungsländer, in denen die Ver- 
knappung von Wasser, Wäldern und fruchtbarem Land zur Verelendung bei- 
trägt und institutionalisierte Konfliktregelungsmechanismen unterentwickelt 
sind. Das Nord-Süd-Verhältnis wird erheblich belastet, wenn der Norden sei- 
nen wirtschaftlichen Wachstumspfad und sein militärisches Droh- und Ge- 
waltpotential gegen sog. „Schurkenstaaten“ beibehält. Umgekehrt könnten 
Entwicklungsländer Industrialisierung auf Kosten der Umwelt betreiben und 
mit militärischen Mitteln, gegebenenfalls mit Massenvernichtungswaffen, einer 
Intervention begegnen. Dies verstärkt Dominanzbestrebungen der USA, was 
wiederum den Nährboden für Terrorismus bereitet. Aktuelle Aufrüstungsbe- 
strebungen, etwa in den Bereichen Counterproliferation, Raketenabwehr, A- 
tom- und Weltraumrüstung, zeigen, dass die Rüstungsspirale auf unheilvolle 
Weise mit den negativen Entwicklungen in den anderen Bereichen korreliert. 
Umweltzerstörung ist bereits ein wesentlicher Konfliktfaktor. Das Schweizer 
Environment and Conflicts Project (ENCOP) wies nach, dass von den 51 


176 Jürgen Scheffran 


Kriegen des Jahres 1992/1993 immerhin 22 (43%) eine Umweltdimension hat- 
ten bzw. teilweise durch Umweltveränderungen induziert waren. Betroffen sind 
vor allem das Subsahara-Afrika sowie Süd- und Südostasien, mit einem Anteil 
von mehr als 50% (Bächler 1994). In dem Abschlußbericht des Projekts wur- 
den 42 Fallstudien von Umweltkonflikten ausgewertet und drei Mustern von 
konfliktträchtigen Umweltveränderungen (Naturkatastrophen, nationale und 
internationale Opferzonen, Allmende-Effekt) zugeordnet. In der Synthese des 
ENCOP-Projekts heißt es (Bächler et al. 1996: 329): 


„Die biologischen Grundlagen des menschlichen Daseins sind seit kurzem der Erschöpfung na- 
he. Eine weitere Steigerung der Weltgetreideernte war zum Beispiel seit 1990 nicht mehr möglich. 
Selbst Trinkwasser, eine einst in scheinbar unerschöpflicher Fülle vorkommende Ressource, wird 
an immer mehr Orten knapp. Raum, Nahrung, Wasser und weitere knappe Güter werden damit 
vermehrt zu Konfliktgegenständen unter Gruppen, die um ihr Überleben, um die Erhaltung ihrer 
traditionellen Lebensformen oder die Anhebung ihres Lebensstandards kämpfen. Es ist für die 
Gegenwart von grundlegender Bedeutung und für die Zukunft überlebenswichtig, diese Konflikte 
in ihren ... Ursachen besser zu verstehen, um sie entschärfen, soweit wie möglich lösen oder we- 
nigstens unter Vermeidung von Gewaltexzessen überstehen zu können.“ 


Beispiele für Umweltkonflikte 


Anhand einiger Beispiele für umweltbedingte Konflikte werden die allgemei- 
nen Zusammenhänge verdeutlicht.” Weitere Beispiele mit Bezug zu Energie 
und Klima werden im folgenden beleuchtet. 


1. Wasserkonflikte in Nahost: Israel bezieht mehr als 60% seines Wassers aus 
Gebieten außerhalb seiner international anerkannten Grenzen, zu einem er- 
heblichen Teil auch aus der besetzten Westbank, wo der Pro-Kopf Verbrauch 
der jüdischen Siedler um ein vielfaches höher ist als bei den palästinensischen 
Bewohnern. Wiederholt waren Wasserreservoirs und Wasserleitungen Ziele mi- 
litärischer Operationen. Der gescheiterte Friedensprozesses hat auch die Er- 
folgschancen für die Wasserverhandlungen erschwert. Die Wasserversorgung 
Ägyptens hängt zu 97% vom Nil und damit von den Oberanliegern Sudan 
und Äthiopien ab, was zu Auseinandersetzungen um Zuteilungsquoten führte. 
Das türkische Staudammprojekt an Euphrat und Tigris (GAP) ist von 
Zwangsumsiedlungen und ethnischen Säuberungen begleitet und macht Syrien 
und Irak von der türkischen Wasserzuteilung abhängig. 


2. Umweltflucht in Afrika: Der afrikanische Kontinent ist bereits in starkem 
Maße von ökologischen Problemen (Wassermangel, Desertifikation, Abholzen 
von Regenwäldern) betroffen, die durch eine globale Klimaerwärmung weiter 
verschärft werden. Millionen von Umweltflüchtlingen wandern in die Städte 
und benachbarte Länder aus, wo sie die sozialen Probleme verschärfen und 
Konflikte verursachen. Ein Beispiel ist die Vertreibung von 60.000 Menschen 


2 Neben den Ergebnissen des ENCOP-Projekts siehe auch Homer-Dixon/Percival (1996). 
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aus Mauretanien und dem Senegal zwischen April und August 1989, die teil- 
weise auf die Übernutzung und Verödung der Böden im ehemals fruchtbaren 
Tal des Senegal-Flusses zurückzuführen ist. Am Horn von Afrika (insbesondere 
in Somalia) bewirkte eine Kombination verschiedener Fluchtursachen (Krieg, 
Unterdrückung, Hunger, Dürre), eine Destabilisierung der politischen Lage, die 
Anfang der neunziger Jahre zum Eingreifen der Vereinten Nationen beitrug. 


3. Völkermord in Ruanda: Zwischen 1950 und 1994 stieg die Bevölkerung Ru- 
andas von 2,5 auf 8,8 Millionen, die Pro-Kopf-Produktion sank zwischen 1960 
und den frühen neunziger Jahren um fast die Hälfte. Das knapper werdende 
Land wurde immer weiter aufgeteilt. Die hohe Bevölkerungsdichte und die 
schlechte Ernährungslage verschärfte den bereits bestehenden Konflikt zwi- 
schen Hutu und Tutsi und trug zum Gewaltausbruch bei. 


4. Landflucht in Pakistan: Die Umwelt Pakistans leidet unter dem hohen Be- 
völkerungswachstum, der Bodenerosion, dem Wassermangel, der starken Ent- 
waldung und dem Verlust landwirtschaftlicher Nutzfläche. Nur eine kleine 
Schicht der Gesellschaft hat Zugang zu den lebenswichtigen Naturressourcen 
(Wälder, Ackerland, Wasser) und versucht, sich die Kontrolle darüber zu si- 
chern. Aufgrund der verringerten landwirtschaftlichen Produktion wandern 
Menschen in die Städte oder in durch Naturkatastrophen (Überflutung) ge- 
fährdete Gebiete. Aufgrund der fehlenden städtischen Versorgung und der 
Verknappung von Wasser und Elektrizität ist es in Städten wie Karachi und Is- 
lamabad mehrfach zu Protesten und gewaltsamen Zusammenstößen zwischen 
ethnischen Gruppen oder mit der Polizei gekommen. 


5. Überschwemmungen in Bangladesh: Aufgrund seiner hohen Bevölkerungs- 
dichte und seiner Lage in einem Überschwemmungsgebiet ist Bangladesh ex- 
trem anfällig gegenüber den Risiken der regionalen und globalen Umweltzer- 
störung. Verarmte Menschen ziehen in überflutungsgefährdete Regionen. Mil- 
lionen von Menschen wanderten aufgrund unmenschlicher Bedingungen aus 
Bangladesch in die angrenzenden Gebiete Indiens aus, was dort gewalttätige 
Unruhen auslöste. Bei einem Anstieg des Meeresspiegels, einer Zunahme von 
Wirbelstürmen und Überschwemmungen als Folge der globalen Erwärmung 
würden große Teile Bangladeschs überschwemmt, was Millionen Menschen 
das Leben kosten kann und den Druck zur Auswanderung verstärkt. 


6. Austrocknung des Aralsees: Die Versalzung und Austrocknung des Aralsees, 
der mehr als 75% seines Volumens eingebüßt hat, ist eine ökologische Katast- 
rophe mit schwerwiegenden Folgen für Wirtschaft und Gesellschaft. Die Ge- 
sundheit für 50 Mio. Menschen verschlechterte sich, Folgeschäden wurden auf 
mehr als 37 Mrd. Rubel geschätzt. Afghanistan, Iran, Kasachstan, Kirgistan, 
Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan sind zusätzlich betroffen durch 
die Schädigung der Zuflüsse Amu-Darja und Syr-Darja. Wassermangel hat in 
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der Region bereits zu Auseinandersetzungen zwischen den ehemaligen Sowjet- 
republiken geführt, aber auch zur Erarbeitung einer regionalen Strategie des 
Wassermanagements beigetragen. 


7. Unruhen in Haiti: Einstmals reich bewaldet, hat Haiti heute fast seine ge- 
samte Waldfläche (bis auf 2%) und einen großen Teil seines Mutterbodens 
eingebüßt. Die Getreideproduktion lag zu Anfang der neunziger Jahre um ein 
Drittel unter dem Wert zu Mitte der siebziger Jahre, so dass die Pro-Kopf zu 
Verfügung stehende Menge deutlich gesunken ist. Der Verlust von Wäldern 
und Boden in ländlichen Gebieten schuf eine ökonomische Krise, die soziale 
Unruhen und internationale Migration (den Exodus der boat people) hervor- 
brachte. Haiti muss die Last einer irreversibel geschädigten Umwelt tragen, 
was den gesellschaftlichen Aufbauprozess stark behindert. 


8. Der Landlosen-Konflikt in Chiapas/Mexiko: Der Aufstand der Zapatisti- 
schen Nationalen Befreiungsarmee (EZLN) in der Provinz Chiapas im Januar 
1994 war ein Ergebnis der wachsenden Unzufriedenheit unter Landarbeitern, 
die neben anderen Gründen (etwa Schwächung des mexikanischen Staates 
durch die wirtschaftliche Liberalisierung) auch durch die wachsende Knapp- 
heit von landwirtschaftlichen Nutzflächen bedingt war. Konfliktgegenstand 
war eine gerechtere Verteilung von Landrechten gegenüber den Eliten, die sich 
die Kontrolle über die besten Landflächen im Staat verschafft hatten. 


9. Fischereikonflikte: Mehr als 70% der Fischbestände weltweit sind in star- 
kem Maße belastet. Der Streit um Fangquoten im Atlantik hat gezeigt, dass 
durch die Verknappung biologischer Ressourcen auch zwischen Industrielän- 
dern gewaltsame Auseinandersetzungen möglich sind. So brachte im Frühjahr 
1995 die kanadische Marine im Nordatlantik vor der Küste Neufundlands ei- 
nen spanischen Fischtrawler auf, weil er wegen des Rückgangs von Fischbe- 
ständen gegen die Fangbestimmungen für den Grönland-Heilbutt verstieß. Ei- 
ne weitere Auseinandersetzung wurde zwischen den USA und Kanada um die 
Fangrechte an Lachs im Pazifik ausgetragen. 


2. Fossil-nukleare Energie als Sicherheitsproblem 
Strategische Ellipse und Great Game - Das Ende des fossilen Zeitalters 


Seit Ende des 19. Jahrhunderts entwickelte sich Erdöl zu einer scheinbar uner- 
schöpflichen, leicht zu transportierenden und billigen Energieressource. Die 
Ausbeutung des Erdöls ist eng mit der Globalisierung der Weltwirtschaft ver- 
bunden. Da Öl sich in jeder Menge über große Entfernungen transportieren 
lässt, nahezu unbegrenzt haltbar, speicherbar und konzentrierbar ist, wird der 
Einsatz in Produktion und Konsum weitgehend unabhängig von Raum und 
Zeit möglich (Altvater 2004). 
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Nicht zu übersehen sind die ökologischen Risiken der fossilen Energienut- 
zung. Die Nutzung von Erdöl verschmutzt Gewässer, Böden und die Atmo- 
sphäre. Die Kohleförderung verursacht erhebliche Schäden an Landschaft und 
Grundwasser und setzt bei ihrer Verbrennung säurebildende Schadstoffe, pho- 
tochemische Substanzen und klimarelevante Spurengase frei. Dies kann beste- 
hende Konfliktlinien verstärken, zumal wenn Nutzen und Risiken der Ölge- 
winnung ungerecht verteilt sind. So wurden die Öl- und Gasquellen im Niger- 
delta durch ausländische Ölkonzerne ausgebeutet, mit Rückendeckung durch 
die frühere Militärregierung und auf Kosten der dort lebenden Volksgruppen, 
ohne dass diese dafür entschädigt werden. Die massiven Protesten der einhei- 
mischen Bevölkerung, insbesondere der Ogoni, wurden gewaltsam unter- 
drückt, und erhielten durch die Hinrichtung Ken Saro-Wiwas internationale 
Aufmerksamkeit. 

Die Zeit fossiler Energieträger geht dem Ende entgegen. Die globalen stati- 
schen Reichdauern, die bei konstanter Fortsetzung der gegenwärtigen Förder- 
rate aufgebraucht wären, werden mit 42 Jahren für Öl, 65 Jahren für Gas und 
169 Jahren für Kohle angegeben (BMWi 2000). Für Öl ist die Situation am 
dramatischsten. Aus der langjährigen Beobachtung des zeitlichen Verlaufs der 
Fördermengen der weltweiten Ölvorkommen lässt sich schließen, dass über 
die Hälfte der Reserven bereits verbraucht ist (Schindler 1999). Seit Mitte der 
90er Jahre ist die Zunahme der ausbeutbaren Reserven geringer als die Ölför- 
derung. Nach Angaben des Shell-Konzerns mussten die Erdölreserven von 
19,4 Milliarden Barrel auf 15,9 Milliarden Barrel um 20% herabgestuft wer- 
den, was bei den Investoren Verärgerung auslöste (FTD 2004). Allerdings ist 
die Abschätzung von Reichdauern schwierig und unsicher. Sie setzt die 
Kenntnis der (sicheren) Reserven, der ökonomisch erschließbaren Ressourcen 
sowie verlässliche Prognosen über Erschließungs- und Verbrauchsraten voraus, 
die preisabhängig sind. 

Während der Verbrauch der fossilen Energieträger in Deutschland in den letz- 
ten zehn Jahren leicht abgenommen hat, ist er global angestiegen, allein von 
1990 bis 1998 um rund 10%. Prognosen für die nächsten Jahrzehnte weisen in 
dieselbe Richtung. Wenn es keinen grundlegenden Wechsel gibt, trifft Ende 
des 21. Jahrhunderts der gestiegene Bedarf auf ein Minimum gesicherter Ener- 
giereserven. Diese Lücke birgt ein erhebliches Konfliktpotential in sich, aber 
auch die Chance, durch verstärkte Anstrengungen in alternative Pfade die Lü- 
cke zu schließen. 

Die in den Industrieländern teilweise zu beobachtende Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch wird von der nachholenden Ent- 
wicklung der Dritten Welt übertroffen. Während in den westlichen Industrie- 
staaten der materielle Lebensstandard bislang mit hohem Energieverbrauch 
und vergleichsweise hoher Energieeffizienz verbunden war, ist in den Ländern 
des Südens der Energieverbrauch pro Kopf im Durchschnitt weit niedriger, bei 
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geringer Energieeffizienz. In manchen Ländern liegt er unter dem zur Siche- 
rung der physischen Existenz notwendigen Minimum, in vielen unter dem 
Bedarf zur Befriedigung der Grundbedürfnisse. Entwicklungsländer, die eine 
konsequente Industrialisierung forcieren, betreiben eine expansive Energiepoli- 
tik, die bislang nur wenig auf ökologische Erfordernisse Rücksicht nimmt. 
Dies trägt zu Umweltkonflikten und zur weiteren sozialen Destabilisierung 
dieser Staaten bei. 

Steigt mit zunehmender Knappheit fossiler Ressourcen der Energiepreis, so be- 
reitet dies Entwicklungsländern gravierende Probleme, ihren wirtschaftlichen 
Wachstumspfad zu konsolidieren und gegenüber den Industrieländern aufzu- 
schließen, die besser für Energiekrisen gerüstet sind. Bereits jetzt wird ein er- 
heblicher Anteil der Exporteinnahmen von Entwicklungsländern für Energie- 
importe ausgegeben (in Brasilien 43% und in Indien 30% ım Jahr 1985) 
(Scheer 2001). Sie sind damit anfällig gegenüber Preisschwankungen und nicht 
stabil, um auf Katastrophen und Konflikte angemessen reagieren zu können 
Zugleich verfügen sie nicht über genügend Investitionen, um auf neue Ener- 
gietechnologien umzusatteln. Soweit sie dabei auf die Unterstützung durch 
Industriestaaten und internationale Finanzeinrichtungen setzen, werden die 
Abhängigkeiten weiter erhöht. 

Ein Problem fossiler Energie ist die ungleichmäßige geografische Verteilung, 
die größten Reserven liegen in Krisenregionen, wobei sich die Abhängigkeit 
von wenigen Produzenten in der sog. „Strategischen Ellipse“ (Nahost, Zentral- 
asien) verschärft, dem von Zbigniew Brzesinski angesprochenen „Great Ga- 
me“. Die Erdölvorräte konzentrieren sich zu ca. 67% im Nahen Osten, die 
Gasvorräte zu 43% ın den Nachfolgestaaten der Sowjetunion und zu 29% e- 
benfalls im Nahen Osten. Einige Industriestaaten, allen voran die USA, versu- 
chen, den Zugriff auf diese Ressourcen auch mit militärischen Mitteln durch- 
zusetzen.” Für den Nahen Osten werden Reichdauern von 94 Jahren genannt; 
für Nordamerika, Russland, Norwegen und England jedoch nur 16, 33, 13 
bzw. 10 Jahre. Ölimporte aus Russland und der Nordsee decken jeweils 31% 
bzw. 33% des deutschen Bedarfs. 

Die Ölregulation (oil governance), die sich auf Fördermengen, Preise und 
Währungskurse erstreckt, muss sich nun zunehmend auf die Erschöpfbarkeit 
der Ölreserven einstellen. Eine Versorgung der weiter wachsenden Industriesys- 
teme kann auf Dauer nicht mehr gewährleistet werden. Dies schafft Probleme 
sowohl für die Ölproduzenten, die vom Ölexport abhängen, wie auch für die 
Ölverbraucher, die auf Ölimporte angewiesen sind. Wenn in den nächsten 
Jahrzehnten große Verbraucherländer wie China oder Indien bei abnehmen- 
den Reserven ihre Ölimporte steigern, können daraus Verteilungskonflikte ent- 
stehen, die möglicherweise auch mit militärischen Mitteln ausgetragen werden 


3 Zu den geostrategischen Dimensionen siehe weiter Mitchell (1996, 2001). 
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(vgl. zu den sicherheitspolitischen Implikationen Müller 2003, Bahgat 2003). 
In militärischen Auseinandersetzungen ging es häufig um den Zugriff auf La- 
gerstätten fossiler Energien und ihre Transportwege („Krieg um Öl“). Die Erd- 
ölabhängigkeit der industrialisierten Welt wurde offenkundig mit dem Jom- 
Kippur-Krieg im Oktober 1973 und der Ölkrise von 1973/74, die zu drasti- 
schen Preiserhöhungen der OPEC und weltweiter Rezession führte. Die be- 
sonders ölabhängigen Länder stürzten in Wirtschaftskrisen, die Industriestaa- 
ten ergriffen Gegenmaßnahmen. Um die Politik der westlichen Länder zu ko- 
ordinieren, wurde auf Initiative des damaligen US-Außenministers Henry Kis- 
singer 1974 die Internationale Energie-Agentur (IEA) der OECD gegründet. 
Eine weitere Folge der Ölkrise war die Debatte um die „Grenzen des Wachs- 
tums“. Das Gewaltpotenzial der Erdölabhängigkeit wurde offenkundig in den 
jüngsten Kriegen in der Golfregion. Die Irak-Invasion durch die USA und 
Großbritannien im Frühjahr 2003 ist zum Teil durch das Bestreben zu erklä- 
ren, den militärischen Einfluss in der Ölregion auszubauen. 

Neben dem Nahen Osten sind die ölreichen Republiken der ehemaligen Sow- 
jetunion besonders konfliktträchtig (Bozdag 1996, Bimboes 1999). Die Staaten 
im Kaukasus und ın Zentralasien haben große Erdöl- und Gasvorkommen über- 
nommen, die mit Hilfe westlicher und östlicher Geldgeber erschlossen werden. 
Die geschätzten Ölreserven der Region sind mit denen der USA und der Nord- 
see vergleichbar. Die natürlichen Gasreserven sind sogar noch größer. In der 
Schlüsselregion zwischen Europa, Asien und Nahost bauen die USA ihren wirt- 
schaftlichen und politischen Einfluss aus, im Wettstreit mit der Europäischen 
Union, Russland, USA, Türkei, China, Indien, Pakistan, Iran. Konkrete Konflikte 
gibt es um die besten Transportwege (insbesondere Pipelinerouten), den rechtli- 
chen Status des Kaspischen Meeres oder die Embargopolitik der USA gegenüber 
Iran. Für Russland ist der Krieg in Tschetschenien eine willkommene Gelegen- 
heit, sich mit Gewalt den Zugriff auf die Ölressourcen der Region zu sichern. 

Da der Wohlstand der USA seit 140 Jahren in hohem Maße auf Öl fußt, wird 
die Verknappung und die geopolitische Abhängigkeit von fossilen Energieres- 
sourcen hier als Bedrohung der nationalen Sicherheit angesehen, was durch die 
Terroranschläge des 11. September noch verstärkt wurde.‘ Der von der Bush- 
Administration eingeschlagene fossil-nukleare Weg verschärft die Abhängigkeiten 
und Verwundbarkeiten noch. Während die heimische Ölproduktion einem lang- 
andauernden Niedergang ausgesetzt ist und zugleich die Nachfrage der USA 
nach Erdöl mit jedem Tag zunimmt, steigern die USA ihre Ölabhängigkeit von 
den großen Ölförderländern. Mit über 25% der Weltrohölproduktion sind die 
USA der Welt größter Energiekonsument. Sie produzieren 9,1 Mio. Barrels pro 
Tag (bbl/d) und verbrauchen 19,6 Mio. bbl/d, die Differenz (57% des US- 


4 Siehe etwa die Stellungnahme von US Senator John F. Kerry (2002). Zur US-Debatte über 
Energiesicherheit vgl. Makhijani (2001a, b). 
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Bedarfs) wird importiert. Von den Importen stammen 40% aus den OPEC- 
Staaten (20% aus dem Persischen Golf). Die größten Lieferanten sind: Saudi A- 
rabien (18,7%), Kanada (17,2%), Mexiko (18,3%) und Venezuela (14,3%) 
(Schmiedchen 2003). Bis zum Jahr 2020, so Berechnungen des US-Energie- 
ministeriums, soll der tägliche Import-Bedarf der USA um 6 Millionen Barrel Öl 
höher liegen als heute - bei rund 17 Millionen Barrel pro Tag (7 Barrel entspre- 
chen etwa einer metrischen Tonne). Ein Teil dieses Öls soll zwar von Ölfeldern 
in Lateinamerika, Afrika, Russland und der Kaspischen Region kommen, aber 
der Löwenanteil wird von der Golfregion erwartet, da nur hier die nötigen Reser- 
ven für eine erhebliche Produktionssteigerung gegeben sind. Mit geschätzten 113 
Milliarden Barrel liegt der Irak an zweiter Stelle hinter Saudi-Arabien (262 Mrd. 
Barrel), mit über 25 % der weltweiten Ölreserven, einer Tagesproduktion von 8 
Mio. bbl/d und mit 40 % seines BSP im Ölgeschäft der größte Ölproduzent der 
Welt. Zusammen mit Iran, Kuwait und den Vereinigten Arabischen Emiraten 
verfügen diese Länder über zwei Drittel der bekannten Ölreserven der Welt. 

Die Bush-Regierung ist sich ihrer Abhängigkeit vom Öl bewusst und hat in 
dem am 17. Mai 2001 veröffentlichten Cheney-Report daraus Konsequenzen 
gezogen. Etwa die Hälfte des US-Ölverbrauchs stammt aus auswärtigen Quel- 
len; bis 2020 werde der Anteil auf zwei Drittel ansteigen. Zugleich wird kons- 
tatiert, dass „Ölproduzenten des Nahen Ostens von zentraler Bedeutung für 
die Ölsicherheit der Erde“ sind und damit ein Hauptschwerpunkt der interna- 
tionalen Energiepolitik der USA bleiben werden. Die Golfstaaten müssten ü- 
berzeugt werden, ihren täglichen Ausstoß erheblich zu erhöhen, um den Öl- 
durst der USA zu befriedigen. Dabei müssten der Irak und Saudi-Arabien in 
den nächsten zwei Jahrzehnten Millionen von Barrel zu der derzeitigen täglı- 
chen Förderung hinzufügen. 

Es spricht also vieles für die These, der Krieg gegen den Irak sei wegen des Öls 
geführt worden, auch wenn die USA mit 14% bislang noch vergleichsweise 
wenig vom Golf-Öl abhängen (gegenüber Japan mit 78% und Europa mit 
22%) und die hohen Kriegskosten damit alleine nicht zu rechtfertigen sind. 
Auch andere Faktoren dürften eine Rolle gespielt haben wie globale und regi- 
onal Hegemonieansprüche oder Interessen der Rüstungslobby. Zu berücksich- 
tigen ist auch der Anti-Terror-Krieg, den die USA seit Ende 2001 in Afghanis- 
tan und anderswo führen, und der als Vorwand dient, um die eigenen Res- 
sourcen-Interessen in Krisenregionen zu sichern. Angesichts der brisanteren 
Konfliktlage im Krisenbogen von Nordafrika bis Südasien könnten derartige 
Kriege in den kommenden Jahrzehnten weitere Aufmerksamkeit und Ressour- 
cen auf sich ziehen, die die Kräfte eines fossil-nuklearen Energiepfades stärken 
und für einen nachhaltigen Energieumbau fehlen. 

Von großer Bedeutung ist die Kopplung der Rohöl-Rechnungslegung (Faktu- 
rierung) an den US-Dollar. In mehr als 80% aller grenzüberschreitenden Wäh- 
rungstransaktionen, über 60% der Weltwährungsreserven und rund 50% des 
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Welthandels ist der US-Dollar involviert (Schmiedchen 2003). Seit Mitte der 
70er Jahre produzieren die USA ein jährliches Leistungsbilanzdefizit von 600 
Mrd. US-Dollar, das teilweise durch Seignorage-Gewinne, Reinvestitionen des 
Petrodollars und Hochzinspolitik finanziert wurde. Dies begünstigte eine 
nicht-nachhaltige, von der Leistungsfähigkeit der US-Wirtschaft abgekoppelte 
US-Dollar-Produktion (Altvater 2003). 

Die Möglichkeit einer Umstellung vom US-Dollar zum Euro als Ölwährung 
wurde vom OPEC-Generalsekretär Javad Yarjani in seiner Madrider Rede im 
April 2002 diskutiert und löste eine kontroverse Debatte aus. Damit verbun- 
den ist die Hoffnung, eine Entflechtung des Ölhandels vom Dollarraum, eine 
Verminderung internationaler Spannungen und die verstärkte Einbindung der 
USA in multinationale Entscheidungsstrukturen zu fördern, um zu einer mehr 
ausgeglichenen Machtverteilung in der Weltpolitik zu kommen (Schmiedchen 
2003). Andererseits könnte ein solcher Schritt als Anti-Amerikanismus angese- 
hen werden, und es wäre wenig gewonnen, wenn Europa als militärische und 
ökonomische Großmacht in direkte Konkurrenz zu den USA tritt. Entschei- 
dend ist für Europa eine einheitliche Energiepolitik, die auf eine diversifizierte, 
sichere, umweltfreundliche und kostensparende Energieversorgung zielt. 


Das Ende der Kettenreaktion - Der Streit um die Kernenergie 


Keine andere Technologie war in den vergangenen Jahrzehnten in so starkem 
Maße Gegenstand gesellschaftlicher Kontroversen wie die Atomtechnologie. 
Kernenergie wurde zum Synonym für eine komplexe, fehleranfällige und zent- 
ralisierte Großtechnologie. Mit den Risiken der Kernenergie ist eine Gegenbe- 
wegung mit hohem Widerstandspotenzial entstanden, die ein breites Arsenal 
von Protestformen entwickelt hat. Die gesamte nukleare Spaltstoffspirale ent- 
hält eine Vielzahl von Problemen und Risiken, die Werte und Interessen von 
Menschen berühren und damit zu Konflikten beitragen können (Lie- 
bert/Schmitthals 1997, Kalinowski 1998) Beim Uranbergbau, über die Brenn- 
elementfertigung, den Reaktorbetrieb und die Wiederaufarbeitung bis zum 
Transport und zur Lagerung fallen radioaktive Stoffe an, deren Freisetzung ge- 
sundheitliche Gefährdungen darstellt. 

Mit den Unfällen von Harrisburg 1979 und Tschernobyl 1986 sind Reaktorka- 
tastrophen Realität geworden. In beiden Fällen handelte es sich um „Normale 
Katastrophen“, wie sie für hochkomplexe, eng verkoppelte Mensch-Maschine- 
Systeme typisch sind. Die Last der ungeklärten Entsorgung hochaktiven A- 
tommülls wächst, und das damit verbundene Risiko wird über Hunderttau- 
sende von Jahren bestehen bleiben. Niemand kann bislang garantieren, den 
Atommüll über so lange Zeiträume von der Biosphäre zu isolieren. Reale Pra- 
xis ist die Zwischenlagerung mit zeitlich und technisch offenem Ende, die das 
Problem auf kommende Generationen delegiert. 
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Am deutlichsten wird das Risiko- und Konfliktpotenzial der Kernenergie auf- 
grund der engen Verknüpfung von zivilen und militärischen Nukleartechnolo- 
gien. Besonders sensible Stationen, die zur technisch einfachen Herstellung, 
Abzweigung und Weiterverbreitung (Proliferation) von waffentauglichem Uran 
oder Plutonium führen können, sind die Urananreicherung, die Wiederaufar- 
beitung und die Brennelementherstellung. Praktisch erwirbt jeder Staat, der ein 
ziviles Atomenergieprogramm betreibt, die Fähigkeit atomare Sprengsätze zu 
bauen. Bedeutsam ist auch das Sicherheitsrisiko im Falle eines Krieges oder 
Terroranschlags, wenn kerntechnische Anlagen Ziel von bewaffneten Angriffen 
werden. Nach dem 11. September rückten die Gefahrenpotentiale kerntechni- 
scher Anlagen ins Blickfeld. Wie groß das militärische Risiko der Kernenergie 
ist, zeigen nicht nur die Bestrebungen der Bush-Administration, der Nuklear- 
bedrohung mit militärischen Angriffen und Raketenabwehr begegnen zu wol- 
len, sondern auch ihr Versuch, bestimmten Staaten jegliche sensitive Nuklear- 
technik verwehren zu wollen, selbst wenn diese den Nichtverbreitungs-Vertrag 
(NVV) für Atomwaffen unterzeichnet haben. Wie der jüngste Skandal um den 
pakistanischen Atomwissenschaftler A.Q. Khan und der Streit um den Export 
der Hanauer Brennelementefabrik nach China gezeigt haben, bleibt die Kern- 
energie ein militärisches Sicherheitsrisiko. 

Aufgrund der hohen Risiken und Kosten liegt die Zahl von Kernkraftwerken 
deutlich unter den früheren Erwartungen. Der relative Endenergieanteil der 
Kernenergie liegt weltweit etwas über 2%. Eine Lösung des Energieproblems 
kann von der Kernenergienutzung nicht erwartet werden. Uran ist ebenfalls 
ein endlicher Energieträger, der sich bezüglich seiner globalen statischen 
Reichdauer von 52 Jahren zwischen Öl und Gas einreiht. In Deutschland 
selbst ist der Ausstieg aus der Atomenergie Bestandteil des rot-grünen Regie- 
rungsprogramms. Von der Kernfusion ist in den kommenden Jahrzehnten kein 
nennenswerter Beitrag zu erwarten, abgesehen davon, dass auch diese Energie- 
form nicht problemfrei ist. Von der Diskussion um die globale Erwärmung 
erhoffen sich Kernenergiebefürworter jedoch eine Renaissance der Kernenergie. 


3. Risiken und Konflikte des Klimawandels 


Zu den international am heftigsten umstrittenen Konfliktfeldern gehört die 
u.a. durch die Verbrennung fossiler Stoffe erzeugte globale Erwärmung. Zu er- 
warten sind gravierende soziale und ökonomische Verwerfungen, die wiederum 
Konflikte auslösen oder verstärken können (Scheffran 1997). Die umfang- 
reichste wissenschaftliche Analyse über den derzeitigen und zukünftigen Zu- 
stand des globalen Klimasystems findet sich im 2001 fertiggestellten dritten 
Bericht des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC 2001). Die 
Ergebnisse wurden in drei Arbeitsgruppen zusammengefasst. 

Dem Bericht der Arbeitsgruppe I des IPCC zufolge sind die ersten Folgen des 
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anthropogenen Klimawandels bereits zu beobachten, obwohl die Erde sich in 
den letzten hundert Jahren lediglich um 0,6 Grad Celsius erwärmt hat. Wenn 
der Ausstoß von Treibhausgasen anhält, wird der erwartete Anstieg der mittle- 
ren globalen Oberflächentemperatur um etwa 3 bis 6 Grad Celsius Mensch 
und Natur in vielen Regionen der Welt vor enorme Anpassungsschwierigkei- 
ten stellen. Bereits jetzt sind in einigen Ökosystemen Veränderungen zu beo- 
bachten, die auf die Erwärmung der Erde zurückgehen: Gletscher ziehen sich 
zurück, Vögel brüten früher und die Vegetationsperiode vieler Pflanzen hat 
sich verlängert. Besonders verwundbar gegenüber dem Klimawandel sind Öko- 
systeme, die sich nur langsam anpassen können, wie zum Beispiel Gletscher, 
Feuchtgebiete, Mangroven, Ökosysteme in der Arktis und den Gebirgen, aber 
auch die borealen und tropischen Wälder. Viele Korallenriffe, die durch klima- 
tische Schwankungen wie El Nifo schon stark geschädigt sind, dürften einen 
Temperaturanstieg von 2 Grad Celsius nicht überleben. 

Arbeitsgruppe II beschäftigte sich mit den Problemen und Folgeschäden des 
Klimawandels für die Menschheit selbst. Die IPCC-Experten weisen auf un- 
kalkulierbare Risiken und tiefgreifende Veränderungen im Naturhaushalt der 
Erde hin. Überschwemmungen und Dürren, Wassermangel und vermehrte 
Waldbrände, schwindende Gletscher und Meeresspiegelanstieg, Stürme und 
wechselnde Ozeanströmungen sind Katastrophen, die viele Menschen betref- 
fen. Nicht weniger schwerwiegend sind die schleichenden Veränderungen, wie 
Ernteausfälle, Verlust von Artenvielfalt, Zunahme von Hunger und Armut. 
Diese treffen vor allem Entwicklungsländer des Südens, die aufgrund ihrer na- 
turräumlichen Bedingungen und der schlechteren Anpassungsmöglichkeiten 
verwundbarer gegenüber einem Temperaturanstieg sind als die Industrieländer, 
aber am wenigsten für den Klimawandel verantwortlich sind. 

Sollte eine Stabilisierung der Treibhausgaskonzentration auf einem tolerablen 
Niveau nicht erreicht werden, kann es bei Überschreiten einer kritischen 
Temperaturänderung zu einem Verstärkereffekt und extremen Wetterereignis- 
sen (Dürren, Stürme, Überschwemmungen) kommen, was wiederum erhebli- 
che Einbrüche bei der Nahrungsmittelproduktion zur Folge hat. Zu den Er- 
eignissen mit potenziell katastrophalen Folgen gehören die Abschwächung der 
warmen Nordatlantikströmung (Golfstrom), die Freisetzung von eisgebunde- 
nen Treibhausgasen wie Methan, die langfristige Destabilisierung des Westant- 
arktischen Eisschelfes und ein damit verbundener Anstieg des Meeresspiegels 
um 4 bis 6 Meter sowie die Änderung des ostasiatischen Monsuns, der mit 
seinen regelmäßigen Niederschlägen die Lebensgrundlage für Hunderte Milli- 
onen Menschen bildet. 

Der Bericht der IPCC-Arbeitsgruppe III schließlich untersuchte die Hand- 
lungsmöglichkeiten, um das Klimaproblem zu vermeiden oder seine Folgewir- 
kungen abzumildern. Ausgehend von ökonomischen und sozialwissenschaftli- 
chen Fragestellungen werden politische Handlungsempfehlungen gesucht, die 
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meist auf pragmatische und kurzfristige Lösungen zielen, die innerhalb der be- 
stehenden Wirtschaftsordnung wirksam sind. So werden die Möglichkeiten ei- 
ner effizienteren Energienutzung diskutiert, die das gleiche Sozialprodukt mit 
weniger Energie erzeugen. Marginale Effizienzverbesserungen werden jedoch 
wieder ausgeglichen, wenn das Sozialprodukt insgesamt steigt, also von mehr 
Menschen mehr produziert und konsumiert wird. So nahm zwischen 1950 
und 1995 die Energieeffizienz nur um 0,7 % pro Jahr zu, während die Welt- 
bevölkerung um 1,8 % und das Pro-Kopf-Einkommen um 1,9 % stieg. Die 
Treibhausgase stiegen derweil um 3 % pro Jahr. Neben wirksamen Maßnah- 
men zur Begrenzung des Klimawandels sollten alle Möglichkeiten der Anpas- 
sung an die sich verändernden Umweltbedingungen genutzt werden, um die 
negativen Folgen des Klimawandels zu mildern. Auch die Industrienationen 
müssen Anpassungsmaßnahmen entwickeln, wenn ihre Lebensqualität nicht 
absinken soll. 

Die Folgen des Klimawandels und mögliche Anpassungsmöglichkeiten für die 
EU wurden in einer Studie des Europe Acacia Project (Parry 2000) untersucht. 
Aufgrund von Berechnungen mit mehreren Klimamodellen werden sich im 21. 
Jahrhundert die Jahresmitteltemperaturen in Europa voraussichtlich weiter um 
0,1 bis 0,4 Grad Celsius pro Jahrzehnt erhöhen. Stärker betroffen als die rei- 
cheren Industrienationen im Norden wären die ärmeren Regionen des südli- 
chen und östlichen Europas. Unter der zunehmenden Trockenheit würden 
insbesondere die Land- und Forstwirtschaft zu leiden haben, denn landwirt- 
schaftlich nutzbare Böden werden noch stärker dem Risiko der Bodendegrada- 
tion und -erosion ausgesetzt sein. Vor allem im Mittelmeerraum wird die Was- 
serknappheit zu häufigeren Waldbränden führen. Ansteigende Temperaturen 
und sehr warme Sommer gefährden die biologische Vielfalt und ganze Land- 
schaftstypen (Feuchtgebiete, Tundra). 

Eine „exakte Klimavoraussage“ ist nicht möglich, da die Ergebnisse der ver- 
schiedenen Klimamodelle für einzelne Regionen unterschiedlich sind und 
große Unsicherheiten enthalten. Zu den wahrscheinlichen Trends gehören 
Auswirkungen auf den Tourismus an den Mittelmeerküsten im Sommer sowie 
auf den Ski-Tourismus in den Alpen. Zu erwarten stehen auch gesundheitliche 
Beeinträchtigungen durch die wärmebedingte Ausbreitung von Krankheitserre- 
gern oder ihrer Überträger sowie die Zunahme von Hochwasserereignissen in 
bestimmten Gebieten. In Nordeuropa kann der Klimawandel auch positive 
Auswirkungen haben, wenn etwa extrem kalte Winter weniger häufig auftreten, 
der Energiebedarf verringert und die Bausaison verlängert wird. Möglich ist 
auch eine erhöhte Produktivität in Land- und Forstwirtschaft sowie eine ver- 
besserte Wasserverfügbarkeit. Allerdings könnte es in Europa auch zu einer 
drastischen Abkühlung führen, wenn die globale Erwärmung zu einer Ab- 
schwächung bzw. Umlenkung des warmen Golfstroms führt, der Tropen- 
Wasser in den Norden pumpt und das Klima in Europa bestimmt. 
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Bei Klimaverhandlungen und in der Energiepolitik beherrschendes Thema 
sind Auseinandersetzungen um die Vermeidung von Ursachen und Faktoren, 
die zur Klimaänderung führen, und die damit verbundenen Kosten und Risi- 
ken. Gemäß Artikel 2 der Klimarahmenkonvention geht es darum, eine gefähr- 
liche anthropogene Klimaveränderung zu verhindern. Was gefährlich ist und 
was nicht, ist allerdings eine Frage des Blickwinkels und zudem sehr ungleich 
verteilt (Ott et al. 2004) Um die Anpassungsfähigkeit natürlicher und sozialer 
Systeme nicht zu überschreiten und Folgeschäden in Grenzen zu halten, wer- 
den Leitplanken für den Klimawandel diskutiert (Petschel-Held et al. 1999, 
WBGU 2003) So soll der Kohlendioxidgehalt in der Atmosphäre eine Ver- 
doppelung des vorindustriellen Wertes nicht überschreiten, was einer Stabili- 
sierung des CO:-Anteils bei 550 ppm (millionstel Volumenanteile) und einem 
Anstieg der globalen Mitteltemperatur um 2 Grad Celsius gegenüber 1860 
entspricht. Dieses Ziel ist nur mit einer Verringerung des Treibhausgassaussto- 
ßes um mindestens 50 % zu erreichen, das zehnfache des mit dem Kyoto- 
Protokoll für einige Industrieländer vereinbarten Werts. 

Dabei stehen die Interessen an der Aufrechterhaltung des zum Treibhauseffekt 
führenden Wirtschaftssystems im Widerspruch zu den Interessen derjenigen, 
die in Klimaänderungen vor allem ein Risiko sehen. Beispiele für Konflikte 
sind etwa die Durchsetzung des Kyoto-Protokolls oder Auseinandersetzungen 
um die Energiesteuer. Eine Verschlechterung der Lebenssituation und die Ver- 
schärfung bestehender Ungerechtigkeiten betreffen besonders jene gesellschaft- 
lichen Gruppen, die zu schwach sind, um mit den Folgen fertig zu werden, 
während die Wohlhabenden eher in der Lage sind, Abwehr- und Schutzmaß- 
nahmen durchzuführen. Wenige Akteure könnten sich als mögliche „Gewin- 
ner“ fühlen, der größere Teil als „Verlierer“ (Meyer-Abich 1994). Das Abwäl- 
zen der Folgen auf räumlich und zeitlich „entfernt“ lebende Menschen (die 
„Peripherie“) führt zur Marginalisierung und Ausgrenzung betroffener gesell- 
schaftlicher Randgruppen (innergesellschaftliche Ungerechtigkeit), vertieft den 
Gegensatz zwischen armen und reichen Ländern (interregionale Ungerechtig- 
keit) und verlagert die Probleme und Belastungen auf zukünftige Generationen 
(intertemporale Ungerechtigkeit). 

Die Bush-Regierung versucht die Klimaproblematik zu verharmlosen, um ihre 
fossil-nukleare Energiepolitik nicht ändern zu müssen. Dabei können auch auf 
die USA potenziell enorme Schäden zukommen, z.B. durch die Austrocknung 
des Weizengürtels der USA oder die Zunahme von Überschwemmungen, Hur- 
ricans und Tornados. Schwerwiegend wäre auch die Ausbreitung der Seuchen 
in nördlichere Regionen der USA, was die Gesundheit oder gar das Leben von 
Millionen von US-Amerikanern bedrohen könnte. Sind die Risiken schon bei 
einer graduellen Änderung erheblich, dürften sie bei einer sprunghaften Ände- 


5 Zu den Zusammenhängen zwischen Klima und Konflikt siehe die Beiträge in BMU (2002). 
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rung dramatische Folgen annehmen. Darauf basiert der eingangs erwähnte 
Pentagon-Report, demzufolge eine Klimakatastrophe eine erhebliche Bedro- 
hung für die Sicherheit der USA darstellt. Das Szenario basiert auf der Hypo- 
these, dass der Golfstrom plötzlich kollabiert und einen Teil der nördlichen 
Hemisphäre in eine Eiszeit stürzt, mit verheerenden Stürmen und Überflutun- 
gen. Der abrupte Klimawechsel bringt Menschen und Regierungen in Not, 
Konflikte und Kriege um Rohstoffe und Nahrung brechen aus, der Einsatz 
von Atomwaffen wird angedroht. Die Welt stürzt in Chaos und Anarchie: 
„Ihere is substantial evidence to indicate that significant global warming will occur during the 
21st century. Because changes have been gradual so far, and are projected to be similarly gradual 
in the future, the effects of global warming have the potential to be manageable for most na- 
tions. Recent research, however, suggests that there is a possibility that this gradual global warm- 
ing could lead to a relatively abrupt slowing of the ocean’s thermohaline conveyor, which could 
lead to harsher winter weather conditions, sharply reduced soil moisture, and more intense winds 
in certain regions that currently provide a significant fraction of the world’s food production. 
With inadequate preparation, the result could be a significant drop in the human carrying capac- 
ity of the Earth’s environment.“ (Schwartz/Randall 2003) 

Der Bericht zeigt, wie ein abrupter Klimawandel die geopolitische Umwelt 
verändern kann, als Folge von verringerter Verfügbarkeit von Nahrung, Wasser 
und Energie, bis hin zu Kriegen und der Ausbreitung von Atomwaffen: 

„As global and local carrying capacities are reduced, tensions could mount around the world, 
leading to two fundamental strategies: defensive and offensive. Nations with the resources to do 
so may build virtual fortresses around their countries, preserving resources for themselves. Less 
fortunate nations especially those with ancient enmities with their neighbors, may initiate in 
struggles for access to food, clean water, or energy. Unlikely alliances could be formed as defense 
priorities shift and the goal is resources for survival rather than religion, ideology, or national 
honor.“ (...) 

„With a scarcity of energy supply - and a growing need for access - nuclear energy will become a 
critical source of power, and this will accelerate nuclear proliferation as countries develop en- 
richment and reprocessing capabilities to ensure their national security. China, India, Pakistan, 
Japan, South Korea, Great Britain, France, and Germany will all have nuclear weapons capability, 
as will Israel, Iran, Egypt, and North Korea.“ (Schwartz/Randall 2003) 

Um diesen Herausforderungen zu begegnen, schlägt der Bericht der US- 
Regierung einige Schritte vor. Hierzu gehört die Verbesserung von Modellen 
zur Vorhersage des Klimawandels und damit verbundener Szenarien hinsicht- 
lich der Auswirkungen auf Nahrung, Wasser und Energie. Zur Abschätzung 
der Klimafolgen und der Verwundbarkeit von Staaten und Regionen sind ge- 
eignete Indikatoren zu entwickeln. Daraus sind Strategien zur Risikominde- 
rung und Konfliktvermeidung abzuleiten. 

Das zugrundeliegende Szenario ist nicht neu. Es überspitzt bzw. übertreibt ei- 
nige der in Wissenschaftlerkreisen diskutierten Möglichkeiten, um bei politi- 
schen Entscheidungsträgern und in der Öffentlichkeit Aufmerksamkeit zu er- 
regen. Problematisch ist die These, dass Klimawandel eine ernste Bedrohung 
für die nationale Sicherheit der USA darstellt und militärische Antworten er- 
fordert. Militär kann bestenfalls eine nachsorgende, auf Schadensminimierung 
gerichtete Politik absichern, nicht aber eine präventive, auf Schadensverhinde- 
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rung. Dabei könnte eine präventive Gefahrenabwehr weit mehr Sicherheit für 
die Bürger der USA bringen als der Kampf an der Front der „homeland defen- 
se“ mit Militär, Geheimdiensten und Antiterrorkrieg. 


4. Konfliktpotenzial erneuerbarer Energieträger 


Erneuerbare Energieträger eröffnen die Perspektive, den Risiken und Konflik- 
ten des fossil-nuklearen Energiepfades eine Alternative entgegenzusetzen. Im 
Unterschied zu fossilen sind regenerative Energien orts- und zeitgebunden, was 
strukturelle Veränderungen der globalen Ökonomie erforderlich macht. Um 
frühere Fehler zu vermeiden und Widerstände zu begrenzen, wie sie etwa in 
der eingangs erwähnten Spiegel-Story deutlich werden, muss beim nachhalti- 
gen Energieumbau von Anfang an auf die soziale und ökologische Verträg- 
lichkeit von Technologien geachtet werden. Dazu bedarf es ganzheitlicher Be- 
trachtungen der Energiesysteme, die die Material- und Energieflüsse von der 
Rohstoffgewinnung bis zur Entsorgung ebenso berücksichtigen wie die öko- 
nomischen und sozialen Folgewirkungen, Akzeptanzen und Konflikte. 
Insgesamt liegt das Konfliktpotenzial regenerativer Energien deutlich unter 
dem des fossil-nuklearen Pfades. Es geht nicht um internationale Kriege und 
bewaffnete Auseinandersetzungen, eher um innergesellschaftliche Auseinander- 
setzungen, bei denen präventive Maßnahmen zur Konfliktvermeidung sinnvoll 
sind. In einer Untersuchung der Umweltauswirkungen erneuerbarer Energien, 
verglichen mit nicht-erneuerbaren Energien, kommt die International Energy 
Agency zu dem Ergebnis (IEA 1998): „This report shows that renewables can 
make a significant contribution to reducing greenhouse and acid gas emissi- 
ons. Renewables have their own environmental impacts but these are often 
small, site-specific and local in nature. Nevertheless, their deployment should 
be accompanied by the many methods identified in this review for ameliorat- 
ing their potential impacts.“ 


Wasserkraft 


Dass auch regenerative Energieformen Konfliktpotenziale in sich bergen kön- 
nen, zeigt am deutlichsten die Wasserkraft. Große Staudammprojekte symboli- 
sieren Fortschritt und Entwicklung, gehen aber zumeist mit einem großflächi- 
gen Eingriff in die Landschaft einher und berauben die ansässige Bevölkerung 
ihrer Lebensgrundlage. Weltweit gibt es rund 45.000 große Staudämme mit ei- 
ner Höhe von mehr als 15 Metern. Während in vielen Industrieländern der 
Boom des Staudammbaus vorbei ist, setzen einige Entwicklungsländer auf ei- 
nen verstärkten Ausbau der Wasserkraft, besonders in Lateinamerika sowie in 
Ost- und Südostasien. In einigen Ländern (wie in Brasilien mit 90%) wird der 
größte Teil der genutzten Energie aus Wasserkraft gewonnen. 

Zunehmend werden die sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Folgen 
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großer Staudammprojekte thematisiert. Hierzu gehören die Schäden für die 
Umwelt ebenso wie die Kosten, der Verlust von Kulturgütern und Zwangsum- 
siedlungen. In einigen Fällen sind Hunderttausende von Flussanwohnern o- 
berhalb und unterhalb des Stausees betroffen, direkt durch Verlust ihres Le- 
bensraums oder indirekt durch Eingriffe in die Ökologie des Flusses. Vom 
Fischfang lebende Menschen werden dadurch beeinträchtigt, dass die Wande- 
rungsbewegungen der Fische durch die Staumauer behindert werden oder 
flussabwärts das Flussbett trocken fällt. Nutzen und Risiken sind oft ungleich 
verteilt. Während beim Bau beteiligte Firmen, Banken, Betreiber und Großab- 
nehmer von Energie profitieren, tragen Kleinbauern, Fischer, Umsiedler und 
indigene Völker den Schaden, oft ohne hinreichende Kompensationsleistun- 
gen zu erhalten. Menschen werden mit polizeilicher Härte aus ihrer Heimat 
vertrieben, gewachsene Gemeinschaften, familiäre, soziale und kulturelle Zu- 
sammenhänge auseinandergerissen. Schätzungsweise 40-80 Millionen Men- 
schen wurden wegen Staudammbauten umgesiedelt. Einige Beispiele belegen 
das Konfliktpotenzial von Staudämmen: 

- In Indien sind von der Inbetriebnahme des Narmada-Staudammes etwa eine 
Million Menschen betroffen, Hunderttausende müssen umsiedeln, viele wer- 
den indirekt ihrer Überlebensbasis beraubt, die Entschädigung ist unzurei- 
chend. Die Folge waren teilweise heftige Auseinandersetzungen mit der Polizei 
(Boege 1993, Sen 1995). 

- In China wird zur Befriedigung des wachsenden Energiebedarfs der größte 
hydroelektrische Staudamm der Erde gebaut, der Dreischluchten-Damm über 
den wegen seiner Landschaft berühmten Jangtze-Fluss. Was als Wunder der 
Modernisierung gepriesen wird, ist für Kritiker eine ökologische und soziale 
Katastrophe. Rund 1,8 Millionen Menschen sollen umgesiedelt werden, Arten 
würden gefährdet, archäologische Stätten überschwemmt. Das Bersten des 
Dammes würde Millionen Menschen bedrohen. 

- Nicht minder schwerwiegend sind die Folgen des GAP-Staudammprojekts, 
mit dem die Türkei nicht nur Strom erzeugen, sondern auch den Zugriff auf 
die im Nahen Osten kostbaren Wasserressourcen des Euphrat-Flusses gewin- 
nen will. Von der großflächigen Überschwemmung betroffen sind u.a. Zehn- 
tausende von Kurden und archäologische Denkmäler (z.B. Hasankeyf). 

- Bei der Errichtung des Chixoy-Damms in Guatemala wurde ein Massaker an 
der ansässigen Bevölkerung verübt. 

- Gewaltige Ausmaße hat auch die Erschließung des Mekong-Beckens (von 
China über Laos, Thailand und Kambodscha bis Vietnam). 


In vielen Fällen organisiert die von Staudämmen betroffene Bevölkerung Wi- 
derstand, entwickelt eigene Konzeptionen und Vorschläge für einen alternati- 
ven, nachhaltigen Entwicklungsweg. Im März 1997 forderten Staudammbe- 
troffene und NGOs aus 20 verschiedenen Ländern in der „Erklärung von Cu- 
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ritiba“ ein sofortiges Moratorıum für den Bau großer Staudämme, bis be- 
stimmte Voraussetzungen erfüllt seien (Zimmerle 2000). Eine Folge war, dass 
sich die Weltbank aus dem Großstaudammgeschäft weitgehend zurückzog. 
Der im November 2000 erschienene Bericht der World Commission on Dams 
(WCD) stellt Kriterien zur Beurteilung von Staudammprojekten auf und leitet 
daraus politische Handlungsempfehlungen ab (WCD 2000). 


Windenergienutzung 


Die Nutzung von Windenergie (etwa in Windmühlen oder Segelschiffen) hatte 
in der Geschichte nur ein geringes Konfliktpotenzial, wenn von der Welter- 
oberung mit Hilfe von Segelschiffen abgesehen wird. Wie schon bei der Was- 
serkraft, stellen die Landschaftseingriffe das vorrangige ökologische Problem 
und damit auch Konfliktpotenzial dar. Die Veränderung des Landschaftsbilds 
durch Windräder wird subjektiv verschieden wahrgenommen und beurteilt, 
entsprechend kontrovers sind hier auch die Meinungsäußerungen. Geräusch- 
immissionen und Schattenwurf sind durch Mindestabstände zu bebauten Ge- 
bieten und notfalls einschränkenden Vorschriften der Betriebsführung be- 
herrschbar. Hinsichtlich des Spannungsfelds Windkraft und Naturschutz wer- 
den besonders die Auswirkungen auf die Avifauna als Problem angesehen. Al- 
lerdings wird Vogelschlag kaum beobachtet und als geringer als an anderen 
hohen, jedoch unbewegten, Bauwerken eingestuft. Zu diesen und anderen Fra- 
gen besteht noch Forschungs- und Handlungsbedarf, um Fehlentscheidungen 
und Akzeptanzprobleme bei der Standortauswahl zu vermeiden (Zoll 2001). 


Biomasse und nachwachsende Energieträger 


Die Nutzung von Biomasse zur Energieerzeugung hat traditionell eine große 
Bedeutung, am offensichtlichsten durch die Verbrennung von Holz. Die ü- 
bermäßige Abholzung zur Energiegewinnung stellt einen erheblichen Land- 
schaftseingriff dar und hat Schäden für Umwelt und Landwirtschaft zur Folge, 
wenn sie nicht durch nachhaltige Anbaustrategien kompensiert wird. Das Ein- 
atmen toxischer Verbrennungsgase beeinträchtigt die Gesundheit. Wird ver- 
stärkt auf die Nutzung der Bioenergie gesetzt, zeichnen sich insbesondere zwei 
Konfliktfelder ab. 

Der Anbau von Bioenergie ist flächenintensiv (etwa 120 mal mehr Fläche pro 
Energieeinheit als eine Fotovoltaik-Anlage) und sehr arbeitsintensiv (etwa 100- 
200 mal mehr Arbeit in Entwicklungsländern pro Energieeinheit als Kohleför- 
derung). Sie steht in Konkurrenz zu anderen Nutzungsmöglichkeiten, dem 
landwirtschaftlichen Anbau von Lebensmitteln und anderen Bioprodukten, 
der Viehzucht oder der industriellen Nutzung. Verdrängt die Biomasse in 
Hungergegenden die Lebensmittelproduktion, provoziert dies Proteste der da- 
von Betroffenen. 
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Verfügen Industriestaaten nicht über die erforderlichen Anbauflächen, haben 
sie ein Interesse an einer Auslagerung der Biomasseproduktion. In Europa 
werden Staaten des Südens oder Ostens genannt. Ob die dortigen Regionen 
davon profitieren und für die lokale Bevölkerung durch den Energiebauern 
ein zukunftsträchtiger Berufszweig erschlossen wird, oder ob hierdurch ledig- 
lich ein neues Operationsfeld für global agierende Konzerne geschaffen wird, 
hängt stark von den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen des Anbaus ab. 


Solarenergie 


Am wenigsten ist ein Konfliktpotenzial bei der direkten Solarenergienutzung 
erkennbar, auch wenn der durch die Solarwende charakterisierte Umbruch 
möglicherweise nicht ganz konfliktfrei verläuft. Sofern Solaranlagen dezentral 
an bestehenden Bauten befestigt werden, bedeuten sie nur einen geringen Ein- 
griff in soziale und ökologische Strukturen und stoßen daher auf weitgehende 
Akzeptanz. Dies könnte sich möglicherweise bei einer großindustriellen Nut- 
zung der Solarenergie ändern, bei der eine großflächige oder konzentrierte E- 
nergieumwandlung erfolgt. Internationale Probleme könnten zum einen auf 
treten, wenn der industrialisierte Norden die solaren Ressourcen des weniger 
entwickelten Südens beansprucht (Sonnenstrom aus der Sahara), v.a. wenn 
diese Länder unter Druck gesetzt werden, zum anderen, weil damit ein neues 
Abhängigkeitsverhältnis des Nordens entstehen könnte. Eine auf Solarenergie 
und globale Wasserstoffwirtschaft gestützte Despotie von Solarscheichs könnte 
zwar ökologisch nachhaltig sein, nicht aber sozial nachhaltig. 


Mikro-Finanzierung einer nachhaltigen Energieversorgung 
Das Beispiel Bangladesh 


In einer ökonomisch geprägten Welt ist die Finanzierung von Alternativen ein 
entscheidender Schlüssel zu ihrer Realisierung. Die mit den Verteilungskonflik- 
ten der Ölversorgung verbundenen Gefahren für Frieden und internationale 
Sicherheit machen die Suche nach ökonomischen Anreizen erforderlich, die 
zur Entwicklung einer gerechten und ökologisch nachhaltigen Weltwirt- 
schaftsordnung beitragen. Daher ist die Formulierung und Implementierung 
von Prinzipien einer Finanzierung globaler und lokaler Energiepolitik von 
großer Bedeutung (WBGU 2003), besonders im Umfeld des Weltgipfels für 
erneuerbare Energien in Bonn im Juni 2004. 

Eine Finanzierungsoption ist die Förderung erneuerbare Energieprojekte mit- 
hilfe von Kleinstkrediten und anderen Möglichkeiten der Mikro-Finanzierung, 
besonders in Entwicklungsländern. Vor dem Hintergrund des weltweiten Be- 
darfs an ländlicher Elektrifizierung in strukturschwachen Regionen und dem 
steigenden Ressourcenverbrauch durch die Energieversorgung sind Modelle 
notwendig, die ressourcenschonend und angepasst den menschlichen Bedarf 


Energiekonflikte und Klimakatastrophe: Die neue Bedrohung? 193 


an Energie bedienen. Ein Beispiel für ländliche Elektrifizierung ist das Unter- 
nehmen Grameen Shaktı ın Bangladesch.° 

Lediglich 30 % der Bevölkerung Bangladeshs haben Anschluss an das Elektri- 
zitätsnetz, vorwiegend in städtischen Gebieten. Die ländliche Energieversor- 
gung basiert weitgehend auf dezentralen Systemen wie der Nutzung von Die- 
selgeneratoren, aufladbaren Batterien, Kerosinlampen und im Bereich des Ko- 
chens auch auf Kuhdung und Holz. Diesen MicroEnergy-Sektor durch Solar- 
energie auszubauen hat sich das Unternehmen Grameen Shakti vorgenommen, 
das 1996 als Tochterunternehmen aus der international anerkannten Grameen 
Bank hervorgegangen ist. Diese vergibt seit Jahren über ein breites Netzwerk 
an Filialen Kleinstkredite an die arme Bevölkerung, insbesondere Frauen. 
Grameen Shakti vertreibt unabhängig von der Grameen Bank über ein Netz 
von mehr als 100 eigenen Filialen Solar Home Systems (SHS), solarzellenba- 
sierte Systeme zur häuslichen Energieversorgung, aber auch für Anwendungen 
im Bereich der Mobiltelefone und anderer Kleingeräte. 

Das One-Hand-Modell von Grameen Shakthi umfasst das technische System 
von SHS und das Servicepaket von Finanzierung, Installation vor Ort, Schu- 
lung und einer Servicegarantie vor Ort von drei Jahren. Die monatliche Fi- 
nanzierungsrate liegt, bei einer Laufzeit von zwei bis drei Jahren, bei etwa 
zehn Euro, mit einer Anzahlung zwischen 60 und 100 Euro. Die überwiegend 
männlichen Kunden gehören vornehmlich einer dörflichen Mittel- und Ober- 
schicht an. Bis November 2003 wurden knapp 19.000 Systeme verkauft. 
Grameen Shakti finanziert sich als Non-Profit-Unternehmen über die eigenen 
Einnahmen im operativen Geschäft und ist nıcht auf dauerhafte Subventionen 
angewiesen. Dadurch ist es möglich, weitestgehend unabhängig unternehme- 
risch tätig zu sein. Die Kunden können sich in ihrer Energieversorgung unab- 
hängig von zentralen Lösungen machen. Durch die Nutzung von Sonnen- 
energie werden Ressourcen eingespart und Emissionen vermindert. 

Durch die Anwendung des Modells von Grameen Shakhti könnte den welt- 
weit zwei Milliarden Menschen ohne Anbindung an ein Elektrizitätsnetz eine 
Energieversorgung ermöglicht werden. Hierfür müssen die politischen Rah- 
menbedingungen zur Erschließung des MicroEnergy-Sektors geschaffen und 
Untersuchungen über die jeweiligen Spezifika vorgenommen werden. Mit Hil- 
fe der Finanzsektoren in den jeweiligen Zielländern und entsprechenden inter- 
nationalen Geberorganisationen kann eine Finanzierungsgrundlage geschaffen 
werden, um potenziellen Gründern den Start eines solchen Unternehmens zu 
erleichtern. Darüber hinaus sind zur Vermittlung des Geschäftsmodells Schu- 
lungen und Ausbildungen auf der Basis dieser Untersuchung durchzuführen, 
die den Start und die erfolgreiche Umsetzung erleichtern. Dies ist Ziel des 
MicroEnergy-Projekts an der TU Berlin. 


6 Zu den Ergebnissen des MicroEnergy-Projekts der TU Berlin siehe Kebir/Philipp (2004a, b). 
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5. Wege zum nachhaltigen Frieden 


Obwohl der Teufelskreis der globalen Probleme sich weiter zuspitzt, gibt es 
problemspezifische Lösungsvorschläge und Initiativen. Lokales Handeln und 
globales Management (global governance) müssen sich ergänzen (Biermann 
2001), Von besonderer Bedeutung ist der aus der Weltkonferenz für Umwelt 
und Entwicklung 1992 folgende Rio-Prozess, der zu der umfassenden Agenda 
21 und zu bedeutenden internationalen Umweltabkommen geführt hat. Einige 
der hohen Erwartungen wurden jedoch enttäuscht. Zu groß waren die Diver- 
genzen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern, zu stark die Widerstän- 
de etablierter Interessen und Machtstrukturen, zu offenkundig die Abneigung 
der US-Regierung gegen Einschränkungen des Wirtschaftswachstums und ihrer 
politischen Handlungsfreiheit. So blieben viele Kompromissformeln unverbind- 
lich und vage, konkrete Entscheidungen wurden in die Zukunft verschoben. 
Ein Thema, das im Rio-Prozess keine wesentliche Rolle spielte, ist die Frage 
von Krieg und Frieden. Schon 1992 monierte Michael Renner vom World- 
Watch-Institut, dass die enormen Kosten und Risiken des militärischen Sek- 
tors und die Chancen von Abrüstung und Rüstungskonversion für die Lösung 
globaler Probleme beim Erdgipfel ausgeblendet worden seien. Dabei hätte die 
Beendigung des Ost-West-Konflikts Chancen auch zur Lösung der anderen 
globalen Problemfelder eröffnet. Es gab erste Abrüstungsfortschritte, wie den 
Vertrag über die konventionelle Abrüstung in Europa, die Chemiewaffenkon- 
vention, den nuklearen Teststopp-Vertrag und das Verbot von Antipersonen- 
minen. Das Engagement der Vereinten Nationen hat in einigen Fällen zur Ver- 
mittlung in regionalen Kriegen und Krisen beigetragen. Auf globaler wie auf 
lokaler Ebene haben NGOs wesentliche Beiträge zur Entstehung einer Weltge- 
sellschaft unterhalb und zwischen den staatlichen Kompetenzen geleistet. 
Solche Aktivitäten, die zur Herausbildung von Regeln und Strukturen im in- 
ternationalen System beitragen und auch eine Großmacht wie die USA zu- 
nehmend in ein Netz von Beziehungen „einwickeln“, sind für sich jedoch 
noch nicht ausreichend, um den Teufelskreis aus Wachstum, Macht und Ge- 
walt zu durchbrechen. Dabei spielt eine positive Verknüpfung von Frieden 
und nachhaltiger Entwicklung eine entscheidende Rolle. Angestrebt wird ein 
gesellschaftlicher Entwicklungsprozess, der verträglich ist mit den natürlichen 
Stoff- und Energieströmen, eine Ko-evolution von Biosphäre und Soziosphäre. 
Bei nachhaltiger Entwicklung geht es darum, eine Balance zwischen individu- 
ellen Bedürfnisansprüchen und den im Rahmen natürlicher Ressourcengren- 
zen für eine Gemeinschaft verfügbaren Ressourcen zu erreichen. Dies kann 
durch verschiedene Handlungskonzepte erfolgen, die auf Effizienzsteigerung, 
Ökoverträglichkeit (Konsistenz), gerechte Verteilung, Partizipation, Risikomi- 
nierung und Suffizienz (Änderung der Ansprüche) abzielen. Eine integrierte 
Strategie nachhaltiger Entwicklung muss die Handlungskonzepte im Zusam- 
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menhang angehen und mit Konfliktlösung und Mediation verbinden, um von 
der Negativkopplung der Krisensymptome Umweltzerstörung, Unterentwick- 
lung und Unfrieden zu einer Positivkopplung zwischen Handlungskonzepten 
in den Bereichen Umwelt, Entwicklung und Frieden zu gelangen. 

Dies gilt besonders für die nachhaltige Umgestaltung des bestehenden Ener- 
giesystems (Edenhofer 2003). Solange die Welt von Krisen und Katastrophen 
bestimmt wird, steht der reaktive Politiktyp im Vordergrund, dem es im we- 
sentlichen um eine Anpassung an die oder Reparatur der veränderten Um- 
weltbedingungen geht. Hierbei wird auf nachsorgende technische Lösungen 
zur Schadensbegrenzung und ein internationales Instrumentarium des Krı- 
senmanagements und Katastrophenschutzes vertraut, wobei auch das Militär 
eine Rolle erhält. Zur dauerhaften Problemlösung besser geeignet ist der prä- 
ventive Politiktyp, der durch Limitations- und Absorptionsstrategien auf Kon- 
fliktvermeidung zielt. Um mit der Energienutzung verbundene Konflikte zu 
vermeiden oder in ihrer destruktiven Wirkung abzuschwächen, ist ein umfas- 
sendes Bündel von Maßnahmen erforderlich, die auf Energieeinsparung, Efh- 
zienzsteigerung, finanzielle Förderung von erneuerbaren Energien, Einhaltung 
natürlicher und sozialer Leitplanken, Beseitigung der Ungerechtigkeit, Verbes- 
serung der Kooperation, Dialog und Partizipation von Stakeholdern und Be- 
troffenen zielen.” 


Literatur 


H. Ackermann, M. Krämer, ©. Melsheimer, J. Scheffran, Energienutzung - Konflikte, Potenziale, 
Szenarien, in: Zoll 2001, S. 17-95. 

F. Alt, Krieg um Öl oder Frieden durch die Sonne, München: Riemann, 2002. 

E. Altvater, Von der Währungskonkurrenz zum Währungskrieg: Was passiert, wenn das Erdöl 
nicht mehr in Dollar, sondern in Euro fakturiert wird? Vortragsskript. Burg Schlaining, Juli 
2003. 

- , Abhängigkeit von Öl, die Frage der Ölwährung und die Notwendigkeit alternativer, erneuer- 
barer Energien, Thesenpapier, Berlin 2004. 

G. Bächler, Desertification and Conflict, ENCOP Occasional Paper No.10, Zürich/Bern, März 
1994. 

G. Bächler, V. Böge, S. Libiszewski, K.R. Spillmann (Hrsg.), Kriegsursache Umweltzerstörung, 
Rüegger-Verlag 1996. (Eine Synthese findet sich in Wissenschaft und Frieden, 3/96, S. 55-71). 
G. Bahgat, Terrorismus und die Ölversorgung des Westens, Internationale Politik, März 2003, 

Nr.3, 58. Jahr, S. 11-16. 

F. Biermann, Trends und Interdependenzen in der Weltumweltpolitik, in: Hauchler et al. 2001, 
S.313-335. 

D. Bimboes, Zündstoff Öl und Gas, Dossier 34, Wissenschaft und Frieden, 1999. 

BMU (Hrsg.), Climate Change and Conflict, Federal Ministry for the Environment, Nature 
Conservation and Nuclear Safety, Berlin, November 2002. 

BMWi, Energiedaten 2000, Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: Berlin, Bonn 2000. 

V. Boege, Das Sardar-Sarovar-Projekt an der Narmada in Indien - Gegenstand ökologischen Kon- 


flikts, ENCOP-Report No. 8, 1993. 


7 Zur Implementierung integrierter, partizipativer Ansätze zum nachhaltigen Konfliktmanage- 
ment siehe Scheffran/Stoll-Kleemann (2003). 


196 Jürgen Scheffran 


A. Bozdag, Um Öl und Gas. Internationale Konfliktlinien im Kaukasus und in der kaspischen 
Region. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, 5/96, S. 587-597. 

A. Carius, K.R. Lietzmann (Hrsg.), Umwelt und Sicherheit - Herausforderungen für die internati- 
onale Politik, Berlin u.a.: Springer 1998. 

D. Cheney: Reliable, Affordable and Environmenatally Sound - Energy for America’s Future. 
Report of the National Energy Policy Development Group. www.whitehouse.gov/energy, 2001. 
W.D. Eberwein, S. Chojnacki, Umweltkonflikte und Umweltsicherheit, in: Hauchler et al. 2001, 

S. 357-375. 

O. Edenhofer, Wege zu einer nachhaltigen Klima- und Energiepolitik, Aus Politik und Zeitge- 
schichte, 30. Juni 2003, S. 18-26. 

FTD, Investoren verärgert über Shells Abwertung, Financial Times Deutschland, 12.01.04. 

I. Hauchler, D. Messner, F. Nuscheler (Hrsg.), Globale Trends 2002, Frankfurt: Fischer, 2001. 

T. Homer-Dixon, V.Percival, Environmental Scarcity and Violent Conflict, Briefing Book, Toronto, 
1996. 

IEA, Benign Energy? The Environmental Implications of Renewables, OECD, 1998. 

International Environment and Security (IES), Issues in Professional Military Education and Re- 
search Workshop, Report, National Defense University, 8.-9. August 1996. 

IPCC, Climate Change 2001, Third Assessment Report of the Intergovernmental Panel on Cli- 
mate Change, Cambridge University Press, 2001. Siehe auch http;//www.ipcc.ch. 

M.B. Kalinowski, Wie friedlich und nachhaltig ist die Kernenergie? In: Scheffran/Vogt 1998. 

N. Kebir, D. Philipp, Ländliche Elektrifizierung auf der Basis von erneuerbaren Energien in 
Kombination mit Mikrofinanzierung am Beispiel von Grameen Shakti in Bangladesch, Berlin: 
MicroEnergy International, 8. März 2004a. (http://www.microenergy-project.de/ 
me-studie2004.zip). 

- , Erneuerbare Energien für alle - Mikrofinanzierung und erneuerbarer Energien am Beispiel 
Bangladesch, Forum Umwelt und Entwicklung, Rundbrief 1/2004b, S. 11-12. 

John F. Kerry, Energy Security is American Security, Washington: Center for National Policy, 
January 22, 2002. 

W. Liebert, F. Schmithals (Hrsg.), Tschernobyl und kein Ende? - Argumente für den Ausstieg: 
Szenarien für Alternativen, Münster: agenda-Verlag 1997. 

A. Makhjjani, Securing the Energy Future of the United States: Oil, Nuclear, and Electricity Vulner- 
abilities and a post-September 11, 2001 Roadmap for Action, Washington: IEER, November 
2001a. 

- , The Cheney Energy Plan: Technically Unsound and Unsustainable, IEER, Sept.100, 2001b. 

K.M. Meyer-Abich, Winners and Losers in Climate Change. In: W. Sachs (Ed.), Global ecology - 
A New Arena of Political Conflict, London & New Jersey: Zed Books, 1994, pp. 68-87. 

J.V. Mitchell et al, The New Geopolitics of Energy, London: The Royal Institute of Interna- 
tional Affairs, 1996. 

- , The New Economy of Oil, London: The Royal Institute of International Affairs, 2001. 

F. Müller, Versorgungssicherheit. Die Risiken der internationalen Energieversorgung, Internatio- 
nale Politik, März 2003, Nr.3, 58.Jg, S.3-10. 

K. Ott, G. Klepper, S. Lingner, A. Schäfer, J. Scheffran, D. Sprinz, Konkretisierungsstrategien für 
Art. 2 der UN-Klimarahmenkonvention, Report für das Umweltbundesamt, Europäische Aka- 
demie, Ahrweiler, März 2004. 

M.-L. Parry (Ed.). Assessment of Potential Effects and Adaptations for Climate Change in 
Europe: The Europe ACACIA Project. Jackson Environment Institute, University of East An- 
glia, Norwich, UK, 2000, Summary and conclusions unter www.jei.uea.ac.uk/projects/ 
acacia_report.htm. 

G. Petschel-Held, Umweltmedien und Umweltschäden, in: Hauchler et al. 2001, S. 337-356. 

G. Petschel-Held, H.-J. Schellnhuber, T. Bruckner, F. L. Toth, K. Hasselmann, The Tolerable 
Windows Approach: Theoretical and Methodological Foundations, Climatic Change, 41, 
1999, S. 303-331. 

H. Scheer, Solare Weltwirtschaft. München: Verlag Antje Kunstmann, 1999. 

- , Die Entwicklungskrise der Dritten Welt kann nur mit erneuerbarer Energie gelöst werden, Der 
Überblick, 4/2001, S. 6. 

J. Scheffran, Panzer gegen die ökologische Krise? Spektrum der Wissenschaft, Oktober 1992, S. 128-132. 


Energiekonflikte und Klimakatastrophe: Die neue Bedrohung? 197 


nl 


. Scheffran, W. Bender, S. Brückmann, M.B. Kalinowski, W. Liebert, Energiekonflikte - Kann die 
Menschheit das Energieproblem friedlich lösen?, Dossier 22, Wissenschaft und Frieden 2/96. 
J. Scheffran, Konfliktfolgen energiebedingter Umweltveränderungen am Beispiel des globalen 
Treibhauseffekts. In: W. Bender, (Hrsg.), Verantwortbare Energieversorgung für die Zukunft, 
Darmstadt 1997. 

. Scheffran, W. Vogt (Hrsg.), Kampf um die Natur - Umweltzerstörung und die Lösung ökologi- 
scher Konflikte, Darmstadt: Primus-Verlag, 1998. 

J. Scheffran, Umweltkonflikte und nachhaltige Entwicklung: Ein Konfliktmodell und seine An- 
wendung in der Klima- und Energiepolitik, in: Carius/Lietzmann 1998, S. 209-232. 

- , Raketenabwehr und Weltraumkrieg - Die unheilige Allianz, PROKLA 127, 32.Jg, Nr.2, Juni 
2002, S. 205-226. 

-, Terror und Energiesicherheit - Ein neuer Krieg um Öl? In: Wissenschaft und Frieden, 1/2003. 

J. Scheffran, S. Stoll-Kleeman, Participatory Governance in Environmental Conflict Resolution;, 
in: K. Deb, L. Srivastava (eds.), Transition Towards Sustainable Development in South Asia, 
New Delhi: The Energy and Resources Institute, 2003, S. 307-327. 

J. Schindler, W. Zittel, Wirtschaftliche Umbrüche durch nahende Erschöpfbarkeit fossiler Res- 
sourcen. In: Solarzeitalter 2/1999, S. 12. 

F. Schmiedchen, Gedanken zum Petro-Euro, VDW-Materialien 2, Vereinigung Deutscher Wissen- 
schaftler, Dezember 2003. 

P. Schwartz, D. Randall, An Abrupt Climate Change Scenario and Its Implications for United 
States National Security, Washington, October 2003 (http://www.ems.org/climate/ 
pentagon_climatechange.pdf). 

G. Sen, National development and local environmental action - the case of the River Narmada. 
In: V. Bhaskar, A. Glyn (Eds.), The North - the South. Ecological Constraints and the Global 
Economy, London: Earthscan, 1995 S. 184-200. 

WBGU, Energiewende zur Nachhaltigkeit, Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen, Berlin, 2003. 

WCD, Dams and Development - A New Framework for Decision-Making, The Report of the 
World Commission on Dams, Earthscan, November 2000. 

World Resources Institute, World Resources 1996-97, New York/Oxford, 1996, S.302. 

B. Zimmerle, Vom Nutzen und Schaden der Staudämme, in: Entwicklung und Zusammenarbeit, 
Juli/ August 2000. 

R. Zoll, Energiekonflikte. Problemübersicht und empirische Analysen zur Akzeptanz von Wind- 

kraftanlagen. Münster: LIT, 2001. 


Alberto Acosta 


Erdöl in Ecuador 


„Der Mythos des Prometheus, der den Göttern das Feuer raubte, 
zeugt von dem befreienden Charakter, der der Entdeckung der alter- 
nativen Energien zugesprochen wird.“ (G.B. Zorzoli) 


Mit dem Export von Erdöl aus der Amazonasregion trat Ecuador in den 
1970er Jahren auf dem Weltmarkt kraftvoll in Erscheinung und durchlief da- 
bei einen dynamischen Prozess nationalstaatlicher Konsolidierung. Nicht etwa, 
dass es einen qualitativen Wandel im Hinblick auf die Rolle Ecuadors als 
Rohstoff exportierendes Land gegeben hätte. Doch die wachsenden Einkom- 
men, die durch die Erdölexporte erwirtschaftet werden konnten, führten zu 
einem dynamischen Wirtschaftswachstum. Insbesondere war dies auf die 
Gründung des Staatsunternehmens Corporaciön Estatal Petrolera Ecuatoriana 
(CEPE), heute Petroecuador, zurückzuführen, das dem Staat ein hohes Maß 
an Kontrolle über den ökonomischen Prozess erlaubte. Im Unterschied zur 
Produktion und zum Handel mit Kakao oder Bananen, entwickelte sich der 
Export von Rohöl zu einer selbständigen Quelle der Staatsfinanzierung. 

Vor allem dank der Erdölkonzerne wuchs der Gesamtumfang der Exporte von 
199 Mill. Dollar im Jahr 1971 auf 2.568 Mill. Dollar im Jahr 1981. Im glei- 
chen Zeitraum stieg das BIP von 1.602 Mill. Dollar auf 13.946 Mill. Dollar 
und die internationalen Währungsreserven von 55 Mill. Dollar auf 563 Mill. 
Dollar. Damit nahm auch die Bedeutung Ecuadors für das internationale Ka- 
pital zu. Der Reichtum an Erdöl bescherte Ecuador das Image des Neureichen 
und machte das Land attraktiv für Investitionen und für ausländische Banken. 
Bis dato hatte die ecuadorianische Wirtschaft für das ausländischen Kapital 
nur eine marginale Rolle gespielt. Bis zur Wiederentdeckung bedeutsamer 
Erdölreserven im Amazonasgebiet in den 1970er Jahren spielte das Land auf 
dem Weltmarkt keine größere Rolle. Der Export von Rohöl von der Halbinsel 
Santa Elena, der bereits in den 1920er Jahren begonnen hatte, erreichte nie die 
Bedeutung, die der Handel mit dem heute im Osten des Landes geförderten 
Erdöl besitzt. Interessant ist, dass diese Erdölvorkommen im Amazonasgebiet 
bereits in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts entdeckt, damals aber von 
den internationalen Unternehmen ignoriert wurden, weil zum damaligen Zeit- 
punkt die Ausbeutung von Erdölvorkommen in anderen Weltregionen einfa- 
cher, sicherer und rentabler war: zum Beispiel in Saudi-Arabien und Venezue- 
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la. Tatsächlich ist der Export von Erdöl nicht auf die Nachfrage nach Energie 
oder die Finanzmittel in den unterentwickelten Länder, welch die bedeuten- 
den Vorkommen an diesem Rohstoff besitzen, zurückzuführen. Ob Erdöl ex- 
portiert wird oder nicht, hängt vielmehr vom Nutzungsinteresse der transnati- 
onalen Unternehmen ab, sowie vom technischen Entwicklungsstand in den 
entwickelten Ländern. 

Warum transnationale Unternehmen zu einem bestimmte Zeitpunkt mit der 
Förderung von Erdöl beginnen, mag zwar kurzfristig von der örtlichen Lage 
der Vorkommen und den Kosten für ihre Erschließung bestimmt werden. Je- 
doch ist das bloße Vorkommen von Erdöl, dass in Ecuador von der indigenen 
Bevölkerung schon seit langem zum Abdichten von Schiffen oder für medizi- 
nische Zwecke genutzt wurde, niemals eine hinreichende Bedingung für eine 
massive Ausbeutung gewesen. Diese hängt ganz wesentlich vom technologi- 
schen Entwicklungsstand einer Gesellschaft ab, ohne dass die menschliche Er- 
findungsgabe für sich allein genommen die materiellen gesellschaftlichen Re- 
produktionsbedingungen modifizieren könnte. Darüber hinaus geht jede Form 
der Energiegewinnung auch mit einer bestimmten sozialen und politischen 
Organisation einher. So mussten die Sklavenhaltergesellschaften, die sich auf 
der Grundlage der Energie menschlicher Muskelkraft reproduzierten, die Frei- 
heit großer Teile der Bevölkerung zu Gunsten anderer gesellschaftlicher Grup- 
pen unterdrücken, was die Einrichtung äußerst repressiver Regierungen zur 
Folge hatte. Die Nutzung einer Energiequelle wie Erdöl, die große finanzielle 
Ressourcen erfordert, begünstigt in den Erdölgesellschaften die Ausprägung 
von autoritären, zentralisierten und letztlich an den Ölrenten orientierten Sys- 
temen. Denn der Export der natürlichen Ressourcen zur Sicherung der finan- 
ziellen Einkommen besitzt eine hohe politische Priorität. 


Der Erdölboom der siebziger Jahre 


Ecuador hatte seit etwas über einem Jahr, seit August 1972, Erdöl zu exportie- 
ren begonnen, als auf Grund des vierten arabisch-israelischen Krieges (Oktober 
1973) eine starke Erhöhung der Rohölpreise auf dem internationalen Markt 
stattfand. Das Erdöl aus der östlichen Landesregion, das im August 1972 noch 
mit 2,5 Dollar pro Barrel notiert war, stieg 1973 im Durchschnitt auf 4,2 Dol- 
lar und 1974 auf 13,7 Dollar. Dieser Preisanstieg erhöhte den Zufluss an fi- 
nanziellen Mitteln ganz erheblich und ermöglichte ein schnelles Wachstum 
der ecuadorianischen Wirtschaft, ohne dass es dafür notwendig gewesen wäre 
die Erdölproduktion zu erhöhen. Äußerst zweckmäßig war in diesem Kontext 
die Intervention des Staates gegen die Absichten des Unternehmens Texaco, 
welches die damaligen Transportkapazitäten verdoppeln wollte. Dieses Vorha- 
ben hätte zu einer deutlichen Erhöhung der Fördermengen im Amazonasge- 
biet geführt - mit allen daraus erwachsenden ökologischen und ökonomi- 
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schen Konsequenzen: Zerstörung der Umwelt und der sozialen Strukturen und 
vielleicht auch einer schnellen Zunahme der Auslandsverschuldung. 

Dank des erdölbedingten Exportbooms wuchs das BIP zwischen 1972 und 
1981 mit einer jährlichen Durchschnittsrate von 8%. In einigen Jahren wurden 
spektakuläre Werte erzielt (1973 mehr als 25,3%), insbesondere im industriel- 
len Sektor, der eine Wachstumsrate von durchschnittlich 10% jährlich vorwei- 
sen konnte. Das Pro-Kopf Einkommen stieg von 260 Dollar im Jahr 1970 auf 
1668 Dollar im Jahr 1981. 

Trotzdem gelang es dem Land nicht, einen erfolgreichen Entwicklungspfad ein- 
zuschlagen. Es stellt sich damit sofort die Frage nach dem ‚Warum?‘ Einen ersten 
Hinweis gibt Amartya Sen: Er stellt fest, „dass die wirklichen Grenzen der tradi- 
tionellen Entwicklungsökonomie nicht so sehr von der Auswahl der politischen 
Mittel abhängen, die das Wirtschaftswachstum erzeugen sollten. Das Problem 
liegt vielmehr darin, dass nicht anerkannt wird dass Wirtschaftswachstum nur ei- 
nes von verschiedenen Mitteln zum Erreichen bestimmter Ziele sein kann. Das 
heißt nicht etwa, dass Wachstum keinerlei Bedeutung hätte. Es kann von großer 
Wichtigkeit sein. Doch wenn dies der Fall ist, dann aufgrund der Erfolge, die in 
Verbindung mit dem Wachstumsprozess erzielt werden“ (Sen 1985: 185). „Es 
geht nicht nur darum zu argumentieren, dass Wirtschaftswachstum eher ein Mit- 
tel als ein Zweck ist, sondern auch festzustellen, dass Wirtschaftswachstum für 
bestimmte wichtige Ziele überhaupt kein effizientes Mittel darstellt“ (ebd. 186). 
Damit ist klar, dass es keine direkte und lineare Beziehung zwischen Entwick- 
lung und Wirtschaftswachstum gibt, bzw. wenn es sie gibt, dann ist sie zufällig. 
Genau so wie es im Alltag einem Reichen leichter fällt als einem Armen, einen 
Kredit zu bekommen, erhielt das Erdöl-Ecuador in diesen Jahren Kredite, die 
das Bananen-Ecuador - oder gar das Kakao-Ecuador - niemals bekommen 
hätte. Doch der Reichtum an Erdöl war nicht der einzige Grund für die Zu- 
nahme der Auslandsverschuldung des Landes. Denn neben der ecuadoriani- 
schen Nachfrage nach Krediten gab es auf dem Weltmarkt bedeutende Men- 
gen an Geldkapital, für die sich in diesen Jahren in den industrialisierten Län- 
dern kaum interessante Anlagemöglichkeiten fanden. Will man die wachsende 
Verschuldung der Länder der Dritten Welt verstehen - die Verschuldung kon- 
zentrierte sich ja nicht ausschließlich auf die Erdöl exportierenden Ländern - 
ist diese Beobachtung von zentraler Bedeutung. 

Der Umfang der ecuadorianischen Auslandsschulden wuchs in den 1970er Jah- 
ren fast um das 22fache: von 260,8 Mill. Dollar Ende 1971 auf 5.869,8 Mill. 
Dollar Ende 1981. Die Schulden stiegen von 16% des BIP im Jahr 1971 auf 
42% des BIP im Jahr 1981. Im gleichen Zeitraum wuchs der Schuldendienst 
gegenüber dem Ausland spektakulär: 1971 wurden 15% der Exporterlöse für 
den Schuldendienst aufgewendet, zehn Jahre später waren es 71%. 

Die internationalen Organisationen - Weltbank, Internationaler Währungs- 
fonds (IWF) und Interamerikanische Entwicklungsbank (IDB) - förderten die 
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maßlose externe Finanzierung der unterentwickelten Ökonomien einschließ- 
lich Ecuadors. Diese Politik war Bestandteil einer Strategie zur Bewältigung 
der Rezession in den entwickelten kapitalistischen Ländern, die auf das ‚Recyc- 
ling’ von Euro- und Petrodollar abzielte. Seit Ende der sechziger Jahre waren 
vor allem auf Grund der durch den Vietnamkrieg bedingten Instabilitäten der 
US-amerikanischen Ökonomie auf den europäischen Märkten massiv Dollar 
akkumuliert worden. Weitere große Dollarvolumen konzentrierten sich nach 
der Erhöhung der Erdölpreise auch in den Erdöl exportierenden arabischen 
Ländern. Die internationalen Kreditgeber, von den Regierungen der Länder 
des Nordens beeinflusst und kontrolliert, ermutigten zur Aufnahme von ex- 
ternen Krediten. Im Strudel der Auslandsverschuldung, den sie selber erzeug- 
ten und verstärkten, waren sie noch in den späten 1980er Jahren, als die Schul- 
denkrise bereits ein Fakt war, blind für den strukturellen Wandel des Erdölmark- 
tes. Das positive Finanzklima, das die multilateralen Organisationen sowohl für 
die Erdöl importierenden als auch für die Erdöl exportierenden Länder herstell- 
ten, begünstigte den gesamten Verschuldungsprozess: Die Erdöl importierenden 
Länder erwarteten einen nachhaltigen Anstieg des Rohölpreises. Für sie bestand 
die Antwort darin, ihre Energiewirtschaft via Kreditaufnahme zu diversifizieren, 
um so die Abhängigkeit vom Erdöl zu reduzieren. Für die Erdöl exportierenden 
Länder war es in finanzieller Hinsicht ebenfalls logisch weitere Kredite zu zeich- 
nen, da diese zum damaligen Zeitpunkt ja relativ günstig waren und ım nachhı- 
nein über die erwarteten Ölpreiserhöhungen refinanziert werden sollten. 

So stellte die IDB 1981 fest, dass es „angesichts der Einkommenselastizität auf 
dem Energiesektor, dem wahrscheinlichen Wandel ökonomischer Strukturen 
und des beschleunigten Wirtschaftswachstum in den nächsten zehn Jahre zu 
einem größeren Energieverbrauch kommen wird, speziell zu einer erhöhten 
Nachfrage nach Erdöl.“ Obwohl die Rohölpreise bereits ab der zweiten Hälfte 
des Jahres 1982 gefallen waren und sich eine strukturelle Schwächung des 
Marktes, die 1986 ihren Höhepunkt erreichte, deutlich abzeichnete, versicher- 
te die Weltbank noch 1985, „dass die realen Ölpreise wahrscheinlich noch im 
laufenden Jahrzehnt wieder steigen werden“ (Weltbank 1985: xxi). Es wurden 
Szenarien steigender Rohölpreise entworfen, die auf der Basis der Werte von 
1980 zwischen 30 und 48 Dollar pro Barrel für Mitte der 1980er Jahre lagen 
und zwischen 30 und 78 Dollar für Mitte der 1990er Jahre. Die Erwartung 
steigender Ölpreise und relativ niedriger oder gar negativer Zinssätze auf den 
internationalen Finanzmärkten, und die auf die Ölrenten setzenden, mit den 
Unternehmensoligarchien verwobenen Regierungen wiesen den direkten Weg 
in die Auslandsverschuldung, in die Krise und schließlich in die Strukturan- 
passungsprogramme der Weltbank und des IWF (Acosta 2004: 145-156). 

Der Erdölboom und die massive Auslandsverschuldung brachten eine Reihe 
gesellschaftlicher Veränderungen mit sich, ohne dass jedoch die über lange 
Zeit hinweg angestauten sozialen Probleme gelöst wurden. So blieb die Armut 
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in all den Jahren eine Konstante der ecuadorianischen Gesellschaft. Mehr 
noch: mit dem Erdöl tauchten neue Schwierigkeiten auf, die mit der internati- 
onalen Schuldenkrise ab 1982 in explosiver Form in Erscheinung traten. 

Die Verschwendung so großer materieller Ressourcen ist bedauerlich. Vor al- 
lem wenn man in Betracht zieht, dass die hohe Verfügbarkeit über Devisen in 
den 1970er Jahre eine Politik ermöglicht hätte, die mit adäquaten Maßnah- 
men und strukturellen Veränderungen, insbesondere mit einer gleichmäßigen 
Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums, eine solide Basis für eine selb- 
ständigere und nachhaltigere Entwicklung hätte legen können. Dies hätte es 
dem Land erlaubt, sich in dynamischer Form in den Weltmarkt zu integrieren 
und vor allem einen Schritt in Richtung der angemessenen Befriedigung der 
Grundbedürfnisse der Bevölkerung zu machen. Eine solche nachträgliche Ein- 
schätzung darf jedoch nicht dazu verleiten, die Probleme ausschließlich auf 
der wirtschaftspolitischen Eben zu suchen. Denn ein alternativer Entwick- 
lungspfad würde tatsächlich tiefgreifende kulturelle und ideologische Verände- 
rungen voraussetzen, er müsste die technologische Entwicklung stärken, alle 
existierenden Möglichkeiten der Gesellschaft einbeziehen und wäre letztend- 
lich nur auf der Grundlage realer und wachsender Gleichheit möglich. 
Angesichts der Tatsache, dass Ecuador über sehr viele und sehr unterschiedli- 
che Ressourcen verfügt, und das ökonomische Potential besitzt, die Grundbe- 
dürfnisse der Bevölkerung zu befriedigen, lässt sich konstatieren, dass das 
Problem nicht einfach ein wirtschaftliches, sondern ein politisches ist. Mehr 
noch: Es stellt sich die einfache Frage, wie eine nachhaltige Entwicklung mit 
einer Produktion auf Basis der verfügbaren Rohstoffe verwirklicht werden 
kann: Wie soll über die Nutzung der natürlichen Ressourcen entschieden wer- 
den? Wie kann der Exportsektor mit anderen Wirtschaftssektoren verknüpft 
werden? Wie kann der einheimische Markt gestärkt werden? Und wie vermag 
man sicherzustellen, dass die durch den Export der Ressourcen produzierten 
Einkommen auch angemessen verteilt werden? 

Inmitten der Militärdiktatur erlaubte der relative Überfluss an finanziellen 
Ressourcen die Aufrechterhaltung eines verhältnismäßig toleranten politischen 
Klimas. Der ansehnliche Zufluss von Dollars aus dem Ausland ermöglichte 
(zumindest scheinbar) die Befriedung und sogar Überwindung einer Reihe ge- 
sellschaftlicher Konflikte. In gewisser Weise machte das Erdöl die Militärdikta- 
tur erst überlebensfähig. Gleichzeitig konterkarierte der Erfolg der Erdölwirt- 
schaft aber auch die notwendigen und grundlegenden Strukturreformen, die 
bereits 1972 vorgeschlagen worden waren. Wie im Aktionsplan der nationalre- 
volutionären Regierung Ecuadors formuliert wurde, war die Gesellschaft „öko- 
nomisch unterentwickelt, sozial ungerecht und politisch abhängig; ein Pro- 
dukt verantwortungslosen Staatshandelns“ (Gobierno Nacional 1972: 1). Mit 
der Errichtung der Militärregierung, die sich vor allem auch der Ölpolitik 
widmete, sollte dies überwunden werden. 
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In dem Moment jedoch, in dem ausreichend externe Einkommen erwirtschaf- 
tet werden konnten, gab es keine Notwendigkeit mehr für die 1972 von den 
Militärs vorgeschlagenen politischen Veränderungen. Die Reformen verloren 
auf Grund der Existenz der finanziellen Ressourcen ihre Priorität. So war es 
zum Beispiel einfach nicht mehr nötig, die internen Preise für Benzin zu ü- 
berprüfen und den Schmuggel und die Verschwendung von Energieressourcen 
zu unterbinden. Ein weiteres mal verpasste man die Gelegenheit, finanzielle 
Spielräume zu schaffen. Man hielt es in diesen Jahren einfach nicht für nötig, 
den Druck durch Abgaben zu verschärfen. Noch Jahrzehnte später rühmt sich 
der Diktator General Guillermo Rodriguez Lara (1972-1976), dass während 
seiner Regierungszeit keine Steuern erhoben worden seien. Jede Form finan- 
zieller Dringlichkeiten, die sich zum Beispiel aus unzureichenden Einkommen 
aus der Erdölwirtschaft oder auf Grund der konjunkturellen Lage ergaben, 
wurden über externe Kredite aufgefangen. 

Die externen Finanzmittel flossen reichlich nach Ecuador. Unter diesen Be- 
dingungen entwarf der Staat, dessen Präsenz in der Wirtschaft zunahm, eine 
Serie von Mechanismen, die auf die Subventionierung des privaten Sektors 
abzielten. Dies war der Moment, in dem sich auch die Politik der Industriali- 
sierung durch Substitution von Importen zu vertiefen begann. Die expansive 
Politik führte zu enormen Einkommenssteigerungen für die wohlhabenderen 
gesellschaftlichen Schichten, zu einer relativen Verbesserung der Lage der Mit- 
telschicht und auch zu gewissen Vorteile für die traditionell marginalisierten 
Bevölkerungsschichten. Auch wenn letztere gerade einmal die Brotkrümel des 
Erdölbanketts erhielten, so herrschte in Ecuador doch der Eindruck vor, die 
Entwicklung stehe ‚vor der Tür‘. Nicht wenige träumten gar vom El Dorado 
des Erdöls, was auch zu Beginn des 21. Jahrhunderts noch zur Motivation für 
die Förderung des Rohöls beiträgt. 

Der Boom, den das Erdöl hervorbrachte, war massiv und ziemlich unerwartet. 
Nie zuvor hatte das Land eine größere Menge an Devisen erwirtschaftet. Doch 
der gesellschaftliche Reichtum wurde auf der Grundlage der selben alten 
Strukturen akkumuliert und reproduzierte auf höherem Niveau die existieren- 
den gesellschaftlichen Unterschiede und Rentiers-Praktiken. Zwar vollzog Ecu- 
ador den quantitativen Sprung auf ein neues Niveau des Wirtschaftswachs- 
tums, aber weil damit keine qualitative Transformation einherging, entpuppte 
sich dieser Prozess schon bald als ‚Entwicklungsmythos‘. 

Der Typ eines ungleichgewichtigen und Ungleichgewicht erzeugenden Booms, 
der sich im Zuge einer Konjunktur von Rohstoffexporten entwickelt, wird in 
der wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion als ‚Holländische Krankheit‘ be- 
zeichnet. Während des Erdölbooms der 1970er Jahre provozierte die ‚Hollän- 
dische Krankheit‘ in Ecuador Tendenzen der Deindustrialisierung, die jedoch 
durch Programme zur Förderung der Industrie und durch den tarifären Schutz 
der nationalen Wirtschaft zunächst abgeschwächt wurden. Dies war deswegen 
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möglich, weil anders als heute noch nicht das wirtschaftspolitische Paradigma 
der Marktöffnung und Liberalisierung dominierte. Die Strukturanpassungs- 
programme, die dem Höhepunkt der Erdölwirtschaft folgten, stellten sich als 
komplex und schmerzhaft dar: eine weitere Erscheinung dieser ‚Krankheit. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Ecuador mehrere Jahre unge- 
wöhnlichen Wirtschaftswachstums erlebte, welche die einheimische Wirtschaft 
in quantitativer Hinsicht deutlich transformierten und auch neue Verzerrun- 
gen hervorbrachten. Die Gesellschaft vermochte in der Zeit des Erdölbooms 
keine vernünftige Basıs für ihre weitere Entwicklung zu legen. Die Kapazitäten 
des nationalen und des internationalen Konsums nahmen zu, die heimische 
Produktion konnte jedoch nicht im gleichen Maße gesteigert werden. Dafür 
vertiefte sich aber das Rentiers-System. 

Schließlich muss noch darauf hingewiesen werden, dass das Land in diesem 
Zeitraum einen festen Wechselkurs hatte, der gestützt wurde, während auslän- 
dische Finanzmittel über Auslandsverschuldungen und Einkommen aus der 
Erdölwirtschaft reichlich ins Land flossen. Dies führte zu einer größeren Ab- 
hängigkeit von ausländischen Geldern. Als deren Fluss zu versiegen begann, 
erwischte es die Wirtschaft hart. Fast könnte man sagen, dass die Krise aus all 
diesen Gründen vorprogrammiert war. Der Zeitpunkt ihres Ausbruchs hing 
vor allem vom Fluss bzw. vom Versiegen der externen Finanzmittel ab. 


Das Erdöl als Werkzeug einer qualvollen 
und nicht enden wollenden Strukturanpassung 


Ab 1982 begannen die Ölpreise zu fallen, der Zufluss an Krediten für die 
Länder der sogenannten Dritten Welt kehrte sich um und die Erdölorgie fand 
ein Ende. Mit der zunehmenden finanziellen Strangulierung, die sich für Ecu- 
ador im Rahmen des Grenzkonflikts mit Peru noch einmal zuspitzte, hatten 
sich bereits im Jahr zuvor die ersten wirtschaftlichen Probleme eingestellt. 

Der Preis für das Erdöl aus der östlichen Landesregion, der zu Beginn der 
1980er Jahre auf über 30 Dollar pro Barrel gestiegen war - 35,2 Dollar im Jahr 
1980 und 34,4 Dollar im Jahr 1981 - sank ab der zweiten Hälfte des Jahres 
1982 und fiel dann im März 1983 substantiell. Für Ecuador war dies der kriti- 
sche Moment. Die Phase der günstigen externen Kredite ging gerade zu Ende, 
da stürzten auch noch die Ölpreise - wie auch die Preise für die meisten ande- 
ren Exportprodukte der unterentwickelten Länder - in den Keller. 

Die Schwächung der Ölpreise und der Preise für andere Rohstoffe und die 
gleichzeitige Erhöhung der Zinssätze waren Bestandteile ein und derselben 
Strategie zur Reorganisation der weltweiten Machtverteilung (in der auch der 
Falklandkrieg eine wichtige Rolle spielte, da hier britische und US-amerikani- 
sche Interessen in Einklang gebracht wurden). Die International Energy Agen- 
cy (IEA) - 1974 als Antwort auf die Organisation Erdöl exportierender Staa- 
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ten (OPEC) eingerichtet - und die transnationalen Erdölkonzerne verbanden 
ihre Kräfte, um die Abhängigkeit der industrialisierten kapitalistischen Länder 
von externen Energieressourcen zu verringern, insbesondere die vom Erdöl. 
Konkret versuchte man die Kosten für das Öl aus Ländern der OPEC zu re- 
duzieren, um so die Defizite der kapitalistischen Zentren zu vermindern. 

Die neue US-amerikanische Wirtschaftspolitik führte zu einer bedeutenden 
Verteuerung der Kredite und zur Verringerung der Kreditflüsse in die latein- 
amerikanischen Länder. Das hohe Defizit der US-Ökonomie drückte auf die 
weltweiten Handels- und Finanzbeziehungen. Der Auslöser der lateinamerika- 
nischen Krise lag wie schon in den 1930er Jahren in den USA. Mit der als 
„Reagonomics“ bekannt gewordenen Wirtschaftspolitik waren die Schulden 
der unterentwickelten Welt ab 1981 praktisch nicht mehr zu handhaben. Der 
Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph E. Stieglitz stellt in einer interessanten Stu- 
die über die neoliberalen Reformen fest, dass die Krise „in dieser Region größ- 
tenteils auf den Anstieg der Zinssätze in den USA zurückgeführt werden 
kann“ (Stieglitz 2003: 11). Die Erhöhung der Zinssätze ist allerdings auch ein 
Beweis für „das Scheitern der internationalen Kapitalmärkte, des Weltfinanz- 
systems und auch des Finanzsystems Lateinamerikas“ (ebd.). In dieser Situati- 
on wäre „die Mehrheit der Länder wahrscheinlich auch ohne Korruption und 
mit effizient geführten staatlichen Unternehmen in die Krise geraten“ (ebd.). 
In Ecuador versuchte man zunächst noch etwas schüchtern die fundamenta- 
len makroökonomische Ungleichgewichte in den Griff zu bekommen, insbe- 
sondere auf dem Export- und auf dem Finanzsektor. Eine mehrfach ange- 
wandte Maßnahme war die Erhöhung der inländischen Preise für Brennstoffe 
auf Erdölbasis. So konnten die Einnahmen des Fiskus aus der Produktion und 
Distribution der Erdölderivate auf dem heimischen Markt gesteigert werden, 
obwohl doch die Preise auf dem internationalen Markt fielen. Nebenbei ge- 
sagt war diese Maßnahme rein finanzpolitisch begründet und ließ Überlegun- 
gen hinsichtlich der Produktion - insbesondere der Energieproduktion - aber 
auch soziale und ökologische Aspekte außer Acht. Man muss dazu wissen, 
dass die Berechnungen zur Fixierung der Preise der Erdölderivate oftmals im 
nachhinein durch finanzpolitische Entscheidungen konterkariert wurden. Die- 
se waren schließlich einzig und allein auf die Bedienung der Auslandsschulden 
ausgerichtet. Nichts desto trotz erreichten die private und öffentliche externe 
Neuverschuldung zwischen 1983 und 2003 die Höhe von 83.637 Mill. Dollar. 
Im selben Zeitraum belief sich der Schuldendienst auf 94.412 Mill. Dollar, die 
Tilgungen betrugen 74.281 Mill. Dollar und die Zinsen 20.131 Mill. Dollar. 
Das heißt, dass sich der Devisenabfluss im besagten Zeitraum auf 10.775 Mill. 
Dollar belief. Anders ausgedrückt zahlte man den Gläubigern 10.775 Mill. 
Dollar mehr, als man in diesem Zeitraum erhalten hatte. Zusätzlich stiegen die 
externen Schulden von 7.831 Mill. Dollar im Jahr 1983 auf 16.595 Mill. Dol- 
lar ım Jahr 2003. 
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Die Erhöhung der inländischen Preise für die besagten Derivate bedeutete je- 
doch nicht, dass die staatlichen Unternehmen auch höhere Einnahmen erwirt- 
schaftet hätten, wurden ihnen die Mittel doch permanent gekürzt - dies alles 
freilich zum Vorteil der transnationalen Erdölkonzerne. Erwähnenswert ist in 
diesem Zusammenhang die Ausgabe von Schuldverschreibungen im Oktober 
1986 durch das Staatsunternehmen Corporaciön Estatal Petrolera Ecuatoriana 
(CEPE). Die Gelder kamen jedoch nicht dem Konzern zu Gute, sondern wur- 
den zum Stützen der Devisenreserven verwendet. 

Es überrascht kaum, dass die ersten Momente der wirtschaftlichen Strukturan- 
passung komplex und konfus waren. Beim Versuch, einen Wechsel der relati- 
ven Preise herbeizuführen, erzeugten die durch die ‚holländische Krankheit‘ 
vertieften Rigiditäten neue und wachsende Schwierigkeiten. Darüber hinaus 
gab es überhaupt kein Problembewusstsein darüber, was in der Zukunft auf 
Ecuador zukommen würde. Schenkte man den internationalen Finanzorgani- 
sationen Glauben, und ihre Einschätzungen wurden wie ein Echo von den e- 
cuadorianischen Politikern wiederholt, reduzierte sich das Problem auf eine 
vorübergehende Liquiditätskrise. In der Konsequenz schienen die Schwierig- 
keiten konjunktureller Natur und einfach lösbar zu sein. Man wartete auf eine 
baldige Erholung der nordamerikanischen Ökonomie und vertraute auf ein 
Steigen der Ölpreise auf dem Weltmarkt. Nichts dergleichen trat jedoch ein. 
Als die Krise bereits voll ausgebrochen war, nahmen die multilateralen Kredit- 
organisationen dann die Rolle der Kassierer und Kontrolleure derjenigen Ö- 
konomien wahr, zu deren Verschuldung sie selbst beigetragen hatten. Indem 
sie häufig Maßnahmen zur staatlichen Übernahme privater Risiken von 
Schuldnern und Gläubigern vorangetrieben hatten, waren sie für den Verlust 
der Disziplin auf den internationalen Finanzmärkten mitverantwortlich. An- 
schließend jedoch versuchten sie die Katastrophe zu vertuschen, indem sie 
immer höhere Kredite vergaben, ohne nach der Wurzel des Übels zu suchen 
oder das Problem wirklich zu verstehen. Man denke nur an die kostenintensi- 
ven Programme zur Stabilisierung und Strukturanpassung, die bei mehr als ei- 
ner Gelegenheit mit enormen Misserfolgen und in massiven Korruptionsskan- 
dalen endeten, oder an die extrem teuren staatlichen Rettungen der privaten 
Banken in Mexiko und Ecuador. Mit den neuen Krediten, die vor allem auch 
der Bezahlung der alten Schulden dienten, haben der IWF und die Weltbank 
Ecuador eine neoliberale Marktlogik auferlegt: dies ist der Kern der Politik der 
Konditionierung durch IWF und Weltbank. 

Um das Ausmaß der Einmischung dieser Organisationen zu verdeutlichen, 
soll hier kurz auf den Inhalt und die Reichweite der dreizehnten „Absichtser- 
klärung“ (Letter of Intent) gegenüber dem IWF eingegangen werden, die Ecu- 
ador im Januar 2003 unterschrieb. Diese Erklärung stellt eines der marktor- 
thodoxesten Programme der letzten Jahrzehnte in dieser Region dar. Ergänzt 
durch die „Strategie zur Hilfe“ der Weltbank, verwandelte sie sich in ein Re- 
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gierungsprogramm des aktuellen Präsidenten, des ehemaligen Oberst des ecu- 
adorianischen Militärs Lucio Gutierrez, das weit mehr als „nur“ ein Wirt- 
schaftsprogramm darstellt. Gemäß den Forderungen der Kreditgeber und in 
Übereinstimmung mit einer rigiden Sparpolitik wurden die Tarife für Elektrizi- 
tät und Telekommunikation wie auch die Preise für Brennstoffe ein weiteres 
mal erhöht. Man verpflichtete sich die Subventionen für das einheimische Gas 
zu beseitigen. Die Anzahl der öffentlichen Angestellten soll abgebaut und die 
Nominalgehälter der Behördenmitarbeiter verringert werden. Vorschläge über 
das Einfrieren der Pensionen und zur Privatisierung der Elektrizitäts- und Tele- 
fongesellschaften werden diskutiert. Auch die Rentenversicherungen sollen 
mittels einer Reform der Sozialversicherung privatisiert werden. Die Absichts- 
erklärung sieht, neben anderen Punkten, die nur schwer oder gar nicht erfüllt 
werden können, auch die Reprivatisierung der Banco del Pacifico vor, eine der 
größten Banken, die durch den Staat gerettet wurden. Alle diese Forderungen, 
ebenso wie Reformen des Arbeit- und des Steuerrechts und der öffentlichen 
Verwaltung, sind an feste Fristen geknüpft und sollen vom Kongress in dieser 
Zeit umgesetzt werden. Für die Reform des Arbeitsrechts zum Beispiel wurden 
konkrete Inhalte und Zeitfenster festgelegt. Arbeitnehmerrechte werden einge- 
schränkt und abgebaut, um durch eine Flexibilisierung der Arbeitsbeziehun- 
gen die negativen Fffekte des rigiden Wechselkurses zu minimieren. Dabei 
wurde weder Raum noch Zeit gelassen, um die Reformen und ihre Folgen a- 
däquat einzuschätzen und zu diskutieren. Die Absichtserklärung gibt die legis- 
lative Agenda vor, sie verpflichtet das Parlament und transformiert den IWF in 
einen zentralen Akteur des politischen und ökonomischen Entscheidungspro- 
zesses. Darüber hinaus droht der IWF der Justiz für den Fall, dass sie die Aus- 
handlung der Bonos Globales! für illegal erklärt und deren Konditionen, die 
keinerlei Vorteile für den Staat mit sich bringen und sich offensichtlich am 
Rande der Legalität bewegen, anfechtet. Zusammenfassend lässt sich feststel- 
len, dass derzeit die Einrichtung einer Art „IWF-orientierten Republik“ zu be- 
obachten ist, die auf die gleichen oligarchischen Praktiken der alten „Bana- 
nenrepublik“ zurückgreift und sich vor allem über das Erdöl finanziert. 

Der Prozess der Akkumulation, der sich auf den relativ freien Zugang zu externen 
finanziellen Ressourcen stützte, wurde also unterbrochen. Man hatte es versäumt 
die Strukturreformen durchzuführen, die unerlässlich gewesen wären, um die mas- 
sıve Abhängigkeit vom Weltölmarkt zu verringern. Statt dessen galt es nun das 
makroökonomische Gleichgewicht wieder herzustellen. Dabei musste der demo- 
kratische Raum, der in Ecuador 1979 wiedererobert wurde, und dessen Kontinui- 
tät auch ein zentrales Anliegen der USA darstellt, aufrecht erhalten bleiben. 


1 Ecuador erreichte eine Umschuldung bei seinen privaten Gläubigern: Dazu wurden im Jahr 
2000 die Brady-Schuldverschreibungen in neue Schuldverschreibungen - die Bonos Globales 
- umgetauscht (Anm. d. Red.). 


Erdöl in Ecuador 209 


Für Ecuador bedeutete der Eintritt in die Krise eine schnelle Verschlechterung 
der internationalen Tauschverhältnisse, insbesondere was den Ölpreis anging, 
der sich in den 1970er Jahren erholt hatte und 1981 auf dem Spotmarkt Wer- 
te von über 40 Dollar pro Barrel erreicht hatte. Bis 1984 sank der Ölpreis 
wieder auf 27,4 Dollar pro Barrel und stürzte danach noch einmal ab bis auf 
unter 9 Dollar pro Barrel im Juli 1986. Über den Fall des Ölpreises hinaus 
war Ecuador im Winter 1982/1983 mit starken Überschwemmungen konfron- 
tiert, die nicht nur die landwirtschaftliche Produktion sondern die gesamte 
Wirtschaft schwer trafen. Nun bekam auch Ecuador, das bis 1981 scheinbar 
leicht die negativen Wirkung der internationalen Wirtschaftsprobleme um- 
schifft hatte, die Krise voll zu spüren. Jedoch nicht ausschließlich wegen der 
erwähnten Naturkatastrophen oder des Falls der Ölpreise, sondern auch auf 
Grund einer ganzen Reihe struktureller externer und interner Faktoren. 

Die Exporte, die 1981 eine Höhe von 2.540 Mill. Dollar erreicht hatten, san- 
ken in den nachfolgenden Jahren auf 2.200 Mill. Dollar. Gleichzeitig fielen 
die Importe von fast 2.424 Mill. Dollar im Jahr 1982 auf 1.474 Mill. Dollar 
im Jahr 1983. Erst 10 Jahre später sollten sie wieder das Niveau von 1982 er- 
reichen. Auch das BIP sank erheblich: von 13.946 Mill. Dollar 1981 auf 9.129 
Mill. Dollar 1988 - der niedrigste Wert seit 1979. In all diesen Jahren erhöhte 
sich die Auslandsverschuldung und blieb eine der größten Belastungen für die 
Wirtschaft. Das Land durchlief Strukturanpassungsprogramme aus der Hand 
des IWF und der Weltbank; eine Verbindung, die über die Gültigkeit der auf 
einander folgenden Absichtserklärungen (letter of intent) hinausgeht, da die 
verschiedenen Regierungen und ihre Wirtschaftsberater sich das Instrumenta- 
rıum des Washingtoner Konsens ohne jede Diskussion zu eigen machen. Ab 
diesem Zeitpunkt begann man sich insbesondere dem Problem der Inflation 
zu stellen und griff auf eine rigide Sparpolitik zurück, die darauf abzielte, die 
Konsum- und Investitionsquoten zu reduzieren, dabei aber weiterhin einen er- 
folgreichen Prozess der Kapitalakkumulation zu garantieren. Dazu blieb nur 
die Senkung der Löhne und Gehälter. In der Folge fiel der Anteil des Faktors 
Arbeit an den Gesamteinkommen von 32% ım Jahr 1980 auf 12,7% in den 
Jahren 1990 und 1991, um sich danach langsam bis auf 13,9% im Jahr 1997 
zu erholen - das war kurz vor der schweren Krise in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre. Die Arbeiter wie auch die Mehrheit der öffentlichen Angestell- 
ten, insbesondere die Lehrer, bekamen die Folgen der Gehaltssenkungen am 
stärksten zu spüren. Die Armut und die Ungleichheit, die stets eine Konstante 
in der Geschichte Ecuadors dargestellt haben, verstärkten sich erheblich. 

Kurz nachdem Mexiko die Zahlung seiner Kredite im August 1982 aussetzte, 
begann auch Ecuador an den Verhandlungsrunden mit den internationalen 
Gläubigern teilzunehmen. Immer stärker wurde das Land dabei in das System 
der Empfehlungen und Konditionierungen des internationalen Finanzkapitals, 
die vom IWF und der Weltbank formuliert und durchgesetzt wurden, einge- 
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bunden. Jetzt schlugen die Probleme, die während des Erdölbooms noch ver- 
deckt geblieben waren, unerbittlich durch. 

Alle politischen Anstrengungen zielten nun auf eine Vergrößerung der Expor- 
te, sowie darauf, den privaten Unternehmen große Gewinne in Aussicht zu 
stellen, um neue ausländische Investitionen zur Erschließung und Extraktion 
des Rohöls anzulocken. Um das ausländische Kapital ins Land zu holen, wur- 
de das Gesetz über die Kohlenwasserstoffe ab Anfang der 1980er Jahre mehr- 
fach reformiert. Dabei wurde argumentiert, das Land verfüge über keine aus- 
reichenden finanziellen Ressourcen, um die hohen Kosten für die Erschlie- 
ßung neuer Erdölvorkommen zu finanzieren. Von daher müssten die rechtli- 
chen Bedingungen überarbeitet werden, um diesen Bereich für private Anleger 
attraktiver zu gestalten. Dieser Diskurs war für den Großteil der gesamten 
Diskussion um die Erdölproblematik maßgeblich und bildet sicher auch die 
Grundlage für viele politische Entscheidungen, die in diesem Zusammenhang 
getroffen wurden. 

Interessant ist auch wie in diesem Zusammenhang mit den Daten über die 
Erdölvorkommen umgegangen wurde. Denn offensichtlich wurden diese re- 
gelmäßig manipuliert. Zu bestimmten Anlässen sind die verfügbaren Erdölre- 
serven zu niedrig eingeschätzt worden, um den Ruf nach privaten Erdölkon- 
zernen zu rechtfertigen. So etwa 1981, als eine Reihe von Rechtsreformen er- 
zwungen wurden. In anderen Momenten wurden die Reserven zu hoch ge- 
schätzt, um die Produktion erhöhen zu können - sei es mit der Absicht, den 
externen Schuldendienst zu finanzieren, sei es um den Ausbau der transecua- 
dorianischen Erdölpipeline zu rechtfertigen, oder auch um den Bau einer 
Schwerölpipeline durchzusetzen. Über derlei massenmedial verbreitete Mani- 
pulation setzte sich die Vorstellung durch, das Land sei nicht mit ausreichend 
finanziellen Ressourcen ausgestattet, um die für die Erdölwirtschaft notwendi- 
gen Investitionen selbst zu tragen. Es ist jedoch erwiesen, dass viele angeblich 
rein technische Informationen fern ab der Realität lagen. Man erinnere sich 
zum Beispiel an den Ausbau der SOTE, als die Regierung Sixto Durän Ballen 
(1992-1996) sich auf zwei Gutachten stützte, in die sogar zwei Straßen aufge- 
nommen waren, welche in keiner Verbindung mit der Erdölpipeline standen, 
und mit einem Transportvolumen arbeitete, welche die Ölmenge, die zu pro- 
duzieren beabsichtigt war, deutlich überstieg. 

Die Antwort auf die Krise bestand also in einer Ausweitung der Erdölproduk- 
tion. Eine Strategie, die in fast allen Erdöl produzierenden Ländern zu beo- 
bachten war. Die Erhöhung des Angebots an Erdöl führte jedoch zu einer zu- 
sätzlichen Schwächung des Ölpreises. Dass die Notierung des Rohöls nicht 
noch stärker sank, ist nicht zuletzt der konzertierten Aktion der OPEC (aus der 
Ecuador 1994 ausschied, um sich mit den USA gut zu stellen) zu verdanken. 
Die auf den Export von Rohstoffen, insbesondere von Erdöl, orientierte Stra- 
tegie, verschärfte die innergesellschaftlichen Tendenzen der Exklusion und der 
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Konzentration des Reichtums. Im Gegensatz zu vorherigen Perioden, konnte 
trotz der Zunahme der Exporte bis 1997 kein neues Wirtschaftswachstum er- 
zielt werden. Der private Sektor agierte isoliert und ohne Unterstützung durch 
den staatlichen Sektor und vermochte nicht die gleiche Dynamik zu entwi- 
ckeln, wie es in den Jahrzehnten zuvor der Fall gewesen war. Im Zuge der 
Strukturanpassung verlor der Staat seine Rolle als treibende Kraft für die Ö- 
konomie und erfuhr einen deutlichen Funktionswandel: diente er zuvor noch 
der relativen Umverteilung von Einkommen zu Gunsten der untersten Ein- 
kommensschichten, insbesondere der Mittelschichten, so wirkt er heute zu 
Gunsten der wohlhabendsten Schichten - und zwar auf Kosten der anderen 
Bevölkerungsgruppen (deutlich war dies im Fall der Rettung der Banken zu 
sehen). Ähnliche Entwicklungen lassen sich in vielen Regionen der Welt fest- 
stellen. Das Wirtschaftswachstum nımmt zu, ohne dass dabei jedoch soziale 
Punkte auf die politische Agenda gesetzt würden. Wirtschaftswachstum und 
eine Zunahme der Exporte gehen mit einer Verschärfung der Arbeitslosigkeit 
und der sozialen Ungerechtigkeit einher. Diese Tendenz verschärft sich in Zei- 
ten der Krise noch. Schließlich gilt es, wie Stiglitz zeigt, darauf hinzuweisen, 
dass das Wirtschaftswachstum in den zwei Jahrzehnten neoliberaler Reformen 
(1980-2001), gerade die Hälfte des erreichten Wachstums der zwei vorange- 
gangenen Jahrzehnte (1960-1980) in Lateinamerika ausmachte (Stiglitz 2003). 
Die Strukturanpassung verstärkte noch einmal die auf den Export ausgelegte 
Produktion von Rohstoffen. Diese Rückkehr zur Rohstoffwirtschaft führte zu 
einer Zerstörung des produzierenden Gewerbes (Deindustrialisierung), sowie 
zu einer Schädigung derjenigen Sektoren, die für die Binnennachfrage produ- 
zieren, die ın der Lage sind Beschäftigung zu schaffen, angemessene Gehälter 
zu zahlen und zu einer nachhaltigen Bekämpfung der Armut beizutragen. 
Darüber hinaus hat die Rückkehr zur Rohstoffwirtschaft zu einer Zunahme 
der Umweltzerstörung geführt, da die kurzfristigen Gewinne Priorität über jede 
längerfristige Planung erhalten. Dies betrifft nicht nur die Zerstörung der A- 
mazonasregion durch die Erdölförderung, sondern beispielsweise auch den 
Einsatz von Chemikalien auf Bananenplantagen und in der Garnelenzucht, 
der zu einer systematischen Zerstörung der Mangrovenwälder und zu Viruser- 
krankungen wie dem Taurasyndrom und der Mancha Blanca geführt hat. 
Langfristig zielt die Strukturanpassung auf die Konsolidierung des Marktes 
und auf eine möglichst geringe Einmischung des Staates in die Wirtschaft ab. 
Dies zeigt sich unter anderem am Verlust der staatlichen Kontrolle über den 
Erdölsektor. Eine der letzten Phasen der systematischen Schwächung des Staa- 
tes besteht in einer Dekapitalisierung und in der geplanten Privatisierung der 
Raffinerie von Esmeralda. Letzteres wird mit einer im Auftrag der Zentralbank 
und mit Unterstützung der Weltbank angefertigten Studie begründet, der zu 
Folge die Raffınerie Verluste erwirtschaftet. 
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Die schmerzhafte Strukturanpassung ist Resultat und Bestandteil eines Gefü- 
ges, das sich auf Paternalismus, Orientierung auf Ölrenten und Korruption 
stützt, welches für die ecuadorianische Gesellschaft charakteristisch ist. Auch 
die IWF-orientierte Republik“ bleibt durch einen Paternalismus gekennzeich- 
net, der im Sinne einer systemisch-staatlichen Unterstützung der ökonomisch 
und politisch mächtigen Gruppen, die negativen Folgen der Reformen für die- 
se Gruppen dämpft; durch eine Rentenorientierung, der die Arbeitskraft, die 
Natur und die nationale Währung, den Sucre, ausraubt; und durch Korrupti- 
on und Straflosigkeit, die sich in der Praxis fast aller Regierungen seit 1992 
wiederfinden. 

Die Strukturanpassungsprogramme und ihre dollarisierte Kontinuität haben 
noch andere Charakteristika gemein. Der öffentliche Diskurs zielt auf die 
propagandistisch-kommunikative Herstellung eines Konsens über die derzeiti- 
ge Politik ab und gerade nicht auf die Diskussion über eine demokratische 
Ordnung. Die tieferen Ziele der Strukturanpassungsprogramme werden nicht 
diskutiert. Sie werden in höchst intransparenter Weise zwischen Funktionären 
der internationalen Finanzinstitutionen (die praktisch immer das entscheiden- 
de Wort haben), den Wirtschaftsexperten der nationalen Regierung und Ver- 
tretern der ökonomisch wichtigen Gruppen (der großen Industrie- und Han- 
delskammern) verhandelt. Nicht selten implizieren die politischen Entschei- 
dungen und das Prozedere massive Rechtsverletzungen - angefangen mit der 
Verletzung der ecuadorianischen Verfassung, wie es bei der Dollarisierung der 
Fall war. Ein anderes Charakteristikum der rechtswidrigen und autoritären Po- 
litik ist der Umstand, dass umfassende und komplexe juristische Regelungen 
mit der Begründung wirtschaftlicher Dringlichkeit unter extremer Zeitknapp- 
heit eingeführt werden, so dass kaum Raum für eine angemessene Diskussion 
bleibt. Auf dem Erdölsektor ist dies tatsächlich die bestimmende politische 
Praxis gewesen, wie etwa das Beispiel der Baus der Pipeline OCP zeigt, der ge- 
gen eine Fülle berechtigter Einwände durchgesetzt wurde. Der heute flüchtige 
Präsident Gustavo Noboa begründete das Projekt gebetsmühlenartig mit den 
Worten: „Die OCP wird gebaut, weil sie gebaut wird.“ 


Von der größten Krise des 20. Jahrhunderts in die Dollarisierung 


Für Ecuador endete das 20. Jahrhundert mit einer Krise, wie das Land es sie 
bis dahin noch nicht erlebt hatte. Das Jahr 1999 wird man für den größten 
Absturz des realen BIP im ganzen Jahrhundert in Erinnerung behalten. Ge- 
messen in der Landeswährung Sucre fiel es um 6,3% und in Dollar um 30,1% 
von 19.710 Millionen auf 13.769 Millionen. Das Pro-Kopf Einkommen redu- 
zierte sich um fast 31% und stürzte von 1.619 Dollar auf 1.109 Dollar. In der 
Folge erlebte das Land die wohl krasseste Verarmung in der Geschichte La- 
teinamerikas: zwischen 1995 und 2000 stieg die Anzahl der Armen von 3,9 auf 
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9,1 Millionen, in Prozent von 34% auf 71%. Die Anzahl der von extremer 
Armut betroffenen Menschen verdoppelte sich von 2,1 auf 4,5 Millionen, ein 
Sprung von 12% auf 31%. Begleitet wurde all dies von einer massiven Reich- 
tumskonzentration: 1990 verfügten die untersten 20% der Bevölkerung über 
4,6% der Einkommen, 2000 waren es weniger als 2,5%. Im gleichen Zeitraum 
stieg der Anteil der reichsten 20% der Bevölkerung an den Einkommen von 
52% auf über 61%. Zur Jahrhundertwende waren insgesamt knapp eine Milli- 
on Ecuadorianer, weit über 10% der Erwerbstätigen ins Ausland migriert. 

Die Zahlen belegen die Schwere der Krise. Hervorgerufen wurde sie durch eine 
Serie miteinander zusammenhängender Faktoren, angefangen bei naturbeding- 
ten Ursachen: die Überschwemmungen; über wirtschaftliche Gründe: die Be- 
dienung der Auslandsschulden, den Fall der Ölpreise, die Destabilisierung der 
internationalen Finanzmärkte und die Rettung der Banken; bis hin zu politi- 
schen Umständen: fünf Regierungen in fünf Jahren. Die Krise wurde zu gro- 
ßen Teilen durch eine Wirtschaftspolitik entfesselt, die seit 1992 bestimmte 
gesellschaftliche Gruppen durch relativ stabile Wechselkurse zum Konsum an- 
regte; die durch hohe und fluktuierende Zinssätze, welche die Wechselkurse 
stützten, die spekulativen Tendenzen in der Ökonomie unterstützte; so wie 
durch die nicht enden wollenden Sparauflagen und marktöffnenden Struktur- 
anpassungen, die dem Land seit der ersten Hälfte der achtziger Jahre von IWF 
und Weltbank auferlegt wurden. Vor allem die beiden letzten Aspekte stellen 
wichtige Gründe für die ecuadorianische Krise dar. 

In diesem Moment überraschte Ecuador die Welt mit der vollständigen Doll- 
arisierung seiner Ökonomie. Ohne jede Vorbereitung gab Ecuador am 9. Ja- 
nuar 2000 als erstes Land in Lateinamerika seine nationale Währung offiziell 
auf und führte eine ausländische Währung als komplett legales Geld ein. Da- 
mit befand man sich in Gesellschaft von weltweit 26 Kolonien und Territo- 
rien, die zum damaligen Zeitpunkt eine ausländische Währung nutzten, 11 
unter ihnen den US-amerikanischen Dollar. 

Eine vorläufige Lektüre der wirtschaftlichen Situation im dollarisierten Ecua- 
dor könnte zu der Schlussfolgerung kommen, dass die Wirtschaft des Landes 
sich nun auf dem Weg der Besserung befindet. Um dies zu belegen, könnte 
man auf das Wirtschaftswachstum und die Erfolge bei der Bekämpfung der In- 
flation, sowie auf einige andere finanzwirtschaftliche Daten verweisen, wie et- 
wa auf die Zunahme der Depositen und der gewährten Kredite. Darüber hin- 
aus ließe sich auf den Erfolg bei der Reduzierung der Arbeitslosigkeit abstel- 
len. Jedoch sollte man sich nicht von Oberflächlichkeiten täuschen lassen, 
oder allzu nahe liegenden Interpretationen folgen, die am Kern des Problems 
vorbeigehen. Denn auch wenn es richtig ist, dass sich die ecuadorianische 
Wirtschaft in keiner Krise wie der des Jahres 1999 befindet, so wäre es den- 
noch gewagt zu behaupten, dass sich das Land mittlerweile erholt hätte und 
sich nun bereits auf dem Weg der eindeutigen und nachhaltigen Besserung be- 
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finde. Nachdem die Inflation zwischen Dezember 1999 und Dezember 2000 
von 61% auf 91% gestiegen war (auch auf Grund der Dollarisierung), begann 
eine langsame und qualvolle Reduzierung bis auf 9,4% im Dezember 2002. 
Um die Inflationsraten zu senken, waren Preise und Tarife eingefroren worden. 
2003 liegt die Inflationsrate in Dollar nichts desto trotz noch immer bei etwa 
8%. Nach wie vor ist das ein hohes Niveau, wenn man bedenkt, dass die In- 
flation in den USA bei 2% liegt und die Bekämpfung der Inflation in Ecuador 
auch mit anderen verantwortungsvolleren Maßnahmen als der Aufgabe der ei- 
genen Geld- und Währungspolitik - und das in einer durch flexible Wechsel- 
kurse geprägten Welt - hätte geführt werden können. 

Die Maßnahmen der Regierung Lucio Gutierrez sind weit entfernt davon die 
Probleme des produktiven Sektors zu lösen und die Kaufkraft der Bevölkerung 
zu verbessern; sie haben die rezessiven Tendenzen eher verschärft. Die Refor- 
men verschlechtern den effektiven Wechselkurs, woraus sich negative Folgen 
für die Wettbewerbsfähigkeit ergeben: dieser Aspekt ist für jede offene Öko- 
nomie von großer Bedeutung, mehr noch, wenn sie dollarisiert ist. Nachdem 
Lucio Gutierrez das Wechselkursregime öffentlich kritisiert hatte, unterstützt 
er es nun und wirbt für seine regionale Ausbreitung. 

Ein weiterer kritischer Aspekt sind die Realzinsen von über 20% und die hohe 
Differenz zwischen Einlagen- und Kreditzinsen, die für die Mehrheit der Un- 
ternehmer in einer dollarisierten Ökonomie maßlos hoch sind. Dass sich die 
Ökonomie nach der Krise erholt hat, erklärt sich durch den erneuten Anstieg 
der Ölpreise, durch die zunehmende private Auslandsverschuldung (deren 
Umfang sich zwischen Anfang 2000 und 2003 von 2.229 Mill. Dollar auf 
5.300 Mill. Dollar um mehr als 100% erhöhte), wie auch durch die Überwei- 
sungen der Emigranten (2001 und 2002 1.400 Mill. Dollar; dieser Betrag über- 
stieg die Summe der nach dem Erdöl wichtigsten Exportgüter: Bananen, Ka- 
kao, Cafe, Garnelen und Thunfisch). Langsam erholt sich die Ökonomie, und 
zwar trotz und nicht etwa wegen der Dollarisierung und der aktuellen Wirt- 
schaftspolitik (das Pro-Kopf Einkommen entsprach im Jahr 2002 etwa dem 
Stand des Jahres 1980). 

Unter diesen Bedingungen beginnen die Anzeichen für eine externe Erdrosse- 
lung unübersehbar zu werden. Auf Grund des rigiden Wechselkurses und un- 
ter den Bedingungen einer - freundlich ausgedrückt - naiven Politik der Han- 
dels- und Finanzliberalisierung, mit einer niedrigen Produktivität und mit ei- 
ner hohen Auslandsverschuldung zeigen die Außenbilanzen besorgniserregen- 
de Zahlen. Die Exporte haben sich gerade erholt (vor allem Dank der hohen 
Ölpreise), während die Importe schnell ansteigen. 

Andererseits verzeichnet der Erdölsektor wegen seiner schlechten Führung 
auch große Verluste. Die Produktion von Petroproducciön fällt. Die Differenz 
wird von privaten Erdölkonzernen aufgefangen. Wer jedoch denkt, dass die 
verschenkten nationalen Ressourcen auf diesem Weg privat und effizient er- 
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gänzt werden, der irrt. Von jedem Barrel privat produziertem Rohöl erhält die 
öffentliche Hand maximal 18% und nicht selten wird diese Summe gar nicht 
komplett an den Staat abgeführt. Dagegen bleiben von jedem Barrel staatlich 
produziertem Erdöl mindestens 80% beim Fiskus. Und dass die staatlichen 
Unternehmen weniger effizient produzieren als die privaten, ist vor allem der 
Kumpanei der Regierung und einer Reihe von Abgeordneten geschuldet, die 
die Investitionen in das Unternehmen Petroproducciön kürzen, um die IWF- 
Konditionen zu erfüllen. 

Tatsächlich ist das Rohöl der privaten Unternehmen schwerer und von niedri- 
ger Qualität als das staatlich produzierte und führt daher zu Verlusten a) beim 
Transport durch die SOTE: die schlechte Qualität des Erdöls führt zu niedri- 
geren Pumpleistungen; b) im Prozess der Raffinierung: geringere Produktion 
der leichten Derivate, die dann statt dessen importiert werden müssen; und c) 
im Verkauf: auf dem internationalen Markt werden bis zu drei Dollar weniger 
pro Barrel erzielt. Das staatliche leichte Rohöl ist sogar zur Verdünnung des 
privaten schweren Rohöls eingesetzt worden, ohne dass die transnationalen 
Konzerne für diesen „Service“ bezahlt hätten. Hinzu kommt der große Preis- 
unterschied für Erdöl unterschiedlicher Qualität. Dieser betrug im Jahr 2000 
4,67 Dollar, im Zeitraum von Januar bis November 2001 durchschnittlich 
7,27 Dollar pro Barrel. Nachdem sich die Differenz ein wenig verringert hatte, 
überstieg sie Mitte 2003 wieder die 4,80 Dollar. Um die Liste der Probleme 
abzuschließen, haben zahlreiche Erdölkonzerne Verluste geltend gemacht und 
ihre Einkommenssteuer nicht abgeführt. Laut Sistema de Renta Interna betrifft 
dies unter anderem die Unternehmen Vintage Oil, YPF, City Oriente, City In- 
vesting. Einige Unternehmen erhalten Sonderkonditionen für ihre Importe; 
oder die Konzerne fordern die Erstattung der Mehrwertsteuer. Zur Durchset- 
zung der Forderungen wird sogar auf offene Formen von Erpressung zurück- 
gegriffen, in denen die Botschaft der Vereinigten Staaten vermittelt. 


Mehr Erdöl, um die Dollarisierung zu retten 
und die „ewigen“ Schulden zu zahlen 


Dies ist der Stand der Dinge: zu Beginn des neuen Jahrtausends wendet sich 
Ecuador wieder dem Erdöl zu, um voranzukommen. 

Sieht man einmal von der kurzfristigen Hoffnung ab, dass mit Arbeitsbeginn 
der Pipeline OCP auch eine größere Menge an exportierbarem Rohöl zur Ver- 
fügung steht, so wird klar, dass Ecuador zahlreiche Probleme bevorstehen. Auf 
der einen Seite wird es weiterhin von den internationalen Preisschwankungen 
abhängig sein, was - so Juan Luis Moreno-Villalaz, der selbst zu den Verfech- 
tern der Dollarisierung zählt - für diese eine große Gefahr bedeutet. 

In einer dollarisierten Ökonomie führt der signifikante Zufluss von Kapital zu 
einer erhöhten Kreditaufnahme und einem Anstieg der internen Nachfrage, 
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was insbesondere die Produktion von immobilen Gütern anregt und die ex- 
ternen Schulden zunehmen lässt. Unter den Bedingungen eines Zahlungsbi- 
lanzdefizits und des Abflusses von Kapital führt die Verteidigung der Dollari- 
sierung dagegen zu einem Anstieg der Zinssätze und daraus folgend zu einer 
Verminderung der wirtschaftlichen Aktivitäten. Solcherlei Schwankungen wer- 
den in einer Ökonomie, die so stark vom Erdöl abhängt, extrem hart ausfal- 
len. Was die quantitativen Indikatoren angeht sind die zu erwartenden Folgen: 
Fall der Löhne; Zunahme der Arbeitslosigkeit; Abnahme der Produktion und 
Unternehmensbankrotte, wie es in Argentinien unter den Bedingungen des 
festen Wechselkurses zum Dollar (der Zwillingsschwester der Dollarisierung) 
zu beobachten war. Unter diesen Umständen werden die exportorientierten 
Unternehmen sich gezwungen sehen, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern 
und Personal zu entlassen, Gehälter zu kürzen und auch in ökologischer Hin- 
sicht zunehmend rücksichtslos zu agieren. Und mit der Ausweitung der Erd- 
ölwirtschaft im Süden des Landes werden die Umweltzerstörungen unvermeid- 
lich auch das ecuadorianischen Amazonasgebiet betreffen. 

Das dollarisierte ecudadorianische Modell wird, auch wenn die Inflation um 
ein Zehntel sinkt, kein nachhaltiges Wachstum und keine substantielle Expan- 
sion der Beschäftigung produzieren können. Es wird nur bestehen können, so- 
lange reichlich Einkommen aus externen Quellen fließen, etwa aus dem Roh- 
stoffexport (insbesondere aus der Erdölproduktion) und den Überweisungen 
der im Ausland lebenden Ecuadorianer. Oder aber es gelingt, kontinuierlich 
eine externe Kreditfinanzierung zu erbetteln. Denn trotz der konjunkturellen 
Einnahmen durch Privatisierungen und ausländische Direktinvestitionen (die 
im ecuadorianischen Fall keine größere Bedeutung haben werden) ist diese 
notwendig, um das Land am Leben zu halten. Damit verfestigt sich das Ak- 
kumulationsmodell, das auf dem Export von Rohstoffen basiert, und vertieft 
die nicht enden wollende Unterwerfung unter die ausländischen Märkte. 
Möglicherweise wird die Dollarisierung zu einer besseren Prognostizierbarkeit 
von Investitions- und Konsumentscheidungen führen. Doch lassen sich die 
sozialen Kosten, die Umweltschäden und die Risiken für den produktiven Sek- 
tor, die die Dollarisierung mit sich bringt, kaum abwenden. Der Verlust von 
Wettbewerbsfähigkeit ist programmiert. Zumindest bei flexiblen Wechselkur- 
sen und solange keine substantielle Senkung der Inflation erreicht wird. Tat- 
sächlich ist der besagte Verlust der sowieso schon niedrigen Wettbewerbsfä- 
higkeit bereits in weiten Teilen des produktiven Sektors zu beobachten. Be- 
sorgniserregend ist das Handelsdefizit in einer Ökonomie, die durch ein 
chronisches Defizit der Dienstleistungsbilanz charakterisiert ist, was insbeson- 
dere auf den Aderlass durch die Auslandsverschuldung zurückzuführen ist. All 
das wird für das Land zu einem chronischen Zahlungsbilanzdefizit führen. 
Auch ein Finanzgleichgewicht wird kaum zu garantieren sein. Denn der 
Staatshaushalt etabliert sich als politisches Kampffeld par excellance, auf dem 
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sich der politische Druck der neuen finanziellen Instabilitäten wiederspiegelt. 
Dies zeigt sich allein schon bei der Betrachtung der Haushaltspolitik des Jah- 
res 2003. Trotz aller Bemühungen konnte das Defizit des Vorjahres nicht aus- 
geglichen werden und wurde in das Jahr 2004 übertragen. Und wie sich bereits 
vorher abzeichnete, stellt die Auslandsverschuldung, in diesem Fall die private, 
eine der Stützen der Ökonomie dar, während die Gesellschaft wie gelähmt der 
strukturellen Zerstörung des produktiven Sektors zuschaut. 

Unter diesen Umständen wird Ecuador das bleiben, was es immer gewesen ist. 
Ein Rohstoff produzierendes Land. Das Erdöl stellt die Hauptquelle für Devi- 
sen dar und muss die Spannungen abschwächen, welche das chronische Defi- 
zit der Im- und Exporte anderer Güter erzeugt. Es gilt so viel Rohöl wie mög- 
lich zu produzieren und zu exportieren. Der verzweifelte Versuch, mehr und 
mehr Dollar zu erwirtschaften, führt Ecuador in die Petrodollarisierung. Da- 
mit nehmen die negativen Folgen für die Umwelt, wie auch die politischen 
Spannungen zu: im Zuge der aktuellen Privatisierungswelle, welche die Erdöl- 
wirtschaft einschließt, erobert derjenige, der sich die Kontrolle über die Erdölres- 
sourcen verschafft, auch die Staatsmacht. So wird der Staat, unter formaler Auf- 
rechterhaltung des demokratischen Procedere, in der Praxis immer autoritärer. 
Angesichts der Tatsache, dass die Erhöhung der Exporte ein zentrales politi- 
sches Anliegen darstellt, stellt sich die Frage, welche Resultate auf der Grund- 
lage der zur Zeit gültigen Verträge überhaupt erzielt werden können: so impli- 
zieren die „Verträge über die Bereitstellung von Diensten“ (Contratos de presta- 
ciön de servicios) für den Staat ein klares Verlustgeschäft, muss er doch nach- 
träglich die Kosten für die Operationen privater Unternehmen tragen. Ähnlich 
verhält es sich mit den „Verträgen über die Partizipation“ (Contratos de parti- 
cipaciön) die für das Land kaum von größerem Nutzen sind. Vielmehr werden 
in beiden Fällen wichtige Reserven verschenkt. Solcherart Verlustgeschäfte zie- 
hen sich als eine Konstante durch die ecuadorianische Ölpolitik. Ramiro 
Gordillo, Ex-Präsident von Petroecuador, stellt fest, dass „trotz des Vertrags, 
der 1973 mit Texaco geschlossen und während der ersten drei Jahre der Mili- 
tärdıktatur gegen den Widerstands seines Unternehmens mehrmals angepasst 
wurde, die Erdölverträge des Staates den öffentlichen Interessen nicht zuträg- 
lich. Von 1996 bis 1999 wurden auf der Grundlage des Vertrags nicht nur kein 
Einkommen für das Land produziert, sondern auch noch massiv Schulden 
akkumuliert. Zahlte man doch zusätzlich zur Übergabe der Erdölreserven 
noch Geld dazu“ (Gordillo 2003: 270). 

Einerseits wird kritisiert, der Staat habe keine Finanzmittel, um in den Erdöl- 
sektor zu investieren. Andererseits gewährt man den privaten Unternehmen 
unangemessene Konditionen, die dem Land keinen Nutzen bringen, und ges- 
tattet ihnen im Zuge der so gerühmten Garantie der Rechtssicherheit (fast) al- 
les. In einer Reihe von Fällen nahm man in Kauf, dass das Land wirtschaftlich 
gesehen verliert, nur damit ein ausländisches Unternehmen nicht abwandert. 
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Dies begünstigt unter anderem auch die Überausbeutung von Erdölressour- 
cen, was sich in einer Zunahme der Umweltschädigung niederschlägt. Anstatt 
Finanzmittel in die Reaktivierung des produktiven Sektors zu lenken, beab- 
sichtigt man einen Teil der Bonos Globales - insbesondere der Bonos Globa- 
les mit einer Laufzeit von 12 Jahren - in neue Schuldverschreibungen umzu- 
tauschen. Diese würden an das Erdöl gebunden, ihre Rückzahlung über den 
„Fonds zur Stabilisierung, zur Sozialen und Produktiven Investition und Re- 
duzierung der öffentlichen Schulden“ (FEIREP) versichert und es würde ein 
attraktiver Zinssatz von 8% angeboten. 

Im FEIREP werden nach einem 2002 verabschiedeten Gesetz die Finanzmittel 
gespart, die für die prognostizierte Zahlung der Auslandsschulden gedacht 
sind, was dann euphemistisch als Rückkauf der Schulden bezeichnet wird. Um 
diesen Fonds auszudehnen, verabschiedete der Präsident am 24. Dezember 
2003 per Dekret Ejecutivo 2003 eine Neudefinition des Schweröls. Bereits 
kurz zuvor, ebenfalls im Jahr 2003, hatte die Regierung Gutierrez einen Schritt 
gemacht, um das gesamte Schweröl (in dem Gesetz ging es um das Schweröl 
der privaten Unternehmen), welches über die Erdölpipeline OCP transportiert 
wird, zur Einzahlung in den FEIREP heranzuziehen. 70% der Mittel des 
Fonds sollen für den Rückkauf der Schulden aufgewendet werden und 20% 
sind als Reserve gedacht, durch welche das Sinken des Ölpreises kompensiert 
werden kann. Das heißt, dass in der einen oder anderen Form alle diese Mittel 
in die Taschen der Gläubiger fließen werden, besteht doch die oberste finanz- 
politische Priorität in der Bedienung des Schuldendienstes gegenüber dem 
Ausland. Am 31. Januar 2003 wurde verfügt, dass die restlichen 10% der Mit- 
tel, die für die Bereiche Bildung und Gesundheit aufgewendet werden (von 
anderen sozialen Bereichen wie etwa Wohnraum, Ernährungssicherheit, Kin- 
derpflege usw. wird gar nicht erst gesprochen), dem allgemeinen Staatshaushalt 
zugerechnet werden. Das heißt, dass 90% dieser Mittel außerhalb jeder parla- 
mentarischen Kontrolle verwaltet werden. Zu diesen Mitteln kommen noch 
Gelder hinzu, welche durch den Unterschied zwischen dem geschätzten Öl- 
preis von 18 Dollar pro Barrel und dem tatsächlichen Preis, der zum Beispiel 
im Jahr 2003 um die 27 Dollar lag, eingenommen werden. Mit all diesen Re- 
formen, die die Regierung ohne das Parlament eingeführt hat, werden zusätz- 
lich etwa 600 Mill. Dollar freigestellt, um im Jahr 2004 den Schuldverpflich- 
tungen gegenüber ausländischen Gläubigern nachzukommen. 

Die offiziellen Prognosen sprechen für sich: Wenn im Jahr 2004 344 Mill. 
Dollar durch den Export von schwerem Rohöl hereinkämen, würden davon 
etwa 34 Mill. Dollar für sozialpolitische Programme aufgewendet. Im Spitzen- 
jahr 2007 würden von den geschätzten 517 Mill. Dollar gerade 52 Mill. Dollar 
für soziale Belange ausgegeben. Und 2010 blieben von den 411 Mill. Dollar, 
die durch den Verkauf des schweren Rohöls erwirtschaftet werden sollen, etwa 
41 Mill. Dollar für Soziales über. 
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Für den Fonds zur Stabilisierung der Erdölwirtschaft (FEP) lässt sich feststel- 
len, dass dieser fünf Jahre nach seiner Einrichtung im Jahr 1998 offensichtlich 
als gescheitert gelten kann. Nachdem das Land in diesem Zeitraum geschätzte 
8,5 Mrd. Dollar an Einkommen erwirtschaftet hat, gibt es heute keinerlei 
Rücklagen. Zwar lag der Preis des Rohöls 1998 um 7 Dollar pro Barrel niedri- 
ger als die für den Haushalt prognostizierten 14 Dollar, jedoch stiegen die 
Preise in den darauf folgenden Jahren auf Werte, die deutlich über den prog- 
nostizierten lagen. Dennoch wurde nichts gespart. Dies weist auf ein weiteres 
schwieriges Problem hin: Die Gesellschaft ist zu keinem rationalen Gebrauch 
des Reichtums an Erdöl in der Lage gewesen. Es gab keinen planvollen Um- 
gang mit den erwirtschafteten Mitteln und es sind auch keine Ersparnisse für 
krisenhafte Momente zurückgelegt worden. Dies ist nicht etwa einem Mangel 
an Voraussicht geschuldet, sondern der Abwesenheit staatlich-politischer Prio- 
ritäten - sieht man einmal von dem prinzipiellen Ziel der Bedienung der Aus- 
landsschulden, dem Leitprinzipien in dieser „IWF-orientierten Republik“, ab. 
So ist das Erdöl, auf dessen Grundlage das Land in den siebziger Jahren kraft- 
voll auf die Bühne der internationalen Finanzmärkte trat, nun lediglich eine 
Stütze zur Aufrechterhaltung der Schuldenzahlungen geworden. 

In seinem ersten Regierungsjahr brachte Lucio Gutierrez, der den Zahlungs- 
verpflichtungen pünktlich und unterwürfig nachkommt, die Notierung der 
Schuldpapiere auf Niveaus, die es bis dahin noch nicht gegeben hatte. Die 
Bonos Globales über 12 Jahre stiegen von 64% ım Januar 2003 auf über 100% 
im Januar 2004 und die Bonos Globales über 30 Jahre von 47,5% auf 85,1%. 
Das war deswegen möglich, weil die prinzipielle Aufmerksamkeit der Wirt- 
schaftspolitik dieser Regierung der Bedienung der öffentlichen Schulden gilt, 
insbesondere der ausländischen Schulden. Um dem nachzukommen, lässt 
man auch systematisch Mittel für die sozialen Belange und für die Wiederbe- 
lebung des produktiven Sektors verschwinden. 

Unter diesen Bedingungen bahnt sich aktuell der große Coup bezüglich der 
Erdölressourcen an. Die Öffentlichkeit ist mit den Ermittlungen in einer Rei- 
he von Petroecuador betreffenden Diebstählen von Erdöl beschäftigt. Oder sie 
verfolgt den kuriosen Vorschlag, die Spitzen des staatlichen Unternehmens 
durch ein „Tribunal ohne Gesicht“ berufen zu lassen - erst kürzlich wurde es 
durch das Regime von Gutierrez benannt und vereidigt. So wird die öffentli- 
che Aufmerksamkeit zerstreut. Die Bevölkerung sorgt sich um die Jagd nach 
den Erdöldieben, ohne zu bemerken, dass der wirkliche Schlag von einer an- 
deren Seite kommt. Ein Schlag, der den Umfang des erwähnten Erdölraubs im 
Wert von etwa 120 Mill. Dollar nach einer Kleinigkeit aussehen lässt, und an- 
gesichts dessen selbst die korrupten Bankiers mit einem Nettoverlust von fünf 
Milliarden Dollar erbleichen könnten. 

Ob auf Grund von Druck oder von Schmeicheleien der Erdölkonzerne - vor 
kurzem akzeptierte Lucio Gutierrez die vom Präsidenten der Asociaciön de la 
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Industria Hidrocarburifera del Ecuador formulierten Forderungen. In einem 
Schreiben vom 12. Februar 2004, das - wie es erforderlich ist - auch an den 
Repräsentanten des IWF ging, erinnerte dieser den Staatschef daran, dass „die 
Unternehmen bereit sind, auf Ihre Einladung einzugehen, wenn Sie die 
Grundlage akzeptieren, auf der der Verhandlungsprozess am 5. Januar 2004 i- 
nitiiert wurde.“ Der Ausverkauf der wichtigsten staatlichen Erdölfelder war be- 
reits auf den Weg gebracht, als Gutierrez noch einmal die Spielregeln änderte. 
Konkret akzeptierte er eine der Hauptforderungen der Erdölkonzerne, „die 
Mindestkonzessionsabgabe von 35% zu beseitigen“, damit „es der Markt sei, 
der die Teilnahme an der Ausschreibung gemäß dem besten Angebot bestim- 
me“ (so ein Schreiben von Rene Ortiz, der außerdem Energieminister war). 
Mit dieser Entscheidung eröffnet sich die Möglichkeit, dass die Unternehmen 
in einer konzertierten Aktion eine sehr niedrige Abgabe anbieten. Mit der 
Rückname der 35% Klausel gibt man außerdem ein wichtiges Signal. Bereits 
die 35% sind ausgesprochen niedrig, zieht man in Betracht, dass Texaco - 
nach eigenen Angaben - dem Land mehr als 95% seiner Einkommen überließ. 
Selbst in den Gebieten mit schlechteren Bedingungen übersteigt die Abgabe 
an den Staat im Durchschnitt die 60% Grenze. 

Es zeigt sich, dass das Thema des Stabilisierungsfonds, auch wenn es nur auf 
begrenztes Interesse stößt, auf einer doppelten Lüge basiert: Der Staat verfüge 
nicht über ausreichend Mittel, um seine Aufgabe wahrzunehmen, und er hat 
auch keinen Zugang zu der dafür notwendigen Technologie. Die Technologie 
wird teuer gekauft. Die Mittel zu ihrem Kauf wären verfügbar, wenn sie nicht 
zur Bedienung der Auslandsschulden aufgewendet würden. Das betrifft auch 
den vorzeitigen Rückkauf der Bonos Globales, der ursprünglich nicht vorge- 
sehenen war und zu einem Anstieg ihrer Notierung auf ein Niveau von über 
100% geführt hat. Für die Erdölkonzerne geht es dabei um ein riesiges Ge- 
schäft. 


Fazit 


Die ecuadorianische Wirtschaft zeichnet sich auch nach drei Jahrzehnten der 
Förderung und des Exports von Erdöl aus der östlichen Landesregion durch 
eine hohe Abhängigkeit von den Erdöleinkommen aus. Mehr noch: die politi- 
sche Vision erschöpft sich in einem überholten Wachstumsparadigma - die 
Ausweitung der Erdölproduktion wird als unverzichtbar angesehen, um die 
gesellschaftliche Entwicklung voranzutreiben. Dabei reichen die über das Erd- 
öl produzierten Einkommen gerade aus, um die enormen Auslandsschulden 
zu bedienen und kurzfristig die Dollarisierung zu finanzieren. 

In seiner republikanischen Geschichte hat Ecuador bis heute die größten Ein- 
kommen durch den Export eines einzigen Produktes erwirtschaftet: über 40 
Milliarden Dollar haben die Exporte von Erdöl aus der östlichen Landesregi- 
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on abgeworfen. Hinzu zu rechnen wären über 20 Milliarden Dollar, die durch 
den Verkauf von Derivaten auf dem Binnenmarkt eingenommen wurden. 
Nichts desto trotz sind diese Ressourcen zu keinem Vehikel für eine ausgewo- 
gene, dynamische und selbstbestimmte Entwicklung geworden. Im Gegenteil: 
die Auslandsverschuldung hat sich erhöht, Verarmung, Ungerechtigkeit, die 
Zerstörung der Umwelt und der Kultur haben zugenommen. Es ist dringlich 
von neuem über die Erdöl-Aktivitäten in Ecuador nachzudenken, und zwar 
ohne den politischen Horizont dabei von vorne herein einzuschränken. Es 
kann nicht einfach nur darum gehen, mehr Erdöl zu produzieren, und trotz 
hoher Dollareinnahmen die Kosten für soziale Belange einzusparen. Mehr und 
mehr konsolidieren sich die autoritären und ungerechten gesellschaftliche 
Strukturen, die zu einer Zunahme der Umweltzerstörung und der Zerstörung 
der Gesellschaft selbst führen - insbesondere im Amazonasgebiet. 

Die Amazonasregion wird dabei in der Praxis wie eine Peripherie innerhalb Ecu- 
adors behandelt. Dies trifft sicherlich auch auf alle anderen Amazonasanrainer- 
staaten zu, die selbst wiederum die Peripherie des politökonomischen Weltsys- 
tems darstellen. Dies wird deutlich, wenn man sich mit den treibenden Kräfte 
beschäftigt, der Logik und den negativen Auswirkungen der Erdölwirtschaft, wel- 
che als eine der Säulen der „westlichen Zivilisation“ gilt. Unter den aktuellen 
Bedingungen - und sei es „nur“ aus einer ökologischen Perspektive - erscheint 
eine einfache Wiederholung des „westlichen Entwicklungsmodells“ unmöglich. 
Es wird sich ın kurzer Zeit als gänzlich untragbar erweisen. Wenn dies für die 
Welt im Ganzen gilt, dann erst recht für eine Region wie den Amazonas, die sich 
durch ein äußerst fragiles Umweltsystem auszeichnet. Das westliche Industriali- 
sierungsmodell von Fortschritt und Wohlstand mit seinen Formen von Konsum 
und Produktion und seinen Lebensstilen ist weder generations- noch länderüber- 
greifend verallgemeinerbar. Aus einer globalen ökologischen Perspektive erschei- 
nen die industrialisierten Länder mit ihrem hohen technischen Entwicklungs- 
stand und einer großen Akkumulation von materiellem Kapital heute wie unter- 
entwickelte Länder. Oder besser: wie fehlentwickelte Länder - sind doch gerade 
sie es, die die Nachhaltigkeit der künftigen Entwicklung am meisten gefährden. 
In diesem Kontext ist der Vorschlag eines Moratoriums der Ölaktivitäten im 
Süden des Amazonas äußerst interessant. Es handelt sich dabei nur um eine 
von vielen Ideen, die Aufmerksamkeit verdienen, wenn man anfangen möchte, 
über ein Ecuador ohne Erdöl nachzudenken. Ein solches Ecuador wäre Resul- 
tat einer bewussten Politik der Reduzierung der Abhängigkeit vom Erdöl. Und 
nicht bloß eine Konsequenz aus der Erschöpfung der existierenden Erdölre- 
serven und der mit ihrer Ausbeutung einher gehenden Zerstörung des Amazo- 
nasgebietes. Es ist an der Zeit dieses Erdölmoratorium - und in Verbindung 
damit auch das Thema der Auslandsverschuldung - auf die politische Agenda 
zu setzen. So ließe sich beispielsweise eine historische Übereinkunft mit den 
Gläubigern schließen, nach dem die Gesamtheit der Schulden unter der Be- 
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dingung erlassen wird, dass das Land sich verpflichtet, die Amazonasregion 
unter Beteiligung der indigenen Bevölkerungsgruppen zu schützen. 
Die Verantwortung für die Zukunft Ecuadors fällt nicht ausschließlich in die 
Entscheidungshoheit des ecuadorianischen Staates. Multilaterale Kreditinstitu- 
tionen - IWF und Weltbank - setzen das Land unter Druck. Sie binden ihre 
Unterstützung an die Erhöhung der Erdölproduktion, welche die Zahlung der 
Auslandsschulden sichert. Doch müssen sich alle, die mittel- oder unmittelbar 
am Projekt der Ausdehnung der Erdölproduktion beteiligt sind, darüber im 
klaren sein, dass damit die Basis für eine Ausbeutung der Rohölvorkommen 
gelegt wird, die für die gesamte ecuadorianische Gesellschaft schwere Folgen 
haben wird und welche durch die Zerstörung des Amazonasgebietes letztend- 
lich die gesamte Menschheit betrifft. Die Geschichte wird über das Handeln 
und über das Unterlassen von Handlungen richten. Das Urteil wird um so 
härter, wenn die drohenden Risiken zwar erkannt werden, aber niemand etwas 
tut, um sie zu vermeiden. 

Übersetzung aus dem Spanischen von Henrik Lebuhn 
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Der Fluch von Öl und Gas 
Zur politischen Ökonomie Algeriens 


Seit dem gewaltsamen Eintritt Algeriens in die Moderne durch die französi- 
sche Kolonialisierung ab Juni 1830 ist seine Geschichte durch Konflikte um 
Ressourcen bestimmt. Ging es zunächst um die fruchtbarsten landwirtschaftli- 
chen Zonen, die sich die französischen Kolonialisten gewaltsam aneigneten, so 
wurde später die Sahara mit ihren Öl- und Gasvorkommen zum Objekt von 
Auseinandersetzungen. Beide grundlegenden Ressourcenkonflikte haben die 
Politik, die Ökonomie und nicht zuletzt die Gesellschaft Algeriens entschei- 
dend geprägt und bestimmen sie noch immer. Im folgenden werde ich zu- 
nächst kurz auf zentrale Aspekte der französischen Kolonialisierung eingehen, 
bevor ich in einem Gang durch die Geschichte von Öl und Gas in Algerien 
die unterschiedlichen Strategien der Aneignung und Inwertsetzung dieser 
wichtigen Ressourcen und die Konflikte darum darstelle und analysiere. 


1. Die koloniale Situation ab 1830 


Durch die Anwendung der Eigentumsrechte des französischen Code Napo- 
leon auf Algerien wurden die lokalen Besitzrechte - das traditionelle nordafri- 
kanische Recht kannte kein Privateigentum an Grund und Boden - aufgeho- 
ben und das beste Land zugunsten der Kolonisten enteignet. Es kam so zu ei- 
ner ungeheuren Akkumulation von Ressourcen, nämlich aller Ländereien, die 
eine produktive Landwirtschaft ermöglichten, auf der einen, der französisch- 
europäischen Seite, und einer Verarmung und Auflösung aller Sozialstrukturen 
und Ordnungen auf der anderen, der algerischen Seite. Enteignungen wurden 
auch als Kriegskontributionen für von den Stämmen geleisteten Widerstand 
durch die Kolonialarmee verfügt. 

Muslimische Algerier waren Bürger zweiter Klasse in ihrem eigenen Land, da 
sie nur „sujets frangais“, französische Untertanen, nicht aber „citoyens fran- 
sais“, französische Bürger, waren und so kollektiv diskriminiert wurden. Nur 
wenn sie auf die Anwendung des islamischen Rechts im Bereich des Familien- 
und Zivilrechts verzichteten, konnten sie - bei Erfüllung weiterer Bedingungen 
- französische Staatsbürger werden. Angesichts der scharfen sozialen Sanktio- 
nen der algerischen Gesellschaft bei einem solchen Schritt optierte aber nur 
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eine kleine Minderheit dafür. Auch die autochthonen Bildungsinstitutionen 
wurden zerstört, da sie in der Regel durch religiöse Stiftungen (wagf, habous) 
getragen wurden, deren Ländereien nun beschlagnahmt wurden. Französisch 
wurde Amtssprache, Arabischunterricht in der Schule verboten und Koran- 
schulen geschlossen. Die Algerier sollten so an die französische Kultur assimi- 
liert werden. 

Die französische Kolonialzeit setzte in gewisser Hinsicht die Zeit der osmani- 
schen Regenten in Algerien (1525-1830) fort. Bereits damals waren die Algerier 
nicht an der Politik ihres Landes beteiligt. Die Franzosen übernahmen einiges 
von den vorhandenen Strukturen: Die beyliks wurden zu departements, die 
dann verfassungsmäßig Teil der französischen Republik wurden. Anders als die 
Osmanen zerstörten die Franzosen aber die im ländlichen Algerien dominan- 
ten aristokratischen Dynastien, zu einem geringeren Teil kooptierten sie sie 
auch. Früher unabhängige Bauern wurden zu Tagelöhnern auf ihren eigenen 
Ländereien. Denn die nun entstehende koloniale Landwirtschaft, die vor allem 
Produkte für den Export anbaute (Zitrusfrüchte, Wein, Frühgemüse und Ge- 
treide), benötigte nur eine große Zahl an Saisonkräften. Vor allem die Reb- 
lausepidemie in Europa in den 1870er Jahren, welche die französische Wein- 
produktion um zwei Drittel zurückgehen ließ, sorgte für eine Transformation 
der Agrarwirtschaft in Algerien und machte Wein zum Zeitpunkt der Unab- 
hängigkeit 1962 zum Hauptexportgut. Dauerhafte Arbeitsplätze ın der Land- 
wirtschaft entstanden dadurch aber kaum. Die Industrie spielte so gut wie 
keine Rolle, denn die Zollunion mit Frankreich verhinderte das Entstehen ei- 
gener Industrien in Algerien, verstärkt durch die Sorge der Agrarbourgeoisie, 
dass ein industrieller Sektor die Löhne in der Landwirtschaft in die Höhe trei- 
ben würde, und dass, schlimmer noch, gewerkschaftliche Organisationsformen 
entstehen könnten. Algerien befand sich so in völliger Abhängigkeit von der 
Metropole. Eine eigene nationale Ökonomie konnte so, auch nach der Entde- 
ckung von Öl und Gs in den 1950er Jahren, nicht entstehen (vgl. zu diesem 
ganzen Komplex Elsenhans 1999: 146-165; Ageron 1999: 10-72). 

Viele Beobachter der algerischen Kolonialgeschichte (so z.B. Ruf 1997: 12-28) 
sehen hier eine politische Kultur der Gewalt als bestimmend am Werk, die das 
kollektive Gedächtnis der Algerier geprägt hat. Der französische Siedlungsko- 
lonialismus beruhte auf gewaltsamer Enteignung und Vertreibung der Algerier 
und der Inbesitznahme des Landes. Der anti-koloniale Befreiungskampf muss- 
te sich das Land wieder aneignen. Kompromisse konnte es hier nicht geben. 
Außerdem griffen die Franzosen immer wieder nach Aufständen zu offener 
Gewalt und Massenexekutionen, so wie nach den Unruhen am 8. Mai 1945, 
als nach gewaltsamen Demonstrationen mit einigen Toten durch die militäri- 
sche Reaktion Frankreichs schätzungsweise 40.000 Menschen ums Leben ka- 
men. Allerdings durften die algerischen Untertanen in beiden Weltkriegen 
zwangsrekrutiert als „Kanonenfutter“ dienen und mussten nach Kriegsende in 
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der französischen Industrie arbeiten, eine Erfahrung, die ebenfalls zum Gefühl 
der Demütigung, Erniedrigung und Ausbeutung beitrug, welches den algeri- 
schen Nationalismus so rigoros machte und macht. 

So organisierte sich der algerische Nationalismus 1926 im „Nordafrikanischen 
Stern“ (Etoile nord-africaine) als erstes unter den algerischen Arbeitern in 
Frankreich. Dessen Gründer, Messali Hadj, war einer der zwangsrekrutierten 
algerischen Arbeiter und Mitglied der französischen kommunistischen Partei, 
wurde allerdings samt dem Nordafrikanischen Stern wegen der starken Beto- 
nung der Nation (vor der Klassenzugehörigkeit) aus dieser ausgeschlossen. 
Neben der völligen Unabhängigkeit Algeriens werden die arabische Sprache 
sowie die islamische Religionszugehörigkeit die wesentlichen Elemente des al- 
gerischen Nationalismus und zur Grundlage der „algerischen Persönlichkeit“. 
Die zweite Organisation war die „Vereinigung der reformistischen Religionsge- 
lehrten von Algerien“, der Association des Oulema reformistes d’Algerie, die 
von Scheich Abd el Hamid Ben Badis 1931 in Algier gegründet wurde. Kern- 
punkt war die moralische Erneuerung der algerischen Gesellschaft durch eine 
islamische Reform im Sinne al-Afghanis und Muhammad Abduhs. Zu diesem 
Zweck drängten ihre Mitglieder in Prediger- oder Imamstellen und gründeten 
Koranschulen, in denen aber allgemeiner Unterricht auf Arabisch abgehalten 
und vor allem auch algerische Geschichte unterrichtet wurde. Diese Vereini- 
gung prägte den Slogan des algerischen Nationalismus: „Der Islam ist meine 
Religion, Arabisch meine Sprache, Algerien mein Vaterland“, der alle negati- 
ven Erfahrungen (der Islam diskriminiert, Arabisch verboten, Algerien kolonia- 
lisiert) der Algerier ins Positive wendet. 

Eine dritte Strömung wurde von bürgerlichen Intellektuellen unter Ferhat Ab- 
bas gebildet. Sie war, da stark von Frankreich geprägt, zumindest im Ton mo- 
derater. Zunächst wollte diese Strömung eine Lösung innerhalb Frankreichs, 
also Gleichberechtigung für die algerischen Untertanen innerhalb des französi- 
schen Staates und keinen eigenständigen algerischen Staat. Diese Haltung än- 
derte sich aber nach den blutigen Erfahrungen des Mai 1945. Ferhat Abbas 
schloss sich während des Unabhängigkeitskrieges dem Front de Liberation na- 
tionale (FLN) an. 

Aus einer der Nachfolgeorganisationen des 1937 verbotenen Nordafrikani- 
schen Sterns, dem Mouvement pour le triomphe des libertes democratiques 
(Bewegung für den Triumph der demokratischen Freiheiten, MTLD), entstand 
gleich bei dessen Gründung 1946 eine Geheimorganisation, um den regelmä- 
Rigen Verboten durch die Kolonialbehörden begegnen zu können. Aus dieser 
Geheimorganisation bildete sich Anfang 1954 das „Revolutionäre Komitee für 
Einheit und Handeln“ (Comite revolutionnaire pour !’Unite et I!’Action), wel- 
ches dann am 1. November 1954 als Nationale Befreiungsfront (Front de Li- 
beration nationale, FLN) den bewaffneten Befreiungskampf begann. Dass er so 
blutig und lange geführt wurde, hängt zum einen mit der gerade knapp skiz- 
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zierten brutalen Kolonialgeschichte, zum anderen mit den seit Ende der 
1950er Jahre gemachten Entdeckungen von Öl und Gas in der algerischen Sa- 
hara zusammen. Davon soll nun die Rede sein. 


2. Der Unabhängigkeitskampf und das freie Algerien: 
Die Geschichte von Öl und Gas bis zu den algerisch- 
französischen Verträgen von 1965 


Die Existenz von offenen Ölquellen in dem Gebiet des heutigen Algeriens ist 
seit der Antike bekannt. Ein geologisches Potential war also anzunehmen. 
Nachdem die beiden Weltkriege die Bedeutung des Erdöls für die moderne 
Kriegsführung deutlich gemacht hatten, gründete der französische Staat im 
Oktober 1945 das Büro für Erdölforschung (Bureau de Recherches des Petro- 
les) und im Folgejahr die staatliche Ölgesellschaft SN Repal, die die Erdölvor- 
kommen in Algerien suchen und ausbeuten sollte. Ab Oktober 1952 wurden 
die ersten Explorationskonzessionen an mehrheitlich französische Firmen, die 
zum Teil auch Staatsfirmen waren, vergeben. Erst nach Ausbruch des Befrei- 
ungskrieges wurden die ersten Entdeckungen gemacht: Im Januar 1956 wurde 
in Enjeleh das erste Ölfeld entdeckt, das seit 1960 in Produktion ist und des- 
sen Öl via Pipeline zum tunesischen Hafen La Skhirra transportiert wird. Im 
Juli 1956 folgte das gigantische Ölfeld von Hassi Messaoud (produziert seit 
1958), im November dann das riesige Gasfeld von Hassi R’Mel (produziert 
seit 1961) (vgl. Cornet 1960; Mahiout 1974; Schliephake 1975). 

Die schiere Größe der beiden letzten Vorkommen erklären sofort, warum der 
französische Staat die Saharafrage im Laufe des Unabhängigkeitskrieges für so 
strategisch wichtig hielt und um jeden Preis die Kontrolle über die Öl- und 
Gasvorkommen behalten wollte. Diese sollten zum Aufbau einer nationalen 
und gegenüber dem internationalen Ölkartell mit anglo-amerikanischer Do- 
minanz autarken französischen Ölindustrie genutzt werden, die sowohl aus 
staatlichen wie privaten Firmen bestand. 

Zunächst waren die „Ereignisse“ vom November 1954 als nicht so bedeutend 
eingeschätzt worden. Der Präsident des Ministerrats, Pierre Mendes France, 
erklärte am 12. November vor dem Parlament: „Algerien ist seit langem fran- 
zösisch. Es ist also keine Abspaltung vorstellbar“. Und Innenminister Frangois 
Mitterand, der nachmalige Präsident, fügte hinzu: „Meine Politik wird durch 
drei Worte bestimmt: Willen, Entschlossenheit, Präsenz“ (nach Stora 2001: 
13). Frankreich reagierte mit einer deutlichen Erhöhung seiner Sicherheitskräf- 
te sowie mit verschiedenen Reformmaßnahmen wie der Schaffung einer Ver- 
waltungsfachschule in Algier, der Reduktion des Lohnabstandes zwischen Eu- 
ropäern und Algeriern oder baulichen Infrastrukturmaßnahmen. Es ist hier zu 
betonen, dass 1954 unter 2.000 Verwaltungsbeamten in Algerien nur acht Be- 
amte muslimische Algerier waren. 
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Bis Mitte 1955 versuchte der neue Generalgouverneur, der Ethnologe Jacques 
Soustelle, in Gesprächen und mit Reformideen die „Rebellion“, wie viele 
Franzosen den Befreiungskampf nannten, zu beenden. Doch bereits die hohe 
Wahlenthaltung bei den Kantonalwahlen im April hatte die Macht des FLN 
gezeigt. Und am 20. August 1955 (dem Jahrestag der Absetzung des marokka- 
nischen Sultans Muhammad V. durch die Franzosen) kam es in der nördli- 
chen Region Constantine zu einem flächendeckenden Aufstand, der 123 Tote, 
darunter 71 Europäer, forderte. Soustelle ließ nun der Armee freie Hand. 
Frankreich trat mit der Einberufung von 60.000 Reservisten in den Krieg mit 
dem FLN ein.' Die direkte militärische Reaktion kostete ca. 12.000 Menschen 
das Leben und brachte die Algerienfrage am 30. September 1955 auf die Ta- 
gesordnung der Generalversammlung der Vereinten Nationen. Der Konflikt 
internationalisierte sich. Um freie Hand in Algerien zu bekommen, entließ 
Frankreich seine Protektorate Marokko (November 1955) und Tunesien (März 
1956) in die Unabhängigkeit. 

1956 wurde nicht nur zum Jahr der Öl- und Gasentdeckungen, sondern 
zugleich zum Jahr eines totalen Krieges, der sich 1957 sogar noch steigerte 
(„Schlacht von Algier“). Folter und Morde durch die französischen Sicher- 
heitskräfte waren an der Tagesordnung, Lager wurden eingerichtet, in denen 
Zehntausende von Algeriern ohne Gerichtsverfahren verschwanden. In Paris 
stürzte eine Regierung nach der nächsten, so dass die durchaus vorhandenen 
Bemühungen, zu einem politischen Kompromiss zu kommen, an der Instabi- 
lität der politischen Verhältnisse scheiterte. Die IV. Republik war in einer tie- 
fen Krise. In diesem Kontext ereignete sich außerdem die Suezkrise 1956, in 
der britische, israelische und eben auch französische Truppen die Suezkanal- 
zone besetzten, diese allerdings auf US-amerikanischen und sowjetischen 
Druck wieder räumen mussten. Anfang 1958 war die Situation militärisch 
zwar halbwegs unter Kontrolle und die Zahl der Attentate deutlich reduziert, 
aber politisch war die Situation offener als zuvor. 

Ende Mai 1958 akzeptierte General de Gaulle die vor allen von algerisch- 
französischen Kreisen in einem Putschversuch erhobene Forderung, eine neue 
Regierung zu bilden. Erwartet wurde, dass de Gaulle Algerien bei Frankreich 
hält. Am 4. Juni war er bereits in Algier und erklärte: „Ich habe Sie verstan- 
den.“ Die Geschichte nahm allerdings einen anderen Verlauf, als die Algerien- 
franzosen erwartet hatten. Am 19. September 1958 wurde eine „Provisorische 
Regierung der Republik Algerien“ (GPRA) unter Ferhat Abbas gebildet, die 
von etlichen Staaten weltweit völkerrechtlich anerkannt wurde. De Gaulle ver- 
kündete dann im Oktober den sogenannten Plan de Constantine mit einem 
ambitionierten Entwicklungsprogramm, um Algerien bei Frankreich zu hal- 


1 Bis zum Kriegsende 1962 hatten eine Million Franzosen Militärdienst in Algerien geleistet. 
100.000 von ihnen wurden getötet oder verwundet (vgl. Stora 2001: 87-91). 
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ten.’ Dieser Plan hinterließ zwar Spuren bis in die Wirtschaftspolitik des jun- 
gen unabhängigen Algerien hinein, konnte aber keine politische Wende in der 
Debatte über (und den Kampf für) die Unabhängigkeit bewirken. Auch der 
von de Gaulle angebotene paix des braves, der Frieden der Rechtschaffenen, 
löste den politischen Knoten nicht. Militärisch ging er mit harter Hand vor: 
Entlang den Grenzen zu Marokko und Tunesien wurden große Sperranlagen 
(Ligne Morice) errichtet, um den Grenzübertritt der außerhalb Algeriens stati- 
onierten Truppen der Armee de liberation nationale, der ALN, zu verhindern. 
Zugleich wurde in Algerien ein Militärbezirk (wilaya) nach dem anderen von 
der französischen Armee auf der Suche nach Kämpfern der ALN durchkämmt 
und ihre Zahl deutlich reduziert. Dennoch sollte es unter de Gaulles Führung 
in der neuen V. Republik zu einer Verhandlungslösung kommen. 

An dieser Stelle sind einige Bemerkungen über die Struktur und Entwicklung 
des algerischen Unabhängigkeitskampfes nötig. Der FLN war zunächst nicht 
die einzige Widerstandskraft und auch nicht die größte. Wie bereits erwähnt, 
entstand der FLN aus einer der Nachfolgeorganisationen des Nordafrikanı- 
schen Sterns, dem MTLD. Der Gründer des Nordafrikanischen Sterns, der le- 
gendäre Messali Hadj, schuf aus Teilen des MTLD die Algerische Nationalbe- 
wegung (Mouvement national algerien, MNA), die ebenfalls bewaffnete Akti- 
onen unternahm und erheblich größer war als der FLN. Dennoch schaffte es 
der FLN, sich sofort in der französischen wie internationalen Öffentlichkeit 
als der Repräsentant des algerischen Widerstandes zu etablieren, so dass ihm 
auch Aktionen des MNA zugeschrieben wurden. Prozesse gegen und Exekuti- 
onen von MNA-Aktivisten in Frankreich wurden nicht wahrgenommen. Dies 
liegt, wie Mohammed Harbi (nach Ruf 1997: 57) meint, wohl an dem franzö- 
sischen Mythos einer geeinten Resistance (gegen Nazideutschland) und an 
dem Unbehagen des nasseristischen Ägyptens, das den FLN massiv unterstütz- 
te, gegenüber einem Pluralismus im Widerstand. Hinzu kommen die Wirkung 
der bürgerlich-liberalen Führer der FLN-Exilregierung Ferhat Abbas und Ben 
Khedda auf die internationale Öffentlichkeit und der starke Einfluss von 
Frantz Fanons? anti-kolonialistischen Schriften auf die linke und linksliberale 
Öffentlichkeit weltweit. Der FLN schuf außerdem verschiedene Verbände und 


2 Im Rahmen dieses Plans sollten 25.000 Hektar Land an algerische Bauern verteilt werden. 
Große Stahl- und Chemiewerke sollten entstehen und Wohnungen für eine Million Men- 
schen gebaut werden. 400.000 neue Arbeitsplätze sollten geschaffen werden und zunächst 
zwei Drittel, nach drei Jahren dann alle algerischen Kinder und Jugendlichen beschult wer- 
den. Schließlich sollten in Algerien die gleichen Arbeitsrechte und Gehälter gelten wie in der 
Metropole (vgl. Stora 2001: 76). 

3 Der aus Martinique stammende französische Psychiater Frantz Fanon, der auch in der 
französischen Resistance gekämpft hatte, und seit 1953 Chefarzt einer psychiatrischen Klinik 
bei Algier war, schloss sich früh dem FLN an und verfasste einen der zentralen programmati- 
schen Texte des Antikolonialismus, Die Verdammten dieser Erde, der in viele Sprachen ü- 
bersetzt wurde und bis heute immer wieder neu aufgelegt wird. Dass Jean-Paul Sartre zu die- 
sem Text ein Vorwort verfasst hat, wird seiner Publizität zusätzlich gedient haben. 
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Organisationen in Algerien und Frankreich (die Gewerkschaft UGTA, Schüler- 
und Studentenverbände, einen französischen Unterstützerkreis) und baute 
darüber hinaus ein europaweites Netzwerk von Unterstützern auf, die ihn mit 
Geld und Waffen versorgte. So hielt er u.a. engen Kontakt zur SPD (Scheffler 
1995). Im August 1956 hielt der FLN in Algerien im Tal von Soummam einen 
politischen Kongress ab, bei dem ein Nationales Komitee der algerischen Re- 
volution (Comite national de la revolution algerienne, CNRA) als politische 
Leitung gebildet und der Primat der Politik über das Militär festgelegt wurde. 
Da nicht alle Gruppen aus dem In- und Ausland eingeladen waren, und auch 
nicht alle Eingeladenen kommen konnten, entstanden im Anschluss enorme 
Spannungen innerhalb des FLN. Der Organisator dieses Kongresses, Abbane 
Ramdane, wurde denn auch im Dezember des Folgejahres von anderen FLN- 
Führern ermordet (vgl. Roberts 1993). 

Die Rivalitäten zwischen dem MNA und dem FLN - und auch innerhalb des 
FLN - wurden gewaltsam ausgetragen, bis sich der FLN als Alleinvertreter 
durchsetzte. So kamen allein in Frankreich etwa 4.000 Menschen ums Leben 
(vgl. Ruf 1997: 58). Harbi nennt 13 Personen aus der obersten Führung des 
FLN, die bei internen Auseinandersetzungen getötet wurden. 

Im Bereich des Öl- und Gassektors, der von den Kriegshandlungen unberührt 
blieb, kam es zunehmend zu ausländischen Aktivitäten. Auch deutsche Fir- 
men (Wintershall, Preussag, DEA, u.a.) engagierten sich. Ab 1959 ist eine Zu- 
nahme der Förderung zu beobachten; das Öl wird via Pipeline entweder zum 
algerischen Hafen Bejaia oder zum tunesischen Hafen La Skhirra gebracht. 
Neue Entdeckungen wurden allerdings in Algerien vorerst nicht gemacht. 

Es stellte sich in dieser Zeit auch heraus, dass sich keine französische autarke 
Ölwirtschaft mit Hilfe des algerischen Öls aufbauen ließ, da das algerische Öl 
zwar einerseits von ausgezeichneter Qualität ist (leicht, schwefelarm), diese Zu- 
sammensetzung aber andererseits nicht den Marktanforderungen entsprach, 
wo im Zusammenhang mit dem Wechsel von Kohle zu Öl vor allem schweres 
Heizöl nachgefragt wurde. Die französische Ölwirtschaft musste diesen Bedarf 
aus anderen Quellen decken und zudem versuchen, die Überkapazitäten an 
Benzin zu vermarkten, was sich als sehr schwer bis unmöglich herausstellte. 
Der Versuch, das Saharaöl als Hauptquelle der sich bildenden europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für alle Mitgliedsstaaten durchzusetzen, scheiterte. 
Das französische Kapital und die teils staatliche, teils private Ölwirtschaft hat- 
ten deshalb Ende der 1950er Jahre kein Interesse mehr an einer direkten fran- 
zösischen Herrschaft über Algerien und wollte nur ihre wirtschaftlichen Inte- 
ressen im Land abgesichert haben. Ihre Ölinteressen diversifizierten, u.a. auch 
stark in den Irak (Elsenhans 1999: 311-317). Libyen betrat zu diesem Zeit- 
punkt ebenfalls den europäischen Markt und offerierte interessante Bedingun- 
gen: Eine besser an die europäischen Bedürfnisse angepasste Ölqualität sowie 
erheblich kürzere Wege von den Ölförderstellen zu den Häfen als in Algerien. 
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Der FLN hatte, wie auch Redha Maleks Erinnerungen an die Verhandlungen 
zwischen dem FLN und den französischen Regierungen zeigen (Malek 1995), 
zwar früh die französischen Wirtschaftsinteressen in Algerien anerkannt (vgl. 
auch Elsenhans 1999: 319), konnte aber, was die algerische Souveränität über 
die Sahara anlangte, keine Kompromisse eingehen. Die Franzosen wiederum 
konnten, solange sie die Politik eines Ölnationalismus verfolgten, an diesem 
Punkt keine Konzessionen machen. Erst als Frankreich diese Politik Ende 
1960 aufgab, waren Kompromisse und ein Abkommen mit dem FLN möglich. 
Im März 1960 hatte Präsident de Gaulle bereits von einem „algerischen Alge- 
rien“ gesprochen. Im Juni empfing er den FLN-Führer von Wilaya IV (Algier) 
im Elysee-Palast und bot Verhandlungen an. Im November 1960 schließlich 
deutete de Gaulle in einer Rede die Möglichkeit eines künftigen unabhängigen 
Algerien an. Dies führte zu der Gründung einer terroristischen Organisation 
der Algerienfranzosen, der OAS (Organisation armee secrete), die in Algerien 
wie in Frankreich Attentate verübten, vor allem auch noch kurz vor der Un- 
abhängigkeit, als sie wahllos auf den Straßen von Algier Passanten ermordete 
und schließlich die Universitätsbibliothek von Algier in Brand steckte. 

Seit Juni 1960 gab es an verschiedenen Orten in der Schweiz und in Frank- 
reich direkte Verhandlungen zwischen dem FLN und Frankreich, minutiös 
protokolliert von Redha Malek (1995). Zentrale Streitpunkte waren auf algeri- 
scher Seite die volle Souveränität über das gesamte algerische Territorium, ein- 
schließlich der Sahara und ihrer Ressourcen. Die Franzosen wollten zum einen 
die Kontrolle über die Sahara behalten, zum anderen wollten sie weitreichende 
Garantien für französische Bürger in Algerien. Zum Zwecke dieser Kontrolle 
hatten sie im Januar 1957 eine Gemeinsame Organisation der Sahara-Regionen 
(Organisation commune des regions sahariennes, OCRS) gegründet, deren Zu- 
ständigkeitsbereich sich über Teile Algeriens, Mauretaniens, Mali (damals 
Französischer Sudan), Niger und Tschad erstreckte und die Region vor dem 
alleinigen Zugriff eines unabhängigen Algerien bewahren sollte. Für die OCRS 
und die Sahara wurde ein eigener Code petrolier saharien verabschiedet, der 
den rechtlichen Rahmen für Exploration, Entwicklung, Förderung und Trans- 
port von Öl und Gas schuf (vgl. Aissaoui 2001: 57%). 

Am Ende der Verhandlungen schrieben die Verträge von Evian, die am 18. 
März 1962 unterzeichnet wurden, die bevorzugte Stellung französischer Ölin- 
teressen in Algerien für sechs Jahre fest.’ So behielten die französischen Fir- 
men Vorzugsrechte bei der Vergabe neuer Konzessionen. Alle Zahlungen im 
Öl- und Gassektor wurden in französischen Francs abgewickelt. Allerdings er- 
hielt Algerien die volle Souveränität über das gesamte Territorium sowie die 
französischen Anteile an SN Repal (56 %), an der Raffinerie in Algier (56 %) 
und an der Gasverflüssigungsanlage CAMEL in Arzew (20 %). Die Regeln des 


4 Siehe für den integralen Text der Verträge von Evian Malek (1995: 313-365, bes. 343-348). 
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Sahara Code petrolier saharien galten fort. Algerien und Frankreich kooperier- 
ten zu gleichen Teilen im neu geschaffenen Organisme Saharien, der bei allen 
relevanten Fragen der Gesetzgebung sowie der Vergabe von Konzessions- und 
Transportrechten beratend tätig sein sollte. Alle Industrieinteressen, Konzessi- 
onen und Verträge mit internationalen Firmen blieben bestehen. Über den Öl- 
und Gasbereich hinaus behielt Frankreich für 15 Jahre eine Marinebasis in 
Mers el-Kebir bei Oran sowie auf fünf Jahre seine Nuklearanlagen in der Saha- 
ra, wo die Tests für die französischen Atombomben stattfanden. Im Gegenzug 
sicherte Frankreich weitere Wirtschafts- und Finanzhilfe zu, vor allem bei der 
Fortsetzung des Plans von Constantine. Außerdem wurde eine enge kulturelle 
Kooperation vereinbart. 

Nach Abschluss der Verträge kam es zu gewaltsamen Versuchen von Algerien- 
franzosen und der OAS, die Kontrolle über Algerien zu erlangen und durch 
eine Politik der verbrannten Erde wenigstens so viel Infrastruktur wie möglich 
vor der Unabhängigkeit zu zerstören. Der FLN reagierte auf die blutigen An- 
schläge der OAS mit Vergeltungsmaßnahmen. Eine provisorische Regierung 
organisierte ein Referendum für den 1. Juli 1962, bei der eine überwältigende 
Mehrheit für die algerische Unabhängigkeit votierte. Am 3. Juli wurde Alge- 
rien von Frankreich als unabhängiger Staat anerkannt. 

Zur Überraschung von sowohl dem FLN als auch Frankreichs kam es zwi- 
schen März und Juli 1962 aus Furcht vor dem FLN zu einer Massenflucht der 
Europäer aus Algerien. 90 Prozent von ihnen verließen Algerien; allein im Juni 
1962 waren es über 300.000 Menschen. Das bedeutet einen Bevölkerungsver- 
lust von 10 Prozent der Gesamtbevölkerung. Dies stellte das junge Algerien 
vor schwere Probleme, verlor es damit doch nahezu alle Verwaltungsfachleute, 
Akademiker, Ärzte, Lehrer, Ingenieure, Unternehmer, Banker usw. Fabriken 
und Geschäfte wurden geschlossen, landwirtschaftliche Betriebe verlassen. 
Darüber hinaus gab es eine massive Kapitalflucht. 

Dabei hatte Algerien sowieso schon mit massiven sozialen Problemen zu 
kämpfen. Über zwei Millionen Algerier auf dem Lande waren während des 
Unabhängigkeitskrieges zwangsweise umgesiedelt wurden. Noch mehr Algerier 
waren vor der Gewalt in die Städte geflohen. Es gab 70 % Arbeitslosigkeit bei 
der männlichen arbeitsfähigen Bevölkerung. Vier Fünftel waren Analphabeten. 
Zugleich waren 47 % der gesamten Bevölkerung jünger als 15 Jahre, denn Al- 
gerien hatte (und hat bis heute) eine der höchsten Geburtenraten der Welt. 
Innerhalb des FLN traten bereits vor dem Juli 1962 die inneren Spaltungen 
deutlich zum Vorschein. Diese bestanden zum einen zwischen der „Armee der 
Grenzen“ der ALN, die unter dem Oberkommando von Oberst Houari Bou- 
mediene in Marokko und Tunesien stationiert war, und der politischen Füh- 
rung, besonders der provisorischen Regierung (GPRA) unter Benyoucef Ben 
Khedda. Ferner gab es Spannungen innerhalb der ALN zwischen der „Armee 
der Grenzen“ und der „Armee des Inneren“, den ALN-Kämpfern in den wılay- 
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as, die sich bald in schweren Kämpfen in der Kabylei und im Raum von Al- 
gier zeigten. Die von Frankreich inhaftierten „historischen Führer“ (Ahmed 
Ben Bella, Hocine Ait Ahmed, Mohammed Boudiaf, Mohammed Khider) ° 
waren nach Abschluß der Evian-Verträge freigelassen worden und vertraten 
nun völlig verschiedene politische Konzepte. Ahmed Ben Bella schloss eine 
Allianz mit der Gruppe um Boumediene, der sogenannten Oujda-Gruppe‘, 
und realisierte gegen die Provisorische Regierung mit Hilfe der Armee nach 
dem Einmarsch der ALN-Truppen in Algier im September 1962 seinen politi- 
schen Führungsanspruch. 

Es folgten drei Jahre der militärischen und politischen Konflikte innerhalb der 
FLN sowie 1963 ein Grenzkrieg mit Marokko um die Oase Tindouf. Die Re- 
gierung Ben Bella entwickelte keine konsistente Politik und konnte dies wegen 
ihrer beschränkten Handlungsfähigkeit auch kaum. Das beste Drittel der land- 
wirtschaftlich nutzbaren Flächen war von den französischen Siedlern verlassen 
worden. Die algerischen Landarbeiter versuchten schlecht und recht, den Be- 
trieb aufrechtzuerhalten, z.T. mit spontan gebildeten Selbstverwaltungskomi- 
tees. Diese wurden von den Gewerkschaften und den Linken als revolutionäres 
Projekt gefeiert und durch staatliche Dekrete institutionalisiert. Es kam aber 
schnell zu Konflikten zwischen diesen Betrieben und privaten Bauern, die z.T. 
selbst Ansprüche auf die Felder anmeldeten. Maschinen und sonstige Be- 
triebsmittel fehlten, desgleichen Möglichkeiten der Vermarktung. Der Staat 
versuchte durch das Bereitstellen von Transportmitteln und durch staatliche 
Direktoren in den Betrieben den Sektor unter Kontrolle zu bekommen. 

Es sei daran erinnert, dass die völlig exportorientierte koloniale Landwirtschaft 
bis 1962 50 % der Exporte stellte, vor allem Wein. Nun gab es in allen Sekto- 
ren (Landwirtschaft, Bergbau, Industrie, öffentliche Arbeiten, Bauwirtschaft) 
einen Rückgang um 30 %, denn es fehlten überall qualifizierte Arbeitskräfte. 
1962 gab es nur zwei (!) algerische Ingenieure. Der FLN hatte zwar bereits 
während des Krieges damit begonnen, Studenten nach Europa, die USA und 
in arabische Staaten zu schicken. Ihre Zahl reichte aber bei weitem nicht aus. 
Ben Bella versuchte, die im Programm von Tripoli (Mai 1961) festgelegten 
ökonomischen Ziele des FLN zu verwirklichen, und setzte die Priorität auf die 
Landwirtschaft mittels Kollektivierungen und Beschränkungen des privaten 
Eigentums. Dies sollte Kaufkraft und Nachfrage generieren und so eine nach 
innen gerichtete Industrialisierung, die nicht auf Überseemärkte ausgerichtet ist, 
herbeiführen. Sozialismus und Nationalisierung sind selbstverständliche Schlag- 


5 Im Oktober 1956 hatten die Franzosen das marokkanische Verkehrsflugzeug, in dem sie von 
Marokko nach Tunis flogen, entführt und sie festgenommen. 

6 Nach der marokkanischen Stadt Oujda an der algerisch-marokkanischen Grenze, wo das 
Hauptquartier der „Armee der Grenzen“ der ALN unter Boumediene stationiert war. Zu die- 
ser Gruppe aus Stabsoffizieren gehörte u.a. der langjährige algerische Außenminister und 
heutige Präsident Abdelaziz Bouteflika. 
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worte. Es ging dem FLN hier auch um ökonomische nationale Souveränität, 
begründet in der kolonialen Ausbeutung, Enteignung und Demütigung. 

So ist es wenig verwunderlich, dass Algerien, als ihm im Juni 1963 eine kon- 
trollierende Beteiligung - über die Basisbeteiligung von 20 % hinaus wollte 
Algerien weitere 13 % - an einem internationalen Pipelineprojekt (TRAPAL, 
von Haoud EI Hamra nach Arzew) von den beteiligten Firmen verweigert 
wurde, im Dezember 1963 eine eigene Firma für den Transport und die Ver- 
marktung von Kohlenwasserstoffen gründete, die Societe nationale de trans- 
port et de commercialisation des hydrocarbures, kurz SONATRACH, die mit 
finanzieller Hilfe von Großbritannien und Kuwait die genannte Pipeline dann 
bis 1966 alleine baute. Um qualifizierte Arbeitskräfte für den Erdölsektor aus- 
zubilden, wurden zugleich zwei Institute gegründet, das Centre africain des 
hydrocarbures und das Institut algerien du petrole. 

Mit der Machtübernahme durch den Verteidigungsminister Houari Boumediene 
nach einem Militärputsch am 19. Juni 1965 änderte sich die Wirtschaftspolitik 
grundlegend. Am 29. Juli 1965 wurden zunächst die ökonomischen Bedingun- 
gen der Evian-Verträge durch einen neuen algerisch-französischen Vertrag neu be- 
stimmt. Die Verhandlungen darüber hatten bereits im November 1963 begon- 
nen. Zunächst erhielt Algerien eine größere Zahl an Arbeitsvisa für Migranten 
nach Frankreich im Austausch für feste Öl- und Gaspreise für französische Fir- 
men, die auf fünf Jahre festgelegt wurden. Darüber hinaus wurde eine gemeinsa- 
me Firma für die Exploration und Ausbeutung von Öl- und Gasvorkommen ge- 
gründet, die Association cooperative (ASCOOP), an der SONATRACH und er- 
ne neugegründete französische Staatsfirma, die SOPEFAL, zu gleichen Teilen be- 
teiligt waren (für eine Bewertung der gemeinsamen Aktivitäten aus französischer 
Perspektive Burger 1969, aus algerischer Ghozali 1969). Es war gerade diese Ko- 
operation mit dem französischen öffentlichen Sektor, die es Algerien ermöglich- 
te, außerhalb des damals noch bestehenden internationalen Ölkartells Erfahrun- 
gen zu sammeln und eine integrierte Ölindustrie aufzubauen. 


3. „Industrialisierende Industrien”: Die ambitionierte 
Wirtschaftspolitik unter Boumediene bis 1978/79 


Boumediene formte nach dieser sogenannten „revolutionären Kurskorrektur“ 
das Kabinett um und bekleidete selbst die Posten des Präsidenten, des Minis- 
terpräsidenten und des Verteidigungsministers. Industrie- und Energieminister 
wurde der bisherige Direktor von SONATRACH, Belaid Abdessalam, der sich 
nun daranmachte, eine ambitionierte Industriepolitik zu betreiben, die einen 
radikalen Wechsel gegenüber Ben Bellas an der Landwirtschaft orientierten Po- 
litik vollzog und zwei Prioritäten setzte: Kapitalakkumulation vor Konsum, 
Industrialisierung vor Entwicklung der Landwirtschaft. Globales Ziel war die 
ökonomische Souveränität und Unabhängigkeit Algeriens. 
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Die Grundidee war, die Rente aus der Öl- und Gasförderung maximal zum 
Aufbau einer nationalen Industrie zu benutzen, wobei zunächst der Öl- ujnd 
Gassektor ausgebaut werden sollte. Schwerindustrieprojekte (Stahl, Petroche- 
mie, Maschinenbau) sollten um sich herum in einer inter-industriellen Matrix 
in einem Industrialisierungsprozess weitere (vor allem kleine und mittlere) In- 
dustrien schaffen. Die Erdöl- und Erdgaspolitik war auf rasche und maximale 
Ausbeutung ausgerichtet: Die nationalen Ressourcen einschließlich der Ar- 
beitskräfte sollten rasch und vollständig innerhalb von Algerien genutzt und 
in Wert gesetzt werden. Dabei wurde eine Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt 
erst ab den frühen 1980er Jahren erwartet. Eine strikte Austeritätspolitik mit 
einer bewussten Beschränkung des Lebensstandard schuf Raum für eine Inves- 
titionsrate von über 35 Prozent (nur Japan und die UdSSR lagen höher). 
Damit sollten sowohl die Außenorientierung der algerischen Ökonomie, die 
aus der kolonialen Situation resultierte, als auch die inneren Verwerfungen 
durch die Unterentwicklung überwunden werden. Hauptinspirator dieser Poli- 
tik war der französische Ökonom Gerard Destanne de Bernis aus Grenoble 
(Ghozali/ Destanne de Bernis 1969), neben u.a. Albert ©. Hirschman. Öl und 
Gas sollten zunächst die für die Industrialisierung benötigte Energie zu gerin- 
gen Kosten bereitstellen. Darüber hinaus sollten sie als Rohstoffe für die in- 
dustrielle Weiterverarbeitung, vor allem in der petrochemischen und chemi- 
schen Industrie, dienen. Ferner sollten sie Investitionskapital generieren. 

Die Verbindung mit der Landwirtschaft war ebenfalls ein wichtiger Faktor bei 
der Industrialisierung: Eine Industrialisierung der Landwirtschaft schafft Nach- 
frage nach Industriegütern, sorgt für Beschäftigung und daraus resultierender 
Konsumnachfrage und stellt Rohmaterialien für die industrielle Weiterverar- 
beitung zur Verfügung. Das durch die daraus resultierende Produktionssteige- 
rung akkumulierte Kapital steht wiederum für Investitionen in die Industrie 
zur Verfügung. Der Ölsektor spielt auch hier eine Schlüsselrolle. Er liefert zu- 
nächst günstige Energie. Dann nach der petrochemischen Verarbeitung Dün- 
gemittel und Pestizide. Schließlich ermöglicht er die Herstellung von Kunst- 
stoffprodukten und ihre Nutzung in der Landwirtschaft (z.B. Bewässerungs- 
rohre aus Kunststoff, Schutzplanen etc.). 

Destanne de Bernis und seinen algerischen Partnern war bewusst gewesen, dass 
Öl und Gas nicht per se ein Garant für eine unabhängige industrielle Entwick- 
lung sind. Sie müssen in ein kohärentes und globales Entwicklungskonzept 
und eine Restrukturierung der algerischen Wirtschaft eingebracht werden 
(Ghozali/ Destanne de Bernis 1969: 272%). Dies erforderte einen abgestimmten 
Zeitplan für die Konstruktion und Fertigstellung der verschiedenen Fabriken, 
die aufeinander angewiesen sind, sowie eine Koordination mit der Technisie- 
rung der Landwirtschaft. Der Aufbau einer Maschinen- und Werkzeugindust- 
tie, die sowohl Konsumgüter erzeugen als auch Maschinen bauen kann, war 
sowohl für die industrielle Unabhängigkeit als auch für das angestrebte Wirt- 
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schaftswachstum geboten. Ghozali und Destanne de Bernis benennen deutlich 
die Probleme: das Fehlen von Vorprodukten, das Fehlen von Managern und 
Technikern sowie von qualifizierten Arbeitskräften, die Schwierigkeiten der 
Koordination einer solchen Industrie, der Vermarktung etc., und machen klar, 
dass diese Probleme nicht unterschätzt werden dürfen (ebd.: 278). Die Indust- 
rialisierungspolitik unterliege zwei Zwängen: dem Zugang zum Weltmarkt und 
der Verfügbarkeit von Kapital. Algerien müsse in der Lage sein, Erdöl- und 
Erdgasprodukte am Weltmarkt abzusetzen, und nicht nur Rohöl. Kapital müs- 
se zu normalen Marktkonditionen ohne Diskriminierung zur Verfügung ste- 
hen. Es müsse zinsgünstige Kredite für nicht-industrielle Entwicklungsprojekte 
geben, um eine Überschuldung der Entwicklungsländer zu vermeiden, und die 
Möglichkeit, Kredite in produzierten Gütern zurückzuzahlen (ebd.: 292f). 

Die von Ghozali und Destanne de Bernis benannten Probleme haben sich 
leider alle in Algerien gezeigt und die schwierige Situation herbeigeführt, unter 
der Algerien seit bald zwanzig Jahren leidet: Öl und Gas generieren 95 % der 
Exporterlöse, 60 % der Staatseinnahmen und 30 % des BIP, womit Algerien 
vollständig vom Weltenergiemarkt und seinen Schwankungen abhängig ist. 
Zunächst sicherte sich der algerische Staat durch eine Nationalisierung die 
Kontrolle über vitale Sektoren: 1966/67 Banken und Versicherungen, 1966 
Bergbau, 1968 verarbeitende Industrie. Im Öl und Gasbereich stärkte er zu- 
nächst seine Staatsfirma SONATRACH und erweiterte ihr Mandat auf alle 
Aktivitäten der Branche. Erfahrene Kader und Arbeiter der algero-französı- 
schen SN Repal wurden systematisch zu SONATRACH geholt. Ab 1967 wur- 
den im Gefolge des arabisch-israelischen Sechstage-Kriegs verschiedene US- 
amerikanische und britische Firmen verstaatlicht bzw. gekauft und ihre Aktivi- 
täten auf SONATRACH übertragen. Im Oktober 1968 wurde dann ein Joint 
Venture mit der amerikanischen Getty Petroleum Company eingegangen, das 
für die nächsten zwanzig Jahre als Muster für alle Verträge mit ausländischen 
Partnern diente. SONATRACH hielt 51 % und fungierte als Operator. Der 
ausländische Partner übernahm alle Risiken und finanziellen Lasten in der 
fünfjährigen Explorationsphase. Alle Bodenrechte blieben bei SONATRACH. 
Rechte erhielt der ausländische Partner nur aus der Partnerschaft selbst. Bis 
Anfang 1971 kontrollierte SONATRACH 30 % der Produktion und 60 % der 
Distribution und der Raffinerien. Anfang 1971 - nach erfolglosen Verhand- 
lungen mit Frankreich im Rahmen des Abkommens von 1965 über einen fai- 
ren Ölpreis und nachdem die französischen Ölfirmen sich mit dem anglo- 
amerikanischen Kartell verbündet hatten - übernahm Algerien 51 % der An- 
teile von allen ausländischen Firmen, einschließlich der französischen. Alle 
Transportmittel, vor allem das Pipelinenetz, und die gesamte Erdgasprodukti- 
on wurden vollständig verstaatlicht. Nach einem kurzzeitigen Boykott ließen 
sich alle französischen Firmen auf eine Zusammenarbeit mit SONATRACH 
auf Grundlage der Getty-Konditionen ein, einschließlich verbindlicher Verpflich- 
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tungen zu Investitionen, denn zwischen 1965 und 1971 waren die Explorati- 
onsaktivitäten der privaten französischen Ölfirmen zum Erliegen gekommen. 
In allen seinen Verträgen war - und ist - SONATRACH zwar stets daran gele- 
gen, durch die Partnerschaft Wissen zu gewinnen und das Ölgeschäft in all 
seinen Aspekten besser beherrschen zu lernen. Auf Grund der prägenden Ko- 
lonialerfahrung verfolgt(e) Algerien aber einen ausgeprägten Ressourcennatio- 
nalismus und deshalb auch für SONATRACH eine kostspielige „Do-it-alone“- 
Politik, wobei den ausländischen Partnern erst seit Ende der 1990er Jahre auch 
operative Aktivitäten und Führerschaft in Projekten zugestanden wird. 
Algerien investierte enorme Summen in die technische Infrastruktur des Koh- 
lenwasserstoffsektors: Raffinerien sowie Öl- und Gaspipelines wurden gebaut, 
außerdem Gasverflüssigungsanlagen (für LNG: liquified natural gas) und Ver- 
schiffungsterminals. Ferner entstand eine algerische Flotte von LNG-Tankern. 
Gas konnte, da Pipelines durch das Mittelmeer noch nicht existierten, nur ver- 
flüssigt exportiert werden. Die Kosten für diese Anlagen, bei denen Algerien 
weltweit eine Pionierrolle einnahm, waren gigantisch. Die Industrialisierungs- 
politik basierte allerdings wesentlich auf dem algerischen Erdgas, das zu den 
weltweit größten Gasvorkommen zählt und von hoher Qualität ist. Das Erdöl 
ist zwar auch von hoher Qualität, die vorhandenen Vorkommen können aber 
keinem Vergleich mit nahöstlichen Vorkommen standhalten und sind darüber 
hinaus nur zu erheblich höheren Kosten als z.B. am Golf zu fördern. 

Weitere Industrieanlagen vom neuesten technologischen Stand wurden vor al- 
lem in den USA, Deutschland und Japan gekauft. Da algerische Fachkräfte 
und die entsprechend die Planungskapazitäten fehlten, mussten die Verträge in 
der Regel von „schlüsselfertig“ zu „produktionsfertig“ geändert und häufig 
ausländische Fachkräfte angeworben werden. Dies schuf eine technologische 
Abhängigkeit vom Ausland. Viele Industrieanlagen waren extrem störanfällig. 
Es kam zu enormen Verzögerungen bei der Fertigstellung der Anlagen und zu 
Investitionsstaus. Es fehlten sowohl algerische Vorprodukte als auch Abneh- 
mer für die erzeugten Produkte. Durch die fehlende technologische Kohärenz 
des produzierenden Sektors kam es nur sehr beschränkt zu einer inter- 
industriellen Integration. Die Lohnzuwächse der Gutausgebildeten waren ge- 
ringer als die der unqualifizierten Arbeitskräfte. Aus ihrem relativ sinkenden 
Einkommen resultierte eine geringere Produktivität. Die Industrien wurden an 
den Küsten in den besten landwirtschaftlichen Gebieten angesiedelt. Landwirt- 
schaftlich nutzbares Land ging verloren, desgleichen Wasser, das nun für die 
Industrie benötigt wurde. Das Problem der Umweltverschmutzung zeichnete 
sich ebenfalls bald ab. Statt dass es zu einer Ausstrahlung der „Entwicklungs- 
pole“ kam, hatten die Industriezonen parasitäre Effekte. Die Landflucht ver- 
stärkte sich und damit die Wohnungsnot. Entwicklungsprojekte in der Peri- 
pherie scheiterten regelmäßig. Der Privatsektor machte, da er seine Vorpro- 
dukte oft unter den Herstellungskosten vom Staatssektor kaufte, einfache 
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Technologie und billige Arbeitskräfte nutzte, stattliche Gewinne. Da die staat- 
lichen Projekte nur kapitalintensiv, aber nicht arbeitsintensiv waren, wurden 
trotz der gigantischen Investitionen kaum Arbeitsplätze geschaffen. In die 
Landwirtschaft, den Wohnungsbau, das Erziehungs- und das Gesundheitswe- 
sen wurde, allen gegenteiligen Versprechungen zum Trotz, zu wenig investiert. 
Ein entwickelter Banksektor fehlte und wurde auch nicht aufgebaut. Auch die 
1971 verkündete „Agrarrevolution“ änderte nichts am Niedergang der Land- 
wirtschaft, so dass mehr und mehr Nahrungsmittel importiert werden muss- 
ten. Seit 1974 muss ca. ein Viertel der Öl- und Gaseinnahmen für Nahrungs- 
mittelimporte verwendet werden (Lawless 1984). Kurz, die schlimmsten Be- 
fürchtungen von Ghozali und Destanne de Bernis haben sich bewahrheitet. 
Bereits Ende der 1970er Jahre war Algerien zu einem hohen Grad von den 
Exporterlösen des Ölsektors abhängig. Stellte dies in den 1970er Jahren nach 
dem Ölpreisschock von 1973 noch kein so großes Problem dar und war ja 
auch zu dieser Zeit bewusst gewollt, um die Industrialisierung voranzubringen, 
so zeigte der Ölpreiskollaps von 1986 die Verletzlichkeit der algerischen Öko- 
nomie drastisch auf und führte zu einer politischen Krise, welche die politi- 
sche Struktur Algeriens erheblich veränderte. 

Vor allem nach den Nationalisierungen von 1971, als Algerien mit 
SONATRACH nahezu den gesamten Kohlenwasserstoffsektor kontrollierte, 
kristallisierte sich, wie Aissaoui (2001: 88-125) zeigt, eine auf Maximalisierung 
der Öl- und Gasförderung angelegte Strategie heraus, niedergelegt in dem Plan 
VALHYD (Valorisation des Hydrocarbures), der 1977 von der amerikanischen 
International Bechtel Corporation für SONATRACH erarbeitet worden war. 
Vor allem die reichen Erdgasvorkommen, die zu den größten der Welt zählen, 
sollten Einkommen generieren. Diese Politik eines Wechsels von Öl zu Gas 
wurde auf Initiative des damaligen Industrie- und Energieministers Belaid Ab- 
desselam 1976 in die „Nationale Charta“ aufgenommen. Als Zeithorizont für 
die Ausbeutung der algerischen Vorkommen wurde 1976 bis 2005 festgelegt 
(vgl. Abdessalam 1989). 

Diese Politik war integraler Bestandteil der bereits ausführlich skizzierten all- 
gemeinen Entwicklungsstrategie. Der Rückgriff auf die Kohlenwasserstoffrente 
sowie auf Kredite, die für Algerien wegen seiner natürlichen Ressourcen leicht 
zu bekommen waren, führte zu extremen ökonomischen Verwerfungen und 
verhinderte sogar die angestrebte vernetzte Wirtschaft. Wegen des extremen 
Nationalismus und des Strebens nach Unabhängigkeit - Algerien war eine 
treibende Kraft sowohl in der OPEC als auch in der Bewegung der Blockfrei- 
en - verzichtete Algerien auf günstige Sonderziehungsrechte beim Internatio- 
nalen Währungsfonds und deckte seinen Kapitalbedarf auf dem freien Markt. 
Dies führte dann zu einer massiven Schuldenkrise und zu tatsächlicher Ab- 
hängigkeit vom IWF. 
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4. Ein radikaler Wechsel: Die „Schlacht ums Gas” 
und die wirtschaftliche Krise der 1980er Jahre 


Der plötzliche Tod von Präsident Boumediene in Dezember 1978 brachte je- 
doch einen radikalen Politikwechsel. Abdesselams Erzrivale Belkacem Nabi 
wurde neuer Energieminister und reduzierte massiv das VALHYD-Programm.’ 
Der Schwerpunkt der Politik lag nun auf Konservierung der Ressourcen und 
Sicherstellung der Eigenversorgung. Zudem wurde SONATRACH, die auf weit 
über 100.000 Mitarbeiter angewachsen war, zerschlagen, ebenso wie andere 
Staatsfirmen auch. Boumedienes Nachfolger, der Oberst Chadli Benjedid ver- 
fügte nicht über die persönliche Autorität seines Vorgängers, der gestützt auf 
den Revolutionsrat die Partei des FLN mehr oder minder ignoriert hatte (Ro- 
berts 1993). Benjedid musste deshalb stärker auf den FLN zurückgreifen. Der 
FLN konnte so erstmals Hand auf die Energiepolitik legen, u.a. durch Sitz im 
neu geschaffenen Nationalen Energierat. Die FLN-Führung glaubte an eine 
starke Stellung der OPEC nach der islamischen Revolution im Iran sowie an 
hohe Ölpreise und wollte maximale Gewinne aus den laufenden Gaslieferver- 
trägen. Diese wurden als unprofitabel eingestuft. Dabei muss man wissen, dass 
Gaslieferverträge wegen der hohen Investitionen in die erforderliche Infrastruk- 
tur in der Regel eine Laufzeit von 20 Jahren und mehr haben. Da es nur einen 
ganz kleinen Spotmarkt für Gas gibt, sind komplexe Preisformeln zu entwi- 
ckeln, die auf Marktveränderungen reagieren können. Meist wird der Gaspreis 
an einen Korb verschiedener Benzin- und Schwerölpreise mit einem Zeitfaktor 
gekoppelt. In der Folge der sich nun entspannenden „Schlacht ums Gas“ ka- 
tapultierte sich die staatliche Gesellschaft SONATRACH aus dem Markt, 
denn es fand für das Gas aus seinen geplatzten amerikanischen Verträgen kei- 
ne Käufer, konnte es doch gegen das billige Pipeline-Gas aus der UdSSR in 
Europa nicht konkurrieren. Auch die gesamte LNG (Flüssiggas)-Infrastruktur 
wurde durch die fehlende Auslastung in Mitleidenschaft gezogen, so dass bis 
Ende der 1980er Jahre ein Drittel der nominalen Kapazität verloren war. In- 
nerhalb von sechs Jahren verlor Algerien mehr als die Hälfte seines Marktan- 
teils auf dem Gasmarkt. Die Eröffnung der Trans-Med-Gaspipeline über Tune- 
sien nach Italien im Juni 1983 konnte daran zunächst auch nichts ändern. 

Unter Chadli Benjedid wurde auch unter dem FLN-Slogan „Für ein besseres 
Leben“ die Austeritätspolitik Boumedienes aufgegeben und der Lebensstan- 
dard der Bevölkerung durch den massiven Import von Konsumgütern - oft 
auf Kredit - erhöht, denn die algerische Wirtschaft konnte diese Güter nicht 
bereitstellen. Mit dieser Politik sollten die sozialen und ökonomischen Erwar- 
tungen nach Jahren der Versprechungen erfüllt werden. Dabei breitete sich die 
Korruption rasant aus: Zum einen durch die staatlichen Großprojekte, zum 


7 Siehe für die gegensätzlichen Positionen die Bücher, in denen Abdessalam (1989) und Nabi 
(1991) miteinander und mit ihrer jeweiligen Politik scharf abrechnen. 
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anderen durch die staatliche Kontrolle der Importe und des Handels. Die 
Armee als oberste Macht und die Spitzen der Bürokratie bereicherten sich 
und zeigten dies durch einen ostentativen Lebensstil. Der Dinarmilliardär Ra- 
fik Khalifa mit seinem 2003 untergegangenen Konzern ist ein Beispiel für die- 
se Prozesse (Addi 2003: 11). Der ehemalige Premierminister Brahimi gab an, 
die Eliten hätten in den 1980er Jahren ca. 26 Mrd. US-Dollar an Bestechungs- 
geldern kassiert. 

Die Fragen nach einem „Staatskapitalismus“ und der Bürokratie als „Staats- 
klasse“ sind heftig diskutiert worden (Ruf 1997: 91f; Roberts 1983). Wie auch 
immer, es gibt in Algerien erkennbar keinen am allgemeinen Interesse orien- 
tierten und an Recht und Gesetz gebundenen öffentlichen Dienst. Stattdessen 
gibt es ein Netz von Patron-Klient-Beziehungen: Der Bürger muss Beamte 
kennen, um überhaupt zu seinem Recht und zu Dienstleistungen zu kommen. 
Staatsaufgaben werden so zu Quellen der Bereicherung. Der Beamte wiederum 
braucht zur Stärkung seiner Macht und seiner Karriere eine Klientel. Die hö- 
heren Staatsbeamten rekrutieren sich beinahe ausschließlich aus der Gruppe 
derer, die eine französische Erziehung genossen haben.’ Schon bald nach der 
Unabhängigkeit waren es die alten Handelsbourgeoisien aus Constantine und 
Tlemcen, die, oft mittels Heiraten, den Zugang zur Bürokratie - und damit 
zur staatlichen Wirtschaft und ihren Aktivitäten - kontrollierten (Roberts 
1983: 105, 109f). Die Masse der Arabophonen war und ist trotz des Rufes der 
Revolution, „Der Islam ist meine Religion, Arabisch meine Sprache, Algerien 
mein Vaterland“, vollkommen marginalisiert, auch nach einem Universitäts- 
studium. Wer keine Beziehungen hat, ist verloren und erfährt hogra, die Er- 
niedrigung und Demütigung, genauso wie zur Kolonialzeit. So überrascht die 
Explosion von gewaltsamen Protest im Oktober 1988 nicht, bald verbunden 
mit einer islamischen Artikulation alternativer Politik (vgl. Roberts 1988). Der 
Ölpreisverfall im Gefolge des 1. Golfkrieges zwischen dem Irak und Iran hatte 
die Einnahmen des algerischen Staates ab 1985/86 halbiert. Die Schulden ge- 
rieten außer Kontrolle und der Staat konnte keine sozialen Wohltaten mehr 
verteilen, ja, noch nicht einmal mehr alle wesentlichen Güter importieren. 


5. Öffnung, Pluralismus, Privatisierung und Bürgerkrieg: 
Algerien seit 1989 


Als dann erneut 1989 - in einem Kontext großen sozialen und ökonomischen 
Drucks - ein Politikwechsel hin zu Expansion einsetzte, waren große Investi- 
tionen nötig, um erneut Exportkapazitäten im Gassektor zu schaffen. Außer- 
dem musste der Upstream-Sektor für internationale Ölfirmen geöffnet werden, 


8 Dies verstärkte sich während der Industrialisierungsphase durch die Abhängigkeit vom Aus- 
land noch. Heute spielt - zumindest in der Olindustrie - Englisch eine zusehends dominie- 
rendere Rolle. 
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um Kapital und Wissen für Exploration und Entwicklung zu beschaffen, war 
SONATRACH doch fast zwanzig Jahre alleine in diesen Bereichen tätig und 
damit nun endgültig technisch wie finanziell völlig überfordert. Die bis dahin 
in Algerien übliche Explorationsabgabe hatte 1986 nur eine ausländische Fir- 
ma übrig gelassen; alle anderen hatten sich aus Algerien zurückgezogen. Das 
1986 geänderte Recht hatte neben Partnerschaften auch andere Kooperations- 
formen mit internationalen Firmen möglich gemacht, allerdings mit einer 
51 %-Beteiligung von SONATRACH und unter Ausschluss einer Beteilung an 
existierenden Ölfeldern sowie dem Gassektor. Versuche, auch den Gassektor 
und bestehende Felder zu öffnen, stießen zunächst auf heftige emotionale Re- 
aktionen, verursacht durch die kolonialen Erfahrungen und den daraus resul- 
tierenden Ressourcennationalismus, bevor weitere Gesetzesänderungen 1991 
diese Öffnung ermöglichten. Aissaoui (2001: 101-108), der an der Ausarbei- 
tung der Gesetze beteiligt war, beschreibt sehr präzise den damit verbundenen 
Paradigmenwechsel. Drei Ziele setzte sich die neue Energiepolitik: Vergröße- 
rung der Reserven und der Produktion durch ein intensives Explorations- und 
Entwicklungsprogramm, Verbesserung der Förderausbeute in bestehenden Fel- 
dern (Enhanced Oil Recovery: EOR) und Vermarktung aller entdeckten, aber 
noch nicht entwickelten Gasfelder. Mit Ausnahme des EOR-Programms hatte 
SONATRACH Glück. Zahlreiche ausländische Firmen schlossen Explorations- 
und Produktionsverträge. Etliche Entdeckungen wurden gemacht, darunter 
Weltklassefunde im Berkine-Becken. Seit 1992 - als die Wahlen abgebrochen 
und der FIS (Front islamique du salut) verboten wurde - spielt allerdings die 
Sicherheitslage eine bedeutende Rolle und erschwert Vorhaben, vor allem im 
EOR-Bereich, auch wenn der Ölsektor bemerkenswerterweise weitgehend von 
Gewalt verschont blieb. 1995 gelang es jedoch, mit BP einen wichtigen Vertrag 
über die Entwicklung und Vermarktung des In Salah-Gasfeldes abzuschließen. 
Aissaoui macht trotz der positiven Reaktionen der internationalen Ölindustrie 
auf die algerischen Öffnungen von 1986 und 1991 drei kritische Punkte aus: 
Die komplexe Managementstruktur von SONATRACH und anderen staatli- 
chen Unternehmen, die Vertragsbedingungen, die nicht flexibel genug auf Än- 
derungen der Rahmenbedingungen (höhere Entwicklungskosten oder niedrige- 
re Ölpreise) reagieren, sowie staatliche Regulierungen der Fördermengen und 
OPEC-Quoten sind für internationale Ölfirmen problematisch. Die Zeitverzö- 
gerungen bei Projekten in Algerien sind durch die komplexen Entscheidungs- 
strukturen ım internationalen Vergleich extrem. 

SONATRACH wurde erneut zu einem integrierten, international operierenden 
Ölmulti umgestaltet. Die vom derzeitigen Energieminister Khelil 2001 skiz- 
zierten neuen rechtlichen, fiskalischen und institutionellen Rahmenbedingun- 
gen würden die Industrie völlig umgestalten. SONATRACH würde im 
Upstream-Sektor von hoheitlichen Aufgaben (Konzessionsvergabe, Datenver- 
waltung) befreit, die an eine neue Agentur gingen. Fine Assoziation mit 
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SONATRACH wäre nicht mehr erforderlich; SONATRACH wäre eine Gesell- 
schaft unter anderen. Im Midstream-Bereich würde SONATRACHs Monopol 
enden, im Downstream-Bereich Konkurrenz möglich. Für Gasverkäufe würde 
ein Kommittee aus allen gas-produzierenden Gesellschaften gebildet, welches 
die Preise festsetzt. Das vorgeschlagene Steuermodell weist Ähnlichkeiten zu 
dem in der Nordsee üblichen auf. Bei einer Umsetzung dieser Vorschläge 
würde Algerien sich in den derzeitigen Trend des „weniger Staat, mehr Markt” 
einfügen. Bislang ist allerdings noch nichts geschehen: Es scheint sich um eine 
Anpassung an den international vorherrschenden Diskurs zu handeln, auch 
wenn Teile des höheren Managements von SONATRACH seit Jahren für eine 
solche Entwicklung kämpfen. 

Der IWF, der mit der Weltbank diesen Diskurs wesentlich bestimmt, hat 1992 
unter Michel Camdessus (und starkem französischen Druck, vgl. Roberts 
1994) ein Umschuldungsabkommen mit Algerien geschlossen und, wie üblich, 
die Privatisierung von Staatsbetrieben gefordert. Nach Ansicht von Addı 
(2003: 11f) verstärken die eingeleiteten Privatisierungen den Rentencharakter 
der Ökonomie sogar noch. Die Mittelschicht verarmt seitdem. Und die „isla- 
mistische“” Gewalt hilft, diese Privatisierungen durchzusetzen, indem Fabriken 
etc. zerstört oder missliebige Konkurrenten getötet werden und die Arbeiter 
wegen des Ausnahmezustandes nicht dagegen demonstrieren können (vgl. 
auch Martinez 1998: 189ff). Wie Omar Benderra zeigt (2003), wird ım Zu- 
sammenspiel von Bürokratie und Privatwirtschaft oft gezielt der formelle 
Konkurs von an sich gesunden Staatsfirmen herbeigeführt, um sich deren Ak- 
tiva günstig aneignen zu können. Investitionen werden dabei nicht getätigt, 
nur Profite gemacht. Die Privatisierung brachte so nur 200 Mio. US-Dollar. 
Die sozialen Auswirkungen und die Schuldentilgung dieser Maßnahmen kos- 
teten aber nach Benderra 3,5 Mrd. US-Dollar. 

Auch politisch öffnete sich das Land ab 1989: Das Monopol des FLN wurde 
aufgebrochen, Parteienpluralismus erlaubt. Als die FIS jedoch die zweite Run- 
de der nationalen Parlamentswahlen zu gewinnen drohte, wurden die Wahlen 
im Januar 1992 vom Militär abgebrochen. Nach dem Verbot des FIS im Früh- 
jahr brach dann ein Bürgerkrieg aus, der bis heute andauert. Auch die Wieder- 
einführung eines formalen Parteienpluralismus nach 1996 ändert nichts daran, 
dass die Macht - und die Kontrolle der nationalen Ressourcen - immer noch 
beim Militär liegt. 

Da vor allem Südeuropa durch die beiden Gaspipelines (Trans-Med über Tu- 
nesien nach Italien, Maghreb-Europe über Marokko nach Spanien) zu einem 
hohen Grade mit algerischen Gas versorgt wird (Spanien zu über 60 %), gab 


9 Es sind nicht nur Islamisten, die für die sog. „islamistische“ Gewalt verantwortlich sind, 
sondern maßgeblich auch die staatlichen Sicherheitsdienste, allen voran der Militärische Si- 
cherheitsdienst SM, wie jüngste Veröffentlichungen zeigen (vgl. Samraoui 2003). 
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es keinen europäischen Protest gegen den Militärputsch. Die USA hatten zwar 
eine offenere Haltung gegenüber dem FIS, mischten sich aber nicht ein. Ihr 
Einfluss nimmt aber zu, da seit 1998 die meisten Investitionen im Öl- und 
Gasbereich von amerikanischen oder anglo-amerikanischen Firmen stammen. 
Über Halliburton, die seit langen in Algerien aktiv sind, gibt es exzellente 
Kontakte zum amerikanischen Vizepräsidenten Dick Cheney und Bush senior. 
Seit Anfang der 1980er Jahre gibt es ein algerisch-amerikanisches militärisches 
Ausbildungsprojekt, seit 2002 gemeinsame Manöver (Ruf 2003). Die Beteili- 
gung am „Kampf gegen den Terror“ hat den algerischen Militärs vollends freie 
Hand im Kampf gegen die bewaffnete Opposition bzw. gegen missliebige 
Gegner gegeben. 


6. Perspektiven 


Eine weitere Liberalisierung scheint kein Heilmittel für die Krise zu sein. Wirt- 
schaftlich müssten die Staatseinnahmen ausgeweitet und die Nicht-Öl- 
Wirtschaft belebt werden, vor allem in arbeitsintensiven Sektoren wie Land- 
wirtschaft, Dienstleistungen oder produzierendem Gewerbe. Dass der Woh- 
nungsbau in Algerien derzeit von einer staatlichen chinesischen Firma mit 
22.000 chinesischen Arbeitern betrieben wird, und nicht von Algeriern, ist ein 
deutliches Zeichen (Süddeutsche Zeitung vom 13. April 2004). Ein Fonds aus 
Öl- und Gaseinnahmen als Vorsorge wird diskutiert, müsste aber vor Einfluss- 
nahme abgeschirmt sein, was momentan unwahrscheinlich ist. Die derzeitigen 
Anreizstrukturen, die auf allen Ebenen nach Renten suchen lassen, müssten 
radikal umgebaut werden. Politisch müssten die Regierung und die Bürokratie 
für ıhr Handeln verantwortlich gemacht werden können sowie eine Trennung 
von Armee und Politik vollzogen werden. Alles dies erscheint auf unabsehbare 
Zeit schlicht als utopisch. So wird die algerische Krise und das Leid der über- 
wältigenden Mehrheit der Algerier durch das egoistische und zynische Verhal- 
ten der algerischen Eliten und das Schweigen und die Duldung durch den 
Westen weitergehen. 
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Joscha Wullweber 


Umkämpfte Natur: Genetische Ressourcen als 
Medium der Kapitalakkumulation' 


Die globalen genetischen Ressourcen sind im sog. „biotechnologischen Zeital- 
ter“ von besonderer Bedeutung, da die gesteigerte Inwertsetzung bislang nicht 
kommbodifizierter Bereiche ein Charakteristikum der postfordistischen Regula- 
tionsweise darstellt. Der Prozess der Inwertsetzung von natürlichen Ressourcen 
ist charakteristisch für die kapitalistische Produktionsweise. Er zielt auf die 
Konstitution einer Ressource als Element kapitalistischer Produktion und Re- 
produktion. „Inwertsetzung“ von genetischen Ressourcen bedeutet, dass diese 
in eine Warenform umgewandelt werden und so auf dem (Welt-)Markt gehan- 
delt werden können. Altvater (1986: 137, Herv. im O.) führt an, „daß die Na- 
tur zwar Reichtum ist, aber keinen Deut Wert bildet. Sie muß erst ‚inwertge- 
setzt‘, also den spezifischen ökonomischen Mechanismen der jeweiligen Pro- 
duktionsweise untertänig gemacht werden, um als Wert zählen zu können.“ In 
diesem Inwertsetzungsprozess können vier Stufen charakterisiert werden (vgl. 
Altvater 1991: 320ff.): (1.) die Identifizierung, (2.) die Isolierung, (3.) die 
Kommodifizierung und (4.) die Monetarisierung. In Bezug auf die Inwertset- 
zung von pflanzengenetischen Ressourcen (PGR) werden diese im ersten 
Schritt durch Bioprospektion’, meist unter Zuhilfenahme traditionellen Wis- 
sens von LandwirtInnen oder indigenen MedizinerInnen, identifiziert. Im 
zweiten Schritt werden die PGR isoliert. Hierbei handelt es sich zum einen um 
die Isolation aus dem umgebenden Ökosystem, zum anderen um die Isolation 
des genetischen Materials aus dem Organismus selbst. Schließlich werden die 
nun isolierten PGR kommodifiziert, d.h. in eine Warenform umgewandelt. 
Diese Umwandlung vollzieht sich über die Erteilung von Schutzrechten, wie 
beispielsweise Patenten oder Sortenschutzrechten, die Dritte von der kostenlo- 
sen Nutzung ausschließen. Ohne Schutzrechte auf z.B. Saatgut oder Setzgut 
ist es durch die Möglichkeit des Nachbaus (s.u.) schwierig, diese zu kommodi- 
fizieren. Zum Abschluss des Inwertsetzungsprozesses erfolgt die Monetarisie- 


1 Für umfangreiche Kommentierungen bedanke ich mich herzlich bei Christiane Gerstetter, 
Helga Wullweber und Christoph Görg. Ausführlich siehe Wullweber 2004. 

2 Als Bioprospektion wird allgemein das Sammeln, Archivieren und schließlich Aufarbeiten 
des biologischen Materials bezeichnet . 
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rung der PGR, indem diese in Form von Medikamenten, Saatgut oder anderen 
Produkten verkauft werden, also ein finanzieller Gewinn aus den PGR gezogen 
wird. 

Einzelne Gensequenzen bzw. deren genetische Informationen konnten bis zur 
Entwicklung der mikrobiologischen und gentechnologischen Forschung als 
„free-access resources“ bezeichnet werden. Niemand konnte Eigentumsansprü- 
che an ihnen geltend machen, da Gene technisch nicht zugänglich und bis 
vor hundert Jahren auch noch unbekannt waren. Ressourcen sind nach Heins 
und Flitner (1998: 16) „weder in natürlicher noch in ökonomischer Hinsicht 
einfach da.“ Vielmehr stellen der Stand der technologischen Entwicklung, the- 
oretische Konzepte und soziale Konstellationen sowie ökonomische Bedin- 
gungen und kulturellen Perspektiven die Voraussetzungen für die Inwertset- 
zung und generell die Bewertung von Ressourcen dar. Die genetischen Res- 
sourcen im engeren Sinne wurden daher ökonomisch erst interessant, nach- 
dem sie auf Grund eines entsprechenden Sets an gesellschaftlichen Vorbedin- 
gungen verfügbar gemacht werden konnten. 


Regulation der Inwertsetzung genetischer Ressourcen 


Mit Hilfe der Regulationstheorie kann die ökonomische Inwertsetzung der 
genetischen Ressourcen durch Patente und andere Formen geistigen Eigen- 
tums sowie der gesellschaftliche Umgang mit natürlichen Ressourcen analy- 
siert und historisch eingeordnet werden. Allgemein beschreibt die Regulations- 
theorie die Veränderungsprozesse kapitalistischer Gesellschaften und deren 
Formen fortwährender Stabilisierung hinsichtlich ihrer potentiell krisenhaften 
Grundlagen. Dabei geht die Regulationstheorie von der Grundannahme aus, 
dass die Entwicklung kapitalistischer Gesellschaften durch eine Abfolge von- 
einander unterscheidbarer Phasen charakterisiert werden kann. Hierbei ist der 
Prozess der Regulation ein komplexer Zusammenhang von gesellschaftlichen 
und ökonomischen Strukturen, Institutionen, Normen und Wertvorstellungen 
in dem sich bestimmte soziale Verhältnisse „trotz oder wegen [ihres] ... kon- 
fliktorischen und widersprüchlichen Charakters reproduzieren“ (Lipietz 1985: 
109). Die spezifische Ausformung der Entwicklung wird wesentlich bestimmt 
durch politisch-soziale Auseinandersetzungen und die jeweiligen historischen 
Kräfteverhältnisse (vgl. Hirsch 1993: 195f.). 

Unter einer „Regulation der Naturverhältnisse“ (Görg 2003) wird eine spezifi- 
sche Form der Stabilisierung symbolischer wie materieller gesellschaftlicher 
Naturbeziehungen verstanden. Welche Probleme und Konflikte diese Regula- 
tion beinhaltet und welche Folgen bestimmte Regulationsweisen haben, wird 
noch aufzuzeigen sein. Mit Regulation von Naturverhältnissen ist nicht deren 
Regulierung durch den Staat oder durch internationale Organisationen ge- 
meint, sondern vielmehr deren Reproduktion innerhalb bestimmter gesell- 
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schaftlicher Systeme und innerhalb eines spezifischen Zeithorizontes. Diese 
Reproduktion beinhaltet keinen geradlinigen, deterministischen Ablauf, son- 
dern einen konfliktreichen und widersprüchlichen Prozess. 


Fordistische Akkumulation genetischer Ressourcen 


Als Fordismus wird in der Regulationstheorie analytisch eine Phase des Kapi- 
talismus im 20. Jahrhundert gefasst, die u.a. durch Massenproduktion (Fließ- 
bandfertigung) und Massenkonsum gekennzeichnet ist. Bestimmende Merk- 
male des Fordismus sind weiterhin die Erschließung und der Zugang zu billi- 
gen, fossilen wie biologischen, Rohstoffen und die besonders nach dem 2. 
Weltkrieg fortschreitende Kapitalisierung bis dahin noch nicht unmittelbar 
monetär verwerteter Teile der Gesellschaft. Dieser generell dem Kapitalismus 
inhärente Prozess der „inneren Landnahme“ wird in Analogie zu der „äußeren 
Landnahme“ des Kolonialismus gesehen werden, er eröffnet neuartige Expan- 
sionschancen des Kapitals. 

Im Agrarbereich kann die Privatisierung der Zuchtarbeit als innere Landnahme 
beschrieben werden. Wie später gezeigt werden wird, folgt im Postfordismus 
eine zweite (und evtl. dritte) Episode, also eine Ausweitung der inneren Land- 
nahme auf genetischer Ebene durch die Patentierung von Gensequenzen (und 
auf molekularer Ebene durch die Möglichkeiten der Nanotechnologie). Bis 
Ende des 19. Jahrhunderts war die Pflanzenzucht noch die Aufgabe der Land- 
wirtInnen. Diese hatten in jahrhundertelanger Zuchtarbeit die jeweils regional 
angepassten Landsorten entwickelt. Mit dem Aufkommen der modernen 
Pflanzenzüchtung Anfang des 20. Jahrhunderts wurde die Züchtung vermehrt 
von privaten Unternehmen übernommen. Die privaten ZüchterInnen waren 
allerdings auf die Grundlagenarbeit der staatlichen Zuchtinstitute angewiesen. 
Die Arbeit der Pflanzenzüchtung bestand meist darin, bereits existierende, von 
LandwirtInnen gezüchtete Pflanzensorten, zu optimieren. Um die notwendige 
Anpassungsfähigkeit der „modernen“ Nutzarten an sich wandelnde Umwelt- 
bedingungen, wie neu auftretende Krankheiten, resistente Schädlinge oder 
Klimawandel zu gewährleisten, muss allerdings regelmäßig genetisches Materi- 
al aus den „ursprünglichen“ Sorten eingekreuzt werden, weshalb der Zugang 
zu diesen Sorten auch mit der Entwicklung der modernen Hochertragssorten 
zentral blieb (und bleibt) (vgl. Bauer 1993: 11f.). 

Die zentrale symbolische Bedeutung, die im Fordismus innerhalb der indus- 
triellen Produktion dem Automobil zukam, nahm im Agrarbereich der Mais 
ein. Zwischen 1935 und 1955 kam es zu einer Verdopplung der Erträge und 
zwischen 1955 und 1985 sogar zu einer Versechsfachung (vgl. Brand 2000: 
179). Die Steigerung der Erträge wurde durch eine besondere Züchtungsme- 
thode, die Hybridzüchtung, und die gleichzeitige Industrialisierung der Land- 
wirtschaft ermöglicht. Die Hybridzüchtung führte nicht nur zu einer Erhö- 
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hung der Erträge, sondern löste gleichzeitig ein bis dahin bestehendes öko- 
nomisches Problem der ZüchterInnen. Denn Saatgut ist nicht nur ein Pro- 
dukt, das von den LandwirtInnen zur Aussaat immer wieder eingekauft werden 
muss, sondern auch gleichzeitig vermehrungsfähiges Material, also Produkti- 
onsmittel. Es kann demzufolge wieder als Grundlage für die darauf folgende 
Aussaat dienen, indem ein Teil der Ernte zurückbehalten wird. Die Hybrid- 
züchtung hat nun für die LandwirtInnen zur Folge, dass diese, bei optimalem 
Input von Wasser, Dünger und Pestiziden, in der ersten Generation mit einem 
um 15-30% höheren Ertrag rechnen konnten. Die Besonderheit der Hybrid- 
züchtungsmethode liegt jedoch auch darin, dass die darauf folgenden Genera- 
tionen eine stark verminderte Leistung erbringen, so dass sich die Wiederaus- 
saat kaum lohnt. Die LandwirtInnen müssen also jedes Jahr wieder neues 
Saatgut kaufen. Kloppenburg (1988: 97) spricht daher auch von einem „öko- 
nomisch sterilen Saatgut“, das einen „biologischen Sortenschutz“ besitzt. 


Die Ablösung der Landwirtinnen vom Saatgut 


Zu Beginn der 1950er und verstärkt in den 1960er und 1970er Jahren wurde 
in vielen Regionen der Welt die sog. „Grüne Revolution“ durchgesetzt. Diese 
kann als globale Strategie angesehen werden, immer weitere Landstriche welt- 
weit in das kapitalistische System einzubinden und dort die Möglichkeit der 
„Roten Revolution“ zu verhindern. Der Begriff der „Grünen Revolution“ be- 
schreibt eine umfassende, staatlich geplante Modernisierung der Landwirt- 
schaft, die auf biologischen, technischen und chemischen Neuentwicklungen 
basierte. Auf der einen Seite war die Grüne Revolution eine Strategie zur Er- 
höhung der Nahrungsmittelproduktion mit zum Teil katastrophalen Folgen 
für die Umwelt. Auf der anderen Seite wurden die LandwirtInnen durch die 
Hybridsorten von ihrem Produktionsmittel, dem Saatgut, getrennt. 

Diese Neuentwicklungen führten zu umfassenden gesellschaftlichen und land- 
wirtschaftlichen Umstrukturierungen. Tausende von regionalen Pflanzensorten 
wurden von wenigen Hochleistungssorten verdrängt. Gab es in Indien vor der 
grünen Revolution ca. 50.000 Reissorten, wurden 20 Jahre später auf dem 
größten Teil des Kontinents nur noch etwa 40 Sorten angebaut - eine umfas- 
sende genetische Uniformierung. Der Verlust von Tausenden von regionalen 
Sorten bedeutete gleichzeitig einen Souveränitätsverlust der LandwirtInnen, da 
diese ihre eigene Zucht aufgaben. Zugleich verschuldeten sich immer mehr 
LandwirtInnen, um sich das Hochleistungssaatgut mit den entsprechenden 
Pestiziden und Düngern leisten zu können. Der Umstieg auf Hybridsorten 
und die damit einhergehende Verschuldung war für viele LandwirtInnen ein ir- 
reversibler Prozess: Die Rückkehr zu den ursprünglichen Sorten war nicht 
mehr möglich, da diese entweder nicht aufbewahrt worden waren oder nicht 
genügend Mehrertrag erbrachten, um die zuvor angehäuften Schulden abzu- 
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tragen zu können. Am Ende mussten viele LandwirtInnen ihr Land verkaufen 
und als SaisonarbeiterInnen auf den Feldern von Großgrundbesitzern arbeiten 
(die häufig vormals ihre eigenen gewesen waren). 

Im Laufe der Zeit wurde die Kontrolle über die Produktionsmittel in den 
Händen von Saatgutkonzernen monopolisiert, die immer enger mit der ent- 
stehenden Life Sciences Branche zusammenarbeiteten. So folgert Görg (1998: 
52): „Mit der Grünen Revolution wird also ein bedeutender Schritt in der 
Durchsetzung einer kapitalistisch organisierten Landwirtschaft ... gemacht.“ 
Global kann von einer Veränderung der gesellschaftlichen Naturverhältnisse 
ganzer Nationen gesprochen werden, sowohl in den südlichen Ländern, als 
auch in den Industrieländern. Hierbei untergrub die Strategie der Kapitalisie- 
rung der Landwirtschaft die Basis der landwirtschaftlichen Produktion, indem 
sie die Vielzahl der SaatgutproduzentInnen und damit auch die Vielfalt an 
Saatgutsorten verringerte. Von der kapitalistischen Akkumulationsweise wer- 
den Teile vorkapitalistischer gesellschaftlicher Bereiche vereinnahmt. Die „in- 
nere Landnahme“ weitet sich aus. Mit der Entstehung von Hybridsorten ver- 
änderten sich die Abhängigkeitsverhältnisse der LandwirtInnen von den Züch- 
terInnen, weshalb dieser Prozess von zum Teil heftigen Kämpfen und Ausei- 
nandersetzungen gekennzeichnet war. 

In Deutschland gelangte die Saatgutzüchtung bereits zwischen den 1920er und 
1940er Jahren fast vollständig in die Hände von Zuchtbetrieben. Vor allem ge- 
setzliche Regelungen forcierten diesen Prozess. 1934 wurde die Verordnung 
über Saatgut erlassen, die den Nachbau von Saatgut stark einschränkte und 
zum Teil ganz untersagte. Diese Verordnung sollte im Sinne der nationalsozia- 
listischen Ideologie den Schutz des „deutschen Bauern [vor] minderwertigem, 
verunreinigtem, erbkrankem Saatgut“ (Ratgeber für die Sortenwahl 1937, zit. n. 
Flitner 1995: 81) sicherstellen. Ziel damals (wie heute) war der „Saatgutwechsel 
auch auf dem kleinsten Hof“ (ebd.). Alle ZüchterInnen wurden dazu aufgeru- 
fen, ihre „minderwertigen“ Zuchten abzuliefern. Wenn die ZüchterInnen dem 
nicht nachkamen, wurden Zwangsmaßnahmen durchgeführt, die eine drasti- 
sche Einengung des zugelassenen Sortenspektrums zur Folge hatten. Für das 
gesamte Reichsgebiet waren mehr als neun Zehntel der vorher angebauten Sor- 
ten nicht mehr zugänglich. In der folgenden Zeit verfestigte sich der Prozess 
der Ablösung der LandwirtInnen vom Saatgut. 1953 trat das deutsche Saatgut- 
gesetz in Kraft, das die Regelungen der Sortenschutzverordnung weitgehend 
übernahm. Nach Flitner (1995: 277) war dieser Prozess irreversibel. Für die 
LandwirtInnen in Deutschland ist es heute kaum mehr möglich, die Saatgut- 
züchtung wieder in die eigene Hand zu nehmen, da die Züchtung inzwischen 
technisiert und darüber hinaus rechtlich abgeschirmt ist. 

Das deutsche Saatgutgesetz fand seine internationale Entsprechung im Inter- 
nationalen Übereinkommen zum Schutz von Pflanzenzüchtungen (im Fol- 
genden: UPOV-Konvention). Es wurde 1961 unterzeichnet und trat 1968 in 
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Kraft. Ziel der UPOV ist es, ZüchterInnen exklusive Eigentumsrechte zuzu- 
sprechen. Die UPOV-Vereinbarungen wurden dreimal - 1972, 1978 und 1991 - 
geändert. Die letzte Änderung von 1991 basierte vor allem auf der wachsen- 
den Bedeutung von Patenten auf genetische Ressourcen, das Sortenschutzrecht 
wird dem Patentrecht immer ähnlicher. Nach Art. 14ff. UPOV 91 ist die Zu- 
stimmung der ZüchterInnen zur Erzeugung oder Vermehrung, zum Aufberei- 
ten, Lagern, Feilhalten und Vertreiben sowie zum Import und Export von 
Vermehrungsmaterial ihrer Sorten erforderlich. Dies gipfelt in Deutschland 
schließlich in den Nachbaugebühren (s.u.). In anderen Industrieländern, wie 
z.B. den USA, verlief der Prozess der Ablösung der LandwirtInnen von dem 
Saatgut vor allem über die Einführung der Hybridsorten. Während 1938 in 
den USA nur knapp 15% der Anbaufläche von Mais mit Hybridsaat bestellt 
wurden, belief sich der Anteil an Hybridmais zehn Jahre später bereits auf et- 
wa 80% (vgl. Kloppenburg 1988: 92ff.). In den 90er Jahren gewann dann die 
Gentechnik an Bedeutung (s.u.). 

Durch die Privatisierung der Saatgutproduktion wurden die LandwirtInnen 
stärker in das kapitalistische System integriert und es entwickelte sich in den 
1940er Jahren die industrielle Saatgutproduktion. Große Unternehmen ent- 
standen und ersetzten schließlich die staatliche Saatgutzüchtung. Diese Priva- 
tisierung wurde durch die Schaffung von Eigentumsrechten an Saatgut recht- 
lich abgesichert. Aus Sicht der Regulationstheorie kann gesagt werden, dass 
Saatgutzüchtung und Saatgutproduktion im Fordismus zum Medium der Ka- 
pitalakkumulation wurden (vgl. Brand 2000: 255). Gleichzeitig zum Saatgutge- 
schäft entwickelte sich das Geschäft mit Agrarchemikalien. Die vorherrschen- 
de Strategie zur Erhaltung der PGR war zu jener Zeit die ex-situ Konservie- 
rung, d.h. die Erhaltung außerhalb ihrer ursprünglichen Lebensräume. Die in- 
ternationalen Agrarforschungszentren erlangten in dieser Zeit Bedeutung. Die 
Lagerung in Genbanken hat den Vorteil, dass ein ständiger Zugriff auf die ge- 
netischen Ressourcen garantiert ist und die Abhängigkeit der Industrieländer 
von den südlichen Ländern reduziert werden kann. Heute sind in Genbanken 
weltweit über sechs Millionen Proben von genetischen Material in ca. 700 
Sammlungen und 100 Ländern eingelagert. Die Agrarforschungszentren befin- 
den sich zum größten Teil im Süden, stehen aber unter der Kontrolle der In- 
dustrieländer (vgl. Flitner 1995: 167ff.). 


Krise des Fordismus und der fordistischen Regulation 
der Naturverhältnisse 


Die Krise des Fordismus kann u.a. als Folge von Akkumulationsproblemen 
beschrieben werden. Gleichzeitig darf sie aber nicht allein als ökonomische 
Krise gesehen, sondern muss auch als Hegemoniekrise interpretiert werden. 
Eine Krise besteht dann, wenn die tragenden Institutionen und Prozesse nicht 
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mehr eine stabile gesellschaftliche Situation (einschließlich einer „ausreichen- 
den“ Profitrate) garantieren können. Gleichzeitig gehen in die gesellschaftliche 
Definition einer Krisensituation soziale (Deutungs-)Kämpfe ein. In Bezug auf 
die fordistischen gesellschaftlichen Naturverhältnisse kamen verschiedene 
Strukturen und Praxen, meist ausgelöst durch soziale Gegenbewegungen, in 
die Krise: Die praktisch schrankenlose Ausbeutung und Zerstörung der natür- 
lichen Ressourcen, der hohe Entsorgungsaufwand, der immense Verbrauch an 
fossilen Rohstoffen, der selbstverständliche Zugang der Industrieländer zu den 
PGR im Süden u.a. Südliche Länder opponierten gegen die für sie sehr unvor- 
teilhafte Weltressourcenordnung. Direkte Folge der Hegemoniekrise war z.B. 
die Ölkrise, in der die Industrieländer die Abhängigkeit von den ölfördernden 
Staaten schmerzlich erfahren mussten. Hinsichtlich der PGR protestierten die 
Länder mit hoher Diversität an Kulturpflanzen gegen den kostenlosen „Gen- 
transfer“ von Süd nach Nord, während sie selbst viel Geld für die „Hochleis- 
tungspflanzen“ aus den Industrieländern zahlen mussten. Gleichzeitig wurde 
zu dieser Zeit die „Generosion“ sichtbar - der rasant voranschreitende Verlust 
an Biodiversität. So kommt es nicht nur zum bereits beschriebenen Verlust an 
Kulturpflanzen durch die Grüne Revolution, auch die nicht von Menschen 
kulturell so stark geprägte „natürliche“ Biodiversität wird mit steigendem 
Tempo dezimiert, Folge und wiederum Grundlage der Zerstörung traditionel- 
ler gesellschaftlicher Naturverhältnisse. 

Nun kommt es allerdings zu der paradoxen Situation, dass durch die steigende 
Bedeutung der Life Sciences und der Informationstechnologie die genetischen 
Ressourcen eine immense Aufwertung erfahren. So erwächst aus der ökologi- 
schen Krise ein Ressourcen Problem für die Life Sciences, da „das grüne Gold 
der Gene“ (Wullweber 2004) immer weiter dezimiert wird. Verstärkt wurde das 
Problem auch dadurch, dass bei der ex-situ Konservierungsstrategie Schwierigkei- 
ten auftraten. Denn während dieser findet keine evolutionäre Anpassung an die 
sich mit der Zeit verändernden Bedingungen der jeweiligen Ökosysteme statt. In 
vielen Fällen war das gesammelte und konservierte Material nutzlos. Die Indust- 
rie und Forschungseinrichtungen mussten daher weiterhin auf die (immer knap- 
per werdenden) PGR der biodiversitätsreichen Länder zurückgreifen. Zu diesem 
Zeitpunkt setzten die Diskussionen um die „Bedrohung der Biodiversität“ ein. 

In der Krise der fordistischen gesellschaftlichen Naturverhältnisse wurden die 
Probleme der Hybridzüchtung und Uniformierung wahrgenommen und es 
mussten sich neue Formen von Regulierungen ausbilden. Während die Saat- 
gutzüchtungsprodukte durch internationale Abkommen wie der UPOV- 
Konvention abgesichert wurden, mussten auch neue Umgangsweisen mit den 
genetischen Ressourcen gefunden werden, an denen kein Privateigentum be- 
stand. Gleichzeitig mussten die Rechte an der Vermarktung dieser Ressourcen 
abgesichert werden, weswegen die geistigen Eigentumsrechte an Bedeutung 
gewannen. Brand (2000: 194) konstatiert, dass der Verlust der Biodiversität im 
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Allgemeinen und der Agrobiodiversität im Besonderen erst zu dem Zeitpunkt 
internationale Aufmerksamkeit und Bedeutung erlangte, als mächtige ökono- 
mische Akteure in Gestalt von großen Agrar- und Pharmaunternehmen ein In- 
teresse an diesen Ressourcen und damit auch an deren Erhaltung zeigten. 
Letztlich leiteten diese Krisen in eine postfordistische Regulation über. 


Postfordistische Akkumulation genetischer Ressourcen 


Das postfordistische Akkumulationsregime basiert auf einer Verwertungsstrate- 
gie, die die traditionelle, fordistische auflöst. Gleichzeitig hängt diese Entwick- 
lung zusammen mit einem neuen Schub der Durchkapitalisierung durch Ein- 
bezug ökonomisch bisher noch nicht inwertgesetzter Bereiche in den Kapital- 
verwertungsprozess. Es kommt zu einer Zunahme der Kommodifizierung von 
Arbeitsprodukten und Naturressourcen, die hier als zweite Episode der inne- 
ren Landnahme bezeichnet werden soll. Die private Aneignung von natürli- 
chen Ressourcen, die bereits vorher ein wichtiger Bestandteil der kapitalisti- 
schen Wirtschaftsweise war, gewinnt verstärkt an Bedeutung. Im Fordismus 
beruhte das Wachstum u.a. auf einer weltweiten Ausbeutung von fossilen wie 
pflanzengenetischen Ressourcen. Dies gilt auch für den Postfordismus. Aller- 
dings bekommen die PGR, insbesondere durch die Möglichkeiten, die sich 
durch die neuen Biotechnologien eröffnen, einen neuen Stellenwert. Deren 
genetische Information, die lange als nicht verwertbar galt bzw. deren Existenz 
erst im 20. Jahrhundert bekannt wurde, wird zu einer neuen Ressource trans- 
formiert. „No longer is nature defined and treated as an external, exploitable 
domain. Through a new process of capitalization, effected primarily by a shift 
in representation, previously ‚uncapitalized‘ aspects of nature and society be- 
come internal to capital“ (Escobar 1996: 47). 

Es können somit zwei Formen von gesellschaftlichen Naturverhältnissen un- 
terschieden werden. Zum einen die fordistische Umgangsweise, die die Natur 
als Ressource in Form klassischer Rohstoffe wie Öl, Erze, Kohle, aber auch 
Arbeitskraft ausbeutet und im Agrarbereich zu einer umfassenden genetischen 
Uniformierung führt. Dies hatte eine extensive Ausbeutung und Zerstörung 
von Mensch und Natur zur Folge und führte zur Krise der Naturverhältnisse. 
Zum anderen die postfordistische Umgangsweise, die auf einer neuen, „nach- 
haltigen“ Ausbeutung der Natur aufbaut. Ermöglicht durch neue Entwicklun- 
gen in den Bio- und Informationstechnologien werden Ressourcen, wie Gen- 
sequenzen, Proteinstrukturen und Mikrobiokatalysatoren, „entdeckt“, die vor- 
mals nicht zur Verfügung standen. Durch die Gentechnik wird praktisch das 
gesamte genetische Material aller Lebensformen - den Menschen mit einge- 
schlossen - als Ressource zugänglich. „Das physische Substrat von Lebewesen 
tritt gewissermaßen zurück gegenüber dem Versuch, die molekulare ‚Software‘ 
der Organismen zu erfassen“ (Heins/Flitner 1998: 23). 
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Nicht nur die genetische Information gewinnt an Bedeutung, sondern auch 
das Wissen um die Orte dieser „Waldapotheken“ und „Datenbanken“ und um 
die Art und Weise, wie diese zu verwenden sind. Diese „ethnobotanische In- 
formation“ ist immer stärker von Interesse vor allem für die Life Sciences In- 
dustrie, die sich von der Vermarktung des „kollektiven Gedächtnisses indige- 
ner Bevölkerungsgruppen“ (ebd.: 24) hohe Gewinne verspricht. Diese beiden 
Formen von immateriellen Ressourcen - die genetische Information und Wis- 
sensformen - eröffnen KapitalbesitzerInnen neue Anlage- und Verwertungsbe- 
reiche. Für die Absicherung der privaten Aneignung dieser Ressourcen spielen 
Patente eine zentrale Rolle. Nach Brand/Görg (2003: 46) treiben die Indust- 
rien der Life Sciences die Neugestaltung der gesellschaftlichen Naturverhältnis- 
se am stärksten voran. Von den Life Sciences und der Informationstechnologie 
als „industriellem Leitsektor“ (Pernicka 2001: 21) erhofft man sich eine neue 
Phase lang anhaltender Prosperität und ökonomischen Wachstums. Neben der 
Ausbeutung und Aneignung von materiellen Ressourcen wird ım Postfordis- 
mus also die Ausbeutung und Aneignung von immateriellen Ressourcen im- 
mer bedeutender. Die Auseinandersetzungen um Information und Wissen 
werden zu einem zentralen Moment, wobei materielle Ressourcen - wie z.B. 
Erdöl - weiterhin bedeutend bleiben. 


Patente und internationale Regime 


Die Gentechnik spielt für die Kontrolle über den Verkauf und die Rechte am 
Saatgut eine besondere Rolle. Denn gentechnisch veränderte Organismen 
(GM-Organismen) können patentrechtlich geschützt werden. Das Patentrecht 
ermöglicht dabei einen umfassenderen Schutz als das Züchterrecht der UPOV- 
Konvention. Seit Anfang der 1980er Jahre wird das Patentrecht international 
immer weiter auf die Möglichkeit der Patentierung von belebter Natur ausge- 
dehnt. Bereits 1985 wurde in den USA das erste Patent auf eine gentechnisch 
veränderte Pflanze erteilt und 1988 das erste Patent auf ein Säugetier, die sog. 
„Krebsmaus“. In Europa verlief diese Patentierungspraxis zögerlicher, da das 
Europäische Patentübereinkommen (EPÜ) von 1977 noch die Patentierung 
von Leben ausschloss. 

Doch die Entwicklung in den USA erzeugte auch in Europa erheblichen 
Druck, Patente auf Leben zu ermöglichen. Schließlich wurde 1992 das Patent 
auf die „Krebsmaus“ vom Europäischen Patentamt und bis 1995 weitere Pa- 
tente auf Pflanzen und Tiere erteilt. 1998 wurde die EG-Richtlinie 98/44/EG 
über den Schutz biotechnologischer Erfindungen erlassen. Diese soll Patente 
auf Pflanzen und Tiere und auch auf menschliche Gene und Teile des 
menschlichen Körpers ermöglichen. Danach kann „biologisches Material, das 
mit Hilfe eines technischen Verfahrens aus seiner natürlichen Umgebung iso- 
liert oder hergestellt wird, ... auch dann Gegenstand einer Erfindung sein, 
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wenn es in der Natur schon vorhanden ist“ (Art. 3 Abs. 2 Richtlinie 
98/44/EG). Patente können allerdings erst zu einem Machtinstrument werden, 
wenn sie international anerkannt werden. Doch viele Länder hatten lange kein 
Patentsystem. Zur Absicherung von Ansprüchen auf geistiges Eigentum muss- 
ten also internationale Verträge her - die Kommodifizierung von genetischen 
Ressourcen musste international reguliert werden. Dies führte zum Aufbau in- 
ternationaler Regelungssysteme, die eine gewisse Kontinuität und Stabilität des 
globalen Akkumulationssystems gewähren sollen: Die UPOV-Konvention 
(1961), die Biodiversitätskonvention (1992), das TRIPs-Abkommen der WTO 
(1995) und der Internationale Saatgutvertrag (Intern. Treaty) (2001). Jedes die- 
ser internationalen Regime ist Ausdruck der Verdichtung globaler Kräftever- 
hältnisse zwischen Staaten, transnationalen Konzernen, NGOs und lokalen 
vernetzten Akteuren wie indigenen Völkern (vgl. Brand 2000: 97). 

Diese Abkommen unterstützen den Prozess der ursprünglichen Akkumulation 
genetischer Ressourcen, womit Kloppenburg (1988: 9ff.) zwei Elemente der 
Regulation von pflanzengenetischen Ressourcen (PGR) benennt. Das eine E- 
lement beinhaltet die Sammlung der wichtigsten weltweiten Nutzpflanzen 
durch verschiedene europäische Forschungs- und Sammlungsreisen. Die Inte- 
ressen an den globalen PGR bestehen seit vielen Jahrhunderten und besonders 
die europäischen Staaten haben bereits während der Kolonialzeit begonnen, 
sich die Kulturpflanzen von verschiedenen Kontinenten anzueignen. Das zwei- 
te Element ist die Trennung der landwirtschaftlichen ProduzentInnen von ih- 
rem Produktionsmittel, dem Saatgut. Allerdings war der Prozess der „ur- 
sprünglichen Akkumulation“ von PGR stets mit zwei Problemen konfrontiert. 
Zum einen waren der Kommerzialisierung des Saatguts Grenzen gesetzt, da die 
LandwirtInnen die Saat nachbauen konnten: „The reproducibility of the seeds 
furnishes conditions in which the reproduction of capital is highly problema- 
tic* (Kloppenburg 1988: 38). Gleichzeitig benötigt die Produktion von mo- 
dernem Hochleistungssaatgut, wie bereits erläutert, einen ständigen Zufluss an 
neuem genetischen Material. Für diese beiden Probleme mussten separate Lö- 
sungsansätze entwickelt werden. 

Die Lösung des ersten Problems - der Ablösung der LandwirtInnen von ihrem 
Produktionsmittel - bestand in dem bereits beschriebenen Prozess der Privati- 
sierung der Züchtung. Von den Regierungen wurde dieser Prozess mit dem Er- 
lass bestimmter Gesetze bestärkt. Anfangs handelte es sich nur um nationale 
Regelungen. Doch durch das Inkrafttreten der UPOV-Konvention wurden die- 
se international bestätigt. Während das Landwirteprivileg anfangs noch einen 
wichtigen Stellenwert in der UPOV-Konvention einnahm, wird dessen Bedeu- 
tung und damit die Rechte der LandwirtInnen in der UPOV von 1991 stark 
eingeschränkt. In Deutschland müssen LandwirtInnen seit 1998 Nachbauge- 
bühren bezahlen, wenn sie einen Teil ihrer eigenen Ernte wieder aussäen wol- 
len. Gleichzeitig sollen die LandwirtInnen zu einer umfangreichen Auskunft 
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über ihr Anbauverhalten verpflichtet werden. Die Nachbaugebühren zwingen 
die LandwirtInnen, durch die entstehenden Mehrkosten letztlich vom Nach- 
bau abzulassen und jedes Jahr neues Saatgut von den Saatgutkonzernen zu 
kaufen. Seit ihrer Einführung sind über 2500 LandwirtInnen von den Züch- 
tern wegen Nichtzahlung der Nachbaugebühren oder Verletzung der Aus- 
kunftspflicht verklagt worden. Deutschland kann gleichzeitig auch als Pilot- 
projekt angesehen werden. Wenn sich die Nachbaugebühren ın Deutschland 
durchsetzen sollten, können die Konzerne diese Gebühren auf andere Länder, 
insbesondere auf „3.Welt“-Länder, ausweiten. Die Länder, die in der WTO 
sind oder in diese wollen, müssen faktisch über kurz oder lang auch die 
UPOV-Konvention unterzeichnen, da das TRIPs-Abkommen und UPOV an- 
einander gekoppelt sind. Dies träfe die kleinbäuerliche Subsistenzlandwirt- 
schaft, umso mehr, als dort der Saatgutbereich bisher kaum kommerzialisiert 
wurde. Mit dem TRIPs-Abkommen wird die Möglichkeit der Patentierung von 
PGR eröffnet. Es regelt die handelsbezogenen Aspekte geistiger Eigentums- 
rechte und dient der weltweiten Vereinheitlichung der juristischen Regeln über 
Rechte an geistigem Eigentum (wie z. B. Patenten). Ziel ist die Schaffung eines 
weltweiten Systems des Schutzes von geistigem Eigentum. Die WTO als 
machtvolle internationale Institution mit effektiven Durchsetzungsmechanis- 
men in Form des dispute settlement mechanism ist ideal zur Implementierung 
von Patenten geeignet, da Mitgliedsländer zur Einführung eines den TRIPs- 
Standards entsprechenden Patentrechts gezwungen werden können, wenn sie 
nicht hohe Strafzölle bezahlen wollen. 

Das zweite Problem der „ursprünglichen Akkumulation“, die ständig benötig- 
te Zufuhr an neuem genetischen Material, verschärfte sich, als südliche Staaten 
in den 1970er Jahren gegen die gängige Praxis opponierten, dass nördliche Ak- 
teure kostenlos auf ihre genetischen Ressourcen zugriffen. Die südlichen Staa- 
ten verlangten nach einer Konvention über pflanzengenetische Ressourcen, die 
diesen Zugriff regeln sollte, woraufhin 1983 das International Undertaking 
(IU) entstand (vgl. Flitner 1998: 152f.). Durch das IU sollten die globalen ge- 
netischen Ressourcen inklusive der durch ZüchterInnen entwickelten Zuchtli- 
nıen als „Erbe der Menschheit“ definiert werden. Doch die Industrieländer 
waren nicht daran interessiert, dass südliche Akteure Zugang zu „ihrem“ ge- 
züchteten Saatgut erhielten, auch wenn dieses Saatgut zum größten Teil auf 
der Basis von Ressourcen aus den südlichen Ländern entwickelt worden war. 
Und auch einige südliche Länder, insbesondere die Megadiversitätsländer, hat- 
ten Bedenken, dass das IU die gängige Praxis der kostenlosen Aneignung ge- 
netischer Ressourcen fortsetzen würde. So wurde das IU fast 20 Jahre verhan- 
delt und blieb völkerrechtlich unverbindlich, bis Ende 2001 schließlich eine 
sehr abgeschwächte Version, der internationale Saatgutvertrag (IT), entstand 
(vgl. ausführlich Brand/Görg 2003: 94-127). 

Die Lösung des Problems, dass TNCs und nördliche Länder den Zugriff auf 
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natürliche Biodiversität benötigen und dass südliche Länder an der Kommer- 
zialisierung beteiligt werden wollen, wurde in einem anderen Abkommen ge- 
funden: Der Biodiversitätskonvention (CBD). TRIPs wie UPOV sind macht- 
voll und funktionieren nach altbewährten Mustern. Die CBD hingegen ist ein 
wahrlich postmodernes Abkommen. Sie entstand 1992 und wird als bedeu- 
tendes Umweltabkommen gefeiert. Das Ziel der CBD ist die Zusammenfüh- 
rung dreier Anliegen: Der Schutz der Biodiversität, die nachhaltige Nutzung 
der Komponenten der Biodiversität und die gerechte und ausgeglichene Auf 
teilung der Gewinne (benefit-sharing), die sich aus der Kommerzialisierung der 
genetischen Ressourcen ergeben. Die Zusammenführung dieser drei Anliegen 
in einem internationalen Abkommen ist ein historisches Novum und eine 
kompromisshafte Antwort auf die Auseinandersetzungen um die genetischen 
Ressourcen. Die CBD verbindet den Gedanke des Schutzes der genetischen 
Ressourcen mit dem Gedanken ihres Nutzens. Um den Schutz zu gewährleis- 
ten, soll den genetischen Ressourcen ein Marktwert zugeordnet werden. Die 
CBD ist somit kein reines Umweltschutzabkommen, sondern auch ein Ab- 
kommen, das die wirtschaftliche Nutzung von und den Zugang zu geneti- 
schen Ressourcen regeln soll und deren Inwertsetzung vorantreibt. Die volks- 
wirtschaftliche Bedeutung der genetischen Ressourcen wird dadurch immens 
erhöht, womit wiederum auch der Schutz dieser Ressourcen erreicht werden 
soll. Aus Sicht der Regulationstheorie kann gesagt werden, dass es sich bei der 
CBD um die institutionelle Verrechtlichung und Etablierung eines Regimes 
zur Verteilung von Verfügungsrechten handelt und dass sich hier verschiedene 
und auch widersprüchliche Interessen der einzelnen Akteure artikulieren und 
verdichten. Denn internationale Regime überwinden nicht die Konkurrenz 
zwischen den einzelnen Staaten und heben auch nicht die bestehenden 
Machtstrukturen auf, sondern reflektieren diese (vgl. Görg/Brand 2001: 467). 


Gentechnik und die zweite Episode der „inneren Landnahme" 


In den USA und in Kanada sind die Folgen für die GM-Saatgut anbauenden 
LandwirtInnen bereits sichtbar. Wollen diese z.B. GM-Saatgut von Monsanto 
anbauen, müssen sie vorher einen Anbauvertrag unterschreiben. Dieser ver- 
pflichtet die LandwirtInnen dazu, das Saatgut nur für eine Erntesaison zu ver- 
wenden. Auch darf es nicht weiterverkauft oder weitergezüchtet werden. Wei- 
terhin sind sie verpflichtet, ein Pestizid von Monsanto zu verwenden. In den 
letzten Jahren wurde von der Life Sciences Industrie ein weiterer Schritt ge- 
gangen, der die Möglichkeit des Nachbaus einschränkt: Die Entwicklung der 
„Terminator-Technology“ (ETC 2003a), offiziell - im CBD-Jargon - „Genetic 
Use Restriction Technologies“ genannt. Diese gentechnologische Methode hat 
zur Folge, dass das Saatgut steril wird. Während bei Hybridsaatgut wenigstens 
theoretisch die Wiederaussaat möglich ist, können die „suicide seeds“ nicht 


Umkämpfte Natur: Genetische Ressourcen als Medium der Kapitalakkumulation 257 


ein weiteres Mal ausgesät werden. Bei diesen gentechnisch veränderten Pflan- 
zen ist die Abhängigkeit der LandwirtInnen vom Saatgutzukauf garantiert. 

In den letzten Jahren ist es zu einer unkontrollierten Verbreitung von GM- 
Saatgut gekommen. Beispielsweise ergaben Untersuchungen in den USA, dass 
die Hälfte der dortigen Mais- und Sojasaatgutproben transgene Gensequenzen 
enthalten. Bei Raps wurde in allen Proben transgene DNA gefunden. Ein wei- 
teres Beispiel ist Mexiko. Dort wurden Ende 2001 in verschiedenen Regionen 
Kontaminationen von Maisfeldern festgestellt, obwohl die Einfuhr und der 
Anbau von GM-Pflanzen in Mexiko verboten sind (vgl. Quist/ Chapela 2001: 
543). Die GM-Maissaat hat sich daher wahrscheinlich über den aus den USA 
importierten Mais ausgebreitet. Es ist nicht abzusehen, was eine Kontaminati- 
on mit GM-Organismen in einem Ursprungszentrum bestimmter Nutzpflan- 
zen, wie hier dem des Mais, zur Folge hat. Denn es wird angenommen, dass 
bereits Proben in den Genbanken des Centro Internacional de Mejoramiento 
del Maiz y el Trigo (CIMMYT) selbst kontaminiert sind, was insofern bedeut- 
sam ist, als das CIMMYT die wichtigste Genbank zum Schutz der Maisvarie- 
täten vor Verlust weltweit ist. Ebenfalls von Bedeutung ist, dass die GM- 
Sequenzen, die sich in die mexikanischen Varietäten eingekreuzt haben, paten- 
tiert sind. Das bedeutet, dass, nach Rechtssprechung in Kanada und in den 
USA, die Pflanzen den Unternehmen gehören, die die gentechnischen Modifi- 
kationen vorgenommen haben, in diesem Fall Monsanto und Syngenta. In 
den USA und in Kanada prozessierte Monsanto erfolgreich gegen mehrere 
hundert LandwirtInnen, auf deren Feldern GM-Saat von Monsanto gefunden 
wurde. Bisher wird in Mexiko der US-amerikanischen Rechtssprechung nicht 
gefolgt. Sobald jedoch LandwirtInnen in Mexiko versuchen werden, diesen 
Mais in die USA zu exportieren, werden sie mit der dortigen Rechtssprechung 
konfrontiert und voraussichtlich Lizenzgebühren zahlen müssen. Und über 
das TRIPs-Abkommen wird diese Rechtssprechung bald in allen Mitgliedslän- 
dern, so auch in Mexiko, umgesetzt werden. 


Patentierte Natur und regulierte Biodiversität 


Es kann festgestellt werden, dass sich in den Gesellschaften der Industrieländer 
bereits eine Normalisierung im Sinne einer Hegemonie des Gedankens der 
Inwertsetzung von Mensch und Natur durchgesetzt hat. Es ist gelungen, die 
Sichtweisen, dass Inwertsetzung und Privatisierung ım Interesse der Allge- 
meinheit notwendig seien, zu universalisieren. Die Frage der Nicht- 
Kommerzialisierung von natürlichen Ressourcen und traditionellem Wissen 
wird auf internationaler Ebene praktisch nicht mehr thematisiert. Die Interes- 
sen der Life Sciences Industrie und der Industriestaaten konnten sich in Form 
eines globalen Systems der Rechte am geistigen Eigentum durchsetzen. 
Gleichzeitig sind partiell die Interessen der weniger mächtigen Akteure, also 
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der südlichen Länder, der indigenen Völker und traditionellen LandwirtInnen, 
im Sinne eines aktiven Konsenses der Regierten (Gramsci), berücksichtigt 
worden: Die südlichen Länder sind durch die Anerkennung der nationalen 
Souveränität über die in ihrem Land befindlichen genetischen Ressourcen zu- 
frieden gestellt. Sie erhoffen sich durch das benefit-sharing eine Beteiligung an 
den Leittechnologien im Bereich der Biotechnik. Und auch so manche tradi- 
tionelle HeilerInnen hoffen, über das benefit sharing an den Gewinnen der 
Industrie beteiligt zu werden. 

Es zeichnet sich also eine postfordistische Regulation der Biodiversität ab, die 
die Probleme der ursprünglichen Akkumulation „gelöst“ hat. Es scheint nur 
noch eine Frage der Zeit zu sein, bis die LandwirtInnen nur noch Saatgut an- 
bauen dürfen, das entweder durch Sortenschutz oder Patente rechtlich ge- 
schützt ist oder als Terminator-Saatgut nicht mehr wiederausgesät werden 
kann. Die Gentechnologie und GM-Organismen sind hierbei weniger (aber 
auch) aus klassisch ökologischer Sicht problematisch, sondern vielmehr als 
„Inwertsetzungstechnologien“ zu identifizieren. Sie ermöglichen die fortschrei- 
tende Ökonomisierung gesellschaftlicher Bereiche. Die natürliche Ausbreitung 
von GM-Organismen kommt „feindlichen Übernahmen“ gleich, da durch na- 
türliche Auskreuzungsprozesse Erntegut „ganz von alleine“ in den Besitz der 
Patentinhaber gelangt. 

Der Zugang zu den globalen pflanzengenetischen Ressourcen ist über die 
CBD und das IT gewährleistet und führt infolge des globalen Systems der 
Rechte an geistigem Eigentum letztlich zur Privatisierung dieser Ressourcen. 
Die Konzentration von Wissen, genetischen Ressourcen und modernster Bio- 
technologie bei einigen wenigen Life Sciences Unternehmen legt die Zukunft 
der landwirtschaftlichen Produktion in die Hände einiger weniger Akteure und 
führt zu einer immensen Machtkonzentration. Noch sind 80% des Saatgut- 
marktes nicht kommerzialisiert und in vielen südlichen Ländern liegt der 
Nachbauanteil noch bei fast 100%. Diese LandwirtInnen führen die traditio- 
nellen Züchtungsmethoden fort und garantieren so eine Vielfalt an Kultur- 
pflanzen. Je mehr transnationale Unternehmen, unterstützt durch die Regie- 
rungen der Industrieländer aber auch vieler südlicher Länder, in diesen Be- 
reich eindringen, umso stärker wird der Nachbau über Gesetze, über Verträge 
und über gentechnische Veränderungen eingeschränkt. 

Eine weitere Steigerung hinsichtlich der Inwertsetzung von „Natur“ könnte 
schließlich durch die Nanotechnologie gelingen. Die Nanotechnologie bein- 
haltet die Stoff-Manipulation auf molekularer Ebene. Es handelt sich hierbei 
um Verfahren, mit denen Materialien aus kleinsten Bausteinen von ungefähr 
der tausendstel Dicke eines menschlichen Haares (10m?) konstruiert werden 
können. Durch die Variation der Zusammensetzung können diese Nanoparti- 
kel wie kleine Bausteine in immer neue Formen gebracht werden. In der 
Technikentwicklung der letzten Jahre scheint sich abzuzeichnen, dass die Na- 
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notechnologie zur Basis- und Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhunderts avan- 
ciert. Es ist davon auszugehen, dass die Nanotechnologie viele verschiedene 
Produktionsbereiche und -verfahren revolutionieren und evtl. die Trennung 
von belebter und unbelebter Materie überwinden wird. Durch Kombination 
mit der Gentechnik und der Informationstechnologie ergeben sich völlig 
neue, noch nicht absehbare Möglichkeiten. Zur Zeit werden täglich neue Pa- 
tente im Bereich der Nanotechnologie angemeldet. Gleichzeitig ermöglicht die 
Nanotechnologie z.B. in Europa, sich von dem kritischem Feld der Gentech- 
nik wegzubewegen und Legitimationskämpfe auf neuen Ebenen zu beginnen. 
„Nanobiotech takes agriculture from the battleground of GMOs to the brave 
new world of Atomically Modified Organisms“ (ETC-Group 2004). Die Na- 
notechnologie könnte sich als die Inwertsetzungstechnologie par excellence 
mausern, indem nun alle Bereiche der Natur, ob belebt oder unbelebt, der 
Kommerzialisierung und Privatisierung zur Verfügung stehen. Eine baldige 
dritte Episode der inneren Landnahme könnte sich ankündigen. 


Lokaler Widerstand global vernetzt 


Widerstand regt sich an vielen Orten, auch wenn er auf den ersten Blick, in 
Anbetracht der Übermacht an dominanten Interessen und Durchsetzungspo- 
tentialen, hoffnungslos erscheint. Dem Begriff der „Biopiraterie“ kommt hier- 
bei eine besondere Bedeutung zu, vereint er doch zum Teil sehr verschiedene 
Akteure, die sich gegen die Politik der fortschreitenden Inwertsetzung, Privati- 
sierung und Patentierung von genetischen Ressourcen richten. Der Terminus 
„Biopiraterie“ kritisiert die Aneignung genetischer Ressourcen und Kenntnisse 
der indigenen Bevölkerung und lokalen Gemeinschaften von Seiten privater, 
zumeist transnationaler Unternehmen, und öffentlicher Institutionen (vgl. Ri- 
beiro 2002: 119). Einige Akteure sind im Kampf gegen Biopiraterie eher re- 
formistisch ausgerichtet und fordern einen „angemessenen“ Ausgleich für die 
historische Leistung von LandwirtInnen und HeilerInnen. Diese Position 
scheint am ehesten in die neoliberale Ideologie integrationsfähig. So haben 
z.B. auf der letzten Artenschutzkonferenz in Kuala Lumpur im Februar 2004 
die Vereinten Nationen und die Weltorganisation für geistiges Eigentum eine 
größere Beteiligung der Entwicklungsländer am Profit aus ihrem Artenreich- 
tum gefordert: „Die faire und angemessene Beteiligung derer, die über wertvol- 
le genetische Ressourcen und Wissen verfügen, bedeutet einen doppelten Ge- 
winn“ (UNEP-Direktor Klaus Töpfer, zitiert nach FAZ vom 12.2.2004: 7). 
Diese Position wird vor allem von Regierungen südlicher Länder und etablier- 
ten NGOs vertreten. Andere Akteure stellen eine direkte Verbindung zwischen 
Biopiraterie, kapitalistischer Wirtschaftsweise und Durchsetzung hegemonialer 
Interessen her. Sie wenden sich generell gegen die Möglichkeit der Patentie- 
rung von genetischen Ressourcen und traditionellem Wissen und kritisieren, 
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dass vormals kollektive Güter - genetische Ressourcen, Wissen - privatisiert 
werden. Vor allem lokale Gruppen und indigene Organisationen folgen dieser 
Argumentation. So wehren sich Menschen in Indien gegen die Patentierung 
von Produkten des Neembaums, in Thailand gegen die „feindliche Übernah- 
me“ ihres Jasminreises durch amerikanische Firmen, in Brasilien gegen die Pri- 
vatisierung von Bestandteilen der Cupuagu-Frucht. In Deutschland organisie- 
ren sich LandwirtInnen gegen die Nachbaugebühren. In verschiedenen afrika- 
nischen Ländern wenden sich HeilerInnen gegen die Patentierung ihres tradi- 
tionellen Wissens. Und einen breiten Widerstand vor allem indigener Organi- 
sationen gibt es in vielen lateinamerikanischen Ländern. Doch die Ressourcen- 
und Machtverteilung ist äußerst heterogen. Auch wenn einige Bioprospekti- 
ons-Projekte gestoppt und einige Patente verhindert wurden, geht doch die 
Tendenz eindeutig in Richtung der verstärkten Inwertsetzung von Natur und 
genetischen Ressourcen. Die Patentanmeldungen in diesem Bereich steigen je- 
des Jahr an - in Europa gibt es bereits über 35.000 Patentanmeldungen auf 
Pflanzen. Das TRIPs-Abkommen, die UPOV-Konvention und die CBD haben 
sich mittlerweile international durchgesetzt. Zugleich stieg die globale Anbau- 
fläche von GM-Pflanzen im Jahr 2003 um 15 Prozent. Auf nunmehr 67,7 
Mio. Hektar - fast die Fläche Irlands - wurden transgene Pflanzen angebaut 
(vgl. @grar.de Aktuell vom 14.01.2004). 

Doch es wird auch am Aufbau von Alternativen gearbeitet. In einigen Regio- 
nen eignen sich die Menschen das Wissen um die traditionelle Medizin wieder 
an, so dass sie imstande sind, ihre Medikamente selbst herzustellen und nicht 
teuer kaufen zu müssen. Es werden Saatgutbanken angelegt und das traditio- 
nelle Wissen niedergeschrieben, um so der Patentierung entgegenzuwirken. 
„Indigenous communities are asking for a moratorıium on all biopiracy pro- 
jects ..., so that we can discuss, understand and propose our own alternative 
approaches to using our resources and knowledge. We want to insure that no 
one can patent these resources and that the benefits are shared by all. ... We 
also realize that we must develop capacity to respond with our own economic 
alternatives. If not, we will continue to see foreign projects which seek to pri- 
vatize our resources and knowledge“ (Perez Mendez, zit. n. ETC 2001). 


Literatur 


Altvater, Elmar (1986): Lebensgrundlage (Natur) und Lebensunterhalt (Arbeit). Zum Verhältnis 
von Ökologie und Ökonomie in der Krise, in: ders,/ Hickel, E,/ Hoffmann, J.: Markt, 
Mensch, Natur, Hamburg, $.133-155. 

- (1991): Die Zukunft des Marktes. Ein Essay über die Regulation von Geld und Natur nach 
dem Scheitern des "real existierenden Sozialismus", Münster. 

Bauer, Carsten (1993): Patente für Pflanzen -Motor des Fortschritts’, Düsseldorf. 

Brand, Ulrich (2000): Nichtregierungsorganisationen, Staat und ökologische Krise: Konturen kri- 
tischer NRO-Forschung am Beispiel der biologischen Vielfalt, Münster. 

Brand, Ulrich/ Görg, Christoph (2003): Postfordistische Naturverhältnisse. Konflikte um geneti- 
sche Ressourcen und die Internationalisierung des Staates, Münster 


Umkämpfte Natur: Genetische Ressourcen als Medium der Kapitalakkumulation 261 


Escobar, Arturo (1996): Constructing Nature. Elements for a poststructural political ecology. in: 
Peet, R/Watts, M. (Hrsg.): Liberation Ecology, London, S.46-68 

ETC (2004): Jazzing up Jasmine: Atomically Modified Rice in Asia?, News Release, März, 
www.etcgroup.org 

- (2003): Terminator Technology Five Years later, Communique, April, 

- (2002): Contaminated Corn and Tainted Tortillas, Communique Jan./Feb., www.etcgroup.org 

- (2001): US Government's $2,5 Million Biopiracy Project in Mexico Cancelled, News Release, 
Nov., www.etcgroup.org 

Flitner, M./ Heins, V./ Görg, C. (Hrsg.) (1998): Konfliktfeld Natur, Opladen. 

Flitner, Michael/ Heins, Volker (1998): Biologische Ressourcen und ‚Life Politics‘, in: Flit- 
ner/Heins/Görg (1998):, S.13-38 

Flitner, Michael (1995): Sammler, Räuber und Gelehrte. Pflanzengenetische Ressourcen zwischen 
deutscher Biopolitik und internationaler Entwicklung 1890-1994, Opladen 

Görg, Christoph (2003): Regulation der Naturverhältnisse. Zu einer kritischen Theorie der öko- 
logischen Krise, Münster 

- (1998): Die Regulation der biologischen Vielfalt und die Krise gesellschaftlicher Naturverhält- 
nisse, in: Flitner/ Heins/ Görg (1998), S.39-62 

Görg, Christoph/ Brand, Ulrich (2001): Patentierter Kapitalismus. Zur politischen Ökonomie 
genetischer Ressourcen, in: Das Argument 242, 43. Jg., Heft 4/5, Hamburg, S.466-480 

Hirsch, Joachim (1993): Internationale Regulation. Bedingungen von Dominanz, Abhängigkeit 
und Entwicklung im globalen Kapitalismus, in: Das Argument 198, Hamburg, S.195-224 

Kloppenburg, Jack R. (1988): First the seed. The political economy of plant biotechnology, 1492- 
2000, Cambrigde 

Lipietz, Alain (1985): Akkumulation, Krisen und Auswege aus der Krise: Einige methodische Ü- 
berlegungen zum Begriff der „Regulation“, in: PROKLA 58, S.109-137 

Pernicka, Susanne (2001): Wem gehören die Gene? Patente auf Leben für ein neues Wachstums- 
regime, Hamburg 

Quist, David/Chapela, Ignacio (2001): Transgenic DNA introgressed into traditional maize 
landraces in Oaxaca, Mexico, in: Nature Vol.414, No.6863, S.541-543 

Ribeiro, Silvia (2002): Biopiraterie und geistiges Eigentum - Zur Privatisierung von gemeinschaft- 
lichen Bereichen, in: Görg, C./ Brand, U. (Hrsg.): Mythen globalen Umweltmanagments, 
S.118-136 

Steenwarber, Friedhelm (2001): Patentschutz bei gentechnisch veränderten Nutzpflanzen, Disser- 
tation, Hamburg 

Wullweber, Joscha (2004): Das grüne Gold der Gene. Globale Konflikte und Biopiraterie, Münster 


Ulrich Petschow, Anita Idel 


Das globale Huhn! 


Mit der Convention on Biodiversity (1992) wurde das Problem der Biodiversi- 
tät auf die internationale Agenda gesetzt. Die Biodiversitätskonvention ist ge- 
prägt durch die Aspekte Schutz und Nutzung und insbesondere auch durch 
den Vorteilsausgleich, der auf einen Ausgleich zwischen den „Besitzern“ der 
Biodiversität und den „Nutzern“ orientiert. Implizit wird unterstellt, dass 
durch die Nutzung der Biodiversität ihr Schutz erreicht werden kann. Dieser 
Ansatz „Schutz durch Nutzung“ ist im Grundsatz eine zentrale Vorbedingung 
für den Erhalt der Agrobiodiversität, die in dieses Abkommen einbezogen ist. 
Agrobiodiversität ist, auf einer sehr allgemeinen Ebene definiert, der Teil der 
biologischen Vielfalt, der „die Menschen nährt und gleichzeitig durch die 
Menschen gepflegt wird“ (FAO 1996). Die Agrobiodiversität hat durch die 
Ausweitung der industriellen Landwirtschaft mit ihren Hochertragssorten und 
Hochleistungsrassen seit Mitte des 19. Jahrhunderts laut FAO-Welt- 
zustandsbericht im pflanzlichen Bereich um rund 75 % abgenommen. Auch 
bei den Nutztieren fand eine radikale Beschränkung statt. Die FAO verweist 
darauf, dass dies die globale Ernährungssicherheit bedrohen kann. Durch den 
Erfolg der Landwirtschaft im Sinne der massiven Frtragssteigerung wird letzt- 
lich die Produktionsbasis selbst in Frage gestellt, indem immer weniger Arten 
in der landwirtschaftlichen Nutzung verbleiben, diese durch die Selektion auf 
Hochertrag zudem immer einheitlicher werden und damit die Verletzlichkeit 
des Systems zunimmt. 

Im Rahmen dieses Beitrags wird anhand eines Fallbeispiels (Hühnermast) ver- 
sucht, die Dynamiken der Abnahme der Agrobiodiversität nachzuvollziehen. 
Die umfassende Abnahme der Agrobiodiversität liegt vor allem darin begrün- 
det, dass zunehmend weniger genetische Ressourcen wirtschaftlich genutzt 
werden bzw. genutzt werden können, da sich ein hochspezialisiertes Produkti- 
onssystem auf einer schmalen genetischen Basis entwickelt hat. Es geht um die 
Beschreibung der Dynamik des Flaschenhalses, die zu einer zunehmenden 


1 Dieser Artikel entstand im Rahmen des Forschungsvorhabens „Agrobiodiversität entwickeln! 
Handlungsstrategien für eine nachhaltige Tier- und Pflanzenzucht.“ Dieses Forschungsvor- 
haben wurde durch das BMBF im Rahmen des Förderschwerpunktes sozial-ökologische For- 
schung gefördert. An diesem Projekt beteiligt sind das IÖW, die FU Berlin, das Öko-Institut, 
die Landesanstalt für Großschutzgebiete Brandenburg und die Schweisfurth-Stiftung. 
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Verengung der Produktionsbasis (genetische Ressourcen) führt. Der Titel des 
Beitrages „Das globale Huhn“ zeigt einen nicht allzu fernen Zustand an, in 
dem eine Handvoll multinationaler Unternehmen über die genetischen Res- 
sourcen des Huhns verfügen. Damit wird aber gleichzeitig die Entwicklungs- 
und Anpassungsfähigkeit des industriellen Systems in Frage gestellt. Das „glo- 
bale Huhn“ befindet sich in einer Vorreiterrolle, es hat Entwicklungsschritte 
bereits hinter sich, die anderen Tierarten noch bevorstehen und kann insofern 
als exemplarisches Fallbeispiel für generelle Entwicklungstendenzen dienen. 
Die Grundlagen für dieses Produktionssystem wurden in den USA zu Beginn 
des letzten Jahrhunderts gelegt. Sie führten von einem bäuerlichen, vielfach 
subsistenzorientierten zu einem industriellen Zucht- und Aufzuchtsystem, das 
sich, in enger Koppelung mit der Entwicklung der Konsumstrukturen, global 
durchsetzen konnte. Die Entwicklung ist damit eng verkoppelt mit den wis- 
senschaftlichen, technischen und finanziellen Dynamiken in den USA, die 
insbesondere auf die Erschließung der „economies of scale“ ausgerichtet wa- 
ren. Die Entwicklungen in anderen Ländern können im Wesentlichen als 
nachholende Entwicklung verstanden werden. 


1. Von der extensiven zur intensiven 
(industrialisierten) Landwirtschaft 


In der Praxis des extensiven Landwirtschaftssystems spielten Produkte wie das 
Huhn oder auch Butter zunächst eine begrenzte Rolle als Nebenprodukt der 
Landwirtschaft. Hühnerzucht und -Aufzucht waren eine Domäne der Bäuerin- 
nen, für die Hühner einen begrenzt eigenständigen Einkommenserwerb dar- 
stellten.” Allerdings wurden diese wirtschaftlichen Aktivitäten vielfach negativ 
konnotiert, indem bspw. diese Einkünfte als „pin money“ (Fink 1986 zit. nach 
Adams 2002) bezeichnet wurden. Vielfach stellten Agrarökonomen fest, dass 
Hühnerhaltung allein deshalb rentabel sei, weil diese Tätigkeiten durch Frauen 
und Kinder ausgeübt werden konnten. Dies führte auch zu Sprichwörtern 
„Wer verderben will und weıß nicht wie, der halte sich nur viel Federvieh“ 
(Land und Frau 1919 zit. nach Schwarz 1989: 102) womit diese Aktivitäten 
nicht gerade aufgewertet wurden. Diese anfänglich begrenzten Erwerbsmög- 
lichkeiten erweiterten sich mit der Entwicklung der städtischen Märkte, so 
dass eigenständige Unternehmen im Bereich der Zucht aber auch der Auf 
zucht gegründet wurden, die von Frauen geführt wurden.’ 


2 Friedmann (1990) verweist allerdings auf einige Regionen in den USA, in denen bspw. auch 
Weizenfarmen in der Regel gemischte Farmen darstellten, die unterschiedliche Waren pro- 
duzierten, die gerade auch auf der unbezahlten und gleichwohl kommerziellen Arbeit der 
Bäuerinnen beruhten, die einen wesentlichen Beitrag zur Überlebensfähigkeit der Weizen- 
farmen beitrugen. Vgl. z.B. für die Region Berlin Aldenhoff-Hübinger (2001). 

3 Einen Einblick in die unternehmerischen Aktivitäten der Frauen in Deutschland gibt 


Schwarz (1989). Für die USA wird berichtet, dass bspw. die Geschäftsidee für den Verkauf 
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Sowohl in den USA als auch in Deutschland veränderten sich die Verhältnis- 
se, als die Hühnerzucht und Aufzucht zu einem auch von der Landwirt- 
schaftspolitik ernstgenommenen Bereich wurde. In enger Verbindung mit den 
wissenschaftlich technischen Entwicklungen und den zunehmenden Bemü- 
hungen, die Landwirtschaft als Industrie zu begreifen, ging es seither konkret um 
den Übergang von einem extensiven hin zu einem intensiven landwirtschaftli- 
chen System. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurde die Transformation des 
Huhns von einem landwirtschaftlichen Nebenprodukt zu einem hochstandardi- 
sierten und industrialisierten Produkt eingeleitet. Vereinfacht ausgedrückt wurde 
das fordistische Produktionssystem auf das biologische Material Huhn angewen- 
det und entsprechend gestaltet zu einem Massenprodukt entwickelt (degradiert). 
Zum einen war und ist das Huhn ein wissenschaftlich sehr gut untersuchter 
Gegenstand, der aufgrund seiner spezifischen Eigenschaften (kurze Generati- 
onsfolge, gute Selektionsmöglichkeiten, breites Ausgangsmaterial etc.) in der 
Forschung bereits eine wichtige Rolle spielte (z.B. bei Pasteur für Impfstoffe). 
Damit waren die wissenschaftlich-technologischen Grundlagen für die Trans- 
formation des Huhns vorhanden. Zudem war die Entwicklung der Hühner- 
produktion eng verbunden mit der Entwicklung von komplementären Innova- 
tionen, ohne die das fordistische Produktionssystem Huhn nicht funktionsfä- 
hig sein konnte. Wissenschaftliche und technologische Entwicklungen aus ei- 
ner Vielzahl von Bereichen wurden für die Entwicklung der Hühnerprodukti- 
on nutzbar gemacht, um den Organismus Huhn unter widrigen fabrikmäßigen 
Bedingungen überlebens- und entwicklungsfähig zu halten. Moderne Hühner- 
zucht und Aufzucht kann insofern als komplexes Innovationssystem bezeich- 
net werden, in dem die unterschiedlichen Komponenten miteinander inter- 
agieren und deren gemeinsame Entwicklung die Voraussetzung für die Indust- 
rialisierung des Huhns legte. 

Zentral war das landwirtschaftliche Forschungs- und Beratungssystem, das En- 
de des 19 Jh. in den USA entwickelt wurde, um die Landwirtschaft zu moder- 
nisieren. Dieser Komplex von Wissenschaft, Forschung und landwirtschaftli- 
cher Beratung trug umfassend zur Transformation des extensiven zum intensi- 
ven landwirtschaftlichen Produktionssystem bei. 


- Die Geflügelwissenschaften etablierten sich in den USA zu Beginn des 20. 
Jh. mit einer Reihe von Unterwissenschaften (Bakteriologie, Biochemie, 
Züchtungsforschung, Hybridisierung) etc. 


von Fleischhühnern von einer Frau entwickelt wurde (Bugos 1992). Heute spielt das Huhn 
im Rahmen der Entwicklungshilfe und insbesondere in der Unterstützung der wirtschaftli- 
chen Aktivitäten von Frauen eine wichtige Rolle. Vgl. bspw. FAO (2003) und auch The Roy- 
al Veterinary and Agricultural University (o.J.), die die Bedeutung dieses Feldes beschreiben 
und entsprechende Projekte durchführen (dabei muss allerdings auch darauf verwiesen wer- 
den, dass die landwirtschaftlichen Exportstrategien der Industrieländer diese Ansätze 
zugleich wieder in Frage stellen). 
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- Vererbungslehre und Populationsgenetik ermöglichten die Selektion 
entsprechend den Markterfordernissen. 

- Die Forschung trug zur Verbesserung der Legeleistung der Hühner und zur 
Entwicklung der Fleischhühner bei. 

- Die Entwicklung der chemischen und pharmazeutischen Industrie trug 
durch die Produktion von Vitaminen und Antibiotika wesentlich zur Er- 
schließung von Kostensenkungspotenzialen, der Minderung der Mortali- 
tätsraten und zum beschleunigten Wachstum der Hühner bei. 

- Die Erfindung der Inkubatoren ermöglichte die massenhafte Vermehrung 
der Hühner. 

- Die Futtermittelindustrie schaffte die finanziellen Voraussetzungen für die 
kapitalintensiven Aufzuchtsformen und schuf damit zugleich einen Ab- 
satzmarkt für Getreideprodukte. 


Für die industrielle Aufzucht und die Verarbeitungsprozesse war es erforder- 
lich, die Gleichförmigkeit des Produkts sicherzustellen: das Huhn musste in- 
dustriemäßig gestaltet werden, um maschinell verarbeitungsfähig zu werden. 
Die Vermarktung der Produkte in größeren Märkten erfordert ebenfalls die 
Standardisierung der Produktion z.B. die Einheitlichkeit der Eier (Standards) 
und der Hühner selbst (Schlachtung und Verarbeitung der Hühner) und be- 
einflusst damit auch die Zuchtziele. 

Für die landwirtschaftliche Entwicklung in den USA waren einerseits der Im- 
port von Saatgut und andererseits die Züchtungsbemühungen der Landwirte 
essentiell. Der Saatgutimport wurde staatlich organisiert, und es erfolgte eine 
kostenfreie Verteilung des Saatguts (Kloppenburg 1988: 53f.). Im Grundsatz 
war die Bereitstellung von Saatgut eine öffentliche und nicht auf Privatunter- 
nehmen bezogene Angelegenheit. Die Überproduktionskrise um 1880 bei 
Weizen führte zu einer Umorientierung der Forschungs- und Entwicklungs- 
bemühungen. Diese sollten nunmehr auf die Diversifizierung der angebauten 
Feldfrüchte abzielen, die Erhöhung der Erträge sollte durch Hybridisierung er- 
reicht werden. Paul et al. (1988: 291) beschreiben die Bedeutung der Orientie- 
rung auf Hybridisierung wie folgt: „Hybridization thus validated agriculture as 
a biological science“, was nicht zuletzt gerade für die Wissenschaftler in den 
geschaffenen Institutionen von großer Bedeutung war. Mit dieser Leitidee ver- 
bunden war zugleich die Vorstellung des Übergangs der Züchtung von „art“ 
(d.h. die traditionellen Zuchtmethoden) zu „science“ (das was nunmehr Gel- 
tung haben sollte) (Kloppenburg 1988 und Cooke 1994). 

Die Wiederentdeckung der Mendelschen Gesetze zu Beginn des 20 Jh. führten 
zu einem Auftrieb der Zuchtforschung und der wissenschaftlichen Arbeiten 
und fiel in den Forschungseinrichtungen der USA auf „fruchtbaren“ Boden 
(Erklärungsmöglichkeiten für die Hybridisierung) und zu einem weiteren An- 
trieb dieser Forschungsausrichtung (vgl. dazu Paul/Kimmelman 1988: 281- 
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310). Mit den Mendelschen Gesetzen hoffte man auf plausible Erklärungen 
für den Erfolg bzw. Misserfolg der bisherigen Selektionsstrategien. Gleichwohl 
gaben die Mendelschen Gesetze keine fixierten Regeln vor, nach denen vorge- 
gangen werden konnte. Dies änderte sich erst aufgrund von zwei miteinander 
verbundenen Entwicklungen: die Mendelsche Interpretation der Effekte der 
Inzucht (inbreeding and crossbreeding) und die Entdeckung der double-cross 
Methode der Zucht, Arbeiten, die die Vorbedingung für die Entwicklung von 
Hybridmais und auch der Hybridhühner darstellten. 

Die Mendelschen Vererbungsgesetze waren aber nicht allein wissenschaftliches 
Thema sondern zugleich ein wirtschaftliches: „The laws of heredity were sold 
to breeders as a set of rules for efficient selection, “a total of hundreds of mil- 
lion of dollars’ worth of added annual income with but little added expendi- 
ture“ (W.M. Hays zit. nach Paul et al. 1988: 298). 

Auf einer Forschungsstation in Connecticut wurde 1918 auf der Basis des 
„double cross in-breeding“ eine Methode der Maishybridisierung mit sehr gu- 
ten Ertragswerten entwickelt. Wissenschaftler (East and Jones 1919) aus diesem 
Institut veröffentlichten in der Folge eine Schrift, die auch ökonomische Ar- 
gumente aufführt: Die Hybridisierung erhöht die Anreizstrukturen für die 
Züchter, Verbesserungen vorzunehmen, denn die Zuchtprodukte, die Hybride, 
sind häufig unfruchtbar oder bringen leistungsdepressive Nachkommen her- 
vor, so dass die Eigentumsrechte der Züchter quasi „biologisch geschützt“ 
wurden (Paul et al 1989: 303, Kloppenburg 1988: 9). Trotz der Infragestellung 
der Überlegenheit der Hybridisierung konzentrierte sich der wissenschaftlich- 
praktische Diskurs in der Folge allein auf die Hybridisierung von Mais. 

War im Bereich der Nutzpflanzen Mais besonders geeignet für die Methoden 
der Hybridisierung, so waren es im Bereich der Nutztiere die Hühner. Ähnlich 
wie im Falle der Forschung der Maishybridisierung wurde auch die Hühner- 
zucht zunächst durch die öffentlichen Forschungseinrichtungen vorangetrie- 
ben.‘ Das Wachstum dieses neuen landwirtschaftlichen Sektors hatte das Inte- 
resse des Landwirtschaftsministerriums und der nachgelagerten wissenschaftli- 
chen Einrichtungen geweckt. Insbesondere die Experimentalstation in Maine 
war auf diesem Feld sehr aktiv. Dort gelang es zwar um 1910 hochproduktive 
Hühner zu züchten, allerdings konnten die Ergebnisse nicht stabil gehalten 
werden. Folglich war der zentrale Aspekt dieser Zucht noch nicht entdeckt. 
Der Forscher Pearle entwickelte in der Folge die Idee des inbreeding (Cooke 
1994) und wurde damit der Begründer der hybrid chicken industry. Im 
Grundsatz gegen seinen Willen, da er versuchte, seine Erkenntnisse für die 
kleinstrukturierte Landwirtschaft nutzbar zu machen. Er vertrat die Auffas- 


4  Mehner verweist (1962: 117) darauf, dass der Staat die Geflügelhaltung seit Jahrzehnten 
planmäßig gefördert hat, zum einen weil sie als cash crop identifiziert wurde, die den Land- 
wirten ein zusätzliches Einkommen ermöglichen sollte und zum anderen weil so auch ein 
Auslass für die immer wiederkehrende Getreideüberproduktion gefunden werden konnte. 
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sung, dass die seit Jahrhunderten betriebene Zucht „had attained a relatively 
high degree of development centuries before any attempt was made to formu- 
late scientific principles of genetics“ (Pearle 1913 zit. nach Cooke 1994: 14). 
Mit der Privatisierung der Forschungsergebnisse der öffentlichen Forschungs- 
einrichtungen und dem Erfolg von Unternehmen im Bereich der Maishybridi- 
sierung erweiterten diese ihre Forschungsbemühungen erfolgreich auf die 
Hybridisierung von Hühnern. Die Hybridisierung für Eierleger wurde von Un- 
ternehmen vorangebracht, die dieses Verfahren bereits bei Mais erfolgreich 
entwickelt hatten: Pioneer und DeKalb, die ihre „Hy-Line Chick“ (Pioneer) 
1942 und „DeKalb Chix“ 1948 auf den Markt brachten. Als diese cross bred 
sich in den üblichen Eierlegewettbewerben bewährten, wurden diese Erfolge 
auf die „Hybrid vigor“ bzw. die „Heterosis“ zurückgeführt. Voraussetzung ist 
die Züchtung mindestens zweier Linien, die hinsichtlich ihrer Eigenschaften 
von einander unterschiedlich in sich aber möglichst homogen (standardisiert) 
sind. Werden Tiere dieser Linien miteinander gekreuzt, vereinigen die Nach- 
kommen Fähigkeiten (Leistungen) der mütterlichen und der väterlichen Seite 
und sind ihren Eltern somit überlegen (Heterosis-Effekt). Würde aber mit ihnen 
weitergezüchtet, fielen sie nicht nur hinter das eigene sondern auch hinter das 
Leistungspotenzial ihrer Eltern zurück. Diese in der Hybridzucht genutzte biolo- 
gisch bedingte „Bremse“ macht einen rechtlichen Figentumsschutz überflüssig. 
Letztlich konnten mit Hybriden große Marktanteile gewonnen werden.’ Das 
Unternehmen Arbor Acres investierte mehr als zehn Jahre auf dem Gebiet der 
Hybridisierung von Fleischhühnern und brachte 1958 eine entsprechende Li- 
nie auf den Markt. Die Hybridisierung wurde somit nicht wegen der mögli- 
chen Vorteile der genetischen Uniformität vorangetrieben, sondern um die 
„Nicht-Vermehrbarkeit“ zu nutzen. Die Züchtungen waren damit „geschützt“, 
die Intellectual Property Rights (IPR) inhärent gesichert und die Bauern muss- 
ten zwangsläufig das Ausgangsmaterial für ihre Aufzucht jedes Mal neu bezie- 
hen. „Hybridization secured, through the laws of nature rather than through 
the laws of man, an intellectual property right to Arbor Acres breeding” 
(Bugos 1992: 143). Die Ausgangslinien für die Hybridisierung sind hochgradig 
homogen (standardisiert) und die Produkte, die Hybriden, sind es auch. 
Neben den züchterischen Bemühungen um Leistungssteigerung und Homo- 
genisierung trugen die sich erweiternden Marktaktivitäten zu den Standardisie- 
rungsprozessen bei. Die Entwicklung eines nationalen Eiermarktes und der Ta- 
feleiindustrie zu Beginn der zwanziger Jahre führte zur Schaffung von nationa- 
len Handelsstandards (Handelsklassen), an die sich die Eierproduzenten an- 
passen mussten, um marktfähig zu bleiben. Damit entstand wiederum der An- 


5 Ähnlich wie bei den Maishybriden: die Züchtungsform (Hybridiserung) wird selbst zu einem 
Markenzeichen für überlegende Leistung. Dass diese Leistung auch mit anderen Methoden 
der Hochleistungszüchtung hätte erbracht werden können, bleibt dabei unberücksichtigt 
(vgl. Berlan/Lowentin1986). 
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reiz, solche Hühner zu beschaffen, die in der Lage waren „homogene Produk- 
te“ (hier Eier) zu liefern. Die Nachfrage nach solchen Hühnern stieg entspre- 
chend an und veranlasste Hühnerzüchter, diese Kriterien bei der Zuchtaus- 
wahl mit zu berücksichtigen. Im Hinblick auf Fleischhühner kamen diese 
Standardisierungsanforderungen erst später, da das Produkt Hühnerfleisch erst 
in den zwanziger Jahren wirtschaftliche Bedeutung erlangte. Ende der 40er 
Jahre spielten die Handelsunternehmen und Supermärkte als neue Akteure ei- 
ne zentrale Rolle. Hühner wurden als zu vermarktende Ware begriffen, die 
letztlich den Bedingungen des Supermarktes angepasst werden sollten. Auch 
hier wurden Anforderungen an die Produkte entwickelt und als Entwicklungsziel 
an die Züchter kommuniziert. Da die Nachfragemacht zu diesem Zeitpunkt 
noch begrenzt war, wurde das Hilfsmittel eines öffentlichen Wettbewerbs ge- 
nutzt. In Kooperation mit dem United States Departement of Agriculture 
(USDA) wurde von den Handelsorganisationen Great Atlantic und Pacific Tea 
Company der Wettbewerb „Chicken of Tomorrow“ (1948 und 1951) ausgelobt.° 
Damit sollte ein supermarktfähiges Huhn entwickelt werden, mit dem eine 
Kleinfamilie gesättigt werden konnte. Der Wettbewerb wurde mit massiver öf- 
fentlicher Publicity initiiert und hatte eine erhebliche mobilisierende Wirkung 
auf die Züchter sowie auf die Hühneraufzüchter. Insgesamt beteiligten sich mehr 
als 1500 Züchter an diesem Wettbewerb (Bugos 1992: 139): Die Gewinner des 
Wettbewerbs hatten in der Folge einen gewichtigen Wettbewerbsvorteil, da ein 
Markenzeichen geschaffen wurde, das mit erheblicher Publizität verbunden war 
und das die Nachfrage der Hühneraufzüchter auf sich zog. Einige dieser „Win- 
ner“-Unternehmen konnten in der Folge eine starke Marktstellung erlangen. 


Alternative Innovationspfade wären möglich gewesen, doch waren die Anreiz- 
strukturen so ausgestaltet, dass die Innovationsbemühungen in eine Richtung 
gelenkt wurden, welche die Verknüpfung der Zuchtorientierung Hybridisie- 
rung mit den Eigentumsrechten erreichten. Für den Innovationspfad „open 
pollinated varieties“, der Zuchtfortschritte ohne Fixierung der Eigentumsrech- 
te hätte erreichen können, standen im Grundsatz keine Akteure zur Verfü- 
gung, die diese Entwicklungsrichtung unterstützt hätten. Damit entsteht eine 
self fulfilling prophecy: eine Entwicklungsrichtung wird als erfolgversprechend 
angesehen (im Wissen über die Anreizstrukturen) und die Entwicklungsbemü- 
hungen der Akteure gehen in diese Richtung. Alternative Innovationsrichtun- 
gen werden nicht weiter verfolgt, sodass diese Entwicklungsrichtungen allein 
schon deshalb zurückfallen, weil die FuUE Bemühungen unterbleiben - die 
Hybridisierung erweist sich damit im Nachhinein als überzeugendes erfolgrei- 
ches Innovationskonzept. 


6 Ein instruktiver zeitgenössischer Film, der den Zeitgeist und den Wettbewerb gut wiedergibt, 
kann unter der folgenden Adresse heruntergeladen werden: http;//www.archive.org/movies/ 
details-db.php?collection=prelinger&collectionid=19052 
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Die Hybridisierung hatte weitreichende Folgen, denn es mussten dauerhaft 
Mittel für FuE und das Testen bereit gestellt werden. So hatten diejenigen 
Zuchtunternehmen, die zu Beginn der 60er Jahre Hybride einführten, einen 
Wettbewerbsvorteil, der nicht oder nur schwer wieder relativiert werden konn- 
te. Zugleich haben diese Unternehmen durch den Marktzugang Kundenkon- 
takte und das Vertrauen, die Qualitäten und die Uniformität liefern zu kön- 
nen, die Aufzüchter und Verarbeiter benötigten. Damit war eine erhebliche 
Markteintrittsschranke aufgebaut worden: die einzigen neuen Zuchtunterneh- 
men, die nach dem „Chicken of Tomorrow“ Wettbewerb auf den Markt ka- 
men, waren spin-offs von den etablierten Unternehmen. Dieser Marktvorteil 
ergab sich daraus, dass die Grundlagen der Zucht geheim waren und nicht ge- 
handelt wurden, und dass die etablierten Unternehmen in diesem Feld konti- 
nuierliche Verbesserungen erreichen konnten, was die Produktivität ihrer Pro- 
dukte anging. Dies bedeutete, dass der Marktzugang radikal beschränkt wurde 
und in der Folge der Konzentrationsprozesse die Zahl der Anbieter abnahm 
(Crawford 1990). Es ist unbekannt wie viel verschiedenes Ausgangsmaterial e- 
xistiert, teilweise wird davon ausgegangen, dass einige Anbieter das gleiche 
Ausgangsmaterial nutzen. 


Die Entwicklung der Industriestrukturen in der Hühnermast 


Die aufkommende Konsumgesellschaft in den USA in den zwanziger Jahren 
„entdeckte“ Hühnerfleisch als Spezialität. Da Hühnerfleisch in Relation zu 
Rind- oder Schweinefleisch teuer war, ergab sich für die Entwicklung dieses 
Marktes die Aufgabe, die Kosten der Produktion von Hühnerfleisch zu redu- 
zieren, um aus der Marktnische herauszuwachsen und einen Massenmarkt zu 
erschließen. Dies erforderte die Herauslösung der Hühnerproduktion aus der 
landwirtschaftlichen Produktionsweise und die Entwicklung von industriali- 
sierten Produktionsformen. Damit wurden Innovationsbemühungen auf den 
unterschiedlichsten Ebenen erforderlich. Das „biologische System Huhn“ 
musste an die Formen der Massenproduktion und an die Marktanforderungen 
angepasst werden (vgl. oben die Ausführungen zum Innovationssystem). 

Der Übergang zu industriellen Produktionsformen entwickelte sich in den 
USA in den 50er Jahren, als die benannten wissenschaftlich-technologischen 
Entwicklungen zum Tragen kamen (Genetik, Antibiotika, Vitamine etc.), die 
die Intensiv- und Massentierhaltung ermöglichten und damit zu Folgeinnova- 
tionen führten (Senkung der Arbeitskosten durch automatische Fütterung der 
Tiere, Medikamentenaufnahme via Futter, Impfungen via Trinkwasser). Damit 
wurden die economies of scale zu einem entscheidenden Element der Ent- 
wicklung der Hühnerindustrie. Die Zunahme der Nachfrage konnte damit 
zum einen durch eine kleinere Zahl von Anbietern befriedigt werden, und 
zum anderen sorgten die Kostenreduktionen und damit verbundene Preissen- 
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kungen zu einer Steigerung der Nachfrage. Die Hühneraufzucht wurde zu ei- 
nem kapitalintensiven Gewerbe, das die Möglichkeiten einer Vielzahl von tra- 
ditionellen Anbietern überstieg. 

Dies veränderte auch die Beziehungen zwischen den unterschiedlichen Produk- 
tionsstufen. Es können typisierend drei Phasen auseinandergehalten werden. 
Produktionsorientierung - Futtermittelindustrie als Integrator. Die zunehmen- 
de Technisierung der Hühnerzucht und damit steigende Skalengrößen und 
Kapitalintensität erhöhten den Investitions- und Kapitalbedarf bei gleichzeitig 
instabilen Absatzpreisen, d.h. das Risiko stieg erheblich. Die traditionelle ex- 
tensive Landwirtschaft war kaum in der Lage, die erforderlichen finanziellen 
Ressourcen aufzubringen. Zu zentralen Akteuren wurden die Futtermittelpro- 
duzenten, die über Kapital verfügten, um die gestiegenen Investitionskosten 
finanzieren zu können und die zugleich einen Absatzmarkt für ihre Produkte 
schufen. Die Hühnerproduktion stellte einen wesentlichen Absatzmarkt für 
Getreide, Mais und Sojabohnen dar. So boten die Futtermittelproduzenten 
den Aufzüchtern Verträge an, indem sie die Küken, Ausrüstungen, Futtermittel 
und Medizin auf Kreditbasis zur Verfügung stellten und nach 90 Tagen die 
schlachtreifen Hühner aufkauften und vermarkteten. Bei den Aufzüchtern 
handelte es allerdings nicht allein um die traditionellen Aufzüchter sondern 
z.T. um Baumwollfarmer, die aus dem Markt ausgeschieden waren und die in 
der Folge nach neuen Erwerbsquellen Ausschau halten mussten (Bugos 1992: 
150). So konnten Futtermittel verkauft bzw. veredelt werden und finanzielle 
Risiken der Aufzüchter gemindert werden (bankübliche Kredite wären nicht 
möglich gewesen), und schließlich ergab sich für die Aufzüchter durch die Art 
der Vertragsgestaltung der Anreiz, effizient zu produzieren. So übernahmen die 
Futtermittelproduzenten zunehmend das Management der Operationen, wurden 
mehr und mehr zu Integratoren, deren Funktion es auch war, in einem Geschäft 
mit geringen Margen, „Ineffizienzen“ auszumerzen. Die Folge: waren 1950 noch 
95% der Hühnerproduzenten unabhängig, so waren es um 1955 nur noch etwa 
10%, der ganz überwiegende Teil war in Vertragbeziehungen eingebunden. Diese 
erste Integration fand damit auf der Ebene der Aufzuchtsstufe statt. 

Übergang von der produktions- zur absatzmarktorientierten Integration. Die 
Koordination der Aktivitäten war nur begrenzt mit der Nachfrage gekoppelt. 
Nicht mehr nur die Finanzierung von Aktivitäten auf einem stabilen Absatz- 
markt, sondern die Rückbindung an den Markt (um nicht zu sagen Gestal- 
tung des Marktes) war erforderlich. Die Futtermittelindustrie, als der wesentli- 
che Integrator auf der Produktionsstufe, war nur sehr begrenzt in der Lage, die 
Nachfrage sicherstellen zu können (Matinez 1999). Diese begrenzte Koordina- 
tionsfähigkeit wurde Ende der 50er Jahre deutlich, als ähnlich wie bei dem 
bekannten Phänomen des Schweinezyklus in der Hochphase des Absatzes 
noch zusätzliche Kapazitäten aufgebaut wurden. Als sich rezessive Tendenzen 
bemerkbar machten, waren erhebliche Verluste sowohl bei den Futtermittelun- 
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ternehmen als auch den Aufzüchtern die Folge. Die Reaktion auf diese Über- 
produktionskrise war, dass die Futtermittelindustrie verstärkt in die nachgela- 
gerten Verarbeitungsstufen einstieg und marktnäher agierte. Dieser Ansatz 
wurde entweder durch den Aufkauf von Verarbeitern oder die Gründung von 
eigenen Verarbeitungsunternehmen verfolgt. 

Vorrangige absatzmarktorientierte vertikale Integratoren. Ab den beginnenden 
70er Jahren veränderten sich die Strukturen wiederum erheblich. Auslöser war 
auch in diesem Fall eine Absatzkrise durch den Verfall der Hühnerpreise bei 
gleichzeitig steigenden Inputkosten. Eine Reihe von Futtermittelunternehmen 
stieg daraufhin aus diesem Markt aus und an ihre Stelle traten zunehmend 
Verarbeiter als vertikale Integratoren auf. Denn die economies of scale ergaben 
sich nunmehr insbesondere auf der Verarbeitungsstufe, und zugleich entstand 
dort der wesentliche „added value“. Teilweise entstanden vertikale Integrato- 
ren, die die gesamte Kette von den Zuchtunternehmen, den Aufzüchtern bis 
zur engen Kooperation mit den Absatzmärkten, also Supermärkten, fast food 
Ketten und anderen Auslässen von Hühnerfleisch organisierten (Grunewald et 
al. 2002). Die gesamte Lieferkette wird dementsprechend zunehmend auf die 
Absatzkanäle hin ausgerichtet und ausdifferenzierte Produkte mit hohem „ad- 
ded value“ werden geschaffen. Dabei bringen die Verarbeiter in Kooperation 
mit den wesentlichen Kunden kontinuierlich veränderte „maßgeschneiderte“ 
Produkte auf den Markt und gestalten dabei zugleich die vorgelagerten Pro- 
duktionsstufen entsprechend der Kundenanforderungen. 

Heute stellt die Hühnerindustrie ein Geschäft mit geringen Margen auf allen 
Produktionsstufen in einem volatilen Markt dar. Daraus resultieren erhebliche 
Konzentrationstendenzen, da vor allem Großunternehmen (oder Integratoren) 
in der Lage sind, mit diesen Risiken umzugehen und kontinuierlich Kosten- 
senkungspotenziale zu erschließen. Ein Kennzeichen der Hühnerindustrie ist 
es demzufolge, dass die vertikale Integration und die economies of scale eine 
entscheidende Rolle spielen. 


Veränderungen des nachgelagerten Bereiches 
Added value: Mundgerechte Hühner 


Die folgende Tabelle zeigt diesen Trend hin zu added value Produkten auf. 
Anfang der sechziger Jahre dominierte ganz überwiegend der Verkauf ganzer 
Hühner, die Verarbeitungsstufen bezogen sich allein auf das Entfedern und 
das Ausnehmen. Die Trendwende hin zur vertikalen Integration lässt sich an 
dem Anteil der weiterverarbeiteten Hühner aufzeigen: In den siebziger und 
insbesondere in den achtziger Jahren ist ein deutliches Wachstum des Anteils 
der weiterverarbeiteten Hühner festzustellen: der added value entfällt insbe- 
sondere auf diese Produktionsstufe und damit letztlich auch die Macht in der 
Produktionskette. 
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Tabelle 1: Vermarktung von Hühnern (in Prozent) 


| Jahr Ganze Hühner Zerlegte Hühner | Weiterverarbeitete Hühner 
1962 83 15 2 
1970 70 26 4 
1980 50 40 10 
1990 18 56 29 
1994 12 55 33 


Quelle: Horowitz/Miller (1999) 


Hier spielen Nachfragestrukturen eine wichtige Rolle. Die zunehmende Frau- 
enerwerbstätigkeit und damit die Veränderung des Zeitbudgets geht zu Lasten 
der häuslichen Subsistenzarbeit und eröffnet Marktchancen für Tiefkühlketten, 
fast-food oder auch sog. Familienrestaurants. Viele Verarbeitungsstufen werden 
aus dem Haushalt ausgelagert. Beispielsweise sind amerikanische Zahlen über 
das Zeitbudget, das für das häusliche Kochen aufgewendet wird, beeindru- 
ckend: Hughes (1999) geht davon aus, dass dieses Zeitbudget 1934 etwa zwei 
Stunden betragen habe, 1974 30 Minuten, 1994 15 Minuten und schätzt für 
das Jahr 2010 nur noch 8 Minuten. 

Von diesen Entwicklungen profitiert insbesondere die Hühnerindustrie, zum 
einen wegen der schnellen Zubereitungsfähigkeit des Hühnerfleisches zum an- 
deren wegen der vermeintlichen gesundheitlichen Vorteile (vgl. Dixon 2002). 
Zudem erweist sich die Hühnerindustrie als flexibles Produktionssystem, wel- 
ches in der Lage ist, eng mit den modernen fast food Restaurants zu kooperie- 
ren und ständig neue Produkte zu generieren: „Poultry complexes are portray- 
ed as early leaders of intensive production systems in agriculture, they are he- 
ralded as leaders in flexible accumulation strategies, or strategies that are re- 
sponsive to consumer demand (...) No other agricultural commodity or agrı- 
industry can match the capacity of the firms in the broiler industry who ad- 
just production and develop new products with astonishing speed and flexi- 
bility” (Boyd/Watts 1997: 215). Die festzustellende Produktdifferenzierung be- 
steht allerdings nicht in der Ausdifferenzierung der Produktion. Vielmehr geht 
es vorrangig darum, auf der Basis eines fordistischen Produktionssystems (der 
genetischen Einfalt) durch Marketingtechniken und Ausdifferenzierung der 
Verarbeitung und Zubereitung Produktvielfalt zu schaffen. 


2. Hühner, nachholende Industrialisierung und der Schutz 
der infant industries - Wege zum globalen Huhn 


Der skizzierte Entwicklungspfad bleibt nicht auf die USA beschränkt, sondern 
hat sich zunehmend in allen mehr oder weniger entwickelten Ländern verbrei- 
tet. Die USA haben einen kompetitiven Vorsprung, der letztlich die Entwick- 
lung global prägt. In der Folge soll die Expansionsstrategie des Produktions- 
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systems kurz skizziert werden, um damit deutlich zu machen, dass die Diffu- 
sion des globalen Huhns’ keineswegs auf den Export der Hühner aus den 
USA angewiesen ist, vielmehr wurden einerseits Handelsschranken aufgebaut, 
um dies zu verhindern, gleichzeitig aber die Technologien adaptiert, sodass 
das Huhn mehr oder weniger gleichförmig und „ubiquitär“ auftaucht.° 


Chicken War - Schutz der infant industry 


Der erste große Handelskonflikt zwischen der EWG und den USA entwickelte 
sich 1962 an der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik (Talbot 1978; Jack- 
son/Davey 1986). Die Überproduktionstendenz der Hühnerproduktion in den 
USA zu Ende der fünfziger Jahre führte zu verstärkten Bemühungen, neue Ab- 
satzkanäle auszuloten. Zwei grundsätzliche Lösungsansätze existieren: entweder 
die Schrumpfung der Produktionskapazitäten oder die Entwicklung von 
Märkten, seien es inländische oder ausländische. Die USA setzten ab Mitte 
der 50er Jahre auch auf die Entwicklung des Exports, wobei insbesondere die 
Bundesrepublik zu einem wesentlichen Absatzmarkt für die amerikanischen 
Hähnchen wurde. Die BRD war, aufgrund der hohen Getreidepreise, bereits 
seit langem Importland für Veredelungsprodukte (wie z.B. Hähnchen). Die in 
der BRD relativ gering entwickelte Geflügelproduktion befand sich primär auf 
der subsistenzorientierten Ebene, so dass die Wettbewerber (z.B. Holland und 
Dänemark und einige Staaten des Ostblocks) dort bereits einen wesentlichen 
Marktanteil hielten. Zugleich entwickelte sich dieser Markt erst langsam, da 
Hühnerfleisch über lange Zeit relativ teuer und eher ein Luxusprodukt war.’ 
1955 wurde ein Abkommen zwischen den USA und der BRD geschlossen, das 
den Import von Hühnern in die BRD vorsah. Die Importe stiegen daraufhin 
von 1,8 Millionen Kilogramm im Jahre 1956 auf 69 Millionen Tonnen bis 
zum Jahr 1969 (Talbot 1978: 11). Die USA hatten damit bereits im Jahre 1962 
einen Anteil von fast 40% an den Hühnerimporten in die BRD. 

Parallel zu dieser Entwicklung begann sich die EWG zu organisieren. Damit 
wurde die Organisation eines gemeinsamen Agrarbinnenmarktes (bei gleichzei- 
tigem Außenschutz) vorangetrieben. Geflügel wurde als ein Wachstumsmarkt 
für die kleinstrukturierte Landwirtschaft angesehen, der zudem einen Teil des 
angestrebten Wachstums der Getreideproduktion aufnehmen könnte. Die Im- 
porte aus den USA bedrohten sowohl die potenziellen Einkommensmöglich- 


7 Es ist nicht davon auszugehen, dass das Konzept, wie z.B. der Ansatz des „global cars“, 
scheitert. Die Anpassung an die jeweiligen nationalen oder regionalen Nachfragebesonder- 
heiten erfolgt im Prinzip nach der Produktionsphase, also bei der Verarbeitung. 

8 Hier wird nur Entwicklung der industrialisierten Hühnermast in der Bundesrepublik skiz- 
ziert, und ein knapper Einblick in die Dynamiken in den sich neu entwickelnden Märkten 
gegeben. Die beschriebenen Tendenzen lassen sich auch in Australien (Dixon 2002) und 
weiteren Ländern aufzeigen (vgl. Farrelly 1996). 

9 Die Entwicklung des Marktes BRD war insofern von den Einkommenssteigerungen während 
des „Wirtschaftswunders“, wie auch von den Kostensenkungen in der Produktion abhängig. 
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keiten für die Bauern als auch den Absatzmarkt für Getreide. Die in den Rö- 
mischen Verträgen zur Gründung der EWG vorgesehene gemeinsame Agrarpo- 
litik sah daher für die wichtigsten Agrarprodukte Agrarmarktordnungen vor, 
die durch Verordnungen des Ministerrates zwischen 1962 und 1964 umgesetzt 
wurden. Für Hühnerfleisch sah die Regulierung Nr. 22 die Erhebung von Im- 
portzöllen und damit eine drastische Reduktion der Importe vor. Hühner- 
zucht und Hühnerproduktion hatten in der EWG zu diesem Zeitpunkt eine 
zu vernachlässigende Bedeutung, in Deutschland stellten sie nur ein Prozent 
des Produktionswertes der gesamten Landwirtschaftsproduktion dar. Die kon- 
krete materielle Bedeutung war dementsprechend gering. Im Grundsatz wurde 
der Handelskonflikt mit den USA eingegangen, um sich zum einen der Ernst- 
haftigkeit der gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik zu versichern!’ und 
zum anderen um der infant industry Entwicklungsmöglichkeiten zu geben. 
Mit der Marktordnung von 1962 wurde der Marktzugang für die USA via Zöl- 
le geschlossen: Dies führte im Vorfeld zu erheblichen Auseinandersetzungen 
zwischen den USA und Europa und massiven Interventionen amerikanischer 
aber auch europäischer Lobbygruppen. Diese Auseinandersetzung ist als „chi- 
cken war“ in die Lehrbücher des internationalen Handels eingegangen." 

Mit dieser Entscheidung wurden der europäischen infant industry Hühnerpro- 
duktion Entwicklungspotenziale eröffnet. Allerdings erwies es sich als nicht mög- 
lich, dass die kleinstrukturierte Züchterlandschaft oder die bäuerliche Hühner- 
haltung diese Protektion nutzen konnte, da die Organisationsfähigkeiten der 
Züchter gering (vgl. z.B. Korth 1957) und die Herausforderungen durch die in- 
dustrialisierte Hühnerwirtschaft erheblich waren. Das Leitbild der industrialisier- 
ten Hühneraufzucht wurde vielmehr entweder durch kapitalkräftige Quereinstei- 
ger, wie dem Fischmehlhersteller Lohmann, und durch den Kauf von Lizenzen 
des amerikanischen Unternehmens Herstorf & Neilson (mittlerweile eines der 
größten Zucht- und Aufzuchtunternehmen) verfolgt, oder durch den Aufbau 
von Niederlassungen von US Unternehmen durchgesetzt (Arbor Acres hatte En- 
de der 50er Jahre Niederlassungen in Europa aufgebaut). Die sich entwickelnde 
Hühnerindustrie importierte in der Folge Anlagen aber auch andere Produkte 
der „begleitenden“ Industrien wie Futtermittelzusatzstoffe aus den USA." Der 


10 Talbot zitiert DeGaulle: „Chicken war as a decisive test of Europe’s will to independence“. 

11 Die Bundesrepublik war in einer unbequemen Situation, da die Vergeltungsdrohungen der USA 
insbesondere gegen sie gerichtet waren. Die Bundesrepublik konnte sich nicht durchsetzen, da 
es für die EWG um Grundsätze ging, nämlich die Schaffung eines gemeinsamen, tendenziell auf 
Autarkie orientierten Binnenmarktes, der Kompromisse in dieser Frage hochgradig schwierig 
machte. Das GATT Panel stellte eine Summe an Verlusten fest, die die Amerikaner durch den 
versperrten Marktzugang zu tragen hatten. Von Seiten der Hühnerindustrie wurde diese Summe 
als eindeutig zu gering angesehen, gleichwohl wurde sie von den USA als Basis für Vergeltungs- 
maßnahmen genommen. Dazu zählten Zölle auf Branntwein (Cognac) LKW’s, Zucker und Kar- 
toffelstärke, die sich auf einen Wert von ca. 26 Mio. Dollar beliefen. Die BRD musste Zoller- 
höhungen von ca. 12,9 Mio. Dollar tragen, vor allem auf LKWs. 

12 Die Einschätzung einer Tochtergesellschaft von Monsanto über den „chicken war“ verdeut- 


276 Ulrich Petschow, Anita Idel 


nunmehr begrenzte Marktzugang führte u.a. zum Import sowie zum Standort- 
aufbau von amerikanischen begleitenden Industrien, wie Unternehmen der 
Chemieindustrie, die an dem sich entwickelnden Markt partizipieren wollten 
und zu verstärkten Bemühungen, Kooperationen einzugehen. 

So wurde das Produktionssystem aus den USA im Wesentlichen übernommen, 
da der technisch wissenschaftliche Vorsprung der industrialisierten Produkti- 
onsweise so groß war, dass sich der Aufbau wettbewerbsfähiger Strukturen auf 
kleinerem Maßstab nicht realisieren ließ. Die „eigenständige“ Industrie stellte 
letztlich die Kopie des US amerikanischen Produktionssystems dar. Die zu- 
sätzlichen Finkommensmöglichkeiten für die kleinstrukturierte Landwirtschaft 
wurden nicht realisiert, stattdessen führte die Entwicklung zur Verdrängung der 
jeweiligen nationalen Züchter und der kleinstrukturierten Aufzuchtbetriebe 
sowie zum Aufbau der kapitalintensiven „europäischen“ Hühnerproduktion. 


Ehemalige Entwicklungsländer 


Das Erfolgsmodell der Hühnerproduktion wurde und wird in der Folge auch 
in den sich industrialisierenden Ländern nachgeahmt bzw. gar gleich imple- 
mentiert. Gleich ob es sich um Korea, China, Thailand oder die Philippinen 
handelt, die Hühnerkonzerne verfolgen eine aggressive Markt- und Ansied- 
lungsstrategie. Das Entwicklungsmodell gleicht dem innerhalb der EWG vor 
vierzig Jahren. Im Falle der Abschottung des Marktes werden Lizenzen an 
einheimische Unternehmen vergeben oder Kooperationen mit einheimischen 
Unternehmen eingegangen. Allerdings ist die Absatzseite (Konsumseite) für 
die Marktentwicklung bedeutender geworden. Unternehmen, wie der vertikale 
Integrator Tyson Foods, erschließen den Markt produktions- und verarbei- 
tungsseitig, während Ketten wie McDonalds und Kentucky Fried Chicken die 
Märkte absatzseitig erschließen. Mithin erscheinen die Penetrationsraten deut- 
lich höher zu sein als es in der Vergangenheit in Europa der Fall war. 

Die „armen“ Entwicklungsländer, deren Zahlungsfähigkeit für diese Produkti- 
onsstrukturen begrenzt ist, werden nur indirekt, gleichwohl schwer getroffen. 
Spot Markt Überschüsse werden dort zu Dumpingpreisen abgesetzt und ge- 
fährden damit die Angebotsstrukturen, die durch kleinbäuerliche Produktion 
gekennzeichnet sind. In der Summe wird deutlich, dass das Produktionspara- 
digma der industriellen Hühnerproduktion sich letztlich überall durchsetzt. 


licht dies: „Europe was just starting to expand broiler production, having just won the 
‚chicken war’, which resulted in broilers imported from the U.S. being excluded from the 
opportunity to meet the increasing demands of the German market. That meant that future 
broiler production would develop in Europe, using U.S. imported corn and soybean meal. 
In order to make certain that this new market demand for broiler feeds would use Mon- 
santo’s MHA, Dr. Maddy transferred to the Monsanto headquarters in Brussels, Belgium, 
and marketing was undertaken with heavy emphasis on linear programming formulations as 
a component of sales.“ (http://www.novusint.com/Public/About/IndustryTimeline.asp) 
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Die Erfolgsstrategien des globalen Huhns 


Das globale Huhn hat seinen Ausgangspunkt in den USA: die öffentliche For- 
schung zur Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktivität fokussierte insbe- 
sondere auch auf die Zucht. Die Ausrichtung der Forschung auf die Nutzung 
der Hybridisierung führte zu einem doppelten Effekt: auf der einen Seite wur- 
de ein Forschungszweig favorisiert, der zugleich starke ökonomische Effekte 
hatte, indem biologische Effekte auch zur Entwicklung des Eigentumsschutzes 
genutzt wurden (eine Lösung, die keineswegs der einzige Weg war), auf der 
anderen Seite stellte dies die Basis dafür da, dass die private Aneignung öffent- 
licher Forschungsergebnisse in kurzer Zeit möglich war. Durch die Investitio- 
nen der öffentlichen Forschung in die Hybridisierung wurde ein Entwick- 
lungspfad gestaltet, der andere Forschungsansätze vernachlässigte. Hybridisie- 
rung wurde das favorisierte Konzept, denn die Investitionen in diesem Bereich 
brachten Wettbewerbsvorteile mit sich und begünstigten in der Folge diese 
Ausrichtung: der Erfolg bestätigt sich selbst. Die private Aneignung öffentli- 
cher Forschungsergebnisse, die wiederum entscheidend von der bereits geleis- 
teten Zuchtarbeit und den genetischen Ressourcen „anderer Länder“ abhingen 
und die in der Folge durch die Biologie geschützten Property Rights sicherten 
diesen Entwicklungspfad weiter ab. Damit wurde eine Situation geschaffen, in 
welcher der Marktzutritt neuer Anbieter quasi verunmöglicht wurde, da diese 
die geronnenen Investitionen erst in einem langen und kostspieligen Prozess 
hätten wieder aufholen können. Wie am Beispiel der EWG deutlich wurde, ist 
es keineswegs erforderlich, dass durch Importe traditionelle Produktionssyste- 
me zerstört werden müssen, auch der Außenschutz gegen diese Importe ver- 
hindert nicht, dass interne Dynamiken zum Tragen kommen. Das überlegene 
Produktionssystem wird nachgeahmt, sei es durch Lizenznehmer (Lohmann) 
oder auch durch den Aufbau ähnlicher oder gleicher Produktions- und Inno- 
vationsstrukturen. D.h. die Vorbildfunktion und der marktmäßige Druck führ- 
ten zu einer Anpassung an die Systemlogiken des exemplarischen Systems. 
Der existierende Pfad stabilisiert sich selbst, da der Aufbau und die Entwick- 
lung alternativer Systeme Zeit und Investitionen erfordert, die von privaten 
Akteuren nicht aufgebracht werden. 

Die Idee des Schutzes der infant industry bedeutet letztlich nichts anderes, als 
dass das im Ausland vorgefundene Produktionskonzept nachgeahmt wird, bis 
zu einem Zeitpunkt zu dem die heimische Wettbewerbsfähigkeit gegeben ist 
und die Öffnung des Marktzugangs keine Probleme für die dann entwickelte 
heimische Industrie mehr darstellt. Was z.B. für die Schiffbauindustrie ein 
sinnvolles Konzept darstellen kann, erweist sich für das Produktionssystem 
Huhn allerdings als Fiasko, denn jeder Marktzutritt führt zur Beseitigung des 
bestehenden züchterisch bearbeiteten Hühnerstocks aufgrund dessen fehlender 
wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit und trägt damit zur Erosion genetischer 
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Ressourcen bei. Bei offenen Märkten (und konvertiblen Währungen) ist der 
Prozess möglicherweise noch schneller möglich, indem der Import die beste- 
henden Strukturen wegkonkurriert und damit den Aufbau heimischer Produk- 
tionsstrukturen weiter erschwert. Die Marktöffnung wird z.B. in Polen mit ei- 
nem sehr traditionellen Landwirtschaftssystem und einer ausdifferenzierten 
Hühnerzucht und -produktion ceteris paribus zu einer Zerstörung der geneti- 
schen Ressourcen führen. 

Aber auch die subsistenzorientierte Hühnerhaltung in Entwicklungsländern 
wird durch die Importe von Eiern und Hühnerfleisch in Frage gestellt, da Ü- 
berschüsse, die in diesen Ländern auf den Markt gelangen, eine wirtschaftliche 
Produktion verunmöglichen. Die Entwicklungshilfe orientiert auch darauf, 
Frauen zu ermöglichen durch Hühnerhaltung unternehmerisch tätig zu wer- 
den. Diese zweifelsohne sinnvollen Ansätze werden allerdings durch die Abla- 
gerung der Überschussproduktion in diesen Ländern wieder hochgradig in 
Frage gestellt (vgl. allgemein Sachs 2003). 

Mithin hat das globale uniforme Huhn die inhärente Fähigkeit, alle verbliebe- 
nen Produktionssysteme und damit Hühnerrassen (genetische Ressourcen) in 
Frage zu stellen, indem die wirtschaftliche Nutzung nicht mehr rentabel mög- 
lich ist. Das globale Huhn zerstört die Agrobiodiversität und damit seine ei- 
genen Grundlagen. 

Diese Dominanztendenzen sind an sich nichts neues, sie gelten für alle In- 
dustrien (vom Automobil bis zur Chip-Industrie). Der zentrale Punkt: Bei bio- 
logischen Ressourcen handelt es sich um nicht reproduzierbare biologische 
Systeme, deren Auslöschung irreversibel ist. Da zudem das Innovationssystem 
des globalen Huhns auf einer engen genetischen Ressourcenbasis beruht, steigt 
das inhärente Risiko des Produktionssystems. 


Das Erfolgsmodell „Produktionssystem Huhn” 


Der Wunsch nach dem „grand cooperative effort to improve those great stap- 
le crops and magnificent species animals“ ist in Erfüllung gegangen: das Huhn 
wurde im industriellen Sinne umfassend verbessert, wie die Leistungsdaten 
(Tabelle 2) zeigen. 


Tabelle 2: Leistungsdaten der Hühnerproduktion von 1920 - 2000 


Jahr Lebendgewicht (kg) | Futter- Mortalitätsraten | Alter 
verwertung | (in Prozent) (in Wochen) 

1920 1,00 4,7 18 16 

1940 1,36 4,0 10 12 

1960 1.53 2,4 6 9 

1980 1,82 2,0 5 8 

2000 2,27 1,9 5 7 


Quelle: Aho (2002: 805) 
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Das Gewicht der schlachtreifen Hühner hat sich seit den 20er Jahren verdop- 
pelt, die Futteraufnahme, die zum Gewichtszuwachs erforderlich ist, hat sich 
mehr als halbiert, und die Zeit, die zur Aufzucht erforderlich ist, beträgt nur 
noch sieben statt 16 Wochen. Selbst aus ökobilanzieller Sicht ist fraglich, ob 
das Huhn 2000 besser abschneidet als das Huhn 1920. 

Die Effizienzgewinne müssen sich nicht hinter denen traditioneller Industrien 
verstecken. Die Produktionskosten sind radikal gesunken", die produzierte 
Menge massiv gestiegen, es steht der Überfluss an. Das Huhn als Vorreiter der 
Industrialisierung biologischer Systeme macht deutlich, dass Schweine und 
Rinder Nachholbedarf haben.'* Einer dieser Erfolgsindikatoren ist die Preis- 
entwicklung. Hühnerfleisch kostet heute (inflationsbereinigt) nur noch knapp 
12% dessen, was es 1945 gekostet hat (Aho 2002: 805). Ein weiterer Indikator 
sind die steigenden Produktionsvolumina. Die Produktion von Hühnerfleisch 
in den USA ist seit 1950 um mehr als das zwanzigfache angestiegen, und es ist 
anzunehmen, dass dieses Wachstum anhält. Die Flexibilität des Hühnerpro- 
duktionssystems und dessen Fähigkeit immer neue Marktsegmente zu er- 
schließen, erweist sich insofern als hoch. 

Die Geschichte des globalen Huhns zeigt die Entwicklung eines fordistischen 
Produktionssystems auf, das zugleich Elemente postfordistischer Produktions- 
strukturen aufweist. Allerdings wird deutlich, dass die postfordistischen Ele- 
mente auf der extremen Ausbeutung der biologischen Möglichkeiten des 
Huhns beruhen, in enger Verbindung mit der erheblichen Verengung der ge- 
netischen Basis, die zugleich die Verletzlichkeit des gesamten Produktionssys- 
tems massiv erhöht. 


3. Die Rückseite des fordistischen Produktionssystems: 
Die Erosion der genetischen Basis 


Die Hühnerzucht stellt die Basis des gesamten Produktionssystems Huhn dar. 
In diesem Bereich ist eine hochgradige und durch die Globalisierungstenden- 
zen zunehmende Konzentration festzustellen. Gegenwärtig halten je drei bis 
vier Zuchtunternehmen im Legehennen- und Mastbereich die wesentlichen 
Produktionsanteile und bestimmen mit ihrem Output den Weltmarkt. Dabei 
ist insbesondere festzuhalten, dass die heutigen Anbieter bzw. industrielle 
Zuchtunternehmen im Wesentlichen in den fünfziger Jahren gegründet wur- 
den und neue Anbieter allein spin-offs aus bestehenden Unternehmen waren 
bzw. ehemalige Lizenznehmer. 


13 Die gesunkenen Produktionskosten müssen vor dem Hintergrund der economies of scale 
sowie der Externalisierung von Kosten (insbesondere Umweltbelastungen) bewertet werden. 

14 Dies gilt auch hinsichtlich des Absatzes: in den USA ist mittlerweile Hühnerfleisch das am 
meisten verzehrte Fleisch. 
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Abbildung 1: Struktur der Hühnerzucht und Aufzucht 


Meat Bird 


Parent Stock 


Grand Parents 


| 2000 Great Grand Parents 


1999 35-40 Pedigree Purelines 


Quelle: Hunton (1998) verändert!. Zahlenangaben in Millionen 


Die Graphik verdeutlicht, dass die industrielle Hühnerproduktion auf einer 
Spitze steht: auf der Basis einer geringen Anzahl von Pedigree Purelines und 
damit begrenzter genetischer Vielfalt steht ein Produktionssystem unglaubli- 
chen Ausmaßes. Die Basis für die Weltproduktion industrieller Fleischhühner 
wird durch drei bis vier Primary breeders (bei unbekannter genetischer Diver- 
sität der Ausgangstiere) bereitgestellt. D.h. extrem wenige solcher auf der Spit- 
ze stehenden Dreiecke (bildlich gesprochen) existieren und produzieren das 
Ausgangsmaterial“ für die gesamte industrielle Hühnerfleischproduktion. 

Die Diskussion um die Frage der genetischen Vielfalt des Grundstocks der in- 
dustriellen Zucht erweist sich als wenig zufriedenstellend. Auf der einen Seite 
verweisen Wissenschaftler darauf, dass nunmehr gerade eine Hand voll Zucht- 
unternehmen den Markt für industrielle Fleischhühner dominieren (ähnlich 
Legehennen) und weisen auf die potenziellen Gefahren hin (vgl. Crawford 
1990; Shaw/Spackman 1996). Dies insbesondere auch vor dem Hintergrund, 
dass die Planungshorizonte der Unternehmen (als primary breeders) 10 Jahre 
im Wesentlichen nicht überschreiten. 

Crawford verweist darauf, dass die genetische Vielfalt der industriellen stocks 


15 Im Original ist die Graphik in umgekehrter Form dargestellt, sie ruht mithin auf der breiten 
Basis des Output. Aus der Sicht der Verletzlichkeit des Systems scheint die hier gewählte 
Darstellungsform angemessen. 
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unbekannt ist und von daher Einschätzungen schwierig sind.'‘ Zudem hat es 
seit etwa 1960 keinen Marktzutritt in der industriellen Zucht mehr gegeben, 
Marktaustritte waren hingegen zu verzeichnen. Zudem vermutet Crawford, 
dass einige der bestehenden Zuchtunternehmen die gleichen Linien als Aus- 
gangsmaterial für ihre Zucht nutzen, d.h. es kann nicht davon ausgegangen 
werden, dass die wenigen industriellen Hybridzuchtunternehmen über Tiere 
verfügen, die sich genetisch wesentlich unterscheiden. Der Grund liegt in der 
scharfen Selektion auf extrem enge Leistungszuchtziele seit mehreren Jahr- 
zehnten. 

Die Unternehmen selbst stellen das Problem in Abrede: sie halten die Ent- 
wicklungsfähigkeit ihres stocks für ausreichend gesichert und sehen im Grund- 
satz keine Probleme (vgl. Preisinger 2000: 6). Vielmehr verweisen sie auf die 
Flexibilität des Systems, das für die Einführung eines neuen Hühnermodells 
mit neuen spezifischen Eigenschaften 3-4 Jahre benötige.” Diese Neuorientie- 
rungen würden auch durchgeführt, wobei sich die Kriterien der Zucht nach 
den Vorgaben der Prozessoren richte, die diese Kriterien wiederum durch 
Marktforschung als auch durch die direkte Interaktion mit den Kunden ent- 
wickelten. Da das Ausgangsmaterial für die Zucht hochgradig divers sei - die 
Ur-Großmuttergeneration trüge einen breiten Mix von Eigenschaften in sich, 
sei die Anpassungsfähigkeit dauerhaft sichergestellt. Dieser relativierenden Po- 
sition hält Bugos zum einen theoretisch entgegen, dass „the more closely in- 
bred a Hybrid became, the more genetically vulnerable to certain diseases it 
proved“ (Bugos 1992: 157). Er verweist zum anderen auf die „Missgeschicke“ 
der Vergangenheit: So waren z.B. Züchtungen der Peterson Poultry Breeders 
Company besonders anfällig für eine neue Form der Newcastle Disease, die in 
den USA ausbrach, mit der Folge, dass erhebliche Marktanteile verloren gin- 
gen (1972). Ähnlich ging es Hubbard mit der Marek Disease 1965. Neben der 
Anfälligkeit gegen spezielle Krankheiten hat auch allgemein die Immunkom- 
petenz der Hochleistungshühner abgenommen. Und selbst das eigentliche 
Ziel, die Leistungssteigerung kann inverse Effekte aufweisen: so musste Pilch 
in den späten 60er Jahren erhebliche Marktanteilsverluste hinnehmen, als die 
Legefähigkeit seiner Hennen aufgrund von genetischen Problemen abnahm. 
Aber auch wenn sich die Thematik der Agrobiodiversität im Kontext der in- 
dustriellen Hühnerzucht als umstritten erweist: Die Probleme verweisen auf 


16 Dies ist kein Zufall sondern für die Unternehmen eine wirtschaftliche Notwendigkeit, da ihr 
Geschäftskapital ganz wesentlich aus den Investitionen in die Hybridlinien besteht, eine 
Veröffentlichung der Daten der genetischen Diversität ihrer Pedigree Purelines würde Infor- 
mation aus der Hand geben, die es potenziellen Wettbewerbern ermöglichen könnte, in den 
Markt einzudringen. Insofern werden keine Informationen über die züchterische Basis des 
gesamten Hühnerproduktionssystems bereitgestellt werden können: die Stabilität des Sys- 
tems ist von daher für Außenstehende nicht bewertbar. 

17 Ob diese Flexibilität auch für grundsätzlich neue Produktionsanforderungen gilt, wie z.B. 
ein freilaufendes sozial verträgliches Hybridhuhn, erscheint unklar. 
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möglicherweise immense Risiken, welche sich zum einen durch weitere Kon- 
zentrationstendenzen der industriellen Hühnerzucht und zum anderen auch 
durch Entwicklungen, die außerhalb der industriellen Hühnerzucht stattfin- 
den, noch weiter verschärfen werden. 

Crawford (1990) differenziert nach vier stocks: die industriellen (davon war ge- 
rade die Rede), die middle level stocks (traditionelle Zucht und Aufzucht), die 
indigenen stocks und die wilden stocks (Hobby Züchtung bleibt außen vor). 
In der Summe ist über die Situation der Agrobiodiversität aller dieser stocks 
wenig bekannt. Die middle level stocks sind, nach der Auffassung Crawfords, 
unter traditionellen bäuerlichen Haltungsbedingungen hochproduktiv. Aller- 
dings führt das industrielle Zucht- und Produktionssystem zu dessen Gefähr- 
dung. Diese middle level stocks werden weltweit zunehmend auskonkurriert: 
die wirtschaftliche Nutzung, die Voraussetzung für den Erhalt dieser stocks 
und der Agrobiodiversität generell, wird zunehmend durch den Erfolg des in- 
dustriellen Produktionssystems in Frage gestellt. Gleichzeitig sind aber weitere 
negative Entwicklungen bzgl. der genetischen Diversität der Hühner festzustel- 
len: Der Rückzug des Staates in den USA aus einer Reihe von landwirtschafts- 
bezogenen Aktivitäten führt u.a. dazu, dass Lehrstühle der Hühnerzucht nicht 
mehr neu besetzt werden und damit der Tierbestand der jeweiligen For- 
schungseinrichtungen abgewickelt wird (Pisenti et al. 2002)."? 


4. Ein Fazit 


In der Diskussion um die Agrobiodiversität der Tiere wird das Huhn als das 
in der Landwirtschaft genutzte Lebewesen beurteilt, dessen genetische Res- 
sourcen am stärksten gefährdet sind (Crawford 1990). Die Übereinstimmung 
zwischen dem globalisierten Huhn und den am meisten gefährdeten geneti- 
schen Ressourcen (Huhn) erscheint nicht als zufällig, sondern geradezu als 
zwangsläufig: die Zerstörung herkömmlicher Produktionsformen und damit 
der genetischen Ressourcen ist die Vorbedingung für den Erfolg des industria- 
lisierten Systems. 

Der Aufbau alternativer (biodiverser) Systeme kann deshalb im Grundsatz in 
einem solchen durch economies of scale und die Externalisierung von Kosten 
geprägten Bereich nicht wirklich erfolgreich sein. Es sind bestenfalls Nischen- 
strategien denkbar, die, wenn hinreichend gestaltet, einen wesentlichen Beitrag 
zum Erhalt der Agrobiodiversität und der genetischen Vielfalt leisten können. 
Entsprechende Ansätze werden gegenwärtig allein im NGO Bereich realisiert. 


18 Dieser Faktor zeigt die Janusköpfigkeit der aktuellen Entwicklung auf. Waren es staatlich ge- 
stützte Aktivitäten, die generelle Entwicklungen möglich machten und insofern befördert 
haben, so erweisen sich gleichwohl diese Aktivitäten heute als einzige Rückversicherung, jen- 
seits der Aktivitäten der Unternehmen, eine genetische Basis auch für die industrielle Pro- 
duktion aufrechtzuerhalten. 
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Die subsistenzorientierten Systeme in den sog. Entwicklungsländern haben das 
Potenzial des Erhalts und der Entwicklung der Vielfalt, diese Funktionen wer- 
den aber gegenwärtig nicht als solche anerkannt und honoriert. Vielmehr ist 
festzustellen, dass diese Systeme zunehmend wegkonkurriert werden. Die 
WTO Verhandlungen über die Liberalisierung der Agrarmärkte leisten keinen 
Beitrag zum Erhalt der Agrobiodiversität, sondern fördern im Gegenteil die 
weitere Industrialisierung der Landwirtschaft mit den beschriebenen Folgewir- 
kungen. Die Ansätze der CBD und der FAO, die auf die Entwicklung der 
Agrobiodiversität ausgerichtet sind, erweisen sich gegenwärtig im besten Fall 
als wenig entwickelt und zielen vor allem darauf ab, via staatlicher Unterstüt- 
zung oder durch die Erschließung von Nischenmärkten einen Beitrag zum 
Agrobiodiversitätserhalt zu leisten. Sie stellen insofern in Verbindung mit dem 
Aufbau von Genbanken für tiergenetische Ressourcen im besten Fall eine 
back-up Strategie dar, die an den Entwicklungsdynamiken insgesamt wenig 
ändert, weil sie an den Ursachen nichts ändert. Auch im Bereich der Nutz- 
pflanzen stellt diese Strategie, der Aufbau von Genbanken und die Fortfüh- 
rung der ungebrochenen Dynamik industrialisierter landwirtschaftlicher Pro- 
duktion, mit dem Seiteneffekt der Verdrängung traditioneller agrobiodiversi- 
tätsfördernder Produktionssysteme, die gängige Praxis dar. Diese Strategie der 
Schadensbegrenzung statt Ursachenvermeidung wird als ökonomisch sinnvoll 
erachtet und ihre Risiken werden in Kauf genommen. 

Im Grundsatz zielen die Strategien auf die umfassende Industrialisierung von 
Organismen ab, wobei die dahinter stehende Entwicklungsvorstellung darauf 
abhebt, dass durch molekulargenetische Techniken aus einem Reservoir von 
genetischen Ressourcen, die durch Genbanken bereitgestellt werden, Zucht- 
fortschritte dauerhaft möglich sınd. 

Gegenbewegungen halten diesen Ansatz für wirklichkeitsfremd, weil die Lebe- 
wesen Bestandteil komplexer ökologischer und auch sozialer Kontexte sind; 
danach erfordern ein nachhaltiger Erhalt und die evolutive Entwicklung unter- 
schiedliche Systeme (Züchtungs- und Haltungs- bis hin zu Konsumformen). 
Dieses bedeutet letztlich einen Paradigmenwechsel: Von der Vorstellung der 
Konstruierbarkeit und Beherrschbarkeit der „Natur“ hin zu einem angemesse- 
nen Umgang mit „Natur“. Verfolgt der erstgenannte Ansatz eine radikale Risi- 
kostrategie, so orientiert der letztgenannte auf Risikoreduktion sowie auf Vor- 
sorge integrierende Vorstellungen eines „guten Lebens“ - ist aber mit den Dy- 
namiken des dominierenden Produktionssystems nicht vereinbar. 
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Abstieg West durch Aufbau Ost ? 


Seit der Vereinigung der DDR mit der 
Bundesrepublik Deutschland ist die Lage 
im Osten Gegenstand der wirtschafts-, 
finanz- und sozialpolitischen Debatten, 
wie sie ın der Politik und den Medien, 
aber auch unter Experten und in priva- 
ten Zirkeln, geführt werden. Selten ging 
es dabei bisher um Erfreuliches, um Er- 
folge etwa beim Aufbau Ost oder um 
Fortschritte bei der Anpassung der Wirt- 
schaft an westdeutsche Standards. In der 
Regel überwogen eher die schlechten 
Nachrichten wie das Ausbleiben des 
wirtschaftlichen Aufschwungs, die Krise 
am Arbeitsmarkt, das Fehlen von Aus- 
bildungsplätzen, die Abwanderung von 
Berufseinsteigern u.a.m. Da diese Nach- 
richten zumeist mit der Forderung nach 
mehr Solidarität für den Osten, das 
heißt, mehr Geld für den Aufbau Ost, 
mehr Transferleistungen, mehr Finanz- 
ausgleichszahlungen usw., verbunden wa- 
ren, und dies wiederum höhere Steuern 
und Beiträge nach sich zog, den Anstieg 
der Staatsverschuldung forcierte usw., 
wurde das Thema „Ost“ zunehmend un- 
populär. Es verschwand nach und nach 
aus den Schlagzeilen und den Talkshows, 
ungeachtet seiner Relevanz für die ge- 
samtdeutsche Entwicklung. 

Nach den Feierlichkeiten zum Vereini- 
gungsjubiläum im Oktober 2000 und der 
im Jahr darauf erfolgten Verabschiedung 
des Solidarpakts II glaubte man, dieses 
Problem endgültig erledigt zu haben. 
Dies erwies sich jedoch als eine klare 
Fehleinschätzung: Das Thema „Ost“ ist 
in die öffentlichen Debatten zurückge- 
kehrt und bestimmt gegenwärtig die po- 
litische Diskussion mehr denn je. 
Gründe dafür gibt es mindestens zwei, 


zum einen das Scheitern des Aufbau Ost 
und die drohende Gefahr, dass Ost- 
deutschland wirtschaftlich und sozial 
vollends abgehängt und zum Mezzo- 
giorno Deutschlands wird. Und zweitens 
die Angst des Westens, durch den Osten 
finanziell überfordert und dadurch 
schließlich in seinen eigenen Entwick- 
lungsmöglichkeiten beeinträchtigt zu 
werden. „Abstieg West“ durch „Aufbau 
Ost“, so brachte es der Spiegel kürzlich 
auf den Punkt. Und weiter: „Der Osten 
steht still - und der Westen stürzt ab, 
weil er die Milliardentransfers längst aus 
der eigenen Substanz begleichen muss ... 
So werden jährlich rund 90 Milliarden 
Euro ... aus dem produktiven Kern der 
westdeutschen Wirtschaft entnommen - 
um im Osten weitgehend wirkungslos zu 
verglühen.“ (Der Spiegel 15/2004: 25) 
Damit ist das Tabu gebrochen und die 
vermeintliche Ursache für die Wachs- 
tumsflaute in Deutschland beim Namen 
genannt: die Milliardentransfers für den 
Osten sind schuld! - Die Konsequenz 
liegt auf der Hand: Die Transferzahlun- 
gen müssen gekürzt werden! Zumal sie 
ohnehin kaum etwas bewirkt haben und 
der Osten sich als „Fass ohne Boden“ 
erwiesen hat. 

Andere Autoren urteilen hier vorsichti- 
ger, denken aber durchaus ähnlich: Die 
Misere im Osten zieht den Westen - und 
damit ganz Deutschland - wirtschaftlich 
und sozial zunehmend nach unten. Es 
wird daher höchste Zeit, beim Aufbau 
Ost eine „Kurskorrektur“ vorzunehmen 
und die Finanztransfers wenn nicht zu 
stoppen, dann doch zumindest neu aus- 
zurichten und in ihrem Umfang spürbar 
zu reduzieren. 
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1. Fehlleistung Aufbau Ost 


Den Hintergrund für die Debatte um 
den gescheiterten Aufbau Ost und die 
West-Ost-Transfers bildet die seit mehr 
als drei Jahren anhaltende Stagnation der 
deutschen Wirtschaft - ein wahrhaft düs- 
terer Fakt, der sich auch durch die 
schwache Konjunkturbelebung in diesem 
Jahr nicht wesentlich aufhellen wird. 
Vermutlich gibt es hier auch in den 
kommenden Jahren keine spektakulären 
Erfolge zu vermelden, so dass die Lage 
angespannt bleibt und sich eine Besse- 
rung nur langsam und zudem sehr ver- 
halten abzeichnet. 

In Deutschland wurde es offensichtlich 
versäumt, Wirtschaft und Gesellschaft 
rechtzeitig und vorausschauend zu mo- 
dernisieren und auf die neuen Bedingun- 
gen in der Welt einzustellen. Und das 
nicht nur in den letzten Jahren, unter 
Rot-Grün, sondern bereits unter der kon- 
servativ-liberlen Regierung Helmut 
Kohls. Wiederholt gab es Ansätze, das 
Wirtschafts- und Sozialsystem der Sozia- 
len Marktwirtschaft zu reformieren. A- 
ber, statt die unabweislichen Reformen 
auf den Gebieten Bildung, Arbeit, Alters- 
sicherung, Gesundheit, Steuerrecht, Wirt- 
schaftsförderung, Länderstruktur, Regio- 
nalentwicklung usw. zügig anzugehen, 
die Probleme zu diskutieren und das, 
was Not tut, zu tun, überwogen Behar- 
rungsvermögen und „Besitzstandsden- 
ken“. Man glaubte, sich noch lange auf 
den Lorbeeren der Vergangenheit ausru- 
hen zu können. Der Niedergang des real- 
sozialistischen Konkurrenzmodells im 
Osten Deutschlands und im gesamten 
„Ostblock“ bestärkte diese Haltung und 
trug nicht wenig dazu bei, die „Reform- 
resistenz“ und „Status-quo-Präferenz“ der 
alten Bundesrepublik, nun noch angerei- 
chert mit Siegerarroganz, Überlegen- 
heitsposen und Besserwisserei, zu Stereo- 
typen werden zu lassen. 

Unter diesen Bedingungen war der Voll- 
zug der deutschen Vereinigung nur als 
„Beitritt“ der DDR zur Bundesrepublik 
denkbar, als „Anschluss“ oder „Über- 


nahme“ der DDR an/in ein fertiges Ge- 
sellschafts-- und Wirtschaftsmodell (Gros 
1994; Roesler 1999). Dies schränkte die 
Optionen für die Zukunft Ostdeutsch- 
lands von vornherein erheblich ein, denn 
die Vereinigung zielte somit weder auf 
ein neues Deutschland noch auf ein 
modifiziertes, auch die Erfahrungen der 
DDR _ berücksichtigendes Gesellschafts- 
modell. Im Visier war lediglich eine um 
das Beitrittsgebiet vergrößerte Bundesre- 
publik alten Musters. Dies galt für alle 
gesellschaftlichen Institutionen, die ohne 
Rücksicht auf ihre Passfähigkeit und Ef 
fizienz dem Osten übergestülpt wurden, 
nicht zuletzt auch im Bereich der Wirt- 
schaft, deren Umbau sich getreu dem 
vorgegebenen Muster vollzog. 

Das heißt, der Aufbau Ost war von An- 
fang an als ein Nachbau West konzipiert 
- „ein tragischer Transfer, der den Osten 
heute genauso teuer zu stehen kommt 
wie die finanziellen Transferleistungen 
die westdeutsche Seite“ (Philipp 2004). 
Auf der Grundlage der durch die Treu- 
hand in einem beispiellosen Akt von 
Tabula-rasa-Politik geschaffenen „Bau- 
freiheit“ sollte im Osten eine der west- 
deutschen Wirtschaft adäquate, aber 
kleinteiligere, vor allem auf regionale 
und lokale Märkte ausgerichtete Wirt- 
schaftsstruktur entstehen - wenig Indust- 
rie, kaum Forschung, dafür viel Hand- 
werk und Dienstleistungen. Eine derarti- 
ge Wirtschaft wäre keine Konkurrenz für 
die westdeutschen Unternehmen, aber 
vollständig abhängig von diesen. 

Nach anderthalb Jahrzehnten Aufbau 
Ost unter der Regie der Bundesregierung 
und westdeutscher Konzerne ist dies ge- 
nau das, was wir heute in den neuen 
Bundesländern vorfinden: eine kleinteili- 
ge Dependenzökonomie mit einem ge- 
ringen überregionalen Exportanteil, einer 
relativ schmalen industriellen Basis und 
nur wenigen Forschungs- und produkti- 
onsnahen Dienstleistungszentren (IWH 
2002: 88f; Kowalski 2004), dafür aber 
viele Kleinst-, Klein- und Mittelbetriebe, 
ausgerichtet auf lokale und regionale 
Märkte, die in ihrer Produktentwicklung 
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und Fertigung von westdeutschen Groß- 
betrieben, Headquarters, Forschungs- 
zentren, Handelsketten und Banken ab- 
hängig sind. Dass auf dieser Basis kein 
selbsttragender Aufschwung möglich ist, 
versteht sich von selbst. Dass die ost- 
deutsche Wirtschaft zudem aber auch 
noch eine fragmentierte Struktur auf- 
weist, große strukturelle Defizite besitzt, 
Standortnachtele und Wettbewerbs- 
schwächen, ist eine Folge des Verzichts 
der Regierung auf eine strukturbestim- 
mende Wirtschaftspolitik. „Marktprozes- 
se allein“, so die nunmehr erfolgte ord- 
nungspolitische Einsicht im Gesprächs- 
kreis um Klaus von Dohnanyi, vermögen 
dies „nicht zu bewerkstelligen“ (Dohna- 
nyi/Most 2004: 2). - Die Einsicht 
kommt spät, womöglich zu spät. 
Nichtsdestotrotz ist sie zutreffend. 
Vierzehn Jahre nach dem Ende der DDR 
bietet Ostdeutschland ein zwiespältiges 
Bild: Moderne Infrastruktur und neue 
Produktionsstätten neben verfallenden In- 
dustrieanlagen, neu erbaute Wohnsiedlun- 
gen inmitten entindustrialisierter Land- 
striche, aufwendig restaurierte historische 
Stadtzentren, Marktplätze, Rathäuser, 
Kirchen, Schlösser und Parkanlagen, um- 
geben von Abrissgebieten, Industriebra- 
chen und verlassenen Dörfern. Neben 
zahlreichen positiven Beispielen gibt es 
mindestens ebenso viele negative. Das 
Nebeneinander von Positivem und Ne- 
gativem macht es beinahe unmöglich, 
für die Region als Ganze eine gültige 
Aussage zu treffen. Licht und Schatten 
liegen allzu dicht beieinander und die 
persönliche Sicht wird jeweils durch zu- 
fällige Wahrnehmungen bestimmt. Ver- 
sucht man jedoch anhand der vorliegen- 
den Daten ein Gesamtbild zu konstruie- 
ren, eine makroökonomische Bilanz, so 
erweist diese sich per Saldo als negativ, so 
regional und strukturell differenziert sich 
dies im einzelnen auch darstellen mag. 

So ist es nicht gelungen, Ostdeutschland 
zu einer wirtschaftlich prosperierenden 
Region zu entwickeln, zu einer Aufbau- 
und Aufholregion mit dynamischem 
Wirtschaftswachstum, einem Vorsprung 


an Produktivität, innovativ und wettbe- 
werbsfähig, führend in Bildung und For- 
schung, bei Zukunftstechnologien. Ganz 
im Gegenteil: Der Osten ist heute weder 
eine blühende Wirtschaftslandschaft 
noch eine innovative Bildungs- oder For- 
schungsregion; er ist kein Zuzugsgebiet, 
kein Magnet für Investoren, kein Ort für 
junge Menschen, kein Vorbild für andere 
Länder und Regionen. Er ist daher auch 
kein „Zukunftsmodell“, im Sinne einer 
Vorwegnahme postindustrieller Entwick- 
lung, wie einige Sozialwissenschaftler 
glauben (Engler 2002; Busse/Dürr 2003). 
Als eine weitgehend deindustrialisierte, 
fragmentierte und wirtschaftlich unter- 
entwickelte Region ist der Osten auf 
dem besten Wege, zum Mezzogiorno 
Deutschlands zu werden. Bereits heute 
gehört er zu den größten Problemzonen 
Europas - charakterisiert durch die typi- 
schen Merkmale derartiger Regionen wie 
Unterbeschäftigung, Billiglöhne, Abwan- 
derung, Überalterung und Verarmung. 
Finanziell „am Tropf“ des Westens hän- 
gend, verkörpert Ostdeutschland heute, 
nach vierzehn Jahren Aufbauarbeit, eine 
typische Transfergesellschaft - und dies 
nicht nur wirtschaftlich, sondern auch 
sozial und mental (Busch 2002a). Seine 
Bedeutung für den Westen scheint sich 
inzwischen in seiner Bestimmung als Ab- 
satzmarkt und Arbeitskräftereservoir zu 
erschöpfen. Mit der Osterweiterung der 
Europäischen Union wird Ostdeutsch- 
land zudem zur wichtigsten Transitregi- 
on Europas, was zugleich etwas über die 
eigentliche Zwecksetzung des intensiven 
Infrastrukturausbaus seit 1990, als dem 
Hauptfeld des Aufbau Ost, verrät. 

Das negative Gesamtbild des Ostens 
wird insbesondere von drei Problemkrei- 
sen bestimmt, der Demographie, der 
Wirtschaftsentwicklung und der Trans- 
ferabhängigkeit. 

Der erste Punkt betrifft neben dem dra- 
matischen Rückgang der Geburtenrate 
vor allem die Abwanderung, ein Trend, 
der seit 1989 ungebrochen ist und der 
sich zuletzt sogar noch verstärkt hat. 
Insgesamt kehrten rund 3 Millionen 
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Menschen dem Osten den Rücken, zu- 
meist für immer. Dass im Gegenzug etwa 
halb so viele den umgekehrten Weg 
wählten, also von West nach Ost zogen, 
ändert hieran nur wenig, denn die, die 
gehen, sind zumeist junge Menschen im 
arbeitsfähigen Alter, zunehmend auch 
junge Frauen, während die, die kommen, 
dies mehrheitlich nicht sind. Ökono- 
misch bedeutet diese Entwicklung eine 
Katastrophe, denn der Osten verliert auf 
diese Weise sein Humankapital und sei- 
ne Zukunft in einem: Die Bevölkerung 
schrumpft, von einst 16,6 Millionen 
(1989) auf 14,5 (2010) - und dann weiter, 
auf dreizehn, zwölf, zehn Millionen. 
Dieser Prozess ist irreversibel; er lässt 
sich bestenfalls verlangsamen. Zugleich 
altert die Bevölkerung überproportional, 
so dass im Jahr 2030 mehr als ein Drittel 
der Ostdeutschen im Rentenalter sein 
wird. 

Um das Ausmaß dieser Veränderung be- 
greiflich zu machen, ist es hilfreich, sich 
die Hochrechnung für bestimmte Gebie- 
te vor Augen zu führen. So ging die 
Einwohnerzahl Sachsen-Anhalts von 
knapp 3 Millionen (1989) bis heute auf 
2,5 Millionen zurück. Im Jahr 2020 wer- 
den es nur noch 2 Millionen sein und 
2050 weniger als 1,5 Millionen - ein 
Rückgang von 50 % innerhalb von nur 
zwei Generationen! (Bulleriahn 2004: 
26ff.) Da für ganz Deutschland bis 2050 
ein Rückgang von 9 % prognostiziert ist, 
wird deutlich: Die „demographische Ka- 
tastrophe“, von der allenthalben die Re- 
de ist, findet im Osten statt, hier aber 
mit einschneidenden Konsequenzen für 
Wirtschaft, Bildung, Lebensniveau und 
Kultur. 

Das zweite Problem, die Wirtschaftsent- 
wicklung, lässt sich unter zwei Aspekten 
diskutieren, als absolute und als relative 
Veränderung, letztere bezogen auf West- 
deutschland. Wesentlich ist der relative 
Aspekt, da sich nur hieran der Grad der 
Konvergenz, der Stand des Zusammen- 
wachsens beider Landesteile, festmachen 
lässt. Setzt man als Kriterium für eine 
derartige Analyse die Bruttowertschöp- 


fung, gemessen am Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner, so lassen sich in der Wirt- 
schaftsentwicklung Ostdeutschlands bis- 
her drei Phasen unterscheiden: Zunächst 
die Crash-Phase (1990 - 1991), in wel- 
cher das BIP-Ost um ca. 40 % zurück- 
ging und sich folglich der Abstand ge- 
genüber dem Westen merklich vergrößer- 
te. Darauf folgte eine Stabilisierungs- und 
Aufbauphase (1992 - 1995), in welcher 
die ostdeutsche Wirtschaft durchschnitt- 
lich um neun Prozent wuchs, genug, um 
die Verluste der Vorjahre wieder aus- 
zugleichen und mit dem Aufholprozess 
zu beginnen. Diese Entwicklung brach 
jedoch 1996 abrupt ab. Seitdem erleben 
wir eine dritte Phase, gekennzeichnet 
durch minimales Wachstum, Stagnation 
oder Rezession. Da das Wirtschafts- 
wachstum seit 1997 im Osten deutlich 
schwächer ist als im Westen, wird der 
Abstand nicht kleiner, sondern wieder 
größer. Statt Konvergenz finden wir Di- 
vergenz, statt Integration Polarisierung: 
ökonomisch war die deutsche Vereini- 
gung ein Fehlschlag. 

Zusammenfassend wird deutlich, dass 
sich der Aufbau Ost bisher im wesentli- 
chen als ein struktureller Umbau und 
produktivitätsfördernder Modernisierungs- 
prozess vollzogen hat. Als Wachstums- 
prozess führte er dagegen nur wenig über 
das Niveau von 1989 hinaus. Seit 1996 
verharrt das ostdeutsche BIP je Einwoh- 
ner bei ca. 62% des westdeutschen Refe- 
renzwertes. Dies zeigt sich tendenziell 
auch bei anderen Kennziffern, von den 
Investitionen bis zu den Einkommen 
und dem Konsum, hier jedoch auf höhe- 
rem Niveau (Priewe 2004; Busch 2002b). 
Von besonderer Bedeutung in diesem 
Zusammenhang ist die Entwicklung der 
Ausrüstungsinvestitionen, wo West- 
deutschland seit 1997 höhere Quoten (je 
Einwohner) verzeichnet als Ostdeutsch- 
land (StaBA 2003). Damit sind die Wei- 
chen für die wirtschaftliche Entwicklung 
der nächsten Jahre gestellt, die Konse- 
quenzen für die Löhne, Renten, Kon- 
sumausgaben usw. werden nicht lange 
auf sich warten lassen, so dass sich auch 
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hier der Trend umkehrt und nicht mehr 
die Angleichung der Lebensverhältnisse 
zwischen Ost und West das Bild be 
stimmt, sondern die zunehmende regio- 
nale Differenzierung. 

Das dritte Problem, die Transferabhän- 
gigkeit, ist eine direkte Folge der wirt- 
schaftlichen Unterentwicklung Ost- 
deutschlands und des Scheiterns des 
Aufholprozesses. Unmittelbarer Ausdruck 
dessen ist die sogenannte Produktionslü- 
cke, das heißt, das Zurückbleiben der 
Produktion hinter den Einkommen und 
dem Verbrauch. Geschlossen wird diese 
Lücke mittels öffentlicher Transfers und 
privater Kapitalzuflüsse. Auf diese Weise 
fließen jährlich für mehr als 100 Milliar- 
den Euro Güter sowie öffentliche und 
private Finanzmittel von West nach Ost. 
Knapp die Hälfte der öffentlichen Trans- 
fers sind Sozialausgaben, etwa ein Drittel 
Aufwendungen für staatliche Einrichtun- 
gen; der Anteil der Infrastrukturausgaben 
lag zuletzt bei 13%, der für Wirtschafts- 
förderung bei 9% (TWH 2003). Insgesamt 
decken die Transfers rund ein Viertel der 
ostdeutschen Nachfrage. 

Erklärtes Ziel der Transferzahlungen ist 
es, den Bundesbürgern im Osten die laut 
Grundgesetz garantierten gleichwertigen 
Lebensverhältnisse zu ermöglichen, auch 
wenn die Wirtschaftsleistung hier gerin- 
ger ist als im Westen. Darüber hinaus 
sollen sie die Wirtschaftsentwicklung in 
den neuen Ländern fördern. Ihre tatsäch- 
liche Wirkung ist jedoch zwiespältig: Ei- 
nerseits ermöglichen sie, dass im Osten 
mehr verbraucht als produziert wird, an- 
dererseits aber blockieren sie gerade da- 
durch die Entwicklung Ostdeutschlands 
als Produktionsstandort. Letzteres erklärt 
sich daraus, dass die Finanztransfers in 
einen ökonomischen Kreislauf einge- 
bunden sind, dessen primärer Teil nicht 
der Geld-, sondern der Güterfluss von 
West nach Ost ist, der Realtransfer. Das 
Geld vermittelt diesen lediglich, fließt 
selbst aber als Erlös in den Westen zu- 
rück, um dort als Einkommen, Gewinn, 
Ersparnis, Steuer usw. wirksam zu wer- 
den. Auf dieser Grundlage expandiert die 


Produktion im Westen, entstehen dort 
Arbeitsplätze, Investitionen, Einkommen 
usw., während der Osten lediglich einen 
höheren Konsum verzeichnet, in seiner 
Entwicklung jedoch auf der Strecke 
bleibt. 

Das positive „Echo“ der Transfers war in 
Westdeutschland vor allem in den ersten 
Jahren der Einheit durch die Übernahme 
des ostdeutschen Marktes und der Ex- 
porte nach Osteuropa zu spüren. Da- 
mals betrug der westdeutsche Lieferüber- 
schuss mehr als die Hälfte des ostdeut- 
schen BIP. Bis heute aber funktioniert 
der Transferkreislauf, so dass die west- 
deutsche Wirtschaft einen dauerhaften 
Niveaueftekt verzeichnet, mit allen posi- 
tiven Auswirkungen für Beschäftigung, 
Einkommen, Steuereinnahmen usw. Auf 
dieser Grundlage entstanden im Westen 
ca. 1,5 Millionen Arbeitsplätze; allein die 
zusätzlichen Steuer-- und Beitragsein- 
nahmen betragen jährlich mehr als 40 
Milliarden Euro, die den Belastungen 
durch die Finanztransfers gegenzurechnen 
sind (Müller 1998; Burda/Busch 2001). 
Die innere Logik des Transfermechanis- 
mus ist spätestens seit der Analyse der 
fatalen Wirkungen der Reparationszah- 
lungen Deutschlands nach dem Ersten 
Weltkrieg durch John Maynard Keynes 
(1929) sowie durch die Arbeiten Gunnar 
Myrdals zur Ökonomik unterentwickel- 
ter Regionen (1957) bekannt und war 
daher vorhersehbar. Weitere Lehren sind 
den missglückten Versuchen einiger Län- 
der der „dritten“ Welt zu entnehmen, 
über eine importgestützte Entwicklung 
via „Entwicklungshilfe“ Anschluss an die 
„erste“ Welt zu finden. Ostdeutschland 
ist dabei, ähnliche Erfahrungen zu ma- 
chen, wenn es nicht gelingt, aus dem 
Teufelskreis der Transferabhängigkeit aus- 
zubrechen. Entscheidende Voraussetzung 
dafür ist die Rückeroberung der Märkte 
und die Steigerung des Exports, was un- 
ter den gegenwärtigen Rahmenbedingun- 
gen jedoch kaum möglich erscheint. 

Wie es zu dieser verfahrenen Situation 
gekommen ist, ist im Prinzip bekannt: 
Neben der Währungs, Wirtschafts- und 
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Sozialunion, wodurch zwei ganz unter- 
schiedliche Wirtschaftsräume über Nacht 
in einen einheitlichen Währungsraum 
gepresst wurden, mit fatalen Folgen für 
die schwächere Wirtschaft Ostdeutsch- 
lands, sind hier vor allem die Modalitä- 
ten der Wiedervereinigung anzuführen - 
von der undifferenzierten Ausgrenzung 
ostdeutscher Eliten bis hin zur Massen- 
arbeitslosigkeit und übermäßigen Ent- 
wertung des Human- und des Sachkapi- 
tals. Darüber hinaus ist es aber auch der 
Transfermechanismus, der für den Osten 
keine selbsttragende ökonomische Ent- 
wicklung generiert, sondern eine solche 
eher blockiert, der westdeutschen Wirt- 
schaft aber ihren Vorsprung lässt, in der 
Produktion ebenso wie auf den Märkten 
(Busch 2002a: 281ff.). 

Neben diesen Erklärungsansätzen gibt es 
für das Scheitern des Aufbau Ost weitere 
Gründe. So ist die Tatsache, dass es in 
anderthalb Jahrzehnten nicht gelungen 
ist, Ostdeutschland trotz Wirtschaftsför- 
derung und massiver Investitionshilfen 
zu einer selbsttragenden Entwicklung zu 
verhelfen, offensichtlich auch darauf zu- 
rückzuführen, dass der eingeschlagene 
„fordistische Entwicklungspfad“ einer 
industriell geprägten Wachstums- und 
Vollbeschäftigungsgesellschaft im globa- 
len Maßstab bereits obsolet geworden 
ist. Der Aufbau Ost als Nachbau West 
konnte an der Schwelle zum 21. Jahr- 
hundert kein Erfolgsprojekt mehr sein, 
weil der Westen 1990 als Vorbild bereits 
überholt war und sein Umbau selbst 
schon auf der Tagesordnung stand. Die- 
ser verzögerte sich dann jedoch infolge 
der deutschen Vereinigung und kommt 
erst jetzt, infolge der Krise, allmählich in 
Gang. Während Westdeutschland sich 
nunmehr - unter neoliberalem Vorzei- 
chen - von einer Industrie- zu einer post- 
industriellen Gesellschaft entwickelt, 
steckt Ostdeutschland - als deindustriali- 
sierte, fragmentierte und am Tropf hän- 
gende Ökonomie - in einer Entwick- 
lungsfalle: Eine Rückkehr zur alten In- 
dustriegesellschaft ist nicht möglich, für 
einen Schritt nach vorn aber, hin zur 


modernen  Dienstleistungsgesellschaft, 
fehlen wesentliche Voraussetzungen. Vor 
allem fehlt das ökonomische Potenzial, 
gestützt auf eine effektive Bildung und 
Forschung und eine moderne Industrie, 
ohne welche keine selbsttragende 
Entwicklung möglich ist. 


2. Kurskorrektur als Rolle rückwärts 


Ohne eine Lösung der o.g. Probleme 
wird es für Ostdeutschland keine Zu- 
kunft geben. Es wird weiter am Tropf 
des Westens hängen und hinter den füh- 
renden Regionen Europas zurückbleiben. 
Zudem wird es künftig einem doppelten 
Druck ausgesetzt sein: von Seiten des 
Westens dem einer innovativen, leis- 
tungsfähigen Wirtschaftsgesellschaft mit 
hoher Produktivität und von Seiten des 
Ostens dem expandierender Volkswirt- 
schaften mit niedrigen Kosten und ge- 
ringen Sozialstandards. Dazwischen wird 
sich Ostdeutschland nur behaupten 
können, wenn es gelingt, wirtschaftlich 
einen Entwicklungssprung zu machen. 
Dieser jedoch lässt auf sich warten. Mitte 
der 90er Jahre geriet der Aufbauprozess 
ins Stocken. Aus dem Aufbau Ost wurde 
der Absturz Ost (Spiegel 36/1995). Lan- 
ge wollte man dies nicht wahrhaben, 
sprach von einer bloß temporären Sto- 
ckung und schönte die Zahlen, wo es 
nur ging. Schließlich wurde die offizielle 
Berichterstattung darüber eingestellt. So 
konnte sich die Illusion „blühender 
Landschaften“ weiter behaupten. Ebenso 
das Märchen, dass es den Menschen im 
Osten dank der solidarischen Hilfe des 
Westens inzwischen schon besser gehe 
als denen im Westen (Mindt 2003: 151). 
Als Wolfgang Thierse zur Jahreswende 
2000/2001 dann plötzlich mit der scho- 
ckierenden These aufwartete, „der Osten 
stehe auf der Kippe“, fand er dafür kaum 
Verständnis, geschweige denn, dass die 
Politik darauf mit einem Kurswechsel re- 
agiert hätte. 

Inzwischen ist die Situation derart ver- 
fahren, dass der Politik kaum noch Mög- 
lichkeiten für eine Rettung des Ostens 
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eingeräumt werden. „Die Lage ist ... zu- 
tiefst beunruhigend“ - so der Gesprächs- 
kreis v. Dohnanyi - „und es ist erschre- 
ckend, dass sich dies nicht in der Politik 
des Bundes widerspiegelt!“ (Dohna- 
nyi/Most 2004: 2). Wie sollte sie dies 
auch, wo doch der Aufbau Ost ganz of- 
fensichtlich gescheitert ist, als neolibera- 
les Marktkonzept ebenso wie als Chefsa- 
che des Kanzlers. Einzelne Vorzeigepro- 
jekte, temporäre Erfolge und positive 
Beispiele, die es zweifellos gibt, ändern 
dabei an der kritischen Gesamteinschät- 
zung der Lage nur wenig - und die ist 
katastrophal. Je mehr Zeit ins Land geht, 
um so untrüglicher wird dies. Feststel- 
lungen, wie die der Bundesregierung im 
letzten Jahresbericht zum Stand der 
deutschen Einheit, wonach der „ange- 
stoßene wirtschaftliche Entwicklungspro- 
zess auf dem richtigen Weg“ sei, es nur 
„länger“ dauere, bis der Erfolg sichtbar 
werde (Bundesregierung 2003: 12), ver- 
mitteln ein allzu euphemistisches Bild. 
Indem sie sich einseitig auf die positiven 
Beispiele berufen, spiegeln sie die tat- 
sächliche wirtschaftliche und soziale Si- 
tuation in den neuen Ländern nicht rea- 
listisch wider. 

Was jetzt Not tut, ist ein neuer Ansatz, 
ein neues Konzept, um der drohenden 
Verödung im Osten entgegenzuwirken. 
Da ein solches Konzept von der Bundes- 
regierung kaum zu erwarten ist, hat sich 
ein Expertenkreis, bestehend aus 13 Ma- 
nagern, Politikern und Wissenschaftlern, 
zusammengefunden und ein entspre- 
chendes Papier vorgelegt, worin die 
Bundesregierung dringlichst zu einer 
„Kurskorrektur“ aufgefordert wird. Aus- 
schlaggebend für diese Initiative war, 
dass die Probleme des Ostens zuneh- 
mend „das ganze Deutschland entschei- 
dend berühren“ (Dohnanyi/Most 2004: 
28). Das Hauptaugenmerk der Ost- 
Experten gilt daher denn auch der 
Wachstumsschwäche der (west)deutschen 
Wirtschaft, deren entscheidende Ursache 
sie im verfehlten Aufbau Ost sowie in 
der Belastung Westdeutschlands durch 
die Transferzahlungen sehen. 


Im Spiegel wurde diese Aussage dahin- 
gehend kolportiert, dass anstelle des tat- 
sächlichen Volumens der Transferleis- 
tungen die Bruttozahlungen addiert 
wurden, seit 1991 sind dies rund 1.250 
Milliarden Euro (Der Spiegel 15/2004: 
25). Bereinigt man diese Größe um die 
Steuereinnahmen des Bundes im Osten, 
so erhält man eine Nettogröße von etwa 
900 Milliarden Euro. Aber auch diese 
Größe ist nicht gleichzusetzen mit den 
Kosten des Aufbau Ost, da der größte 
Teil dieser Mittel ganz normale inner- 
staatliche Transfers sind, wie sie auch in 
den alten Bundesländern anfallen. Dort 
käme nur niemand auf die Idee, sie ge- 
sondert als „Transfer“ auszuweisen. Der 
Anteil der Sonderleistungen für Ost- 
deutschland beläuft sich, verschiedenen 
Berechnungen zufolge, auf höchstens ein 
Viertel der Gesamttransfers (Busch 2002: 
271ff.), was in etwa dem Leistungsum- 
fang des Solidarpakts I (262 Mrd. ) 
entspricht. Derart korrigiert, relativiert 
sich die Transferbelastung für den Wes- 
ten ganz erheblich: Der Anteil der Net- 
totransfers am westdeutschen BIP liegt 
bei 4,3%, der der Sonderleistungen bei 
1,3% - keine Größenordnung also, die 
den Westen „wirtschaftlich herunter- 
zieht“ (Pohl 2004: 1). Zumal dieser fi- 
nanziellen Belastung der ökonomische 
Vorteil gegen zu rechnen ist, den der 
Westen seit 1990 aus dem Osten zieht. 
Am stärksten wiegt dabei die marktbe- 
herrschende Präsenz westdeutscher Unter- 
nehmen im Osten und die Zuwanderung 
ostdeutscher Arbeitskräfte. Beides aber 
findet im o.g. Papier keine Erwähnung, wo 
doch aber genau hier die erforderliche 
Kurskorrektur ansetzen müsste. 

Vorgeschlagen wird dagegen, die im 
Rahmen des Solidarpakts II für den Zeit- 
raum 2005 bis 2019 zugesagten Mittel in 
Höhe von 156 Milliarden Euro nicht für 
den weiteren Ausbau der Infrastruktur zu 
verwenden, sondern für die direkte Un- 
ternehmensförderung bei Konzentration 
dieser Mittel auf Wachstumskerne und 
Cluster mit hoher Wertschöpfungspo- 
tenz. So richtig dieser Ansatz ist, seine 
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Wirkung ist allein schon durch die Be- 
grenztheit der Mittel stark eingeschränkt. 
Die Vorschläge der Autoren gehen des- 
halb auch viel weiter: Im Zentrum ihres 
„Masterplanes“ soll die Ausgestaltung 
Ostdeutschlands als „Sonderwirtschaftszo- 
ne“ stehen sowie - besonders dringlich - 
die Errichtung einer „Sonderwirtschafts- 
zone Grenzregion“. Dem liegt die an- 
dernorts gemachte Erfahrung zugrunde, 
dass für die Gewinnung externer In- 
vestoren die „steuerliche Förderung weit 
wirksamer sein kann als z. B. (der) Infra- 
strukturausbau“ (Dohnanyi/Most 2004: 
20). Es war daher ein schwerwiegender 
Fehler - so das Papier -, dass die Bun- 
desregierung 1990 jede spürbare Steuer- 
präferenz für die neuen Bundesländer ab- 
gelehnt hat. Dabei darf man jedoch 
nicht vergessen, dass sie, wie Dietrich 
Genscher am 18. April 2004 im ARD- 
Fernsehen bemerkte, voll und ganz im 
Interesse der westdeutschen Wirtschaft 
gehandelt hat, welche an einem Absatz- 
markt im Östen interessiert war, nicht 
aber an ostdeutscher Konkurrenz. Sollte 
dies heute anders sein?! 

Eine „Sonderwirtschaftszone Ost“ würde 
sich jedoch nicht auf steuerliche Erleich- 
terungen beschränken, sondern zudem 
weitreichende Deregulierungsschritte in 
den Bereichen Bau, Umwelt und Arbeit 
umfassen, ferner eine „deutlichere Spar- 
strategie im öffentlichen Dienst“ und 
„erweiterte Privatisierungen“, die breite 
Einführung von Niedriglöhnen sowie 
längeren Arbeitszeiten. 

Berücksichtigt man, dass Ostdeutschland 
mit seinen niedrigen Löhnen, Subventi- 
onen und zahlreichen diskriminierenden 
Sonderregelungen de facto schon jetzt 
ein Sonderwirtschaftsgebiet ist, so lassen 
sich die Vorschläge zur Errichtung einer 
„Sonderwirtschaftszone“ nur als Versuch 
der endgültigen Abkopplung des Ostens 
vom Westen interpretieren. Ein „flä- 
chendeckender Anschluss“ an den Wes- 
ten sei, so Helmut Seitz, Mitglied des 
„Gesprächskreises“, ohnehin keine Opti- 
on mehr für den Osten (Seitz 2003: 6). 
Als Sonderwirtschaftszone wäre Ost- 


deutschland Experimentierfeld für einen 
ungezügelten deregulierten Kapitalismus, 
für weitere Lohnsenkungen, einen for- 
cierten Sozialabbau und die Beschnei- 
dung verfassungsmäßiger und sozialge- 
setzlich verankerter Rechte. Es ist nicht 
auszuschließen, dass sich ein solches 
Vorgehen für die Unternehmen kurzfris- 
tig auszahlt und sich dies in exorbitan- 
ten Gewinnzuwächsen, Investitionen und 
Arbeitsplätzen niederschlägt. Aber zu 
welchen Bedingungen und für welchen 
Preis? 

Derzeit liegen die effektiven Arbeitsein- 
kommen in der ostdeutschen Industrie bei 
62,1% des westdeutschen Niveaus (Schä- 
fer 2002: 633). In den Dienstleistungs- 
branchen ist die Lohnlücke zwischen Ost 
und West noch größer. Würde man, wie 
vorgeschlagen, für eine „wettbewerbsori- 
entierte Lohnfindung“ nun zusätzlich 
auch noch die im Osten mehr als dop- 
pelt so hohe Arbeitslosigkeit mit heran- 
ziehen, so liefe dies auf eine noch stärke- 
re Lohndiskrepanz hinaus. Zusammen 
mit den Auswirkungen der Agenda 2010 
und den Hartz-Gesetzen würde der Os- 
ten dadurch als Ganzes zu einem Nied- 
riglohngebiet werden, mit absehbaren 
Konsequenzen für das Lebensniveau, die 
Kultur - und die Abwanderung. 
Inwieweit Lohnsubventionen ein geeig- 
netes Mittel wären, von der Kostenseite 
her entlastend zu wirken und von der 
Verteilungsseite her stabilisierend, bliebe 
zu prüfen. Für eine Übergangsfrist und 
regional begrenzt wären sie möglicher- 
weise ein denkbarer Weg, um bestimmte 
Probleme in den Grenzregionen in den 
Griff zu bekommen. Flächendeckend an- 
gewandt aber und auf Dauer, würde ihr 
Einsatz eine Anpassung der Löhne nicht 
mehr an das Westniveau, sondern an das 
Niveau der Nachbarländer im Osten nach 
sich ziehen. - Aber so sind die Vorschläge 
für eine „dem Aufbau-Ost angemessenen 
Lohnstrategie* und einer „Sonderwirt- 
schaftszone Grenzregion“ letztlich wohl 
auch zu verstehen. Übersehen wird dabei 
jedoch, dass gerade in wirtschaftlich 
schwach entwickelten Gebieten wie dem 
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östlichen Grenzland regionale Wirt- 
schafts- und Einkommenskreisläufe die 
entscheidende ökonomische Basis bilden. 
Vorschläge zur Stärkung derartiger Regi- 
onen müssen deshalb bei den Einkom- 
men vor Ort anknüpfen. Brechen diese 
weg, so würde auch eine effiziente Pro- 
duktion den wenigen Unternehmen in 
diesen Gebieten wenig nützen. Der wirt- 
schaftliche Kollaps wäre unausweichlich. 
Im übrigen lässt sich eine wirtschaftliche 
Sonderentwicklung nicht herbeisubven- 
tionieren, sondern nur im Zusammen- 
hang mit einem gesamtdeutschen Wirt- 
schaftsaufschwung erreichen. Dafür je- 
doch wäre eine andere als die gegenwär- 
tig praktizierte, auf kurzfristige Marktef- 
fekte gerichtete und einseitig an Gewinn- 
interessen orientierte, neoliberale Wirt- 
schaftspolitik erforderlich. Im Osten wie 
im Westen. 
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Die falsche Antwort auf die amerikanische Frage 
Eine Replik auf Immanuel Wallerstein 


In dem in PROKLA 133 erschienenen Aufsatz „Auftakt zur globalen Anar- 
chie“ vertritt Wallerstein die These, dass das Ende der US-amerikanischen He- 
gemonie unmittelbar bevorsteht. Im folgenden skizziere ich eine alternative 
Interpretation. Sie ist von Antonio Gramscis berühmter, auf Romain Rolland 
zurückgehender Maxime, „Pessimismus des Verstandes, Optimismus des Wil- 
lens“ inspiriert. Wie viele der Linken ist Wallerstein optimistisch, dass ange- 
sichts der weltweiten Zunahme progressiver Kräfte die Macht der Vereinigten 
Staaten abnimmt. Während ich es durchaus sympathisch finde, dass Wallerst- 
ein versucht, theoretisch und polemisch die Kräfte zu unterstützen, die zum 
Beispiel gegen die US-amerikanische Außenpolitik opponieren, habe ich weit 
weniger Sympathie damit, wie er die jüngste Weltgeschichte interpretiert oder 
wie er die sozialen Kräfte im Kontext der entstehenden Weltordnung auffasst. 
Ich finde seine Analyse viel zu spekulativ, meines Erachtens ignoriert Wall- 
erstein fundamentale Aspekte der US-amerikanischen Herrschaft, vor allem ih- 
re strategischen Fähigkeiten, als auch ihre Verbindungen zu transnationalen 
politischen und klassenspezifischen Formationen. Pessimismus des Verstandes 
ist angebracht, will man die Entwicklung der sozialen und politischen Kräfte 
in der Weltordnung des neuen Jahrtausends angemessen einschätzen. 


Vormachtstellung, Hegemonie und Weltordnung 


Wallerstein argumentiert, dass das Jahr 2001 eine Verschiebung der Weltord- 
nung anzeigt. Zwischen 1945 und 1973 seien die USA die „hegemoniale 
Macht im Weltsystem“ gewesen, heute sei diese hegemoniale Macht im Nie- 
dergang begriffen. Die Weltordnung sei, zum Teil als Ergebnis dieses Macht- 
verlusts der USA, in eine Periode der „globalen Anarchie“ übergegangen und 
zwar im Anschluss an die Erschöpfung des neoliberalen Projekts, welches in 
den 90er Jahren in ernsthafte Schwierigkeiten geraten sei. In der globalen A- 
narchie würde kein einziger Akteur die Weltordnung kontrollieren, „schon gar 
nicht eine Hegemonialmacht im Niedergang wie die USA“ (S. 573) 

Wie ich in früheren Arbeiten dargelegt habe, gab es während der 1970er und 
1980er Jahre viele Autoren (Wallerstein eingeschlossen), die glaubten, die 'ö- 
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konomische' Macht der USA würde relativ schwächer werden und sei von 
dem aufstrebenden Westeuropa und Japan ebenso bedroht wie von dem ehe- 
maligen sowjetischen Block und der Dritten Welt (Gill 1986). Allerdings wur- 
de meines Erachtens nach die Konfiguration der globalen politischen und so- 
zialen Kräfte ın einer Periode der Krise falsch interpretiert: ın dieser Zeit 
scheint die US-amerikanische Macht vielmehr transnationaler, neo-liberaler 
und der Form nach disziplinierend geworden zu sein (Gill 1990). Damit wur- 
de eine Transformation in den Grundlagen der kapitalistischen Herrschaft an- 
gezeigt: weg von einer Hegemonie relativ zu den wichtigsten Bündnispartnern, 
hin zu einem - wie ich es heute nenne - Projekt der Vormachtstellung, wel- 
ches zunehmend auf Zwang und weniger auf Konsens beruht (Gill 2003). 
Heutzutage wird die These vom Niedergang der US-amerikanischen Herrschaft 
von einer Mehrheit der Kommentatoren geradezu ins Gegenteil verkehrt. So 
werden die USA häufig als allgegenwärtige und allmächtige Größe dargestellt, 
die alles zu überwältigen vermag, was sich ihr in den Weg stellt. Während in 
den 70er Jahren Wallersteins Argumente durchaus zum Mainstream zählten, 
sind seine Thesen heute eher ein nützliches Korrektiv zum Mainstream. Aller- 
dings schießt er vielleicht über das Ziel hinaus und unterschätzt das Ausmaß 
und die Tiefe der globalen Restrukturierung, die in den vergangenen 30 Jahren 
stattgefunden hat. 

Wallerstein wiederholt in seinem Artikel viele der Argumente, die er bereits 
seit 1970 vertritt. Meistens verwendet er die Kategorie der globalen Macht in 
einer ganz konventionellen Weise als Kampf zwischen Staaten (die Klassen 
und Staaten gegenüberstehen). Dies ähnelt sehr der „realistischen Schule“ der 
Theorie der Internationalen Beziehungen und deren Auffassungen von 
Machtpolitik und Staatsräson. Auch die Kategorisierung der Staaten nach Kri- 
terien ihres Entwicklungsstandes (Zentrum, Peripherie, Semi-Peripherie) 
kommt diesem Vergleich nahe. Allerdings tendiert diese Sichtweise dazu, die 
Grundlagen der globalen Macht und der Klassenherrschaft sowie ihren Aus- 
druck in der widersprüchlichen Entwicklung der Weltordnung zu verdecken. 
Im Unterschied dazu erscheint es mir plausibel, dass die neue Weltordnung 
von einem System disziplinierender Macht abhängt, die territoriale und nicht- 
territoriale Rahmenbedingungen in einer Welt von ansonsten formal souverä- 
nen Staaten vereint. Diese Staaten sind durch ein kapitalistisches Akkumulati- 
onsregime und durch eine im Entstehen begriffene, internationale politische 
und zivile Gesellschaft miteinander verbunden. Daher wird die Aufteilung der 
Staaten in formale Souveränitäten durch ein System ökonomischer, kultureller 
und politischer Integration konterkariert. 

In der gegenwärtigen Phase neoliberaler Globalisierung sind drei wesentliche 
Rahmenbedingungen der Macht dominierend: der disziplinierende Neolibera- 
lismus, der „Neue Konstitutionalismus“ und die verschärften Mechanismen 
von Überwachung oder Panoptismus, die alle drei zum Teil in der extensiven 
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militärischen und politischen Interventionskapazität der Vereinigten Staaten 
verkörpert sind (Gill 2001). Diese Kapazitäten beruhen auf einem weltweiten 
System von Militärbasen und Einrichtungen, die seit dem zweiten Weltkrieg 
unter der Kontrolle der USA stehen und die sich seit dem ersten Golfkrieg 
von 1991 rasant ausgebreitet haben, was wiederum den schnellen Einfall in 
den Irak und die Einnahme von Bagdad im Jahre 2003 ermöglichte. 


Globale Liberalisierung statt Abschottung der Machtsphären 


Natürlich hat Wallerstein recht, wenn er sagt, dass Krisen und Veränderungen 
der Weltlage die Legitimation der von dem USA angeführten Globalisierung 
in Frage stellen. Solche Veränderungen brachten das Wachstum gegenhege- 
monialer Kräfte voran. Obgleich es auch unter ihnen keine Einigkeit gab, 
stellten sie die Frage nach den Alternativen zur „Globalisierung von oben“ 
mit einer neuer Dringlichkeit. Was die Bedingungen angeht, unter denen fort- 
schrittliche Kräfte wirkliche politische Alternativen zum dominierenden Sys- 
tem von Akkumulation und Herrschaft formulieren, ist als ein Schlüsselele- 
ment der Globalisierung die Art und Weise festzuhalten, wie sich liberale 
Staatsformen im frühen 21. Jahrhundert ausbreiten. Unter anderem wird dabei 
die Rolle des Staates den privaten Kräften der bürgerlichen Gesellschaft unter- 
geordnet. Damit ist der Pfad der sozialen Entwicklung zu großen Teilen der 
Macht des Kapitals unterworfen, dessen Eigentumsrechte gesetzlich garantiert 
und aufrecht erhalten werden. 

Tatsächlich entsprach es in den vergangenen 20 bis 30 Jahren dem geopoliti- 
schen Trend - teilweise gefördert von der US-Politik - eine größere ökonomi- 
sche und politische Liberalisierung durchzusetzen, die Kapitalmobilität zu er- 
höhen und internationale Handels- und Investitionsströme zu fördern - was 
im Gegensatz zu den Voraussagen der meisten Theoretiker der 70er und 80er 
Jahre (einschließlich Wallersteins) steht, die statt zunehmender Liberalisierung 
eine zunehmende Abschottung, aggressiven ökonomischen Regionalismus und 
inter-imperiale Rivalitäten vorausgesagt hatten. 

In den 90ern wurde schließlich klar, dass sich die USA im Epizentrum des 
disziplinierenden Neoliberalismus befanden, der mit der Globalisierung des 
Finanzwesens, mit dem Machtgewinn und einer größeren Mobilität des Kapi- 
tals einherging. Dem lag die weltweite und das Konkurrenzprinzip unterstüt- 
zende Deregulierung (oder genauer gesagt die liberale Reregulierung) zugrun- 
de, die die Nationalstaaten und insbesondere die nicht konkurrenzfähigen 
Produzenten einem globalen Kraftfeld von Marktkräften unterwarf. Trotz häu- 
figer Meinungsverschiedenheiten gestalten die USA, ihre wichtigsten Bündnis- 
partner und die internationalen Finanzinstitutionen gemeinsam eine Welt, in 
welcher das Kapital relativ frei flottieren und sich offshore und onshore nie- 
derlassen kann, was ein weiteres Element der Liberalisierung der globalen poli- 
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tischen Ökonomie ist. In diesem Zusammenhang kam es auch zur Restruktu- 
rierung von Staaten, entweder weil ihre Regierungen dies beschlossen hatten 
oder weil sie gezwungen waren, eine investorenfreundliche Politik durchzuset- 
zen. Mitunter haben die internationalen Finanzinstitutionen den Staaten neo- 
liberale Reformen aufgezwungen - durch „strukturelle Anpassungsprogram- 
me“, durch die sogenannte „Schocktherapie“ oder auch durch militärische 
Drohungen. 

Damit ist ein Schlüsseltrend der vergangenen 20 Jahre benannt: Die Adaption 
einer liberalen Verfassung und anderer Maßnahmen, die dazu führten, dass die 
Grundzüge neoliberaler Politik bereits in Gesetzen, Verträgen und ökonomi- 
schen Institutionen enthalten sein musste. Beispiele dafür sind unabhängige 
Zentralbanken und die Verpflichtung zu einem ausgeglichenen Staatshaushalt. 
Diese Dimension neoliberaler Globalisierung bezeichne ich als „Neuen Kon- 
stitutionalismus“ (Gill 1998b, 1998a), sie steht in direktem Zusammenhang 
mit dem „Washington Konsens“, der während der 1990er Jahre von den Re- 
gierungseliten weltweit zunehmend akzeptiert wurde. 

Auch wenn Wallerstein der Meinung ist, dass die neoliberale Offensive in den 
1990er Jahren in Schwierigkeiten geriet, bleibt doch als wesentlicher Punkt, 
dass sich die disziplinierenden neoliberalen Reformen innerhalb der einzelnen 
Nationalstaaten durch ihre Verkörperung in Gesetzen sowie politischen und 
juristischen Apparaten verfestigten. Dies gilt auch für internationale Vereinba- 
rungen und Institutionen. Zentrale Beispiele sind die nordamerikanische Frei- 
handelszone NAFTA und die Welthandelsorganisation (WTO), ebenso wie das 
riesige Netz von bilateralen Investitionsabkommen, von denen viele - zumin- 
dest wenn die USA und Kanada beteiligt waren - nach dem Vorbild der 
NAFTA gestaltet wurden. In diesem Zusammenhang kam es auch in jenen 
kapitalistischen Staaten zu weitreichenden Liberalisierungen, die bislang durch 
einen hohen Grad an staatlichem Interventionismus gekennzeichnet waren. 
Auch die meisten Länder des früheren Ostblocks liberalisierten ihre ökonomi- 
sche Struktur zugunsten einer umfassenden Integration in das kapitalistische 
Weltsystem. 

Natürlich ist das nicht allein das Ergebnis US-amerikanischer Machtpolitik, 
sondern steht in direktem Zusammenhang mit Klasseninteressen, welche die 
Länder der „Triade“ (Japan, Nordamerika und Westeuropa) ebenso wie La- 
teinamerika, den früheren Ostblock sowie Ostasien und immer mehr auch 
China umspannen. Die herrschenden Klassen dieser Länder haben ein ge- 
meinsames Interesse an der Liberalisierung der globalen politischen Ökono- 
mie. Daher haben die USA zur Durchsetzung einer weltweiten ökonomischen 
Liberalisierung eine aus Unilateralismus, Bilateralismus und Multilateralismus 
gemischte außenpolitische Strategie angewandt. Ziel war, die weltweite Aus- 
dehnung der Macht des Kapitals zu forcieren - auch wenn dies niemals ohne 
Krisen oder Widersprüche vor sich gegangen war. 
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Indien und China, Japan und Korea 


Im Unterschied zu Wallersteins Betonung einer globalen ökonomischen Stag- 
nation kann, trotz einer weltweiten Zunahme der Ungleichheit in und zwi- 
schen den Staaten, nicht ignoriert werden, dass es in vielen Teilen der Welt 
ein erhebliches Wirtschaftswachstum gab (zum Beispiel in den zwei weltweit 
bevölkerungsreichsten Ländern China und Indien). Dieses Wachstum ging in 
den letzten zwei Dekaden mit einer rasanten Zunahme des internationalen 
Handels und der Auslandsinvestitionen einher. Die geopolitische Bedeutung 
dieser Entwicklung sollte jedoch nicht übergewichtet werden, da die Ökono- 
mien Indiens und Chinas im globalen Maßstab noch relativ klein sind. 

Wie auch immer, es gibt jedenfalls deutliche Hinweise darauf, dass beide Län- 
der oder besser gesagt, ihre jeweils herrschende Klasse, eine größere Integration 
in den Weltmarkt anstreben. In vielerlei Hinsicht wurde ihre Außenwirtschafts- 
politik in den letzten Jahren aggressiv liberalisiert. Durch die Förderung von 
ausländischen Investitionen sollten die komparativen Kostenvorteile billiger Ar- 
beit - sowohl qualifizierter als auch unqualifizierter - ausgenutzt werden. Mil- 
lionen chinesischer Wanderarbeiter produzieren am Perlenfluss Elektronik und 
Kleidung für globale Unternehmen und Indien verfolgt aggressiv das Ziel, den 
Export von Datenverarbeitung und Computerprogrammierung zu steigern. 
Ferner werden die ökonomischen Beziehungen zwischen den USA und China 
zunehmend symbiotischer. China bietet billige Arbeit und hoch-technologi- 
sche Produktionsstätten für die Herstellung US-amerikanischer Markenartikel, 
welche dann wiederum US-amerikanische Abnehmer finden, wie beispielsweise 
Wal-Mart. Außerdem finanziert China das US-amerikanische Haushaltsdefizit 
durch massiven Kauf von Bundesanleihen. 

Wallersteins Vermutung, dass Japan, Korea und China näher zusammenrücken 
werden, erscheint aus einer geopolitischen Perspektive wenig wahrscheinlich. 
Nicht nur weil jedes dieser Länder von der Prosperität der US-amerikanischen 
Ökonomie abhängig ist und den Zugang zu dieser Ökonomie benötigt, son- 
dern auch weil die USA eine erhebliche militärische Präsenz (Süd)korea und 
Japan haben. Auch kontrollieren die USA sowohl direkt als auch indirekt das 
Öl des Mittleren Ostens, und Japan, in (Süd)korea und zunehmend auch 
China sind für ihren Bedarf an Primärenergie auf dieses Öl angewiesen. China 
ist heute der weltweit zweitgrößte Energiekonsument nach den USA. 


Ost- und Westeuropa 


Mit dem Zusammenbruch des sowjetischen Kommunismus verschwand auch 
ein zum Kapitalismus alternatives System. Das heißt aber nicht, dass es über- 
haupt keine Alternative zur dominanten politischen Orthodoxie existieren 
würde, wir finden solche Alternativen insbesondere auf der neo-faschistischen 
und rassistischen Rechten. 


292 Stephen Gill 


Die neue Situation im ehemaligen Ostblock kann folgendermaßen interpre- 
tiert werden: Auf der einen Seite führte der Wunsch nach Freiheit und 
Gleichheit vor dem Gesetz zu einer lang anhaltenden Anziehungskraft der po- 
litischen Modelle des Westens auf die Bevölkerung des Ostens. Die Verfassun- 
gen, die der Revolution folgten, institutionalisierten daher einen bestimmten 
demokratischem Konsens. Allerdings dienten sie auch dazu, neue Eigentums- 
rechte für das Kapital einzurichten. 

Die Bedingungen, die den früheren Ostblockstaaten vom Westen auferlegt 
wurden, ließen ihnen nur wenige Wahlmöglichkeiten. Die Zustimmung der 
Bevölkerung wurde von einem gewissen Zwang begleitet, denn der frühere 
Ostblock hatte das westliche, liberale System mit seinen absoluten Garantien 
für das Recht auf Privateigentum zu akzeptieren, andernfalls würde es keine 
westliche Hilfe geben. In der Tat hatten jene, die sich weigerten wie z.B. Ser- 
bien, mit strengen Strafen zu rechnen. In einigen Ländern wurde der liberale 
Ansatz mittels Restrukturierungsprogrammen umgesetzt - nicht nur in Polen, 
sondern auch ın der ehemaligen DDR nach ihrer de facto Annektierung durch 
Westdeutschland. 

Mittlerweile ist die gesamteuropäische soziale Entwicklung von einer neuen 
Welle der ursprünglichen Akkumulation gekennzeichnet, die sich in den weit 
verbreiteten Privatisierungen ebenso wie in der Intensivierung der Ausbeutung 
ausdrückt. Sie zeigt sich auch in der Transformation der Institutionen und 
Rahmenbedingungen sozialer Reproduktion, in der Transformation des Wohl- 
fahrtsstaats, der individuelle Risiken vordem sozialisierte (zum Beispiel mit 
Hilfe der gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherung). 

Überall in Europa wurden - wenn auch in unterschiedlicher Weise - die Rah- 
menbedingungen der sozialen Reproduktion und der Sozialisierung der Risi- 
ken, die man mit Wohlfahrtsstaat, Staatssozialismus und Kommunismus asso- 
zierte, grundlegend in Richtung einer disziplinierenden neoliberalen kapitalis- 
tischen Ordnung verändert. Das strategische Ziel der US-amerikanischen Poli- 
tik war es dabei, die Grenzen und die politische Basis des westlichen Blocks 
auszudehnen und eine neu geschaffene Bourgeoisie im Osten zu etablieren. 
Ebenso sollten die militärischen Kapazitäten des Ostens unter NATO Befehl 
kommen. 

Wenn Wallerstein behauptet, dass die Europäische Union „sich weiter von der 
USA entfernen“ (S. 573) wird, ignoriert er die zunehmende wechselseitige 
Durchdringung der transatlantischen Ökonomie ebenso wie die Rolle der 
NATO und viele andere Aspekte der US-amerikanischen Geopolitik, mit de- 
nen die europäische Politik, im Westen wie im Osten, beeinflusst wird. Die 
Länder des sogenannten „New Europe“ - Länder des früheren Ostblocks wie 
Polen, Rumänien und Bulgarien - sind besonders eifrig dabei, den US- 
amerikanischen Instruktionen zu folgen, nicht zuletzt um neue US- 
amerikanische Militärbasen und ausländische Investitionen anzuziehen. 
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Die USA haben stets versucht zu verhindern, dass Europa die Fragen der Re- 
strukturierung eigenständig löst, sowohl innerhalb Europas wie auch ganz all- 
gemein in der Welt. Gegenwärtig drückt sich dies darin aus, dass die USA ver- 
suchen, im Mittleren Osten eine vom Irak ausgehende Freihandels- und Inves- 
titionszone einzurichten. Das heißt nicht, dass die USA ım Irak alles durch- 
setzen können, was sie möchten; aber die europäischen Mächte mussten sich 
ebenso wie die Vereinten Nationen nach dem Krieg mit Bedingungen arran- 
gieren, die primär von den Siegern diktiert wurden, die heute die Ölreserven 
im Irak (nach Saudi Arabien die zweitgrößten der Welt) kontrollieren. Mitt- 
lerweile wird im Irak mehr Öl gefördert als vor der amerikanisch-britischen 
Invasion. 

Wenn die USA ihre strategische Stellung im Mittleren Osten konsolidieren 
können, wird ihre geopolitische Macht enorm zunehmen. Zugleich würde die 
Abhängigkeit vom saudi-arabischen Öl abnehmen. Kein US-Präsident wird 
daher in nächster Zukunft die substantielle Kontrolle über den Mittleren Os- 
ten, oder genauer gesagt über das Öl des Mittleren Ostens, aufgeben. 


Anarchie, Chaos oder globale Herrschaftsstrukturen? 


Der Begriff der Anarchie ist in Wallersteins kurzem Aufsatz nicht definiert. Er 
scheint jedoch mit Anarchie nicht nur die Abwesenheit einer regierenden Au- 
torıtät oder einer Macht im internationalen Staatensystem zu meinen, sondern 
auch einen Zustand des Chaos. Natürlich schließt der gegenwärtige Zustand 
der Weltordnung auch Chaos ein. Vieles von diesem Chaos ist allerdings or- 
ganisiert und hat verschiedenste Gründe: Die Verlagerung von Zentren öko- 
nomischer Entwicklung, die Verschiebungen zwischen Stadt und Land, der 
Einsatz von organisierter Gewalt, die Krisen, die mit der weltweiten kapitalisti- 
schen Entwicklung einhergehen, ebenso wie die reaktionären Kräfte, die sich 
dem Projekt der westlichen Modernisierung entgegenstellen. 

Man kann aber keinesfalls sagen, dass es überhaupt keine Form einer globalen 
Autorität gäbe - es gibt durchaus eine Reihe von Institutionen einer globalen 
Herrschaft, die nicht nur die großen kapitalistischen Staaten, sondern auch in- 
ternationale Organisationen, ebenso wie private und informelle Netzwerke der 
Macht umfasst. In dieser globalen Herrschaftsstruktur werden politische und 
zivilgesellschaftliche Elemente im Weltmaßstab vereint. Dies gilt beispielsweise 
für Institutionen wie die Trilaterale Kommission oder das Forum von Davos. 
Die Welt ist also nicht ganz so anarchisch wie Wallerstein meint. In der „in- 
ternationalen Staatengemeinschaft“ können eine Reihe von Regeln, Normen 
und Regierungspraktiken beobachtet werden, ob wir sie mögen oder nicht. 

Ich bin auch skeptisch bezüglich des Determinismus’' in Wallersteins Schlüs- 
selargument, das seiner ganzen Erörterung zugrunde liegt: seine Auffassung, 
dass der ökonomische Kontext der ganzen Auseinandersetzungen von einer 
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lang anhaltenden (etwa 50 Jahre dauernden) und abwärts gehenden Welle rela- 
tiver Stagnation (einer Kondratieffschen B-Phase) bestimmt wird. Demnach 
hat der Abstieg im Jahre 1970 begonnen und wird voraussichtlich bis um das 
Jahr 2020 anhalten. Charakteristisch für diese Phase sei der Rückgang der 
„Profitabilität produktiver Unternehmen“ (S. 568), die Umorientierung des 
Kapitals auf finanzielle Spekulationen und die Flucht der krisenhaften Indust- 
rien aus den Zentren in die semi-peripheren „Entwicklungsländer“ mit niedri- 
gen Löhnen. Ebenso kennzeichnend seien wachsende Arbeitslosigkeit und die 
Versuche der Staaten, diese Arbeitslosigkeit zu exportieren. Es stimmt natür- 
lich, dass es viele dieser Phänomene gibt; auch die ILO hat die globale Ar- 
beitslosigkeit, die sich die letzten 30 Jahre entwickelt hat, dokumentiert. Den- 
noch gibt es keine Parallele zur aggressiven und letztlich destruktiven Politik 
der 1930er Jahre. 

Wenn Wallerstein die These vertritt, dass die US-zentrierte Struktur der Welt- 
ordnung dabei ist auseinander zu fallen und die Rivalitäten zwischen den 
Staaten zunehmen - zum Teil weil der Kollaps der Sowjetunion die Einheit 
der Triade (Nordamerika, EU und Japan) nicht mehr unbedingt notwendig er- 
scheinen ließ - dann erklärt er den Wandel hin zur globalen Anarchie mit ö- 
konomischen Gesetzen oder unerbittlichen Kräften wie den langen Kondra- 
tieff-Wellen. 

Das Problem dieses Ansatzes ist, dass es kaum wirkliche Anzeichen für eine 
gewachsene zwischenstaatliche Rivalität und die von Wallerstein daraus abge- 
leiteten politischen Konsequenzen gibt. Trotz der weltweit ansteigenden Ar- 
beitslosigkeit und vieler Handelshemmnisse ist von einer Desintegration der 
Weltökonomie wenig zu spüren. Auch die Reihe der G-7-Länder ist nach wie 
vor ohne Bruch. So ist z.B. im Kontext einer Weltökonomie, die durch häufi- 
ge Währungsschwankungen und Finanzkrisen gekennzeichnet ist, der US- 
Dollar in den letzten 12 Monaten gegenüber dem Euro und dem Yen stark 
gefallen, da die Budget- und Handelsbilanzdefizite unter Bush junior stark ge- 
wachsen sind. Allerdings ist es der US-Ökonomie gelungen Unmengen von 
ausländischem Kapital anzuziehen, so dass Bush junior nicht nur den Krieg 
im Irak finanzieren konnte, sondern auch gewaltige Steuererleichterungen für 
die extrem Reichen - seine bevorzugte Form der Umverteilung von unten 
nach oben. Auch wenn es manche Friktionen geben mag, hat dies nicht zu 
einer beggar-thy-neighbour-Politik geführt, wie sie in den 1930er Jahre statt- 
fand, einer Zeit, in welcher das Verständnis der Makroökonomie, verglichen 
mit heute, noch primitiv war. 

Natürlich sind all diese Beziehungen wesentlich komplexer als ich es hier aus- 
führen konnte, vor allem sind sie von der Gleichzeitigkeit von Konflikt und 
Kooperation gekennzeichnet. Der springende Punkt ist aber, dass die politi- 
schen Auswirkungen des von Wallerstein identifizierten Abschwungs der 
Weltwirtschaft, die von ihm in den letzten 20 Jahren vorausgesagt wurden, 
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nicht eingetreten sind. Weder kam es zu einer Abkehr vom ökonomischen Li- 
beralismus noch zu einer Desintegration der Handels-, Investitions- und Pro- 
duktionsstrukturen der Weltwirtschaft. Einen der Gründe dafür hat Wallerstein 
in seinem Text selbst genannt: Die globale Niederlage der Linken und der Pro- 
jekte des Staatsinterventionismus. Ein weiterer Grund ist aber auch der 
Machtgewinn des Kapitals. 

Schließlich argumentiert Wallerstein, dass zu der Zeit, als Bush Präsident wur- 
de, „die Aussichten für die einzig verbliebene Supermacht überhaupt nicht gut 
waren“. Der Krieg im Irak, den Bush unter dem Eindruck des 11. Septembers 
führte, habe die Grenzen der US-amerikanischen Macht enthüllt: Wichtige 
Verbündete verweigerten den USA die Unterstützung und nicht einmal schwä- 
chere Länder wie die Türkei ließen sich „bestechen“. Zwar schufen die USA 
eine „Koalition der Willigen“, um Druck auf andere Staaten auszuüben, wel- 
che die von USA diktierte Autorisierung der Vereinten Nationen für den ille- 
galen Aggressionskrieg gegen den Irak unterstützen sollten. Doch ist dieses 
Unternehmen weitgehend misslungen. 

Trotzdem dominieren die USA alle Diskussionen zur Nachkriegsordnung im 
Irak und diktiert die konkreten Vorschläge (die konstitutionellen Rahmenbe- 
dingungen; die Pläne für die Privatisierung der Ökonomie mit Ausnahme des 
Öls; die Struktur der Sicherheitsvorkehrungen und der Militärbasen der US 
Kräfte). Auch wenn die USA für den Irakkrieg kritisiert wurden, erhielten sie 
für die meisten Positionen die Unterstützung der Vereinten Nationen. Das gilt 
auch für jene Verbündeten Amerikas, die scheinbar am vehementesten gegen 
den Krieg zu opponierten: Deutschland und Frankreich. Als es um lukrative 
Verträge zur Rekonstruktion des Irak ging, klagte „Old Europe“ nur noch 
darüber, dass die USA ihren Unternehmen keinen gleichberechtigten Zugang 
zu den vom Pentagon und anderen US-Agenturen verwalteten Aufträgen ge- 
währte. Letztlich waren die Regierungen Deutschlands und Frankreichs auf der 
Linie der USA, obwohl ihre Bürger weiterhin gegen die amerikanisch-britische 
Irak-Politik opponierten. 


Im Wunderland 


Daher müssen wir bei einer Reihe oder sogar bei allen Vorhersagen, die Wall- 
erstein anbietet, sehr vorsichtig sein: Z.B. wenn er argumentiert, dass der eu- 
ropäische Einigungsprozess weitergeht und sich die EU im Resultat von den 
Vereinigten Staaten entfernen wird (aus meiner Sicht unwahrscheinlich); dass 
es Tendenzen für eine Allianz zwischen China, Korea und Japan geben wird 
(sehr unwahrscheinlich); dass es zur Proliferation von Atomwaffen im Süden 
kommen wird (wahrscheinlich); dass der US-amerikanische Imperialismus sei- 
ne eigenen moralischen Legitimitätsansprüche untergraben wird (möglich, aber 
entscheidend ist ja Legitimität in wessen Augen); dass das „Lager von Porto 
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Alegre“ kämpferischer und stärker wird (möglich, aber es gibt schon Anzei- 
chen einer inneren Spaltung, wie sich auf dem letzten Forum in Indien gezeigt 
hat), während das „Lager von Davos“ zerbricht (möglich, obwohl das Kapital 
in der vergangenen Dekade bemerkenswert erfolgreich war, was den Erhalt sei- 
ner Rahmenbedingungen und seine Akkumulation angeht) und schließlich, 
dass die Vereinigten Staaten ihren Krieg gegen den Irak bereuen (möglich, ob- 
wohl der Krieg im Irak für die US-Außen- und Innenpolitik lange nicht die 
umfassenden negativen Konsequenzen hat, die der Vietnamkrieg hatte). Nach 
all dem schließt Wallerstein mit einer Beobachtung, die eine Reflektion von 
Alice im Wunderland sein könnte: „Sicher ist dagegen, dass die Welt, die ent- 
steht, ein Ergebnis unseres kollektiven und konkreten Handelns in den kom- 
menden Jahrzehnten sein wird.“ (S. 573, kursiv $.G.). 

Wahrscheinlich wird niemand aus der Linken etwas gegen diese abschließende 
Aussage Wallersteins einwenden, vorausgesetzt dass „wir“ auch hinzufügen, 
dass die Bedingungen, unter denen Geschichte gemacht wird, nicht notwendi- 
gerweise „unserer“ Wahl entspringen. Jedoch werden nur wenige der Linken 
mit der zentralen Prämisse einverstanden sein, dass die USA, bzw. die domi- 
nanten Kräfte mit ihren riesigen Staatsapparaten, dem Pentagon und der CIA 
und den gigantischen Konzerne, nicht mehr so gut in der Lage sind, die 
Weltordnung zu kontrollieren. Sie wären wohl auch nicht der Auffassung, dass 
die wichtigsten Alliierten aktiv danach streben, sich von den USA zu emanzi- 
pieren: bestenfalls wollen die dominanten Kräfte in Europa in einigen Punk- 
ten gleichberechtigt behandelt werden. 

Giovanni Arrighi hat einmal gesagt, dass in praktisch allen Ländern nach dem 
zweiten Weltkrieg eine „Amerikanische Partei“ entstanden ist, das heißt, eine 
Konstellation sozialer und politischer Kräfte, die mit den Vereinigten Staaten 
kooperieren wollen. Für Europa traf dies auf eine Vielzahl von Kräften zu: So- 
zialisten, Sozialdemokraten, konservative und autoritäre Parteien und Regime, 
ebenso wie Kirchen, Medien, Intellektuelle und Gewerkschaften. Dies erklärt 
warum die militärische Entwicklung Europas unter dem Schutz der NATO 
steht und warum die von Europa geplante schnelle Eingreiftruppe als Ergän- 
zung zur US-amerikanischen Macht genutzt werden soll - insbesondere zur 
Intervention in der Peripherie Europas. 

Wallersteins prinzipielle Annahme eines Niedergangs der US-amerikanischen 
Macht wurde von den Millionen, die 2003 weltweit gegen den amerikanisch- 
britischen Aggressionskrieg im Irak protestierten, nicht geteilt. Die Demonst- 
rationen waren gerade deshalb so groß, weil sich die Menschen über die Aus- 
maße des US-amerikanischen Projekts einer globalen Dominanz klar wurden 
und weil sie sehen konnten, wie die USA ungestraft Gewalt auf breiter Ebene 
einsetzen kann - nicht zuletzt aufgrund einer neuen Waffengeneration, welche 
die Wissenschaftler des Pentagon fieberhaft entwickelt haben. 
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Ausblick und Prognose 


Die politische Analyse muss „Pessimismus des Verstandes und Optimismus 
des Willens“ vereinen. Der Pessimismus des Verstandes unterstellt eine nüch- 
terne, unparteiliche und historisch fundierte Analyse der maßgeblichen Kräfte, 
Prozesse, Institutionen und Ideen, welche die Weltordnung bestimmen, sowie 
die Fähigkeit, das Gefüge der treibenden Kräfte zu begreifen und damit in 
Verbindung zu bleiben. Dies schließt auch die Reichweite und Beschaffenheit 
der herrschenden polit-ökonomischen und militärischen Strukturen ein. In 
diesem Zusammenhang setzen historische Strukturen bestimmte politische 
„Grenzen des Möglichen“. Aber diese Grenzen lassen sich nicht „durch Zwei- 
fel“ verändern, sondern durch das politische Handeln progressiver Kräfte, die 
nicht nur einen „Pessimismus des Verstandes“ walten lassen, sondern auch ei- 
nen kollektiven „Optimismus des Willens“. Eine tragfähige politische Analyse 
muss, wie Gramsci sagte, gewaltsam gegen die Gegenwart gerichtet werden, 
wenn man die Gegenwart verändern will. Veränderung heißt, über die unmit- 
telbaren strukturellen Zwänge, über die Grenzen der „geltenden Realität“ hin- 
auszuschauen, um sich in Richtung auf einen neuen Gesellschaftstyp bewegen 
zu können. In dieser Weise bewegen sich progressive Kräfte vom Reich der 
Notwendigkeit hin zum Reich der Freiheit: Sie kombinieren das „Sein“ mit 
dem „Sollen“. Oder wie Gramsci bemerkte: 
„Gewiß bedeutet voraussehen nur, die Gegenwart und die Vergangenheit als 
Bewegung gut zu sehen: gut zu sehen, das heißt, die grundlegenden und dau- 
erhaften Elemente des Prozesses genau auszumachen. Die Vorstellung einer 
reinweg ‚objektiven’ Voraussicht ist aber absurd. Wer eine Voraussicht trifft, 
hat in Wirklichkeit ein ‚Programm’, das zum Triumph geführt werden soll, 
und die Voraussicht ist gerade ein Element eines solchen Triumphes.“ (Gram- 
scı 1996, Heft 15, 8 50, S. 1767). 

Übersetzung aus dem Amerikanischen von Sabine Nuss 
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Susanne Söderberg 


Das amerikanische Empire und die 
„ausgeschlossenen Staaten” 
Das Millenium Challenge Account - eine 
„preemptive” Entwicklungspolitik' 


America’s cause is the cause of all mankind. 
Benjamin Franklin, zitiert nach Kagan 2003 


Im März 2002 schlug Präsident George W. Bush ein neues globales Entwick- 
lungshilfeprogramm vor: Das Millenium Challenge Account (MCA)? Im 
Rahmen dieses Programms wird die US-Regierung in den kommenden drei 
Jahren die Kernbereiche ihrer Entwicklungshilfe ausbauen. Bereits laufende 
Kredite an Länder des Südens, sollen dabei durch „Fördergelder“ (grants) er- 
setzt werden. Diese Gelder sollen an Regierungen vergeben werden, „who rule 
justly, invest in their people, and encourage economic freedom“ (Daalder et. 
al. 2002). Die Vergabe von Finanzmitteln wird von 16 Kriterien abhängig ge- 
macht, welche die Empfängerländer einhalten müssen, um sich für die Ent- 
wicklungshilfe zu qualifizieren - angefangen bei der Einhaltung bürgerlicher 
Freiheitsrechte über die Dauer der Genehmigung eines Geschäftsbetriebes bis 
hin zur Handelspolitik. Das MCA spiegelt den Wandel des amerikanischen 
Imperialismus wider, wie er nach den tragischen Ereignissen vom 11. Septem- 
ber 2001 deutlich wird. Sichtbar wird dieser Wandel schon daran, dass der 
amerikanische Staat in zunehmendem Maße die Position vertritt, US- 
amerikanische Werte und Regeln hätten als weltweit erstrebenswert zu gelten. 
Offensiv wurde dies sowohl im Project for the New American Century (vgl. 
http://www.newamericancentury. org/) als auch in der American National Se- 
curity Strategy (NSS) aus dem Jahr 2002 formuliert. 

Im Hinblick auf die Beziehungen zwischen der US-Regierung und der Ziel- 
gruppe des MCA, den weltweit 79 ärmsten Ländern, bei denen anscheinend 
unterstellt wird, dass gescheiterte Staaten (failed states) besonders häufig ver- 
treten sind, steht die NSS für mindestens zwei wichtige Wendepunkte.’ Erstens 


1 Die im Rahmen dieses Artikels vorgetragenen Argumente entwickle ich ausführlich in: Glo- 
bal Governance and American Empire (Söderberg im Erscheinen). 

2 Am 18. Juni 2003 stimmten das Senate Foreign Relations Committee und das House Inter- 
national Relations Committee der Einrichtung des MCA zu. 

3 Viele Kommentatoren haben eine auffällige Ähnlichkeit zwischen der NSS der zweiten Bush 
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dulden die USA keine moderaten oder gar kritischen Positionen gegenüber ih- 
rem „Krieg gegen den Terrorismus“. Es gibt nur die Möglichkeit für oder ge- 
gen die Vereinigten Staaten zu sein. Diese Haltung, die mit dem Begriff der 
„preemptiven Außenpolitik“ bezeichnet wird, stellt darauf ab, dass die USA 
ihre militärische Stärke auch ohne Angriff permanent demonstrieren und zur 
Vorbeugung terroristischer Akte einsetzen sollten. Zweitens sind die USA der 
Überzeugung, dass nach dem Ende des Kalten Kriegs eine gerechtere und 
friedlichere Staatenwelt dadurch zu erreichen ist, dass amerikanische Werte 
und Regeln in den Länder des Südens kodifiziert werden (Dodge 2002). Ob- 
wohl diese Politik für die ärmsten Regionen der Welt von großer Bedeutung 
ist, und auch Licht auf das sich neu formierende amerikanische Empire in der 
Welt nach dem 11. September wirft, hat es bisher keine systematischen Versuche 
einer kritischen Einschätzung dieser neuen entwicklungspolitischen Strategie ge- 
geben. Warum wurde das MCA eingerichtet? Was hat die USA, die gemessen an 
der Größe ihrer Volkswirtschaft zu den weltweit geizigsten Geberländern gehört, 
dazu bewogen, neue Formen der Auslandshilfe für die ärmsten Länder der Welt 
bereit zu stellen? Und welche Interessen werden durch das MCA bedient? 

Diesen Fragen soll hier nachgegangen werden, indem das MCA als Bestandteil 
einer historisch-spezifischen imperialistischen Politik der USA diskutiert wird.’ 
Wie Leo Panitch und Sam Gindin richtig feststellen, liegen die schwerwie- 
gendsten Probleme für den US-Imperialismus heute bei den sogenannten 
„ausgeschlossenen Staaten“ (excluded states) bzw. dem nicht integrierbaren 
Spalt (non-integrating gap). Beide Begriffe beschreiben diejenigen Länder, die 
nicht unmittelbar in den globalen Kapitalismus integriert sind, so dass sie we- 
der durch externe ökonomische Kräfte noch durch internationale Institutio- 
nen effektiv restrukturiert werden könnten (siehe Amin 1999).° Die Ereignisse 
vom 11. September haben den non-integrating gap zu einem zentralen Aspekt 
amerikanischer Außenpolitik werden lassen. Im vorliegenden Text werden die 
terroristischen Angriffe jedoch weder zum Ausgangspunkt der Analyse ge- 
macht, noch als eine Ursache für das MCA angesehen. Vielmehr wird hier ar- 
gumentiert, dass die Form des MCA zwar neu ist, der Inhalt jedoch früheren 
Entwicklungshilfeprogrammen gleicht. Die Form des MCA ist insofern neu, 
weil sie eine unverhohlene Artikulation US-amerikanischer Interessen gegen- 
über den ausgeschlossenen Staaten des Südens - so wie sie ın der neuen Phase 


Regierung und dem Entwurf des Defence Planning Guidance Dokuments von 1992 durch 
Paul Wolfowitz (Deputy Secretary of Defence) festgestellt. Vgl. z.B. PBS Frontline: 
http://www.pbs.org/wgbh/pages/frontline/shows/irag/etc/wolf.html 

4 Der Begriff ‚Terrorismus‘ ist höchst umkämpft. Seine Bedeutung hängt vor allem davon ab, 
wer ihn definiert. Siehe Willetts (1999: 297). 

5 Siehe die exzellenten Essays im Socialist Register 2004, wie etwa die von Panitch/Gindin, 
Albo oder Harvey. 

6 Der Begriff non-integrating gap ist zitiert nach dem Beratungspapier eines Professors des US 
Naval War College für das Secretary of Defense (in: Panitch/Gindin 2004: 31). 
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imperialistischer US-Politik definiert werden - darstellt. Insofern spreche ich 
hier von einer „preemptiven Entwicklungspolitik“. Während im Rahmen der 
Strategie der Konditionalität die Vergabe von IWF- und Weltbank-Krediten an 
Bedingungen geknüpft wurde, welche die Empfängerländer nach Bewilligung 
der Mittel einhalten mussten, funktioniert preemptive Entwicklungspolitik ge- 
nau anders herum: Die zugesagten Mittel werden erst ausgezahlt, wenn alle 
Forderungen des Geldgebers erfüllt sind, was durch quantitative Messverfahren 
kontrolliert wird. Bei näherer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass die an das 
MCA geknüpften Politikvorstellungen die gleichen Ziele und Interessen bein- 
halten, wie sie in den vergangenen zwei Jahrzehnten auch im Rahmen des Wa- 
shington-Konsensus verfolgt wurden: Wachstum und Wohlstand hängen dem- 
nach vom Willen und der Fähigkeit der betroffenen Länder ab, eine liberale 
Wirtschaftspolitik und die Geltung des bürgerlichen Rechts durchzusetzen 
(Privateigentum, Kommodifizierung und Privatisierung von Land, etc.). 

Im ersten Teil des Aufsatzes sollen die grundlegenden Machtbeziehungen und 
Widersprüche herausgearbeitet werden, aus denen das MCA hervorgegangen 
ist. Dazu ist es notwendig, das MCA in einem größeren Kontext zu diskutie- 
ren, soll doch über die einfache Annahme hinausgegangen werden, dass die 
Einführung und öffentliche Rechtfertigung des MCA ausschließlich auf die 
tragischen Vorfälle vom 11. September zurückzuführen sind. Gerade der Re- 
kurs auf den 11. September legitimiert nicht nur die zunehmend repressive Po- 
litik gegenüber ausgewählten Ländern des Südens, was unter anderem auch 
den Trend zur Privatisierung und Militarisierung der Entwicklungspolitik ein- 
schließt. Er dient auch der Verdunkelung tiefer liegender Gründe für die Ein- 
führung des MCA und der Verschleierung spezieller Interessen, denen das MCA 
dient. Eine Auseinandersetzung damit wird dann im zweiten Teil des Textes 
geleistet. Hier soll gefragt werden, welche Ziele das MCA verfolgt, wie diese 
erreicht werden und welche Organisationen in diesen Prozess involviert sind. 


Vom Washington Konsens zum Post-Washington Konsens 


Vom Beginn der Schuldenkrise in den frühen 1980ern bis in die späten 1990er 
Jahre war die Form der offiziellen Entwicklungspolitik durch den Konsens 
von Washington geprägt. Dieser basierte auf der festen Überzeugung, dass po- 
litische und soziale Probleme nicht durch staatliche Interventionen, sondern 
primär durch marktförmige Mechanismen und die Durchsetzung bürgerlichen 
Rechts gelöst werden sollten. Die Prinzipien des Neoliberalismus, auf denen 
dieser Konsens beruht, wurden schnell zur Leitpolitik der internatonalen Fi- 
nanzinstitutionen und der größten bilateralen Hilfsagentur, der United States 
Agency for International Development (USAID) (Fine 2001). Der Konsens von 
Washington operierte auf Grundlage der normativen Prämisse, dass die Kräfte 
des Marktes über die des Staates dominieren sollen, dass Staaten ihren politi- 
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schen Gestaltungsanspruch weitgehend aufzugeben hätten, abgesehen von ih- 
rer Aufgabe, das bürgerliche Recht zu garantieren und durchzusetzen (z.B. pri- 
vate Eigentumsrechte, Repatriierung von Vermögen und Kapital, usw.). Die 
Politikrezepte des Konsens von Washington zielten daher vor allem auf die 
Implementierung einer soliden Wirtschaftspolitik und marktfreundlicher Re- 
formen in den Ländern des Südens, wie auch darauf, die betreffenden Ländern 
dabei zu unterstützen, ökonomische Stabilität und Prosperität zu erreichen. 
Thomas Friedman, Kolumnist der New York Times und überzeugter Verfech- 
ter des Neoliberalismus, bringt die Rationalität des Konsens von Washington 
auf den Punkt, wenn er von der „goldenen Zwangsjacke“ der Globalisierung 
spricht (Friedman 1999).” Friedman meint, die Zwangsjacke „will force con- 
tentious publics to understand the logic of globalisation is that of peace 
(since war would interrupt globalisation and therefore progress) and democ- 
racy (because new technologies increase individual autonomy and encourage 
initiative)“ (Hoffman 2002: 106). Was Friedman wie auch andere Neoliberale 
nicht sehen, ist, dass die der globalen Kapitalakkumulation inhärenten Wider- 
sprüche unvermeidlich Unsicherheit für die Menschen produzieren. Die neo- 
liberale Globalisierung setzt eine Priorität von „economic growth and market 
logics over all other goals and institutions of governance and enforces on all 
national polities, with varying degrees of coercion, privatisation, trade liberali- 
zation, the deregulation of capital, and the erosion of the public sector and of 
democratic control“ (Brodie 2003). Die Reproduktion der neoliberalen Globa- 
lisierung ist also kein reibungsloser Prozess, sondern voller Widersprüche. Wie 
Elmar Altvater betont, stellt die globale Kapitalakkumulation ein historisches 
System dar, in welchem die endlose Akkumulation von Kapital strukturell den 
gesamten gesellschaftlichen Produktions- und Reproduktionszusammenhang 
dominiert. Dies impliziert auch, dass die Institutionen und Akteure (z.B. der 
IWF, bilaterale Hilfswerke, Credit-rating Agenturen, private Investoren und 
Kreditgeber), welche den Rahmen der Globalisierung konstituieren, diejenigen 
belohnen, die die endlose Kapitalakkumulation durchsetzen und jene bestra- 
fen, die dies nicht tun. Mehr noch: der Prozess der Realisierung von Profiten, 
der Akkumulation und der institutionellen Regulation, verleiht dem System 
zwar zu einem gewissen Grad Sicherheit, produziert aber gleichzeitig auf allen 
Ebenen des sozialen und individuellen Lebens Unsicherheiten (Altvater 2002: 
75; Altvater/Mahnkopf 2002). Letzteres kann als „Sicherheit-Unsicherheits Pa- 
radoxon“ der neoliberalen Globalisierung bezeichnet werden. 

Da es sich beim Neoliberalismus um eine historisch-spezifische Form des glo- 
balen Kapitalismus handelt, ist auch er vom Sicherheit-Unsicherheits Parado- 
xon durchdrungen. Die transnationalen Kapitalklassen und politischen Eliten 


7 Eine ausgezeichnete Kritik an Friedman findet sich auf Mark Ruperts Website The Anti- 
Friedman Page: http://www.maxwell.syr.edu/maxpages/faculty/merupert/Anti-Friedman.htm 
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innerhalb und außerhalb des amerikanischen Staates sind mit dessen Bewälti- 
gung konfrontiert. Seit dem Ende von Bretton Woods (1944-1971) hat der 
amerikanische Imperialismus gegenüber den Ländern des Südens versucht, 
dem Sicherheit-Unsicherheits Paradoxon vor allem mit ökonomischem und 
physischem (militärischem) Zwang zu begegnen, etwa durch Strukturanpas- 
sungsprogramme (SAPs) des IWF und militarisierte Wiederaufbauprogramme 
in Kriegsgebieten wie Afghanistan, Bosnien und dem Irak. Es ist genau dieses 
Bemühen, das Sicherheit-Unsicherheits Paradoxon zu bewältigen, das die sich 
wandelnde Form des amerikanischen Empires im Umgang mit den excluded 
states kennzeichnet. Anders gesagt: In dem Maße, in dem die USA versucht, 
der Bedrohung ihrer hegemonialen Position entgegen zu wirken, lässt sich 
auch eine Veränderung in der Form der offiziellen Entwicklungspolitik beo- 
bachten, oder, was das gleiche ist: die entwicklungspolitischen Inhalte nehmen 
einen zunehmend repressiven Charakter an. 

Die (gut dokumentierten) Armutsraten und Einkommenspolarisierungen ha- 
ben im Süden zu großer Unzufriedenheit über die neoliberalen Politikrezepte 
der internationalen Finanzinstitutionen geführt. Mitte der 1990er Jahre be- 
gann der wachsende Unmut ernsthaft Probleme für die Reproduktion der neo- 
liberalen Globalisierung aufzuwerfen (UNDP 1999). Die gefährliche Kombina- 
tion aus einer nachlassenden Akzeptanz für marktorientierte Restrukturierungs- 
und Sparpakete einerseits und der Einengung nationaler wirtschafts- und sozi- 
alpolitischer Handlungsspielräume andererseits, hat in vielen Ländern des Sü- 
dens zu einer Krise neoliberaler Regierungspolitik geführt. Belegt wird dies et- 
wa durch die Tatsache, dass Zwei Drittel der Weltbevölkerung im Jahr 2003 
dem Satz, ihre Länder würden „governed by the will of the people“, nicht zu- 
stimmten.° Anders ausgedrückt hat sich die allgemein übliche Annahme, die 
Entfesselung des Marktes steigere den Wohlstand der Bevölkerungsmehrheit, 
nicht nur als falsch erwiesen, sondern diese Politik hat auch zu einem Mangel 
an öffentlicher Unterstützung für neoliberale Prinzipien geführt. Bisher be- 
stand die traditionelle Antwort der offiziellen Entwicklungsagenda auf die Zer- 
störung der materiellen Lebensbedingungen und auf die Legitimationskrise im 
Süden darin, darauf zu bestehen, dass die Entwicklungsländer auch weiterhin 
marktorientierte Restrukturierungsmaßnahmen zu implementieren hätten: je 
strikter Regierungen sich der Disziplinierung durch Akteure unterwerfen, die 
sich vor allem an ökonomischen Rationalitäten orientieren, desto mehr 
Wohlstand würden sie erreichen, so die Argumentation. Mindestens drei Fak- 
toren komplizieren diese Strategie jedoch und haben ın den späten 1990ern 
zu einer erneuten Erfindung des Konsens von Washington geführt. 


8 Dieses Ergebnis wurde beim World Economic Forums 2003 bekannt gegeben. Von Gallup 
International and Environics wurden Daten von 34.000 Personen aus 46 Ländern ausgewer- 
tet, www.weforum.org, zitiert in Brodie (im Erscheinen). 


304 Susanne Söderberg 


Erstens wurde der wachstumsbesessene und „one-size-fits-all'“ Charakter der 
SAPs nicht nur von der Anti-Globalisierungsbewegung bei Protesten gegen die 
Gipfeltreffen der internationalen Finanzinstitutionen und der Welthandelsor- 
ganisation (WTO) in Seattle, Genua, Prag, Washington usw. stark kritisiert. 
Kritik wurde auch von Keynesianern, von konservativen Experten und ın den 
Think-Tanks in Washington formuliert.’ Im Zuge der Finanzkrisen und der 
darauf folgenden IWF-geführten Bailouts (Kreditvergaben um die Zahlungsfä- 
higkeit sicherzustellen) in den sogenannten emerging markets spitzte sich die 
Kontroverse sogar noch zu (siehe z.B. Söderberg 2004). Zweitens hat sich der 
Umfang öffentlicher Hilfsleistungen schnell verringert (Ocampo 2000: 43). In 
den USA, die weltweit die meisten bilateralen Finanzhilfen geben, haben die 
Ausgaben in diesem Bereich seit den 1960er Jahren deutlich abgenommen. Al- 
lein während der Regierungszeit Clintons sanken die für Entwicklungshilfe zur 
Verfügung gestellten Mittel (hierunter fallen nach einer weiten Definition: 
Entwicklungshilfe, humanitäre Hilfe und Wirtschaftshilfe) um 370 Millionen 
Dollar auf 10,7 Milliarden Dollar im Jahr 2001 (Shapiro September 2000). 
Drittens hat sich seit Ende des Kalten Krieges die US-amerikanische Einschät- 
zung zentraler Sicherheitsbedrohungen gewandelt. Besonders die amerikani- 
sche Sorge um die Außenpolitik anderer Staaten, z.B. wegen der Verletzung in- 
ternationaler Normen durch Terrorismus oder territoriale Aggressionen, hat 
sich zu einem Interesse an der Innenpolitik fremder Regime verschoben, etwa 
zu der Frage des Umgangs der betreffenden Regierungen mit der eigenen Be- 
völkerung (Thomas 2002: 114; UNDP 1994). Um die „Neuen Kriege“ (Kaldor 
1999) zu bekämpfen, setzte die Regierung Clinton auf ein multilaterales Vor- 
gehen, vor allem im Rahmen ihrer Global Governance Politik.'” Kurz gesagt 
zielte Clintons Form der Global Governance, auch bekannt als Strategie des 
„engagement and enlargement“, auf eine (erzwungene) Transformation der 
Länder der Dritten Welt (vor allem der Schurkenstaaten, der failed states und 
der emerging markets) in demokratische Staaten, die die Prinzipien der freien 
Marktwirtschaft unterstützen (Clinton 1998; Litwak 2000: 49). 

Als Antwort auf die oben skizzierten Widersprüche bildete sich eine neue 
Form der offiziellen Entwicklungshilfe heraus. Ausgestattet mit neuen Mode- 
wörten wie etwa „Figentumsrechte“ und soziale Inklusion, zielte diese nicht 
etwa auf eine Verringerung, sondern auf eine Ergänzung der Disziplinierung 
durch den Markt ab. Inklusion, so die Weltbank, „treats poor people as co- 


9 So kritisierten z.B. die Heritage Foundation (heute einer der Schlüsselakteure des MCA) und 
das Cato Institute, der IWF würde das Prinzip des Risikos auf privaten Märkten ausschalten, 
indem er durch bailouts und Hilfspakete in die „natürliche Rationalität“ von Märkten inter- 
veniere, siehe Feulner (1998) und Johnson/Schaefer (1997). 

10 Der Begriff Global Governance bleibt stets schwammig. Eine Definition, die die Politik der 
Regierung Clinton am ehesten trifft, findet sich im Report of the Commission on Global 
Governance von 1995 (Commission 1995). 
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producers, with authority and control over decisions and resources devolved 
to the lowest appropriate level“ (World Bank, o.J.) „Eigentumsrechte“ stellen 
die Empfängerländer im Prozess der Auswahl des Policy-mixes her, indem sie 
die Verantwortung für deren Implementierung und für die Politikergebnisse 
übernehmen (Graham/Masson 2002). Auf der Grundlage dieser neuen Agenda 
- auch als Post-Washington Konsensus bezeichnet - wird das Problem der 
„Entwicklung“ (soll heißen der Integration der armen Länder in den Welt- 
markt durch Umsetzung neoliberaler Regierungsprogramme) auf Probleme des 
Umgangs mit Marktdefiziten reduziert. Dies betrifft vor allem ökonomische 
Instabilitäten und die daraus resultierenden Effekte der Ausbreitung von Fi- 
nanzkrisen in den 1990er Jahren. Ökonomische Analysen werden auf nicht- 
ökonomische Bereiche ausgedehnt, um dann aus dieser Perspektive das Soziale 
und das Politische zu bewerten und konkrete Handlungsempfehlungen zu 
formulieren (Fine 2001). 

Der Wandel, den die Weltbank durchlaufen hat, betrifft nicht nur die Ver- 
schiebung ihres top-down Ansatzes und der vorwiegend ökonomischen Aus- 
richtung hin zu einer vorgeblich stärker humanitär ausgerichteten Haltung 
(empowering development). Zu beobachten ist auch eine stärkere Balancie- 
rung zwischen Produktivitätssteigerung und Armutsbekämpfung. Seit Mitte 
1995 hat die Weltbank ihren Fokus von der Finanzierung von Infrastruktur- 
projekten im Süden hin zu Programmen zur Bekämpfung der Armut verscho- 
ben. Auch der IWF spielt eine wichtige Rolle im Kampf gegen die Armut. Die 
Neufokussierung drückte sich etwa ın der Einrichtung der Poverty Reduction 
Strategy Papers (PRSP) aus (IMF 2003). Allerdings geht es dabei etwa darum, 
das Prinzip der Konditionalität abzuschaffen. Statt dessen kann das Programm 
als direkte Antwort auf die oben erwähnten Bedrohungen der neoliberalen 
Globalisierung betrachtet werden, die dazu dient die vom US-amerikanischen 
Imperialismus angeführte Nord-Süd-Dominanz auszuweiten. Tatsächlich ha- 
ben die jüngsten Transformationen den Druck durch marktorientierte Wachs- 
tumspolitik nicht abgeschafft. Vielmehr legitimieren sie diese Politik, indem 
sie die sozialen Kosten der neoliberalen Reformen dämpfen, gleichzeitig aber 
die Macht der transnationalen Kapitale in den betreffenden Ländern sichern 
(Gill/Law 1999). Tatsächlich werden die Weltbank-Programme zur Armutsbe- 
kämpfung von einer zunehmenden Kontrolle gegenüber den Ländern des Sü- 
dens begleitet. Letztendlich handelt es sich beim empowering development 
um den Versuch, die Werte und Normen des Neoliberalismus (z.B. Markfrei- 
heit und bürgerliches Recht) in die sich rapide verschlechternden sozialen, po- 
litischen und ökonomischen Lebensbedingungen in den Ländern des non- 
integrating gap einzubetten. 

Allerdings ist die Strategie des empowering development nicht in der Lage, die 
oben skizzierten Widersprüche der neoliberalen Globalisierung in den „ausge- 
schlossenen Staaten“ zu bewältigen. Denn sie bietet keine Perspektive, das Si- 
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cherheit-Unsicherheits Paradoxon im Süden, oder auch die neuen Formen der 
Unsicherheit in den Vereinigten Staaten zu bewältigen. 


Neue Sicherheitskonzepte und ökonomische Bedrohungen 
vor und nach 11. September 


Spekulative Blasen und preemptive Sicherheitspolitik 


In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre, nach der tiefsten Rezessionsperiode der 
Nachkriegszeit, begann die US-Ökonomie wieder als weltweiter Wachstums- 
motor zu fungieren. So beschleunigte sich das Wachstum des BIP, es stieg 
zwischen 1995 und 2000 von 3,1% auf 4,1% (Kotz 2003: 21). Die Hauptquel- 
le für das amerikanische Wirtschaftswachstum waren jedoch nicht, wie dies of- 
fiziell meist behauptet wird, neoliberale Reformen und der Boom der New 
Economy, sondern vielmehr die spekulative Blase am Finanzmarkt (Shiller 
2000). Als die spekulationsbasierte Expansion Ende August 2000 mit Pauken 
und Trompeten zu einem Ende kam, wurde nicht nur die Fragilität des 
„jobless growth“ in den Industrienationen sichtbar. Angesichts der zuneh- 
menden Abhängigkeit der Dritten Welt von der US-Wirtschaft, verdeutlichte 
der plötzliche Crash in den USA auch das hohe Maß an Unsicherheit in den 
Ländern des Südens. 

Nach dem Platzen der spekulativen Finanzblase hat die USA mit hoher Ar- 
beitslosigkeit und Unternehmensskandalen zu kämpfen. Und obwohl die US- 
Zentralbank die Zinsen auf ein Rekordtief drückte, das es seit 1958 nicht mehr 
gegeben hat, wird das Wirtschaftswachstum weiterhin durch ein niedriges In- 
vestitionsniveau und ein geringes Konsumentenvertrauen gedämpft." Auch die 
steigende Verschuldung der Konsumenten und des Staates haben daran nichts 
geändert.'” Die Tatsache, dass die USA nicht mit den eigenen Finanzmitteln 
zu wirtschaften vermag, den „ausgeschlossen Staaten“ aber gleichzeitig eine 
strenge Finanzdisziplin auferlegt, erschüttert das Vertrauen in das amerikani- 
sche Finanzmanagement. Darüber hinaus stellt das derzeitige US-Haushalts- 
defizit nach Einschätzung des IWF eines der größten Risiken für die Weltwirt- 
schaft dar (The Economist 2002a: 12). Und dass die ständig wachsenden 
Haushaltslöcher mit kurzfristigen Krediten gestopft werden, stellt eine weitere 
Quelle der Unsicherheit für die US-Ökonomie dar (Monthly Review 2003: 26). 
Wie oben festgestellt wurde, führte die schlechte wirtschaftliche Situation zu 
einer Verschärfung des Sicherheit-Unsicherheits Paradoxon in den USA wie auch 
im Süden. Trotz der Rhetorik des empowering development sind auch Privat- 
investitionen, die den Großteil des in die Entwicklungsländer investierten Ka- 


11 Nach Angaben des US Labour Department stieg die Arbeitslosenrate im Mai auf 6,1% und 
befand sich damit auf dem höchsten Niveau seit Juli 1994 (siehe auch The Economist 2003; 
und Financial Times 2003b). 

12 Economic Snapshots, http://www.epinet.org/index.html 
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pitals ausmachen, von der weltweiten Rezession betroffen (The Conference 
Board 2003). Eine Analyse des Rückgangs der Auslandsinvestitionen in den 
Süden findet sich im Bericht der Weltbank Global Development Finance 2003. 
Hier wird festgestellt, dass der „decline since 1997 has occurred primarily in net 
capital flows from the private sector, particularly in the debt component 
(banks and bonds). From the peak years of 1995-96, when net debt inflows 
from the private sector were about $135 billion per year, they have dropped 
steadily, becoming net outflows in 2001 and 2002“ (World Bank 2003: 7). Der 
Trend der Kapitalflüsse hat sich zu einer Bewegung vom Süden in den Norden 
verkehrt. Nach Angabe des in Washington ansässigen Center for Economic and 
Policy Research sind die meisten Entwicklungsländer große Kapitalexporteure, 
was sich unter anderem den Zahlungen von Zinsen und Profiten verdankt 
(Morrissey/Baker 22. März 2003). Besonders dramatisch stellt sich die Situation 
für die ärmsten Länder des Südens dar in Zeiten einer Rezession in den USA. 
Die US-amerikanische Ökonomie produzierte in der Zeit unmittelbar nach 
der spekulativen Blase zwei Probleme für die Reproduktion der neoliberalen 
Globalisierung. Angesichts der sich verschlechternden ökonomischen und so- 
zialen Bedingungen in den USA und in den Ländern des Südens bestand das 
unmittelbare Problem für die herrschenden Klassen darin, die neoliberale 
Globalisierung weiterhin zu legitimieren. Wie David Kotz es ausdrückt: „One 
hindrance to the US ruling class agenda of creating a neoliberal world system 
has been the glaring absence of convincing evidence that neoliberal restructur- 
ing produces the benefits claimed by its promoters“ (Kotz 2003: 16). Dies 
zeigt sich beispielsweise daran, dass Präsident Bush in der Woche vor dem 11. 
September 2001 in den Meinungsumfragen auf dem bis dato niedrigsten Ni- 
veau rangierte. Nur 50% der Befragten gaben ihm zum damaligen Zeitpunkt 
eine positive Bewertung (Rampton/Stauber 2003). Darüber hinaus musste die 
USA angesichts der schlechten wirtschaftlichen Lage ihre Aktivitäten auf dem 
industriellen und dem Finanzsektor über den Binnenmarkt hinaus ausdehnen 
(David Harvey spricht in diesem Zusammenhang von einer „Akkumulation 
durch Enteignung“). Dazu war die USA jedoch auf die Kooperation der Re- 
gierungen im Süden angewiesen. Galt es doch, in den betreffenden Ländern 
die für die Expansion notwendigen politischen Programme zu entwickeln und 
zu implementieren, die Interessen der transnationalen Kapitale dort zu unter- 
stützen und zu schützen, den Arbeitsmarkt zu disziplinieren und niedrige 
Umwelt- und Steuerstandards durchzusetzen. Angesichts der schlechten Lage 
der amerikanischen Wirtschaft war die Durchsetzung des Wirtschaftsliberalis- 
mus und der Geltung bürgerlichen Rechts in den ausgeschlossenen Staaten zu 
einem zentralen Aspekt der offiziellen Entwicklungspolitik geworden. 

Generell gelten die Vorfälle vom 11. September 2001 als Hauptursache für die 
Erneuerung des US-amerikanischen Unilateralismus. Hier soll jedoch argu- 
mentiert werden, dass die Intensivierung des Imperialismus eher auf eine 
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Kombination verschiedener Faktoren zurückzuführen ist: auf sich zuspitzende 
Legitimationsprobleme in Verbindung mit der turbulenten amerikanischen 
und globalen Wirtschaftslage, auf die Wahl einer neokonservativen US- 
Regierung und das Unvermögen des Weißen Hauses, eine klare Strategie zur 
Bewältigung der wirtschaftlichen Krise auszuarbeiten. Neokonservative Exper- 
ten, wie zum Beispiel Robert Kagan, haben darauf hingewiesen, dass Amerikas 
Rückkehr zur Machtpolitik in wichtigen geopolitischen Bereichen wie etwa 
der Wirtschafts- und Militärpolitik, bereits auf die Zeit vor den Angriffen auf 
das World Trade Center und das Pentagon zu datieren ist. Erinnern wir uns, 
dass sich die Bush Regierung schon vor dem 11. September offensiv in Rich- 
tung eines unilateralen Kurses bewegt hatte. Als Belege dafür können der 
Rückzug aus dem Kyoto-Protokoll über die globale Erderwärmung gelten, das 
Nationale Missile Defense Projekt, das eine Verletzung der ABM-Verträge mit 
Russland implizierte und die Ablehnung der Konvention zur Vernichtung bio- 
logischer und toxischer Waffen zu Gunsten einer unilateralen Durchsetzung 
des Waffenverbots durch die USA (Mahajan 2002: 22). 


Die Intensivierung und Legitimierung des Imperialismus: 
US-Außenpolitik nach dem 11. September 


Die katastrophalen Vorfälle vom 11. September dienten nicht nur dazu, die 
militärische Expansion und den amerikanischen Imperialismus unter dem Eti- 
kett „Krieg gegen den Terrorismus“ zu rechtfertigen, sondern auch direktere 
und repressivere Formen der Intervention in „strategische“ Bereiche des Sü- 
dens zu legitimieren. Oberflächlich betrachtet wurde der amerikanische „Krieg 
gegen den Terrorismus“ - sowohl in den USA als auch international - durch 
die Konstruktion eines amerikanischen Lieblingsmythos legitimiert: die 
Gleichsetzung des universell Guten mit amerikanischen Werten. Kagan bringt 
diese Logik auf den Punkt: 


„When Americans sought legitimacy for their actions abroad, they sought it not from suprana- 
tional institutions but from their own principles. That is why it was always so easy for so many 
Americans to believe, as so many still believe today, that by advancing their own interests they 
advance the interests of humanity“ (Kagan 2003: 88). Diese Vorstellung drückt sich auch 
unmittelbar in Bushs National Security Strategy (NSS) aus (The Economist 2002b). 

Unter dem Einfluss der „I am American“ Anzeigenkampagnen stieg die Zu- 
stimmung zum Präsidenten zeitweise auf erstaunliche 82% und auch die Kon- 
sumentenausgaben nahmen wieder zu. Darüber hinaus jedoch war es auf einer 
tieferen Ebene die Konstruktion des Mythos vom amerikanischen Internatio- 
nalismus und den feindlichen Anderen, der die Intensivierung repressiver Poli- 
tikformen zu legitimieren half - sowohl im eigenen Land als auch in den stra- 
tegischen Arenen des Südens, namentlich: in den failed states. Im Zuge des 
von Präsident Bush vorgeschlagenen Haushalts 2004, der gegenüber der be- 
reits hohen Verschuldung des Landes völlig ignorant ist, wird diese Logik auf 
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die Spitze getrieben: die „unausweichliche Schlussfolgerung“ sei, dass „the fe- 
deral government must restrain the growth in any spending not directly asso- 
ciated with the physical security of the nation“ (Office of Management and 
Budget 2003). Es fällt auf, dass der Bundeshaushalt viel stärker an der militäri- 
schen Dimensionen von Unsicherheit ausgerichtet ist als an der Bekämpfung 
sozialer und ökonomischer Unsicherheiten (Financial Times 2003a). Damit 
wurde auch ein weiterer Schritt zur Einschränkung des US-amerikanischen 
Wohlfahrtssystems gemacht, obwohl es schon jetzt im Vergleich mit anderen 
entwickelten Industrienationen eines der regressivsten ist - sowohl was die 
(mangelnde) materielle Zuwendung für sozial schwache Bevölkerungsschichten 
angeht, als auch im Hinblick auf den strafenden und überwachenden Charak- 
ter des Systems (Platt 2003). 

Ein weiterer Aspekt der NSS betrifft die Vertiefung und Ausweitung staatlicher 
Repression in den USA durch die Rücknahme von Bürgerrechten. Dies zeigt 
sich nicht nur in der Art und Weise, wie die US-Regierung versucht, das Si- 
cherheit-Unsicherheits Paradoxon im eigenen Land zu bewältigen, sondern 
auch im außenpolitischen Umgang mit den Ländern des Südens. Ein ausge- 
zeichnetes Beispiel für den Zusammenhang zwischen innen- und außenpoliti- 
schen Formen repressiver Politik bilden der Patriot Act und eine Reihe spezi- 
fischer Indikatoren des MCA, wie etwa die Implementierung ziviler und poli- 
tischer Rechte.'” In Anbetracht dessen, dass Bürgerrechte innerhalb der USA 
zunehmend eingeschränkt werden, fragt man sich, wie die Forderung der Ver- 
einigten Staaten, diese Rechte in den Ländern des Südens auszudehnen, eigent- 
lich zu verstehen ist. Der Patriot Act, der im Oktober 2001 durch den ameri- 
kanischen Kongress ging, wurde öffentlich mit der Notwendigkeit begründet, 
angemessene Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus ergreifen zu müs- 
sen und Amerika dabei zu einen und zu stärken. Die Mittel zur Erreichung 
dieses Zieles bestehen in einer bislang beispiellosen Rücknahme von Bürger- 
rechten und der massiven Zunahme der Überwachung und Einkerkerung so- 
wohl von Migranten als auch von US-Bürgern (Rampton/Stauber 2003). 


Das MCA: Eine Strategie zur Bewältigung des 
Sicherheit-Unsicherheits Paradoxon 


Ausgeschlossene Staaten und die National Security Strategy (NSS) 


Gemäß der NSS stellen failed states eine direkte Bedrohung für die nationale 
Sicherheit der USA dar. An dieser Stelle ist es hilfreich den Begriff der failed 
states näher zu betrachten. Gemeinhin kann kaum davon die Rede sein, dass 
es einen Konsens über die Bedeutung dieser Bezeichnung gibt. Von der US- 


13 Diese beiden Indikatoren werden vom Freedom House definiert und quantitativ gemessen. 
Für weitere Informationen siehe Freedom House (2003). 
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Regierung werden failed states, wie etwa Nigeria, Afghanistan, Sierra Leone, 
Iran, Bosnien und Somalia definiert als „countries in which the central gov- 
ernment does not exert effective control over, nor is it able to deliver vital 
services to, significant parts of its own territory due to conflict, ineffective 
governance, or state collapse“ (Rice 2003). Folgt man dieser Logik, dann stel- 
len failed states nicht nur Operationsbasen und sichere Häfen für den interna- 
tionalen Terrorismus dar. Angesichts ihrer großen „Entwicklungsdefizite“ (z.B. 
betreffend ökonomischer Freiheit für das Kapital und der Geltung bürgerli- 
chen Rechts), gäbe es in diesen Staaten auch ein großes Potential an Unzufrie- 
denheit und Gewalt, das auf andere Länder übergreifen könne (White House 
2002). Repressive und kontrollierende Politiken gegenüber den betreffenden 
Länder beziehen ihre Legitimation aus der Position, dass alle Staaten das Recht 
hätten, durch ihre Politik gegenüber den failed states dem Terrorismus vorzu- 
beugen, durch den sie selbst ansonsten geschädigt würden.'* Um das MCA besser 
zu verstehen ist es hilfreich sich zu fragen, was die US-Regierung eigentlich als 
den Hauptursache für die Entstehung der „ausgeschlossenen Staaten“ ansieht." 
Obwohl die US-Regierung keinen einfachen Zusammenhang zwischen Armut 
und Terrorismus herstellen will, stellt sie doch stark darauf ab, dass ein hohes 
Maß an Armut auch ein größeres terroristisches Potential mit sich bringt. Die 
NSS stellt klar, „the events of September 11, 2001, taught us that weak states, 
like Afghanistan, can pose as great a danger to our national interests as strong 
states. Poverty does not make poor people into terrorists and murderers. Yet 
poverty, weak institutions, and corruption can make weak states vulnerable to 
terrorist networks and drug cartels within their borders“ (Daalder et. al. 2002). 
Sollen zukünftige terroristische Aggressionen gegen Amerika verhindert wer- 
den, so muss die US-Regierung in dieser Logik ein höheres Maß an Kontrolle 
über die innenpolitischen Prozesse in den betreffenden Ländern gewinnen. 
Die US-Hegemonie in der globalen politischen Ökonomie soll dadurch gesi- 
chert werden, dass die failed states marktorientierte Politiken implementieren, 
sich der Globalisierung öffnen und so die Armut im Land überwinden. In die- 
sem Kontext gibt es aktuell zwei Hauptstrategien, die ärmsten Regionen der 
Welt in die „goldene Zwangsjacke“, von der oben schon die Rede war, zu ste- 
cken: die eine besteht darin, dass die International Development Association 
(IDA) der Weltbank die Kredite der betreffenden Länder in Fördergelder um- 
wandelt, deren Vergabe wie schon erwähnt an messbare Kriterien gebunden 
wird; die andere Strategie ist das MCA. 


14 Natürlich wird von der US-Regierung nicht thematisiert, dass die Bedeutung des Begriffs 
„failed states“ in hohem Maße subjektiv und interessengeleitet ist. Eine kritische Auseinan- 
dersetzung findet sich bei Martin Khor (2002). 

15 Wenn es um die Frage geht, warum diese Staaten heute daran scheitern, den Kapitalinteres- 
sen gerecht zu werden, spielen die Jahrhunderte kolonialer und imperialistischer Ausbeutung 
und Unterdrückung im offiziellen Diskurs selbstverständlich keine Rolle. 
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Die Intensivierung neoliberaler Disziplin durch Entwicklungshilfe 


Um sicher zu stellen, dass sich die ärmsten Länder den neoliberalen Prinzipien 
anpassen, setzt die Bush-Regierung vor allem auf unilaterale Lösungen, die je- 
doch auf der Grundlage eines multilateralen Fonds, wie etwa der IDA, umge- 
setzt werden. Die IDA ist eine Schlüsselinstitution innerhalb der Weltbank- 
gruppe (Pincus/Winters 2002). Sie wurde 1960 geschaffen, um die ärmsten 
Länder der Welt bei der Armutsbekämpfung zu unterstützen. Dazu vergibt sie 
zinslose Kredite mit einer Laufzeit von 35-40 Jahren und einem Tilgungsauf- 
schub von zehn Jahren.‘ Um eine maximale entwicklungspolitische Kontrolle 
zu erreichen, hat die US-Regierung darauf insistiert, dass die IDA ihre Kredite 
in Fördergelder (grants) umwandelt. Das US-Finanzministerium erklärte dazu: 


„Der neue Vorschlag, den wir der Weltbank gemacht haben, besteht darin, die Beiträge der die 
IDA finanzierenden Länder an messbare Resultate zu knüpfen. Fördergelder können viel effekti- 
ver an eine bestimmte Erfolge gebunden werden als Langzeitkredite. Man muss eine Leistung 
erbringen oder man bekommt die Fördergelder nicht. (...) Die Vereinigten Staaten haben ihre 
Beiträge an die IDA in den 1990ern reduziert. Wir beabsichtigen diesen Trend umzukehren. Wir 
wollen unsere IDA-Beiträge erhöhen, aber in unseren Augen ist es essenziell, dies in einer Art 
und Weise zu tun, durch welche die Beiträge eng an Resultate gebunden werden.“ (Taylor 2002) 

Das Konzept der leistungsabhängigen Fördergelder ist keine neue Idee. Der 
Vorschlag, traditionelle Kredite durch Fördergelder zu ersetzen, fand in neo- 
konservativen Kreisen enthusiastische Unterstützung. Die außerordentlich ein- 
flussreichen amerikanischen think tanks, wie etwa die Heritage Foundation 
oder die International Financial Institution Advisory Commission, auch be- 
kannt als Meltzer Commission, heißen das Projekt ausdrücklich gut (Schaefer 
2001). Für Adam Lerrick und Allan H. Meltzer, beide Befürworter von För- 
dergeldern, stellen die leistungsabhängigen Fördergelder eine viel effektivere 
Form der Kontrolle über Staaten und Märkte im Süden dar als traditionelle 
Kredite. Fördergelder können zum einen an konkrete Projekte geknüpft und 
diese Projekte dann unter Wettbewerbsbedingungen ausgeschrieben und 
durchgeführt werden (Zugang haben dann auch ausländische Marktteilneh- 
mer) und die Projektfinanzierung kann außerdem auf die Weltbank und das 
Empfängerland verteilt werden. Zum anderen würde das Konzept der Förder- 
gelder eine Überprüfung der Ergebnisse auf der Grundlage quantifizierbarer 
Kriterien erlauben. Diese sollten auf die Verbesserung der Lebensbedingungen 
und damit zusammenhängend auf wirtschaftliches Wachstum abzielen: vor al- 
lem betrifft dies die Bereiche Gesundheit und Wasserversorgung, aber auch die 
Anzahl der geimpften Babies, die Verbesserung der Alphabetisierungsrate, usw. 
(Lerrick/Meltzer 2002). Das Konzept der Vergabe leistungsabhängiger Förder- 
gelder durch die IDA stößt jedoch nicht bei allen Regierungen auf Zustim- 
mung: zahlreiche G7-Staaten stehen diesem Vorschlag kritisch gegenüber (San- 


16 Gegenüber der IDA agieren die Vereinigten Staaten bereits seit den frühen 1980er Jahren 
zunehmend unilateral und preemptiv, siehe Kapur ( 2002). 
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ford 2002). Die USA versuchen daher das Konzept offensiv und unilateral zu 
implementieren. 

2002 stellte die US-Regierung der IDA zusätzliche Finanzmittel in Aussicht, 
wenn diese ihre Arbeit auf der Grundlage messbarer Kriterien aufnehmen und 
diagnostische Einschätzungen über eine Reihe von Schlüsselländer liefern 
würde. Gemäß US-Finanzminister John Snow „for the first time IDA donors 
are able to link a portion of their contributions to the achievement of results. 
The U.S. committed to increase its budgetary request by 18 per cent for IDA. 
Of the $2.85 billion U.S contribution to IDA, $300 million is contingent on 
improving results in a concrete and measurable way.“ Vom Erfolg der IDA 
überzeugt, kündigte Snow im April 2003 dann an, sich für die Bereitstellung 
zusätzlicher 100 Millionen USD einzusetzen (US-Treasury Department 2003). 


MCA: Das neue Programm für eine globale Entwicklungspolitik 


Am 8. September 2000 verpflichteten sich die Staatschefs der Welt die Armut 
in ihren Ländern bis zum Jahr 2015 zu reduzieren. Um dieses Ziel der Mille- 
nıum Declaration zu erreichen, lud UN-Sekretär Kofi Annan im März 2002 zu 
einer Financing for Development Konferenz ins mexikanische Monterrey ein. 
Hier kündigte Präsident Bush seine Absicht an, die US-Auslandshilfe für arme 
Länder über einen Zeitraum von drei Jahren hinweg massiv aufzustocken. 
5 Mrd. Dollar jährlich sollten, so Bush, der US-amerikanischen Entwicklungs- 
hilfe (ODA) zusätzlich zur Verfügung gestellt werden: 1,7 Mrd. Dollar im 
Haushaltsjahr 2004, 3,3 Mrd. Dollar 2005 und 5 Mrd. Dollar jährlich ab 2006 
(US-Agency for International Development 2002). Der Kongress reduzierte 
den von Bush vorgeschlagenen Haushalt um 1,8 Mrd. Dollar. Damit war die- 
ser noch um 6% höher als der für das laufende Finanzjahr bewilligte Betrag 
(US-Department of State 2003). Jedoch ändert die vom Kongress beschlossene 
Reduzierung der Haushaltsmittel für das MCA nichts an dessen Rolle als 
Trendsetter für die Entwicklungspolitik. So werden die Fonds des MCA nicht 
etwa von der USAID sondern von der Millennium Challenge Corporation 
(MCC) verwaltet, obwohl die USAID ein ‚Schlüsselpartner‘ des MCA sein soll 
und viele MCA-Programme implementieren soll. Dabei versucht das Weiße 
Haus die MCC als unabhängige Agentur zu etablieren, deren Spitze vom Prä- 
sidenten der Vereinigten Staaten eingesetzt wird. Dagegen würde der Kongress 
die MCC gern unter der Obhut des Außenministeriums arbeiten lassen und 
somit einer stärkeren Kontrolle unterwerfen. Im Gegensatz zur traditionellen 
Form der Entwicklungshilfe, zielt das Programm mit seinem Profil der leis- 
tungsabhängigen Fördergelder darauf ab, Politikimplementierungen nach 
messbaren Resultaten zu belohnen und konkrete Handlungspläne zu entwer- 
fen, die sicher stellen, dass die von der NSS gesteckten Ziele auch erreicht 
werden. Mit den Worten von Präsident George W. Bush. 
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„Länder, die nach diesen drei weit gefassten Standards handeln - gerecht regieren, zum Wohl der 
eigenen Bevölkerung investieren, und die ökonomische Freiheit fördern - werden zukünftig von 
Amerika mehr Hilfe erhalten. Und, wichtiger noch, sie werden diese Hilfe nicht mehr lange 
brauchen, denn Nationen mit soliden Gesetzen und politischen Programmen werden mehr Aus- 
landsinvestitionen anziehen. Sie werden größere Handelseinkommen erwirtschaften. Und sie 
werden merken, dass dieses Kapital effektiver und produktiver investiert wird, um mehr Jobs für 
die Menschen zu schaffen. Ich fordere andere Nationen und entwicklungspolitische Banken des- 
halb auf, dieses Konzept ebenfalls anzunehmen“ (Bush 2002). 

Die MCA soll für diejenigen Länder Hilfe bereit stellen, die erfolgreich gezeigt 
haben, dass sie die 16 erforderlichen Kriterien erfüllen und damit drei zentra- 
len Ansprüchen gerecht werden: (1) gerecht regieren; (2) in die Bevölkerung 
investieren; und (3) wirtschaftliche Freiheit garantieren (siehe Tabelle). Zwar 
drücken sich in diesen drei Bedingungen die zentralen Elemente des offiziellen 
entwicklungspolitischen Diskurses aus, z.B. der Imperativ des ökonomischen 
Wachstums, freier Kapitalverkehr, ein solides makroökonomisches Funda- 
ment, Good governance und demokratische Werte. Gleichzeitig wird aber die 
Idee des empowering durch den preemptiven Charakter des MCA überschat- 
tet. Das weiter unten aufgeführte Zitat des US-State Departments illustriert, 
dass das MCA den Diskurs des empowering development, etwa im Hinblick 
auf die Begriffe Eigentumsrechte und soziale Inklusion (Partnerschaft, Partizi- 
pation) teilt, während es aber gleichzeitig die failed states diszipliniert und 
kontrolliert, um sie den Marktprinzipien zu unterwerfen. Die entwicklungspo- 
litische Sorge um die Befähigung (empowerment) der betroffenen Menschen 
stößt also schnell an Grenzen, wenn es darum geht, dass die politischen Re- 
formen entlang der 16 unten aufgeführten Kriterien im Partnerland verankert 
werden müssen. Angesichts der Ineffizienz der Strategie der Konditionalität, 
wie sie vom IWF und der Weltbank angewendet wurde, betonen die Architek- 
ten des MCA die Notwendigkeit, in den betreffenden Ländern einen starken 
Einfluss auf innenpolitische Transformationsprozesse zu nehmen. Wie das un- 
ten folgende Zitat verdeutlicht, werden die Reformen dazu nach dem klassi- 
schen ‚top-down‘ Verfahren implementiert und mit Formen einer intensivier- 
ten Kontrolle durch die USA kombiniert. 

Im Gegensatz zum Multilateralismus, wie er sich in Clintons engagement and 
enlargement Strategie ausdrückte oder auch im Konzept des empowering deve- 
lopment zeigt, zeichnen sich diejenigen Institutionen, die an den Evaluie- 
rungsprozessen auf der Grundlage der 16 Kriterien beteiligt sind, entweder 
durch ihre Nähe zu neo-konservativen amerikanischen Organisationen wie der 
Heritage Foundation und dem Freedom House aus oder sie gehören zu den 
von den USA dominierten internationalen Finanzinstitutionen. Jedes Urteil 
auf der Grundlage der oben aufgeführten Kriterien wird somit aus einer rein 
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Berechtigungskriterien für Fördergelder des MCA 


INDIKATOR AGENTUR 

I. „Gerecht Regieren“ 

1. Korruptionskontrolle World Bank Institute” 
2. Rechtsstaatlichkeit World Bank Institute 
3. Politische Partizipation und Verantwortlichkeit World Bank Institute 
4. Effektives Regierungshandeln World Bank Institute 
5. Bürgerrechte Freedom House'® 

6. Politische Rechte Freedom House 


II. Investitionen in die Bevölkerung 


7. Anzahl der Impfungen 


WHO/World Bank 


8. Grundschulbildung: Abschlussquote 


World Bank 


9. Grundschulbildung: 
öffentliche Ausgaben gemessen am BIP 


World Bank 


10. Gesundheitswesen: 


World Bank 


öffentliche Ausgaben gemessen am BIP 


III. Wirtschaftliche Freiheit 


11. Kreditwürdigkeit des Landes Institutional Investor 
12. Inflation IMF 

13. Regulierungsqualität World Bank Institute 
14. Haushaltsdefizit gemessen am BIP IMF/World Bank 

15. Handelspolitik Heritage Foundation” 
16. Dauer einer Gewerbegenehmigung World Bank 


Que 


lle: Fact Sheet: Millennium Challenge Account, 25. November, 2002, http://www.cgdec.org. 


In: Radelet (2003, 175). 
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n. Weder die NSS noch das MCA geben eine klare Auskunft darüber, wie 
16 Kriterien inhaltlich gefüllt werden sollen, was den Ermessensspielraum 
beteiligten Institutionen erheblich ausdehnt. Es dominieren kulturelle 


Vorurteile auf der Basıs westlich-christlicher Werte und willkürliche Vorstel- 
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Das World Bank Institute (WBI) gehört zur Weltbankgruppe und schafft „learning opportu- 
nities for countries, World Bank staff and clients, and people committed to poverty reduc- 
tion and sustainable development. WBI's work program includes training, policy consulta- 
tions, and the creation and support of knowledge networks related to international eco- 
nomic and social development“ (siehe http://www.worldbank.org/wbi/). 

Das Freedom House ist „a non-profit, non-partisan organization working to advance world- 
wide expansion of political and economic freedom.“ Das Freedom House wurde etwa zur 
gleichen Zeit wie die Bretton Woods Institutionen gegründet und wird unter anderem von 
der Soros Foundation, USAID und der Ford Foundation finanziert. Weitere Informationen 
unter www.freedomhouse.org 

Die 1973 gegründete Heritage Foundation ist ein wichtiger think tank, „whose mission is to 
formulate and promote conservative public policies based on the principles of free enter- 
prise, limited government, individual freedom, traditional American values, and a strong na- 
tional defense“ (http://www.heritage.org). 
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lungen davon, wie die jeweiligen Kriterien inhaltlich definiert werden sollen. 
Angesichts des zunehmend repressiven Klimas in den USA, wie es sich etwa 
im US-Patriot Act wiederspiegelt, ist fraglich, was überhaupt unter dem Begriff 
der Bürgerrechte verstanden wird. Letztendlich werden hier stark interessenge- 
leitete politische Begriffe produziert, die dann in der Öffentlichkeit als völlig 
selbstverständlich gelten (Said 1979). Das folgende Zitat verdeutlicht, inwie- 
weit in der Zusammenarbeit zwischen der Heritage Foundation, einem wichti- 
gen Akteur in der finanzpolitischen Arena, und dem Wall Street Journal, nicht 
nur allgemeine Annahmen über die Bedeutung wirtschaftlicher Freiheit und 
der Geltung bürgerlichen Rechts in den Ländern des Südens reproduziert wer- 
den, sondern dass es hier auch um handfeste Disziplinierungsprozesse im 
Dienste von Kapitalinteressen geht: 


„Der Index of Economic Freedom wird für 161 Länder nach zehn Faktoren ermittelt, wobei für 
jeden Faktor Punkte zwischen 1 (bestes Ergebnis) und 5 (schlechtestes Ergebnis) vergeben wer- 
den. Die Faktoren sind: Handelspolitik, Staatsverschuldung, staatliche Interventionen in die 
Wirtschaft, Geldpolitik, Kapitalflüsse und Auslandsinvestitionen, Banken- und Finanzgeschäfte, 
Löhne und Preise, Eigentumsrechte, Regulierungen und Aktivitäten auf dem Schwarzmarkt. Die 
in den einzelnen Faktoren erreichten Punkte werden gemittelt, um so zu einem Gesamtergebnis 
zu gelangen, dass das Maß an wirtschaftlicher Freiheit beschreibt. Auf der Grundlage des Ge- 
samtergebnisses werden die Ländern dann als ‚frei’, ‚überwiegend frei’, ‚überwiegend unfrei’ oder 
‚unterdrückt’ eingestuft“ (Schaefer 2003: 3). 

Zum einen wird nun klar wie das MCA operieren wird. Zum anderen zeigt 
sich, dass die goldene Zwangsjacke alles andere als ein rein marktförmig ver- 
mitteltes Phänomen ist. Vielmehr handelt es sich um eine politische Strategie, 
die partikularen Interessen dient. Eine schlechte Bewertung auf dem Index of 
Economic Freedom der Heritage Foundation, der jährlich durch das Wall 
Street Journal publiziert wird, signalisiert ein höheres Investitionsrisiko für 
transnationale Kapitale. Für die betroffenen Länder hat dies Kapitalflucht oder 
einen Rückgang der Investitionen zur Folge. Dabei sind die wirtschaftspoliti- 
schen Annahmen, die dem Bewertungsverfahren zu Grunde liegen, höchst 
subjektiv und keinesfalls unumstritten. Die Korrelation zwischen wirtschaftli- 
cher Freiheit, Wirtschaftswachstum und Demokratie ist jedenfalls alles andere 
als erwiesen. Historisch betrachtet war es das autoritäre Pinochet-Regime in 
Chile, welches in den 1980er Jahren für viele Länder des Südens zum Vorreiter 
des neoliberalen Modells wurde. Auch in Ostasien wurden die großen wirt- 
schaftlichen Erfolge nicht von demokratischen sondern von autoritären Re- 
gimen erreicht. Genauso basiert die Annahme, dass wirtschaftliche Freiheit 
historisch und kulturell bedingten Bürgerkriegen, Unterdrückung und Leid in 
vielen failed states ein Ende bereiten würde, auf deformierten eurozentristi- 
schen Idealen. Diese rechtfertigen auch zunehmend physischen und ökonomi- 
schen Zwang, der durch das Zurückhalten privater Investitionen und neuer- 
dings auch öffentlicher Hilfsmittel in den betreffenden Staaten erzeugt wird. 
In dieser Hinsicht ist das MCA kein neutrales entwicklungspolitisches Pro- 
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gramm, sondern es ist von kulturellen und ideologischen Elementen durch- 
drungen. Die Konstruktion des „Wir“ und der „Anderen“ löst die Rhetorik 
des Kalten Krieges ab (die ständigen Beschuldigungen der westlichen Regie- 
rungen und Medien gegenüber den kommunistischen Regimen), sie trennt 
entlang der Linie zwischen der „Koalition der Willigen“ und der „Achse des 
Bösen“ und verzerrt und verschleiert die wachsenden Widersprüche, welche 
die neoliberale Globalisierung und der amerikanischen Imperialismus in den 
letzten Jahrzehnten hervorgebracht haben. Das MCA hat sich die altruisti- 
schen Ziele, die in den Millenium Development Goals formuliert werden, an- 
geeignet, ihre Bedeutungen verkehrt und dient vor allem den politischen Zie- 
len des amerikanischen Empire. Obwohl das neue globale Entwicklungshilfe- 
programm primär auf der Grundlage von Zwang operiert, kann es sowohl in 
der US-amerikanischen Öffentlichkeit als auch auf internationaler Ebene auf 
breite Legitimität bauen. Diese wird vor allem durch einen Diskurs produziert, 
der „die Anderen“ als eine passive, schweigende und homogene Einheit be- 
schreibt, welche sich der neoliberalen Modernisierung verweigert und daher 
stets eine potentielle Bedrohung für „den Westen“ bleibt. Dieser mit dem 
MCA eng verwobene Diskurs degradiert die Menschen in den kolonisierten 
Kulturen zu machtlosen Objekten. Edward Said weist auf ein zentrales Ele- 
ment in der Durchsetzung dieser Kultur der Machtlosigkeit hin: das in den 
ausgeschlossenen Staaten produzierte Wissen wird von den Massenmedien, 
von bilateralen Partnern, privaten Kreditgebern und Investoren schlicht und 
ergreifend als illegitim erachtet, als nicht-Wissen, als Nonsens (Said 1979). Das 
Resultat der Kultur des „machtlosen Anderen“ im offiziellen Entwicklungsdis- 
kurs, insbesondere im MCA, ist die allgemeine Annahme, dass es nur einen 
Weg der „Entwicklung“ gibt: die Akzeptanz der neoliberalen Globalisierung 
und der westlichen Demokratie. 


Fazit 


Das MCA steht für eine offensive, repressive und vor allem US-dominierte 
Form der Entwicklungspolitik, deren Inhalte sich aber von denen vorangegan- 
gener entwicklungspolitischer Programme nicht substantiell unterscheiden. 
Aus einer historisch-materialistischen Perspektive zeigt sich, dass die Genese 
und die innere Natur des MCA als Momente der Restrukturierung des ameri- 
kanischen Imperialismus im widersprüchlichen Kontext neoliberaler Globali- 
sierungsprozesse verstanden werden müssen. Mit dem Versuch, das MCA zu 
dekonstruieren, sollte hier über die allgemeine Annahme hinausgegangen wer- 
den, dass das MCA ein unmittelbares Resultat der tragischen Vorfälle vom 11. 
September darstellt. Statt dessen wurde hier eine Auseinandersetzung mit dem 
Inhalt des MCA und der zunehmend offensiven und repressiven Politik des 
amerikanischen Empires gegenüber den Ländern des Südens geleistet. Dabei 
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wurde gezeigt, dass Bushs preemptive Entwicklungsagenda aus dem Zusam- 
menwirken von mindestens drei Faktoren entstanden ist - welche nicht etwa 
durch die Vorfälle vom 11. September 2001 verursacht wurden, sondern viel- 
mehr in diesen gipfelten. Erstens: Insbesondere seit dem Zerplatzen der speku- 
lativen Blasen an der Börse kann nicht nur ın der USA eine Krise des Vertrau- 
ens in die neoliberale Regierungspolitik beobachtet werden. Auch in den aus- 
geschlossenen Staaten ist diese Vertrauenskrise gegenüber dem Neoliberalis- 
mus virulent geworden. In den meisten Drittwelt- und Schwellenländern sind 
die Einkommensniveaus gefallen, Armutsraten steigen und die Schere zwi- 
schen reichen und armen Ländern hat sich geöffnet. Zweitens: Ein Großteil 
der westlichen Investitionen fließt in die emerging markets. Die ärmsten Län- 
der, welche die Zielgruppe des MCA darstellen, erhalten dagegen kaum private 
Investitionen und auch die multilateralen und bilateralen Hilfsleistungen für 
diese Länder nehmen ab. Drittens hat die US-Ökonomie, die bislang als welt- 
weiter Wachstumsmotor fungierte, nach dem Crash vom August 2000 einen 
deutlichen wirtschaftlichen Abschwung erfahren. Die Arbeitslosigkeit nimmt 
zu und befindet sich auf dem höchsten Niveau seit 1994, das Haushalts- und 
Handelsdefizit wächst schnell, die Konsumenten- und Unternehmensschulden 
weisen auf eine Schwächung der US-Ökonomie hin. Im Gegensatz zu dem, 
was die Rhetorik des amerikanischen „Krieg gegen den Terrorismus“ offiziell 
verlautbart, richtet sich die Sicherheitspolitik der USA mehr und mehr an der 
Notwendigkeit aus, konstant und zunehmend repressiv in die Staaten und 
Märkte des Südens zu intervenieren, um die eigenen Interessen dort zu schüt- 
zen. Diese Politik steht in krassem Gegensatz zu der lauthals verkündeten Ab- 
sicht, Demokratie und Freiheit in die Welt zu tragen. Es scheint, dass der 
Trend zum intensivierten ökonomischen und militärischen Zwang zur domi- 
nanten Strategie wird, um das „New American Century“ zu erreichen. 
Übersetzung aus dem Englischen von Henrik Lebuhn 
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